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Als die Bundeszentrale für politische Bildung und das Statistische Bundesamt im Jahr
1983 zum erstenmal als Gemeinschattsverötlentlichung den,,Datenreport" herausga-
ben, verfolgten sie in erster Linie das Ziel, interessierten Slaatsbürgern wichtige
Ergebnisse der amtlichen Statistik in leicht verständlicher Form näherzubringen. Damil
sollten vor allem Einsichten in Größenordnungen von Gegebenheiten und Problemen
vermittelt, zugleich aber auch die Bedeutung statislischer Zahlen für eine rationale
Entscheidungslindung in Politik, Wirtschaft und Gesellschafl herausgearbeitet und ihr
enger Bezug zur persönlichen Lebenssituation jedes einzelnen deutlich gemachtwerden.

Eine zweite Ausgabe erschien 1985, erweitert um einen Teil ll ,,Objektive Lebensbedin-
gungen und subjektives Wohlbefinden", der vom Sonderforschungsbereich 3 der Univer-
sitäten Frankfurt und Mannheim konzipiert worden ist. Damit schlug der ,,Datenreport"
eine Brücke zwischen den Zahlen und Fakten aus der amtlichen Statistik und den
Erkenntnissen der Sozialwissenschaft über subjektive Tatbestände, also Meinungen,
Bewertungen und Vorstellungen, die außerhalb des Erhebungsprogramms der Statisti-
schen Amter liegen. Dieser wichtige Schritt zu einer umlassenderen Darstellung der
wirtschafllichen und gesellschaftlichen Situation in der Bundesrepublik Deutschland in
Form einer ,,Sozialberichterstattung" fand beieinem großen Leserkreis schnellAnklang.
Deshalb hat sich die Bundeszentrale für politische Bildung zu einer Neuauflage als
,,Datenreport 1987" in ähnlicher Form entschlossen. Das Statistische Bundesamt aktuali-
sierte die Zahlen für Teil l, Texte und grafische Darstellungen wurden überarbeitet und
ergänzt. Für Teil ll, der Beikäge über,,Lebenslagen und gesellschaltliche Probleme"
enthält, konnten im Sonderforschungsbereich 3 der Universitäten Frankfurt und Mann-
heim neuere Ergebnisse von Umlragen, u. a. desZentrumslür Umkagen, lrlethoden und
Analysen (ZUIVA), Mannheim, sowie des Deutschen lnstituts für Wirtschaftsforschung
(DlW), Bsrlin, verwendet werden.

Herausgeber und Autoren hotfen, daß diese neue Ausgabe des ,,Datenreport" weitere
Benutzerkreise gewinnen kann und auch fürjene Leser zusätzliche Einsichten bringt, die
diese Verötfentlichung bereils kennen.

Das Direktorium der Bundeszentrale für politische Bildung

Franklin Schultheiß Horst Dahlhaus Wolfgang Maurus

Der Präsident des Statistischen Bundesamtes

Egon Hölder

Vonruort
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Einführung

Walter Müller
Gesellschaftliche Daten -
Wissen für die Politik

Dieser Band zeichnet mit autschlußreichen Zahlen, Tabellen und Graphiken ein Bild über
Slaat, Gesellschaft und Wirlschaft der Bundesrepublik Deutschland und analysierl die
objektiven Lebensbedingungen und das subjektive Wohlbefinden ihrer Bevölkerung. Er
istfüreine breile Ötfentlichkeit bestimmt und versuchtauch Leserzu erreichen, dieweder
das Statistische Jahrbuch noch andere Datensammlungen in ihrem Bücherschrank oder
aul andereWeise leichtverfügbar haben. Deshalb richtetsich auch meine Einlührungvor
allem an die Leser, die nicht professionelle Nutzer von Statistiken sind. Sie versucht die
Bedeutung von statistischen Oaten über eine Gesellschaft darzustellen und Hinweise zu
geben, wiedie in diesem Band gebotenen lnlormationen in ein Gesamtbild von Daten, die
wir benötigen, einzuordnen sind:

O Weshalb sind moderne Gemeinwesen zunehmend auf verläßliche Daten und
lnformationen statistischer Arl über sich selbst angewiesen, und weshalb kann
eine informierte Auseinandersetzung mit modernen Gesellschalten und ihrer
Entwicklung auf grundlegende empirische Kennziffern nicht verzichten?

o Welche Bedeutung haben solche lnlormationen für rationale politische Entschei-
dungen?

O Welche Sachverhalte überdiese Gesellschaft können wir aus den Daten erfahren,
die in diesem Band enthalten sind? WelcheWirklichkeitsausschnitte zeigen sie auf,
und wie beleuchten sie diese Wirklichkeit? Wie sind diese Zahlen einzuordnen in
die Vorslellungen einer umfassenden Sozialberichterstattung, wie sie in den
zurückliegenden 20 Jahren entwickelt wurden?
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Gesellschaftlicher Wandel und der Bedarf
an systematischer lnlormation
Wozu ein Gesellschaftsbild aus Zahlen, zumal,eder aus alltäglichen Beobachtungen und
Erfahrungen - am Arbeilsplatz und in der Freizeit, in der privaten Welt, in der
Ötfentlichkeit und in den Medien die Wirklichkeat dieser Gesellschatt weit hautnaher
und konkreter erlebt, als es noch soviele aufwendig berechnete Zahlen zu demonstrieren
vermögen?

Lebensnäher isl die Alltagserfahrung ohne Zweifel, aber darin liegt auch ihre große
Begrenzung: Jeder lebt in seinereigenen kleinenWelt und erlährtauch nurdas,womitihn
diese Welt in Kontakt bringt, Was er beobachtet, ist verzerrt durch die Brille seiner
sozialen Lageund seiner lnteressen. Sozialwissenschaltler sagen, daß Wahrnehmungen
und Beobachtungen selektiv sind, ausgewählt aus einer unendlichen Fülle unterschiedli-
cher Wirklichkeiten und möglicher Wirklichkeitsansichten. Der Akademiker hat keinen
direkten Zugang zur Lebenswelt des Arbeiters. Der Arbeiter, der mit dem Risiko lebt,
seinen Arbeitsplatzzu verlieren, siehtdie Gesellschaft anders als dergesicherte Beamte,
und junge Menschen kennen Erfahrungen und Nöte älterer Menschen kaum. Aus
persönlichen Beobachtungen etwas Allgemeines über die Wirklichkeit dieser Gesell-
schaft und ihre Entwicklung aussagen zu wollen, erscheint deshalb als hotfnungsloses
Unterlangen.

Daß die Gesellschaft in zahlreiche unterschiedliche Lebenswelten zerfällt, ist ein
Wesenszug moderner induskieller, vielleicht schon nachinduskieller, Gesellschaften. Sie
unterscheiden sich darin von den vorindustriellen Gesellschatlen. Gesellschatlen vorder
lndustrialisierung sind vergleichsweise einfache soziale Gebilde. Die Lebensräume, in

denen Menschen sich bewegen, haben enge Grenzen: Dörler oder Städte mit wenigen
tausend Einwohnern und ihre unmittelbare umgebung. Diese Einheiten versorgen sich
weitgehend selbst. Einen Staat im heutigen Sinne gibt es nicht. Über lange Zeiträume
verändertsich die Gesellschafl kaum. Diese Gesellschaft istklein, überschaubar, und die
Bindung an die Tradition sichert ihren Bestand. Eine solche Gesellschaft kommt ohne
statistische lnformationssysteme aus. Aberes ist kein Zufall, daß der allmähliche Ausbau
slatistischer Amter und die systematische Gesellschaftsbeobachtung mit dem weitge-
henden gesellschaftlichen Ditferenzierungsproze ß zusammenfällt, der mit der lndustriali-
sierung und der Bildung moderner Nationalslaaten einsetzt (Flora 1977).

lrit der lnduslrialisierung wsiten sich Arbeitsteilung und Spezialisierung aus und vergrö'
ßern die Abhängigkeiten zwischen Personen und lnstitutionen, die unlerschiedliche
Aulgaben wahrnehmen. Die Bevölkerung wächst mit großer Geschwindigkeit und
wandert in die Städte ab, in denen es induskielle Arbeitsplälze gibt. Städte werden zu
Großstädten. Wachsende Anteile der Güterproduktion verlagern sich in getrennte
Arbeitsstätten aus den bisherigen Selbstversorgerhaushalten heraus. Arbeitsmärkte und
Gütermärkte mit dem Problem der Abstimmung von Angebol und Nachfrage nehmen an
Bedeulung zu. Je mehr sich die Güterproduktion zur industriellen lvlassenfertigung
wandelt, um so größer werden die Unsicherheiten, ob die Konsumenten die angebotenen
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Güter nachlragen werden. Die Zusammenballung von Kapital, die technische Entwick-
lung und die Konkurrenz zwischen Unternehmen, bei denen die stärkeren die schwäche-
ren vom Markt verdrängen, führen zu zunehmend größeren Produktionseinheiten.
Entscheidungen, die zentral in Großunternehmen getrotfen werden, haben weilerrei
chende Konsequenzen als Entscheidungen in Kleinbetrieben, Fehlentscheidungen brin-
gen wachsende Kosten und treflen größere Kreise der Bevölkerung.

Gleichzeitig entsteht der moderne Staat. Erdurchdringl die Gesellschaft mehr und mehr,
da ihm ständig neue Aufgaben zuwachsen oder er solche bewußt an sich zieht.
lrittlerweile gibt es kaum gesellschattliche Bereiche, in die seine Aktivitäten nicht
hineinwirken. lvit Gesetzen erläßt er Regeln, Gebote und Verbote. Durch Beiträge und
Steuern, Subvenlionen und Transterzahlungen setzt er finanzielle Anreize. Ersteht in der
Verantwortung, durch globale Steuerungsimpulse oder selektive lnterventionen die
Vollbeschättigung sicherzustellen, aber auch in jenen Bereichen tätig zu sein, die kotz
gesellschaftlichen Bedarfs privaten Unternehmen nichl ausreichend gewinnbringend
erscheinen. Dem Staat obliegt es, die lnhastruktur für wirtschaftliche Aktivitäten, für das
private und ötfentliche Leben zu schaffen: Verkehrswege zu erslellen, die wissenschaltli-
che Forschung zu sichern, Kommunikationssysteme, Freizeiteinrichtungen und lnslitutio-
nen der Kulturpflege aulzubauen oder zu unlerstützen. Er sorgtfür Sicherheit und gilt als
zuständig dafür, daß die natürlichen Ressourcen nicht verschwendet werden, und die
Umwell nicht zerstört wird. Um die Wunden des Kapitalismus zu heilen oder Belastungen
zu begrenzen, hat er als Wohlfahrtsstaat auch die Garantie der Grundversorgung der
Bevölkerung in den materiellen Lebensbedürfnissen übernommen. Durch Kompensa-
tionszahlungen im Falle von Krankheit, lnvalidilät, Unfall, Arbeitslosigkeit oder Alter
werden durch ihn große Teile des Sozialproduktes umverteilt. Schließlich hat der Slaat
insbesondere in den beiden zurückliegenden Jahrzehnten das Netz seiner Dienstleistun-
gen in großem Stil ausgedehnt: durch den Ausbau des Bildungswesens, den Autwand lür
die medizinische Versorgung und zahlreiche Beratungs- und Betreuungsdiensle der
sozialen und psychologischen Lebenshilfe.

l\rit Staat und Widschaft wandelt sich auch die Sozialstruktur im engeren Sinne. Das
Bildungs- und Qualilikationsprofil der Bevölkerung unterliegt ständigem Wandel. Die
Erwerbstätigen teilen sich auf in eine zunehmend größere Zahl unterschiedlicher Berufe,
von denen manche an Bedeutung zunehmen, andere zurückgehen. Selbst innerhalb
gleicher Berufe ändern sich durch technische Entwicklungen und Neuerungen in der
Arbeitsorganisation laufend die lnhalte von Tätigkeiten. Lohnarbeit wird zwar lür weit
überwiegende Teile der Bevölkerung zur Basis des Lebensunterhalts, aber mil sehr
unterschiedlichen Erwerbschancen, Arbeitsbedingungen und Beschäftigungssicherheit.
Durch diese Entwicklungen verändern sich lnteressenlagen und Bedingungen der
lnteressenformierung. Die traditionellen Klassenstrukturen verlieren an Bedeulung. Es
kommt zu neuen Formierungen in der Parteienarena und zu neuen direkteren Formen
politischer Partizipation durch Bürgerinitiativen, Betrotfenen- und Protestgruppen.

Eine weitere mitdem gesellschaftlichen Ditlerenzierungsprozeß verbundene Entwicklung
der Sozialstruktur betritft die Einbindung des lndividuums in die Gesellschaft überhaupt.
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Sie erfolgt in der durch weitgehende Anonymität gekennzeichneten irassengesellschalt
nicht mehr über die Familie und ihren Platz in der überschaubaren Welt des Dorfes oder
der Kleinstadt, sondern durch eine Vielzahl spezifischer Rollenbeziehungen, die sich zum
Teil konflikthatt widersprechen, zum Teil nur situationsspezifisch wirksam sind. Die
lntegration des lndividuums in die Gesamtgesellschafl vollzieht sich heule typischerweise
durch außerfamiliäre Einbindung in lnstitutionen wie die Schule, Arbeitsstätten, lnteres-
senverbände, Parteien, Kirchen, Sport- und Freizeitvereine. Damit verbunden ist eine
Autteilung des Lebenslaufs in standardisiede Lebensabschnitte, die von gesellschaftli-
chen lnstitutionen geprägt sind: vom Lebensabschnitt des Kleinkindes über die Kinder-
gartenzeit und das Schüler oder Studentendasein zum Erwachsenenalter mit seinem
Eingebundensein in Erwerbsfähigkeit bis hin schließlich zu einem vom übrigen Leben und
der übrigen Gesellschaft deutlicher als früher abgegrenzten Ruhestand.

ln der Summe all dieser, allgemein als gesellschaftlicher Ditferenzierungsprozeß
bezeichneten Entwicklungen in Wirtschaft, Staat und Sozialskuktur gliedert sich die
Gesellschaft in vielfältige Einheiten auf. Sie haben je eigene Zuständigkeiten und
Leistungsverpflichtungen, stehen abel in komplexen Abhängigkeilsbeziehungen zuein-
ander, und ihre lntegration muß sichergestellt werden. Vom lndividuum aus gesehen,
werden ,,Bedürfnisbelriedigungen, die früher in ein und demselben sozialen Zusammen-
hang erfolgten, auseinandergerissen" (Hondrich 1982, S.7). lhre Befriedigung muß
durch das Zusammenwirken verschiedenster gesellschaftlicher lnstitutionen und Teil-
systeme erfolgen.

Je ditferenzierter die Gesellschaft wird, um so ausgeprägter und häufiger werden
Abstimmungsprobleme zwischen verschiedenen Bereichen und lnstitutionen. Je mehr
zum Beispiel in diesem Differenzierungsprozeß der kontinuierliche Fluß des Lebens sich
in unterschiedliche, mehr oder weniger standardisierte Lebensabschnitte autteilt, um so
schwerwiegender und zahlreicher werden Übergangsprobleme zwischen verschiedenen
Abschnitten. Die sich zuspitzenden Abstimmungsprobleme zwischen Bildungssystem
und Beschättigungssystem sind nur eines unter vielen Beispielen.

Otfensichtlich ist nun, daß mitzunehmender Differenzierung auch der lntormationsbedarf
über die Entwicklung in den verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen wächst, da
weder die Annahme einervorherbestimmten Harmonie der verschiedenen Entwicklungs-
prozesse noch die einer allgemeinen Abstimmung durch eine unsichtbare Hand sehr
realistisch ist. Je weniger sich eine Gesellschaft an fixierte Traditionen bindet, sondern
sich Optionen für Wand€l und Entwicklungen ötfnet, um so dringender wird genaues
Wissen über ihren zustand und über Trends ihrer Entwicklung.

Je dilferenzierter eine Gesellschaft wird, um so eingegrenzter, selektiver und durch die
eigene Lokalisierung in der Gesellschaft verzerrt, wird aber gleichzeitig die Alltagswahr-
nehmung. Um so dringender werden Versuche der systematischen lnformationssamm-
lung und -verarbeitung, die die Grenzen des individuellen Beobachters übeMinden und
ein möglichst umfassendes und gekeues Abbild der Gesellschaft und ihrer Entwicklung in

den verschiedenen Lebensbereichen, lnstitutionen und Entscheidungsarenen zu lielern
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vermögen. Verläßliche lnlormationen und ihre Verarbeitung sind eine der preiswertesten

Ressourcen, überdie eine Gesellschaft verfügt, nichtnur um sich ihreseigenen Zustands
zu vergewissern, sondern auch um ihre Entwicklung bewußt steuern zu können. Je
vollständiger und besser die lnformationen sind, um so größer ist die Chance, daß
Probleme adäquat diagnostiziert werden, um so eher können Fehlentscheidungen
vermieden und kann ein Konsensus im Entscheidungsprozeß gefunden werden.

Statistisch aufbereitete Daten sind das wichtigste lnstrument solcher systematischer
lnlormationssammlung und -verarbeilung. Sie bilden eine besonders herausragende
lnformationsquelle, weil sie über eine Beihe von Qualitäten verlügen, die sie über die
Alltagsbeobachtung herausheben. Sie beruhen auf gezielter Beobachtung aller in

Betracht kommenden Fälle oder einer kontrollierten Auswahl aus allen Fällen Damit
können auch Stichproben mit Hilfe von Wahrscheinlichkeilskalkülen innerhalb bestimm-
barer, in der Regel kleiner Fehlermargen ein unverzerrtes Abbild des beobachteten
Realitätsausschnittes liefeln. lm ldeallallsind statistische Befunde auch durch lrethoden
gewonnen, deren Ergebnis unabhängig vom Beobachter ist Dabei werden komplexe

Sachverhalte in einzelne voneinander trennbare Eigenschattsdimensionen aufgelöst. Ein

Beschäftigungsverhältnis etwa kann getrennt charaKerisiert werdenl nach dem Wirt-
schattszweig, in dem es geschlossen wird;danach, ob der Arbeitnehmer als Arbeiter, als
Angestellter oder Beamter eingestellt ist; nach dem Beruf, den derArbeitnehmer ausübt;
nach dem lnhalt der Tätigkeit; ob es sich um eine Vollzeit' oder Teilzeitbeschättigung
handell oder nach zahlreichen anderen Merkmalsdimensionen. Wenn auch in der
Gesamtheit seiner Eigenschatten ein Beschättigungsverhältnis einzigartig sein mag, so
wird es in den Elementen der einzelnen Dimensionen mitanderen Beschäftigungsverhält-
nissen vergleichbar. Die vergleichbaren Elementardimensionen können gezählt und
gemessen werden, und ein quantitatives Abbild komplexer Realität kann entstehen

Daß komplexe Sachverhalte in einzelne Elemente oder Aspekte aufgelÖst werden,
bedeutet nicht, daß Statistiken die Realität bis zur Unkenntlichkeit zerlegen Durch
Methoden der statislischen Analyse können die einzelnen Elemente, nachdem sie
quantitizierbar wurden, miteinander in Beziehung gesetzl und damit systematisch
Realitätszusammenhänge aufgedeckt werden. Es läßt sich dann - um Beispiele
anzulühren - bestimmen, um wieviel besser oder schlechter die Bildungschancen von
Kindern verschiedener Herkunft sind, ob Gesamtschulen im Vergleich zum dreigliedrigen
Schulsystem diese Abhängigkeiten abschwächen oder nicht, ob in Regionen mit hoher
Jugendarbeitslosigkeit die Kriminalitätsraten schneller steigen als in Regionen mit
niedriger Jugendarbeitslosigkeit, ob durch Geschwindigkeitsbegrenzungen die Zahl der
Verkehrsunfälle abnimmt. Wenn selbst in diesen einfachen Beispielen weitere Faktoren
zu berücksichtigen wären, um adäquate Antwonen aul interessierende Fragen zu
bekommen, so zeigt dies, wie sehr wir auf eine genaue Messung der einzelnen Größen
angewiesen sind, um ihre Bedeutung und ihrGewicht in komplexen Abhängigkeitsbezie-
hungen zu bestimmen. Die Beispiele sollten aber deutlich machen, daß auch lür den
politischen Bereich eine Basis für rationale Entscheidungen erstdann gefunden ist, wenn
Beziehungen zwischen Ursache und Wkkung bekannt und quantifizierbar sind.
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Gesellschaftsbeobachtung und rationale Politik

Verläßliche lnformationen und die Kenntnis sozialer Gesetzmäßigkeiten garantieren
nicht, daß eine ,,gute" Politik gemacht wird. Aber ohne gute lnformationen kann es eine
solche Politik nicht geben.

Die Poliliker tretfen beiweitem nicht immer die Enlscheidungen, die im Lichte vorhande-
ner lnformationen die angemessensten wären. Sie nehmen Rücksicht aufdie lnteressen,
die sie vertreten oder die eine starke lrachtposition in der Gesellschafl haben. Sie folgen
eigenen Präferenzen und Vorurteilen oder verteilen unsinnige Wahlgeschenke, um
wieder ins Amt zu kommen. Manchmal sind sie an Versprechungen gebunden, die sie
gegeben haben, odertreffen aus kurzfrisligen strategischen Überlegungen Entscheidun-
gen, die langfristig bedenklich sind. lranchmal gelingt es ihnen nicht, die Zuslimmung der
Bevölkerung zu einer als richtig erkannten Politik zu gewinnen, und manchmal ist der
Entscheidungsspielraum eingegrenztdurch Verpflichtungen und Abhängigkeilen interna-
tionalerArt. Daß schließlich im politischen Macht- und lnteressenkampf auch l\rißbrauch
mit lnformationen getrieben wird, ändert dennoch nichts an ihrer prinzipiellen Unersetz-
lichkeit für eine Vielzahl von Verwendungsz!4,ecken. lch will die wichtigsten kurz darstel
len: ihreVerwendung fürdie Beschreibung und die Analyse fortgeschrinener lndustriege-
sellschaflen,lür die gesellschaflliche Planung und die Vorbereitung rationaler potitischer
Entscheidungen sowie für die Erfolgskontrolle politischen Handelns.

Schon aus dem weiter oben Gesagten dürtte deutlich geworden sein, daß ditlerenzierte
Gesellschaften, wie die modernen hochinduskialisierten Wohlfahrtsstaaten aufsystema-
tisch gesammelte und analysierte Beobachtungen allein schon für die lnformation über
sich selbst angewiesen sind. Ohne statistische Buchführung kennt niemand die Entwick-
lung der Bevölkerung, die Zahl der Ausbildungs- oder Arbeitsplätze, die für die ins
Erwerbsleben eintretendejunge Generation bereitgestellt werden müssen, den Finanzie-
rungsbedarf, den die Rentenversicherungsträger aufgrund von Neuzugängen und
Anspruchsveränderungen zu erwarten haben. Niemand könnte mil Gewißheit sagen, ob
die nachwachsende Generation tatsächlich veränderte Einstellungen zum Arbeitsleben
hatoderdies nichtsweiterals einevon den Medien aufgegriffene l\rodethese istodereine
Variante der bekannten Klage der älteren Generation, daß früher alles besser war. Der
Vergleich mit früher ist durchaus wichtig, aber aussagefähig ist er nur, wenn wir im
Zeitablaul Sachverhalte mit g/erbhe, lnstrumenten immer wieder messen. Erst dadurch
wird es möglich, langkistlge Entwicklungen zu erkennen, sie von kurzfristigen Schwan-
kungen zu unterscheiden, neue Trends zu erfassen und den Regelmäßigkeilen sozialen
Wandels aul die Spur zu kommen.

ln der Verbesserung solcher Kenntnisse liegt die Voraussetzung, um die ohnehin
unvermeidlichen Entscheidungen staatlicher oder privatwirtschaftlicher lnstanzen all-
mählich aus der Nebelzone von Unwissenheit herauszuführen. Bei empirischen Daten
allein können wir nicht stehenbleiben. Sinnvoll inlerpretiert und in Entscheidungen
nutzbringend angewandt werden können sie nur im Lichte von Theorien, die wir über die
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Wirklichkeit haben. Prüft man aber die sozialwissenschattlichen Disziplinen, so sind sie

um so erfolgreicher gewesen, Anleitungen für politisches Handeln zu geben, je mehr es

ihnen gelungen ist, zentrale Begritfe ihrer Theorien auch empirisch zu messen Früher

und mit größerer Beständigkeit als andere Disziplinen hat die Wirtschaflswissenschaft es

verstanden, in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung die entscheidenden Größen

des wirtschattlichen Kreislaufs regelmäßig zu messen, daraus Problemdiagnosen abzu'
leiten und - wenn auch nicht immer, so doch oft - erfolgreich Anleitungen fÜr

gesamtwirtschattliche Steuerungsimpulse zu geben

Mit dem Wachstum der Staatsaufgaben haben sich die Anforderungen an die lnforma'
tionsbereitstellung durch systematische Gesellschattsbeobachtung zweifelsohne erhöht.
Die zunehmende Aktivität des Staates und die zunehmende Abhängigkeat der gesell
schattlichen Wohlfahrt von seinem Handeln kann man an den langfristig steigenden
Staatsanteilen oder Sozialbudgetanteilen am Sozialprodukt verfolgen. ln dieser Entwick-
lung zeigl sich eine Verschiebung von der ProduKion plivater hin zur Bereitstellung

ötfentlicher Güter. Private Güter werden über Märkte bereitgestellt, auf denen Preise

darüber entscheiden, ob sie produziert und von Konsumenten oderanderen Produzenten

auch gekauft werden. Ötfentliche Güter dagegen schatft der Staat, weil sie entweder
Hoheitsaufgaben (2. B. Sicherheit, Rechtspflege) darstellen und damit prinzipiell in seine

Zuständigkeit lallen oder weil sie auf einem lrarkt keine profitablen Preise erzielen und

deshalb keinen privatwirtschafllichen Anbieter finden, obgleich ein ötlentliches lnleresse
und ein Bedarl dafür bestehen (2. B. allgemeine lnfrastruktur' Kultur, Gesundheit'
Bildung, soziale Sicherung, Umwelt). Öflentliche Güter haben keinen Preis, der Angebot
oder Nachlrage regelt. ln Wahlen wird allenfalls über globale Politiken der Bereitstellung
von mehr oder weniger ötfentlicher Kaufkraft abgestimmt. lhre Verteilung aul einzelne
Güter erfolgt in Verhandlungen (Lobbyismus) und überTäligkeit der staatlichen lnstanzen
und Bürokratien (vgl. Zapt 1977 a). Aus den Zahlen dieses Bandes (5.188) ist zu

entnehmen, daß allein über das Sozialbudget im Jahre 1985 Ausgaben in der Höhe von
572 Mrd. Dl, getätigt wurden. l\rinimale Verbesserungen in der Etfizienz der Soziallei-
stungen von 1 % dieser Zahl ergäben die beachtliche Größenordnung von über 5 lrrd.
DM, ein Bekag, mit dem man z. B. das Rentenalter abs€nken oder fast 100000 iunge
Lehrer zusätzlich finanzieren könnte.

Da der Preis als Allokationsmechanismus lür öffenlliche Güter auställt, bekommen
aktuelle lnformationen ein besonderes Gewichl. Sie werden nicht nur benötigt, um
Fehlplanungen zu vermeiden. Sie sind eine Grundvoraussetzung für eine vorausschau-
ende Politik. Manche Entwicklungen, insbesondere etwa die Problemberge, die sich aus

demographischen Prozessen ergeben, können heute durch Simulationsstudien sehr
genau vorhergesagt werden. So ist seit Jahren die Zunahme derZahlder EMerbsperso'
nen, die eine Arbeit suchen werden, mit großer Tretfsicherheit prognostizied. Wenn
Entscheidungsträger in ihrem Handeln vorliegende Erkenntnisse nicht in Rechnung
stellen, weil etwa der Wahlzyklus dies nicht als opportun erscheinen läßt, ist dieses nicht
den Zahlen anzulasten, die eine drohende Krise mit Vorlaul signalisieren und frühzeitige
iraßnahmen zu ihrer Abwendung prinzipiell mÖglich machen.



Neben dem frühzeitigen Erkennen von Problemen beinhaltet eine rationale politik. daß
Entscheidungen für den Einsatz bestimmter Mittel und lnstrumente unter Kenntnis der
Folgen und Nebenlolgen dieser Instrumente, aber auch unter Kenntnis von Nutzen und
Kosten alternativer Entscheidungen getrotfen werden. Je mehr Kenntnis überWirkungs-
zusammenhänge aus systematischer Wirklichkeitsbeobachtung gewonnen wird und je
mehr sie das politische Handeln bestimml, um so größer wird die Chance, das zu
erreichen, was wir erreichen wollen.

irit wachsenden Staatsanteilen am Sozialprodukt muß die Forderung an Nachdruck
gewinnen, zu kontrollieren, ob Maßnahmen tatsächlich die Ergebnisse erbringen, die sie
2u etzielen vorgeben. Das amerikanische Office of the Budget hat deshalb als Regel
durchgesetzt, daß jedes staatliche Programm evaluiert wird. Wenn wir auch in der
Bundesrepublik Deutschland noch weit von einer deran konsequenten Erfolgskonkolle
entfernt sind, so zeigen doch die oben genannten Zahlen über das Sozialbudget die
Dringlichkeit dieses Anliegens gerade beiknapper werdenden Ressourcen an. Die bisher
verfügbaren empirischen Daten reichen zwar für eine Erfolgskontrolle politischen Han-
delns, die diesen Namen verdient, noch keineswegs aus. Auf viele staaliche programme
müßten spezilische Evaluationsstudien zugeschnitten werden, die die Durchführung
eines Programms (lmplementation) beobachten, seine Ergebnisse erfassen und im
Hinblick aul die verfolgten Ziele bewerten.

Nur so kann langfristig der polilische Prozeß durchsichtiger werden. Viete statistische
lreßziffern tragenjedoch schon heutedazu bei, einzelne Leistungen des Staates und der
Wirtschaft zu quantifizieren und wichtige Entwicklungen der Gesellschaft abzubilden. lhre
heilsamen Konsequenzen für die Politik hat ein polilischer Praktiker und Mann der
Verwaltung fernab aller Technokratievorstellungen einmal so beschrieben: ,,Den Grau-
schleier von den Resultaten der Politik wegziehen zu wollen, mag zwar manchem
Praktikerden Atem verschlagen, es mag die sozialen Kennziffern in der Verwallungspra-
xis in Verruf bringen, aber es ist der größte Dienst, den man der Politik erweisen kann.
Kaum eine Opposition kann so wirkungsvoll und leistungssteigernd sein, wie eine Serie
intelligent ausgewähller lndikatoren, deren Konstruktion und Meßergebnis von Wissen-
schaft und Öffenllichkeit kritisch verlolgt werden können." (Bartholomäi 1978, S. 199)
Wissenssoziologisch hoch interessant ist dabei, daß solche lvleßzitfern in unserer
Gesellschafl bereits zu einer verselbständigten Größe, zu einer Realität eigener Art
geworden sind. Sie definieren in einem hohen irlaße die ötfen ich wahrgenommene
Realität dieser Gesellschatt. Statistische Kennzitfern haben deshalbeine hohe potitische
Brisanz bekommen.

Ziffern über die Bevölkerungsentwicklung und die Lebenserwartung, über die Ouote der
Arbeitslosen oder die Wachslumsrate des Sozialprodukts, über die lnllationsrate oder
den Produktivitätsfortschritl, über den Anteil der Abiturienlen am Geburtsiahrgang, die
Scheidungsquoten oder Kriminalitätszahlen usw. vermineln uns Kenntnisse über die
Gesellschaft. Sie verfremden die Gesellschaft aber auch und stilisieren zum Teil eine
eigenartige Kunstwelt, die jedoch in hohem iraße handlungsrelevant geworden ist. Ein
Beispielmag verdeullichen, was damit gemeintist. Jeder erfährt zwar das Au, und Ab von
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Preisen lür Nahrung, Kleidung, Wohnung, technische Geräte, Heizölund Benzin, wenn er
einkauft oder Rechnungen bezahlt. Aber ohne das Produkt statistischer Kunst ,,Preisin-
dex" wird er am Ende des Jahres nicht in der Lage sein, zu beurteilen, wieviel mehr ihn
nun das Leben wirklich kostet als zu Beginn des Jahres und welchen Ausgleich er im
Einkommen braucht, um seinen Lebensstandard zu halten. Zugleich kann ein exakter
Lebenskostenindex aus praktischen Gründen nur für eine begrenzte Zahl von Durch-
schnittsverbrauchertypen berechnet werden, und dennoch ist dieser lndex mit ebensol
chen Kunstprodukten wie Produktivilätsindex und Entwicklung der Unternehmergewinne
eine magische Größe im jährlichen Lohn- und Gehaltspoker. Jeder, der sich mit dem
politischen Gemeinwesen befaßt, hatalso Anlaß, sich solcher Grundtatbestände überdie
Gesellschaftzu vergewissern. Bei der Bedeutung vieler Kennziltern im politischen prozeß
sollte dabei der kritischen Frage, welche Aussagekraft den einzelnen Zahlen und
Statistiken zukommt, große Aufmerksamkeit zugemessen werden.

Jede Statlstik ist der Nalur der Sache nach ein auswählendes, bestimmte Aspekte
hervorhebendes Abbild der Wirklichkeit. Keine statistische Zahlkann deshalb für sich die
ganze Wahrheit sein. Nehmen wir ein Beispiel. Die volle Wahrheit über die ,,Einkommen"
in der Bundesrepublik Deutschland sind die exaKen Daten iedes einzelnen Einkommens-
beziehers. Diese Daten vermag niemand zu überblicken. Selbst die größten Computer
speichern sie auf externen i,ledien ab und verarbeilen sie nur schrittweise nach
Anweisungen, die ihnen ein Programm vorgibt. Wollen wir uns Kenntnis über die
Einkommen oder gar ihre Entwicklung im Verlauf der Zeit verschaffen, sind wir gezwun-
gen, uns vereinfachender Abstraktionen zu bedienen, die uns in wenigen Zahlen ein
faßbares Abbild geben. Durch Berechnung von Meßgrößen für das durchschnitfliche
Einkommen ( z. B. das arithmetische Mitel) erfahren wir etwas über das allgemeine
Einkommensniveau und können seine Veränderung in det Zell verfolgen. Andere
Meßgrößen informieren über die Skeuung der Einkommen; sie zeioen, wie sich die
Einkommen über verschiedene Einkommensgruppen verteilen. Schließtich können Zah-
len konstruiert werden, die Einkommensungleichheit abbilden: Wievielmal gröBer ist das
durchschnittliche Einkommen der leitenden Angestellten im Vergleich zu den Durch-
schnittseinkommen ungelernter Arbeiter, und wie hat sich dieses Verhältnis über die Zeit
verschoben? Welcher Teil des gesamten Einkommenskuchens entfällt auf die obersten
Zehntausend oder auf diejenigen 5% der Einkommensbezieher, die die höchsten
Elnkommen erzielen, im Vergleich zu den 5% der Einkommensbezieher mit den
niedrigsten Einkommen?

Jede dieser Zahlen sagt etwas Richtiges aus, obwohljede etwas anderes aussagt. ln
diesem Sinn istjede Zahldieses Bandes richtig, aber hebl ein jeweils spezifisches Detait
hervor. Wenn auch dererläuternde Text nicht injedem Fallim einzelnen darauf eingehen
kann, welchen Aspekt die Zahlen hervorheben, welchen sie vernachlässigen, so wird
doch versländlich, wie die Zahlen zu verstehen sind.

Jeder Datenband kann also nur eine kleine Auswahl möglicher und sinnvoller Zahlen
enlhalten. Um so dringender ist es, zu fragen, welche Auswahl und besonderen
Hervorhebungen einem solchen Unternehmen zugrunde liegen.



Amtliche Statistik, empirische Sozialforschung
und Sozialberichterstattung

Der vorliegende Band ist bereits zum zweiten lral das Ergebnis einer fruchtbaren
Zusammenarbeit des Stalistischen Bundesamles mit Wissenschaftlern aus großen

sozialwissenschaftlichen Forschungsvorhaben außerhalb der amtlichen Statistik Bei

diesen Forschungsvorhaben handeltes sich um den Sonderforschungsbereich 3,,Mikro-
analytische Grundlagen der Gesellschaftspolitik", das Sozio-ökonomische Panelund die
Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) Alle diese Pro-
jekte werden von der Deutschen Forschungsgemeinschatt finanziert Die amtlichen
Statistiker wie die Sozialwissenschaftler haben aus dem Datenlundus, über den sie
verfügen, die wichtigsten Grundzahlen über die Bundesrepublik und ihre Entwicklung
zusammengestellt, verständlich erläutert und kenntnisreich kommentiert. Das Ergebnis
ist ein informationsreicher Sozialbericht für die Bundesrepublik Deutschland.

welche besonderen Möglichkeiten ergeben sich aus dieser Verbindung der amtlichen
Statistik und der empirischen Soziallorschung für das Ziel einer umfassenden Sozialbe-
richterstattung? Für die Bundesrepublik Deutschland hat Wol,gang Zapl 11972) das
Programm einer solchen Sozialberichterstattung beschrieben und begründet. Dieses
Programm basiert auf der Vorstellung, neben oder an Stelle der kontinuierlichen
Erhöhung des materiellen Reichtums sei als viel umlassenderes Ziel eine Verbesserung
der Oualität des Lebens zu setzen. Verbunden ist damit eine kritische Beurteilung rein
ökonomischer oder weitgehend ökonomischer Kennziffern als Maß für die Entwicklung
des Wohlstandes einer Gesellschaft, wie sie etwa in der Volkswirtschattlichen Gesamt-
rechnung oder zusammengefaßt in der [Iaßzahldes Bruttosozialprodukts zum Ausdruck
kommt.

Die Kritik richtet sich dabei nicht nur auf die ökonomische Einseitigkeit dieser Ertolgs-
ziffern, sondern darauf, daß sie systematisch verzerrt sind, weil sie die Belastung der
Gesellschatt mil externen Kosten des Wirtschattens außer acht lassen (2. B Belastung
der Umwelt oder soziale Kosten etlva in höherem Arbeilsstreß oder monotoner Arbeit).
Beim Konzept der Qualität des Lebens geht es dagegen ,,um die Bewertung eines
politischen Systems oder der Gesellschaft insgesamt - und zwar im Hinblick auf die
Lebensumslände jedes einzelnen Bürgers" (Zapf 1972, S. 354) und um die Entwicklung
eines entsprechenden Systems sozialer lndikatoren, d. h. Kennziffern, die jeweils einen
ausgewählten Aspekt der Qualität des Lebens abzubilden vermögen. lm Rahmen eines
solchen Systemssozialer lndikatoren werden zunächsteine Reihevon gesellschattlichen

Zielen beslimmt. die Konkretisierungen derQualitätdes Lebensin einzelnen Lebens- und
gesellschattlichen Bereichen darstellen. Es ist dann die wesentliche Aufgabe einer
kontinuierlichen Sozialberichterslattung, Veränderungen im Grad des Erreichens der
verschiedenen Ziele regelmäßig zu messen.

Eine explizite Zielbestimmung nimmt der vorliegende Band nicht vor (vgl. dazu zapf
1977). lmplizit richten sich jedoch viele der im Band präsentierten Daten aufdie Messung
der in den letzten Jahren erreichten Verbesserung oder eingetretenen Verschlechterung
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im Hinblick aul eine Reihe von Zielen, über die große Übereinstimmung besteht, z. B.
Abbau von Armut, Arbeitslosigkeit, Chancenungleichheit, sozialer lsolierung. Untersucht
werden objektive Lebensbedingungen, wie Familien-, Einkommens- und Wohnverhält-
nisse, die Verteilung von Bildungschancen, die gesundheitliche Situation; aber auch die
subiektive Wahrnehmung von Sachverhalten, wie die allgemeine Lebenszuiriedenheit,
die Bewenung der wirtschaftlichen Lage, das politische lnteresse, die Einstellung zu
Gastarbeitern u.a. Dabei haben die verschiedenen Autorengruppen, die den Band
verfaßl haben, in sich ergänzender Weise jene Bereiche bearbeitet, in denen sie ihre
jeweiligen Arbeitsschwerpunkte sehen.

Die statistischen Amter sind seit langem die wichtigsten Produzenten von Grunddaten
über die vielfältigsten Aspekte des wirtschaftlichen und sozialen Lebens in der Bundesre-
publik. So reichen die in diesem Band behandelten Themen von Abendgymnasien bis
Zulassung von Kraftfahrzeugen, von Abfall bis Zuckerrüben, von Abgeordnelen bis
Zivilverfahren bei Gerichten, von Abtreibungen bis Zigaretten, von Abwässern bis
Zeitungen und Zeitschriften, von Akademisierungsgrad bis Zahnärzte, von Aktien bis
Zahlungsbilanz. Neben der großen Breite an Fragestellungen, für die die amlliche
Stalistik lnformationen zur Verfügung stellt, liegt ihre besondere Stärke im Umfang und
der Kontinuilät ihrer Erhebungen. Viele Ergebnisse der amtlichen Statistik basieren auf
Vollerhebungen oder doch auf sehr großen Slichproben. Nur eine solche Basis erlaubt
präzise Aussagen über kleine Teilgruppen der Bevölkerung, beispielsweise wie sich die
Einkommen in einzelnen Berufen unterscheiden oder wie sich die Zahl der Arbeitsplätze
eines bestimmten lndustriezweiges in verschiedenen Regionen des Landes entwickelt.
Die amtliche Statistikführt ihre Erhebungen in regelmäßigen Abständen durch und Schafft
damit die Möglichkeit, Entwicklungen riber Jahrzehnte hinweg zu verfolgen.

Es ist nützlich, auch auf einige Besonderheiten hinzuweisen, die mit den Aufgaben der
amtlichen Statistik und den Entstehungsbedingungen ihrer Datenproduklion zusammen-
hängen. Die amtliche Slatistik ist zunächst ein Teil der Staatsverwaltung. Damit will ich
nicht betonen, daß die amtliche Statistik die Wirklichkeit nur so darstellt, wie es die
Regierungspolitik sehen will. Obwohles auch Fälle einer Politik der opportunen Zahlgibt,
ist ein solcher globaler Vorwurf unberechtigt. Unabhängig von derieweiligen Begierungs-
konstellation produzieren und veröflentlichen die statistischen Amter über Jahre hinweg
die gleichen Statistiken. Am ehesten noch kann man vielleicht den Grad unseres Nicht-
Wissens in bestimmten Bereichen als Ausdruck derjeweils herrschenden Machtverhält-
nisse und der lnteressen, die sich in der politischen Auseinandersetzung durchzusetzen
vermögen, sehen.

Der Umstand, daß die amtliche Statistik Teil der politischen Adminiskalion ist, komml am
deutlichsten darin zum Ausdruck, daß viele ihrer Statistiken eine Art Buchhaltung des
Regierungs- und Verwaltungsgeschehens darslellen und daß sie die Gesellschatt mit
Vorliebe so abbilden, wie sich der Gesetzgeber in seinen rechtlichen Regelungen die
Gesellschaft vorstellt. Nicht unbeteiligt daran ist der Umstand, daB die amtlichen
Statistiken selbst durch Gesetze angeordnet sind.



Viele der Kategorien, in denen die gesellschatlliche Wirklichkeit durch die amtliche
Statistik abgebildet ist, entsprechen rechtlich fixierten Sachverhalten. Eines der am
häufigsten verwandten lnstrumente zur Abbildung der sozialen Differenzierung der
Bevölkerung ist die Aufgliederung nach der Stellung im Berul - Arbeiter, Angestellte,
Beamte, Selbständige, Mithelfende. Diese Autteilung ist eine Diflerenzierung nach
arbeitsrechtlichen Kategorien, im Ursprung auch danach, durch welche rechtliche
lnstitution ein Erwerbstätiger für die Renle oder seine Pension im Alterversichert ist, ob in
der Arbeilerrentenversicherung, über die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte
oder im beamtenrechtlichen Sicherungssystem.

Fürdie Planung dieser Sicherungssysteme ist die Kenntnis der Entwicklung der entspre-
chenden Beschättigungszahlen eine wichtige Größe und deshalb unverzichtbar. Für
soziologische Analysen der sozialen Ditferenzierung ist diese Unterscheidung dagegen
nur begrenzt nützlich. Bezogen auf die sozio-ökonomische Lage sind nämlich Arbeiter,
Angestellte, Beamte und Selbständige einerseits in sich selbst sehr heterogene Katego-
rien, während andererseits bestimmte Untergruppen dieser sozial-rechtlichen Kategorien
sich in einer sehr ähnlichen Lage befinden können und deshalb sinnvollerweise besser
zusammengefaßt als voneinander getrennl würden.

Weitere Beispiele der bevorzugten Abbildung rechilich sanktionierter gegenüber taktisch
bedeutsamen sozialen Verhältnissen finden sich z. B. in der Erfassung nur ehelicher und
der Vernachlässigung nichlehelicher Lebensgemeinschaften oder in der Abbildung
religiöser Bindungen nach dem rechtlichen Tatbestand der Zugehörigkeit oder Nicht-
Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft und nicht etwa nach der lnlensilät der
religiösen Orientierung. Soweit sich die amtliche Statistik auf die Abbildung der Gesell-
schaft nach solchen normativ-institutionellen Regelungen beschränkt, kann es lür
einzelne Bereiche zutretfen, daß sie genau die signifikanten gesellschaftlichen Entwick-
lungen selbst nicht erfaßt. Die manchmal beklagte geringe lnnovationsfreudigkeit amtli-
cher Statistiken hat aber auf der anderen Seite auch einen nicht gering zu schätzenden
Vorzug. Nur über unveränderte Statisliken können Entwicklungen über lange Zeikäume
hinweg verfolgt werden.

Ein großerTeilder Daten deramtlichen Statistiken isl nichtwie die Volkszählung oderder
Mikrozensus durch Erhebung gewonnen, sondern resultiert direkt aus den Verwaltungs-
geschätten der staatlichen lnstanzen. Die Zahl der Sozialhilfeempfänger kommt dadurch
zustande, daßjede Auszahlung von Sozialhilfe zu einer Registrierung in derentsprechen-
den Statistik führt. Man sprichl in diesem Fall von sogenannlen prozeßproduzierten
Daten, weil sie im Verwaltungsprozeß selbst anfallen. Die amtliche Statistik ist in dieser
Hinsicht Buchlührung über die Tätigkeit der öflentlichen lnstitutionen. Auch damit sind
Vor- und Nachteile verbunden. Das wohlbekannteste Beispiel ist die Arbeitslosigkeitssta-
listik, in der diejenigen als arbeitslos gezähll werden, lür die es einen entsprechenden
Geschäftsvorgang bei einem Arbeitsamt gibt. Um als Arbeitsloser gezählt zu werden,
genügt es nicht, daß man keine Arbeit hat, obwohl man dringend Arbeit sucht, man muß
auch beim Arbeitsaml als arbeitslos gemeldet sein. Andererseits zähltieder als arbeitslos,
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der aus einem rechtlichen Anspruch heraus Arbeitslosengeld bezieht, auch wenn er
faktisch an Arbeit nicht interessiert ist.

lvlit diesen Orientierungen an rechtlich fixierten Tatbeständen ist mit dem Erhebungspro-
gramm und den Untersuchungen deramtlichen Statistik eine weitgehende Abslinenz von
allem verbunden, was mit Einstellungen und subjektiven Werthaltungen der Bevölkerung
zu tun hat. Gleichzeilig finden ökonomische Tatbestände deutlich stärkere Berücksichti-
gung als die sozialen Lebensumstände von l\renschen.

Der zweite Teil dieses Bandes erqänzt deshalb den ersten in den Punkten, in denen sich

amtliche Slatistik nicht zuständig sieht. Für die Lebensqualität zählen nicht nur ob,ektive
Lebensbedingungen, wie Arbeitsplatzverhältnisse, Wohnbedingungen, Versorgungsni-
veaus mit privaten und öllentlichen Gütern. Fürdas Ausmaß an erlahrener Wohlfahrt des
Bürgers zählt ihre Bedeutung in den BewertungsmaBstäben der Menschen, ihre Relation
zu den Präferenzen, lnteressen, Erwartungen und Standards, die die Bürger haben Die

zusammenhänge und Diskrepanzen zwischen objektiv feststellbaren Lebensbedingun'
gen und den sub,ektiven Zufriedenheiten sind deshalb das zentraleThema, um das es im

zweiten Teil dieses Bandes geht. Auf einem hohen Niveau der materiellen Güterversor'
gung, wie es in unserer Gesellschatt trotz erheblicher Arbeitslosigkeit und einer Verlang-

samung des ökonomischen Wachstums besteht, hängt die Steigerung von Wohlfahrt
vermehrt davon ab, wie auf gegebenem materiellem Wohlstandsniveau ein l\rehr an

subjektiver Behiedigung für alle erzielt werden kann tJnd dies ist natürlich keineswegs
nur ein individualpsychologisches Problem, sondern ist bestimmt durch die sozialen
Bedingungen, unlerdenen wirleben, durch die Organisation der Güterproduktion wie ihre
Verteilung, durch die Qualität der gesellschaftlichen lnstitutionen und der Partizipations-
chancen ebensosehr wie durch die Qualität der lnteraktionsmöglichkeiten (vgl. dazu
Schmidtchen 1978).

Dieser zweite Teil hätte vor wenigen Jahren noch nichtgeschrieben werden können Erist
das Ergebnis umfangreicher Forschungsaktivitäten, die seit einigen Jahren am Zenlrum
für Umfragen, l\rethoden und Analysen (ZUMA) in lvannheim und am Deutschen Institut
für Wirtschattsforschunq (DlW) in Berlin bekieben werden

Die empirische Soziallorschung verlügt mit diesen Umfragen nichl tlber die großen

Stichproben der amtlichen Statistik und muß deshalb mit größeren Unsicherheitsmargen
rechnen. Dafür kann sie Antworten geben auf Fragen, über die wir aus der amtlichen
Statistik nur wenig erfahren, etwa zur Entwicklung der sozialen Schichtung, zu den sich
ditferenzierenden Lebensstilen der Bevölkerung, zu den zunehmenden Beteiligungswtin-
schen der Bürger oder zu ihren Erwartungen an den Staat. Sae besitzt auch nicht
Datenbestände, die mehrere Jahrzehnte oder sogar ein Jahrhundert zurückreichen. Aber
immerhin kann mit vielen Zahlen seit Ende der siebziger Jahre belegt werden, wie sich
durch die Jahre der ökonomischen Krise die Lebensbedingungen der Bürger veränded
haben und wie und bei wem sich dieses im subjektiven Wohlergehen auswirkt.

Vieles, was in der Einlührung zur ersten Ausgabe des Datenreports noch als fehlend
beklagt werden mußte, konnte in die lelzte und die vorliegende Ausgabe aufgenommen
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werden. Dabeiist insbesondere der zweiteTeil nicht nur eine Aktualisierung der früheren
Ausgabe, er wurde vielmehr weitgehend neu verfaßt und enthält eine Vielzahl zusätzli-
cher Themen. Damit sind die Ausgaben des Datenreports, der auch künftig im Abstand
von jeweils zwei Jahren vorgelegt werden soll, ohne Zweifel noch wertvoller geworden.
Die gemeinsame Publikation der beiden Teile dieses Bandes belegt eindrücklich, daß
irüher vielleicht einmal vorhandene Scheuklappen und Berührungsängste von amtlicher
Statislik und empirischer Sozialforschung abgelegt sind. Der damit verbundene Gewinn
reicht weit über den wechselseitigen Nutzen hinaus, den beide Parteien daraus ziehen.
Der Leserwird dies selbst beurteilen können, wenn er sich in die bereichernden Beiträge
vertieft.
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1 Bevölkerung

1.1 Die Bevölkerung im Spiegel der Statistik
Daten über Struktur und Entwicklung der Bevölkerung gehÖren zum grundlegenden
lnlormationsbedarf für fast alle Bereiche von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft. Die
Politik benötigt sie, weil viele Entscheidungen - etwa im Bildungs- und Gesundheitswe-
sen - nur auf der Grundlage exakler bevölkerungsstatistischer Angaben gekoffen
werden können. Für das wirtschaftliche Geschehen sind demographische Gegebenhei-
ten von Bedeutung, weil sie u.a. lnlormationen über den l\renschen als Arbeitskratl,
Einkommensbezieher und Konsumenten liefern.

Hinterden bloßen Zahlen verbergen sich aber auch Werthaltungen und Lebenseinstellun-
gen, die ihrerseits wieder Rückwirkungen auf die Bevölkerungsstruktur haben. So
spiegelt sich z. B. in der Zahl der Eheschließungen und -scheidungen, der Geburtenent-
wicklung und der Familiengröße die Einstellung der Gesellschatt zur Familie und zu
Kindern wider. Der Altersaufbau hat direkte Auswirkunqen aul die Bildungs- und
Beschäftigungsmöglichkeiten der Bevölkerung und beeinflußt daher unmittelbar ihre
Lebensweise.

Aufgrund dieser vielfältigen Wechselwirkungen und des weitreichenden Bedarfs an
demographischen Daten ist es nicht verwunderlich, daß die Bevölkerungsstatistik zu den
traditionsreichsten Arbeitsgebieten der amtlichen Statistik gehört. Seit langem finden in
Deutschland wie in den meisten anderen hochentwickelten Ländern - in längerfristi-
gen Abständen Volkszählungen statt. Sie sind als umfassende Bestandsaulnahmen
angelegt und erfassen alle Einwohner nach wichtigen l\rerkmalen wie Alter, Geschlecht,
Familienstand, Erwerbstäligkeit usw. Dadurch sind langhislige Vergleiche zum Teil über
Jahrhunderte hinweg möglich.

Zum Stichtag 25. Mai '1987fand nach nunmehr 17 Jahren wiedereine Volkszählung statt.
Nur mit aktuellen und genauen statistischen Ergebnissen läßt sich eine rationale Politik
machen, richtig entscheiden und vernünflig wirlschaften. Die Ergebnisse der Volkszäh-
lung werden deshalb künftig die Grundlage für Entscheidungen auf den Gebieten
Wirtschafts- und Sozialpolilik, Wohnungswirtschaft, Arbeitsmarkl, Verkehr, Umwelt und
Bildungswesen sein. Nicht nur Bund, Länder und Gemeinden sind auf die neue,
zuverlässige Datenbasis angewiesen, sondern auch für die Fragestellungen von Par-
teien, Tarifpartnern, Wirlschafts- und Berufsverbänden und einer Vielzahl weiterer
wichtiger Gruppen des ötfentlichen Lebens, insbesondere Wissenschaft und Forschung,
isl sie unontbehrlich. Ebenso steht sie interessierten Bürgern zurVerfügung. Ergebnisse
der Volkszählung sind gegen Jahresende 1988 zu erwarten. Auf dieser Grundlage wird
von den Statistischen Amtern in den kommenden Jahren die Fonschreibung der
Bevölkerung, Wohnungen und Gebäude durchgelührt.



Zur Bevölkerungsfortschreibung werden die Aufzeichnungen der Standesämter über
Geburten, Eheschließungen und Sterbefälle herangezogen. Über die Wanderungsbewe-
gungen, das heißtdieZu- und Fortzüge, geben die Unterlagen der Einwohnermeldeämter
Auskunfl. Die Daten der Bevölkerungsfortschreibung werden allerdings um so unge-
nauer, je weiter der Zeitpunkt der letzten Zählung zurückliegt. Nach Schätzungen ist das
bisherigq Fortschreibungsergebnis um rund eine Million Personen überhöhl. Dies isl im
wesentliChen darauf zurückzulühren, daß die Meldungen über Zu- und Fortzüge oftmals
mit zeitlicher Verzögerung erfolgen oder ganz unterbleiben.

Die Fortschreibungsdaten werden ergänzt durch die Ergebnisse der üblicherweise
jährlich durchgeführten Mikrozensen, die sich an eine Auswahlvon 1 % der Bevölkerung
wenden, durch Hochrechnung aber verläßliche Aussagen über die Gesamtheit ermög-
lichen.

Tab. 1: Eckdaten zur Bevölkerungsstruktur am Jahresende 1985
tortgeschriebenes Ergebnis der Volkszählung von 1970

Alter Bevölkerung

insgesamt darunter

absolut
(1 000)

% männlich verheiratet Ausländer

%

Unter 15
15-39
40 64
65 und älter

lnsgesamt

9126
23181
19 586
9 127

61 020

15,0
38,0
32,1
15,0

100

0,0
41,2
80,7
44,6

48,2

5't,1
51,4
48,5
34,2

47,8

11 ,7
9,4

1,6

7,3

'1.2 Bevölkerungsentwicklung
Zwischen '1871 und 1974 hat sich die im heutigen Bundesgebiet lebende Bevölkerung
etwa verdreifacht, und zwar von 20,4 irill. auf 62,1 Mill. Einwohner. Danach sank sie
wieder unter die 62-Millionen-Grenze und lag 1986 im Jahresdurchschnitl bei rund 61 ,1
Mill. Einwohnern.
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Tab. 2: Bevölkerungsentwicklung seit 1871
auf der Fläche des Bundesgebietes

Jahr Bevölkerung
(1 000)

Jahr Bevölkerung
(1 000)

1871
1900
1910
1930
1939
1946
1950
1960
1970
1972
1975

20 410
29 838
35 590
40 334
43 008
46 190
50 173
55 433
60 651

61 829

61 531
61 400
6't 327
61 359
61 566
61 682
61 638
61 423
61 175
61 024
61 066

Bis in die dreißiger Jahre wuchs die Bevölkerung hauptsächlich durch die hohen
Geburtenüberschüsse, bedingt durch eine rasch sinkende Sterblichkeit aufgrund des
medizinischen Fortschritts. Besonders ausgeprägt war der Rückgang der Säuglings-
sterblichkeit. Während vor etwa 100 Jahren 25 % der Neugeborenen im ersten Lebens-
jahr starben, sind es gegenwärtig nur noch 0,9%. [rit dem gleichzeitigen Rückgang der
Sterblichkeit in allen übrigen Altersgruppen stieg die durchschnittliche Lebenserwartung
von rund3SJahren gegen Ende des vergangenen Jahrhunderts bereits aul elwa 50 Jahre
vor dem Ersten Weltkrieg und 60 Jahre vor dem Zweiten Weltkrieg. Gegenwärtig bekägt
sie 71,2 Jahre für neugeborene Jungen und 77,8 Jahre für neugeborene l\,4ädchen.

Abb. 1: Jährliche Bevölkerungszunahme bzw. -abnahme
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Der Zuwachs der Bevölkerungszahl gegen Ende und nach dem Zweiten Weltkrieg (kotz
der Kriegsverluste) beruhte zunächst im wesentlichen auf der Aufnahme von Vertriebe-
nen aus den Ostgebieten des Deutschen Reichs und den deutschen Siedlungsgebieten
im Ausland. 1950 betrug die Anzahl der Vertriebenen im Bundesgebiet rund acht
lrillionen; das entsprach einem Anteil an der Bevölkerung von 16%.

Zwischen 1950 und 1961 war der Bevölkerungszuwachs hauptsächlich auf den Zuwan-
derunqsstrom aus der Oeutschen Demokratischen Republik und Berlin (Ost), zum Teil
auch aul die Aufnahme der Spätaussiedler aus Ost- und Südosteuropa, zurückzulühren.
Die Anzahlder Zugewanderten aus der DDR erreichte bis zum Jahr 1961 - rechnet man
die erst nach der Flucht geborenen Kinder mit - 3,1 Millionen oder 5,5 % der Bevölkerung
des Bundesgebiets; die Zahl der Spätaussiedler belief sich auf etwa 400000.

Seit Mitte der sechziger Jahre wird die Bevölkerungsentwicklung in der Bundesrepublik
Deutschland entscheidend durch Zu- und Abwanderungen von Ausländern beeinflußt.
lnsgesamt sind in der Zeit von 1961 bis 1986 ca. 14 l\rillionen Ausländer zugezogen und
ca. 1 1 Millionen Ausländer aus der Bundesrepublik Deutschland weggezogen. lhre Zahl
erhöhte sich in diesem Zeitraum von knapp 690000 auf rund 4,4 Millionen, wobei der
Höchststand mit rund 4,T lvlillionen im Jahr 1982 erreicht wurde. Zum größten Teil ist die
Zunahme auf Zuwanderungsüberschüsse, zum geringeren Teil auf Geburtenüber-
schüsse zurückzulühren (vgl. 1.8).

Abb,2: Lebendgeborene und Gestorbene seit 1960
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Seit 1972 gibt es in der Bundesrepublik Deutschland kein natürliches Bevölkerungs-
wachstum mehr, d. h. die Zahl der Gestorbenen ist größer als die Zahl der Geburlen. Für
die deutsche Bevölkerung liegt dasjährliche Geburtendefizit seit 1973 zwischen 127000
und 235000 Personen. Da die Ausländer im Bundesgebiet einen Geburtenüberschuß
aufweisen, starbenjährlich - aufdie Gesamtbevölkerung bezogen lediglich 76 000 bis
149000 Menschen mehr als geboren wurden.

Lebendgeborene

Überschuß der GestorbenenÜberschuß der Geborene

Gestorbene
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1.3 Die räumliche Bevölkerungsverteilung
Dem Zuwachs der Bevölkerungszahl entsprechend nahm in der Bundesrepublik
Deutschland auch die Bevölkerungsdichte, d. h. die Zahl der Einwohner,e Quadratkilo-
meter, bis 1974 zu. Sie stieg von 82 im Jahr 1871 auf 250 im Jahr 1974. Bei einer
Ausdehnung von insgesamt knapp 250000 Quadratkilometern lag die Bundesrepublik
Deutschland 1985 hinsichtlich der Fläche an eltter Stelle, in bezug aufdie Bevölkerungs-
dichte aber mit 245 Einwohnern ie Quadratkilometer - nach den Niederlanden (353) und
Belgien (324)- andritterStelle in Europa, sieht manvon den kleinen Staaten Luxemburg,
lralta, Monaco und Vatikanstadt ab. lsland, Norwegen und Finnland wirken mit Bevölke'
rungsdichten von 2, 13 und 15 Einwohnern je Quadratkilometer im Vergleich hierzu fast
menschenleer. lm Bundesgebiet sind am dichtesten die Stadtslaaten (Berlin 3874,
Hamburg 2093, Bremen 1 632 Einwohner ie Quadratkilomete0 sowie das Land Nord-
rhein-Westlalen (489 Einwohnerje Ouadratkilometer) und am geringsten Niedersachsen
und Bayern (152 bzw. 156 Einwohner je Quadratkilomeler) besiedelt.

Charakteristisch für die Bundesrepublik Deutschland ist, wie lür viele andere lndustrie'
staaten, die Tendenz zur Verstädterung. Unterden Ballungsgebieten tälltdas Ruhrgebiet
dadurch auf, daß der überwiegende Teil seiner Großstädte ausgesprochen hohe Bevöl'
kerungsdichten autweist.

Tab.3: Bundesländer nach Fläche und Einwohnern

Regierungssitz FlächeBundesländer Einwohner am
31. Dez. 1985

1 0oo km'? 1 oo0 je km'?

Kiel
Hamburg
Hannover
Bremen
Düsseldori
Wiesbaden
Mainz
Stuttgart
München
Saarbrücken
Berlin (West)

Bonn

15,7
0,8

47,4
0,4

34,1
21,1
19,8
35,8
70,6
2,6
0,5

2 614
1 580
7 197

660
16 674

5 529
3 615
I271

10 974
1 046
1 860

248,7 61 020

Schleswig-Holstein
Hamburg
Niedersachsen
Bremen
Nordrhein-Westfalen
Hessen
Rheinland-Pfalz
Baden-Württemberg
Bayern
Saarland
Berlin (West)

Bundesgebiet

2 093
152

489
262
182
259
156
407

3A74

245



Abb. 3: Bevölkerungsdichte in den Ländern und Stadtstaaten am 31 . 12. 1985
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Vor rund 100 Jahren lebten im heutigen Bundesgebiet fast zwei Drittelder Bevölkerung in

Gemeinden mit weniger als 20OO Einwohnern. ln den Großstädten (mit mehr als 100000

Einwohnern) lvohnten damals nur 5% der Bevölkerung Mit der fortschreitenden lndu'

strialisierung vollzog sich eine zunehmende Abwanderung aus den ländlichen Gebieten
in die Großstädte. lm Jahr 1960 lebte in Gemeinden mil mehr als 100000 Einwohnern

bereits etwa ein Drittel der Gesamtbevölkerung; seitdem ist der Anteil nahezu konstanl
Auch in den Klein- und lrittelstädten (10000 bis 100000 Einwohner) wuchs der

Bevölkerungsanteil beträchtlich an, und zwar von etwa 15% um die Jahrhundertwende
auf 28 % im Jahre 1970 und auf 41 % 1985.

Deutlich rückläufig war der Bevölkerungsanteil in Gemeinden mit weniger als 2000
Einwohnern, in denen 1970 nur noch 18% der Bevölkerung wohnten. ln den siebziger

Jahren setzte sich diese Tendenz verstärkt fort. Am Jahresende l985lebten nur noch 6%
der Bevölkerung in Gemeinden mit weniger als 2000 Einwohnern. Diese Entwicklung ist

wenigerauf Fortzügezurückzuführen,sondern überwiegenddurch die Eingemeindungen
im Rahmen der Gebietsreform bedingt, durch die sich die Zahl der Kommunen mit

weniger als 20OO Einwohnern von rund 18700 im Jahr 1970 auf 4464 am Jahresende
1985 verringert hat.

Tab. 4: Einwohnerzahlen und Bevölkerungsdichten
in ausg€wählten Großstädten am 31. Dezember 1985

Rangfolge Stadt Einwohner
absolut
(1 000)

Stadt Einwohner
pro km'?

1

2
3
4

6
7
8
I

10

Berlin (West)
Hamburg
München
Köln
Essen
Frankfurl
Dortmund
Düsseldorf
Stuttgart
Bremen

1 860
1 580
1 267

916
620

572
562
562
526

4 081
3 874
3 350
2 949
2 A91
2718
2 709
2 624
2 587
2 504

Irünchen
Berlin (Wesl)
Herne
Essen
Oberhausen
Gelsenkirchen
Stuttgart
Bochum
Düsseldorl
Nürnberg

1.4 Altersaufbau
zwischen dem Altersaufbau der BevÖlkerung und der Zahl der Geburten so\/ie der

Sterbefälle bestehen enge Wechselbeziehungen. So beeinflußt z B die Stärke der

einzelnen Altersjahrgänge die Zahl der Geburten und Sterbefälle Umgekehrt wirken sich
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Veränderungen der Geburtenhäufigkeit oder der Sterblichkeit unmittelbar auf die zahlen-
mäßige Besetzung derjeweiligen Jahrgänge aus. Langfristig führen sotche Veränderun-
gen u. a. zu einer Verschiebung der Relalionen zwlschen den Bevölkerungsgruppen im
Kindes- bzw. Jugendalter, im erwerbsfähigen Alter und im Rentenalter. Gleichzeitig
ändern sich damitauch die Quolen zwischen dem Teil der Bevötkerung, der sich aktiv am
Erwerbsleben beteiligt, und dem, der von den Erwerbstätigen unterhalten werden muß.

Abb. 4i Altersaulbau
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Um die Allersskuklur der Bevölkerung zu veranschaulichen, verwendet man in der
Statistik eine graphische Darstellungstorm, die als Alterspyramide bezeichnet wjrd.
Während siezu Beginn des 20. Jahrhunderts die klassische Pyramidenform noch deutlich
erkennen ließ, gleicht ihr Bild heule eher einer ,,zerzausten Wettertanne.,, wie sie der
Bevölkerungsstatistiker Paul Flaskämper keffend beschrieben hat. ln dieser Darste ung
keten die Wandlungen des Bevölkerungsaufbaus optisch besonders deu ich zutage.

Wegen der hohen Geburtenzahlen vor dem Ersten Wettkrieg lag damats der Anteil der
Kinder unter 15 Jahren an der Gesamtbevölkerung bei über 30%, Ende 1985 dagegen
nur noch bei knapp 15%. Umgekehrt hat sich in diesem Zeitraum die Altersgruppe der
über 65jährigen prozentual von knapp 5% auf rund 15% vergrößert.
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Gegenwärtig sind die Altersjahrgänge zwischen 18 und 31 (die sogenannten ,,geburten-
starken Jahrgänge" von 1956 bis 1969)sowie zwischen 44 und 49 Jahren am stärksten
besebt. Dazwischen macht sich der Geburtenausfallgegen Ende des Zweiten Weltkriegs
bemerkbar. ln den unteren Altersgruppen ist die männliche Bevötkerung etwas stärker
vertreten als die weibliche;ab 54Jahren überwiegt derweibliche Bevölkerungsanteil. Das
liegt zum einen an der geringeren Lebenserwarlung der lvlänner und isl zum anderen
durch die stärkeren Kriegsverluste bei der männlichen Bevölkerung bedingt.

Abb.5: Geburten und Sterbefälle in ausgewählten
europäischen Ländern 19851
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1.5 Gebuften und Sterbefälle
Viele lndustrieländer verzeichneten in den letzten Jahren einen Geburtenrückgang. Die
Bundesrepublik Deutschland gehört jedoch zu den wenigen Ländern, in denen jährlich
mehr Menschen sterben als Kinder geboren werden. Seit 1972 gibt es in der Bundesrepu-
blik Deutschland kein natürliches Bevölkerungswachstum mehr; 1986 betrug der über-
schuß der Gestorbenen über die Geborenen 76000 Personen. Neben der Bundesrepu-
blik weisen nur Ungarn (seit 1982) und Dänemark (seit 1984) Geburtendefizite auf.
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Die Geburtenzahl in der Bundesrepublik Deutschland hatte im Jahr 1964 mit 1'065
irillionen ihren höchsten Stand erreicht. Sie ging bis 1978 auf 576000 zurÜck und isl bis
1986 kotz der ins Heiratsalter aufrückenden geburtenstarken Jahrgänge nicht über
625OOO gestiegen. lm internationalen Vergleich lag die Bundesrepublik Deutschland
1985 mit einer Geburtenziffer von 9,6 Lebendgeborenen ie 1000 Einwohner an letzter

Stelle. Ahnlich niedrige Geburtenziffern hatten Dänemark (1985: 10,6) und ltalien (1985:

10,1).

Aussagekrättiger als die absoluten Geburtenzahlen istdie sogenannte Fruchtbarkeitszif-
fer (Anzahlder Lebendgeborenen bezogen auf 1 000 Frauen im Alterzwischen 15 und 45

Jahren), weil sie Veränderungen der Bevölkerungszahl und des Altersaufbaus weitge"

hend ausschaltet. Sie hat sich in den letzten 100 Jahren um fast 74% verringert.

ln entscheidender Weise wird die Geburtenhäufigkeit von der Einstellung zu Kindern
bestimmt. ln der vorindustriellen Zeit hatten die Eltern wichtige ökonomische Motive, sich

Tab. 5: Geborene und Gestorbene
in der Bundesrepublik Deutschland
in Tausend

Jahr Lebend-
geborene

Gestorbene Überschuß der Geborenen (+)
bzw. Gestorbenen (-)

1950
1960
1965
1970
1971
1972
1973
1974
1975
1976
1977
1978
1979
1980
1981
1982
1983
1984
1985
1986

813
969

1 044
811
779
701
636
626
601
603
582
576
582

625
621
594
584
586
624

529
643
678
735
731
731

728
749

705

712
714

716
718
696
704
700

+ 284
+ 326
+ 367
+76
+48
-30
-95
- 101

- 149
- 130
- 123
- 147
- 130
-93
-98
-95
- 124
- 112
- 118

-76
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Tab. 6: Lebendgeborene auf 1 000 Frauen
im Alter von 15 bis 45 Jahren

Jahr Fruchtbarkeitszitfer Jahr Fruchlbarkeitsziffer

1880
1900
1920
1930
1938
1946
1950

1960
1966
1970
1975
1980
1983
1985

82
86
67
4a
47
44
44

viele Kinder zu wünschen (2. B. zur Sicherung der Altersversorgung und als mithelfende
Familienangehörige). lnzwischen sind längst andere Überlegungen in den Vordergrund
gerückt. lnsbesondere fällt die mit Kindern verbundene Anderung des Lebensstils
(finanzielle Einschränkungen, Aufgabe der Berufstäligkeit eines Partners, Einbußen an
Unabhängigkeit usw.) ins Gewicht. Vielfach verkannt wird, daß die modernen lvlittel der
Empfängnisverhütung nicht die eigentliche Ursache des Geburtenrückgangs sind, son-
dern nurdazu beigetragen haben, die gewünschte Kinderzahlauch tatsächlich realisieren
zu können.

Nach der gegenwärtigen Geburtenhäufigkeit werden von je 1 000 Frauen im Durchschnitt
1350 Kinder geboren. Die zur Erhaltung des Bevölkerungsbestandes auf längere Sicht
erforderliche Zahl von 2100 Kindern ie 1000 Frauen wird damil um mehr als ein Drittel
unterschritten.

Während in der zweiten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts auf jede Ehe in Deutsch-
land durchschnittlich sechs lebendgeborene Kinderkamen-von denen allerdingswegen
der hohen Sterblichkeit nur vier das EMachsenenalter erreichten - hatten die um 1900
geschlossenen Ehen nurnoch vierund die um 1925 geschlossenen Ehen im Durchschnitt
2,2 Kindet. Für die Ehejahrgänge bis 1955 blieb die durchschnittliche Kinderzahl mit
ungefähr zwei Kindern relaliv stabil. Bei den zwischen 1970 und 1974 geschlossenen
Ehen ging die Kinderzahl auf 148 pro 100 Ehen zurück. Die für diesen Zeitraum
ermittelten Werte können noch nicht als endgüllig betrachtet werden, weilin diesen Ehen
aufgrund ihrer relativ kurzen Dauer noch Kinder geboren werden können.

Durchschnittliche Kinderzahlen sagen allerdings allein wenig überdie konkreten Lebens-
verhältnisse in den Familien aus. Denkbar wäre beispielsweise eine große Anzahl von
Ehepaaren mit vielen Kindern bei einer ähnlich hohen Zahl kinderloser Ehepaare.
Tatsächlich ist es aber so, daß im Laufe der Zeit die Zahl der Ehen mit vier und mehr
Kindern abnahm, während die Zahl kinderloser Ehen, aber auch die der Ehen mit einem
oder zwei Kindern, anstieg.

167
158
'100

67
81

65
70
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Tab.7: Ehen aus den Jahren 1900 bis 1974
nach der Zahl der lebendgeborenen Kinder

Von 100 Ehen haben
Eheschließungsjahr

keine Kinder 1 2 3 4 u. mehr
Kind Kinder

Kinder
insgesamt

1900-1909
1910-1918
1919-1930
1931-1940
1941-1950
1951-1962
1963-1972
1970-1974

10
13
17

't3

't5

20

16
17
15
17
17
18
14
10

43
29
20
16
14
12

2

364
273
226
212
206
203
173
148

14
19

24
26
24
28

18

24
29
31

38
40

1.6 Familien und Haushalte
ln der Entwicklung der Kinderzahlpro Ehe spiegelt sich der Übergang von der Groß'zur
Kleinfamilie wider. Damit einher gehl die Abnahme der Haushaltsgröße bei wachsender
Zahlder Haushalt€. lm Juni 1985 wurden 26,4 Mill. Haushalte im Bundesgebiel ermittelt.

lm Jah16 1900 lebten in rund 44yo allet Ptivathaushalte fünf oder mehr Personen, 1985
lag der entsprechende Wert nur noch bei 6 %. Der Anteil der Zweipersonenhaushalte
nahm von 15 % im Jahr 1900 auf30% 19852u, und derAnteilder Einpersonenhaushalte
stieg im gleichen Zeitraum von 7% aufetwa 34%. Somit lebten 1985 in der Bundesrepu-
bliketwaS,9 Mill. Personen, also rund 15 % derBevölkelung, allein. Die durchschnittliche
Haushaltsgröße beliel sich um die Jahrhundertwende aul4,5 Personen, 1985 hingegen
nur noch auf 2,3.

Als Ursache für die abnehmende Haushaltsgröße kann u. a. der Wandel von der Agrar-
zur lndustriegesellschaft angesehen werden. Damit im Zusammenhang steht die
Zunahme derstädtischen Haushalte. die auch heute noch im Durchschnitt kleinersind als
die in ländlichen Gemeinden. ln den Großstädten sind insbesondere die Einpersonen-
haushalte (50 % dieser Haushalte befinden sich dort) zahkeich vertreten. lm Jahre 1985
lebte jeder fünfte Großstadtbewohner allein, während in Gemeinden mit weniger als
100000 Einwohnern nur etwa jeder zehnte einen Einpersonenhaushalt fÜhrte.

Neben der Frage des Zusammenlebens in Haushalten und der Haushaltsskuktur ist auch
die Frage des Familienverbandes - besonders im Hinblick aul die Kinder - von großer
Bedeutung. Hier richtet sich das Augenmerk insbesondere auf die sogenannten ,,unvoll-
ständigen Familien", also Alleinstehende mit Kindern. 1985 gab es in der Bundesrepublik
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Abb. 6: Haushallsgrößen
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insgesamt 941000 alleinstehende Väter oder lrütter mit einem oder mehreren Kindern
unter 18 Jahren. Diese Siluation war in 184000 Fällen auf den Tod des partners und in
581000 Fällen auf Scheidung oder Trennung zurückzuführen. 176000 der Alleinerzie-
henden waren nie verheiratet.

Besonders bemerkenswerl isl die Entwicklung bei den alleinstehenden Vätern. deren
Zahl sich von 88 000 im Jahr 1972 aul 138000 im Jahr 1985 erhöht hat. Von ihnen hatten
rund 108000 für ein Kind,25000 lür zwei und 5000 für drei und mehr Kinder unter t8
Jahren zu sorgen.

Die Zahl der alleinerziehenden Frauen mit Kindern unter lSJahren istzwischen 1972 und
1985 von 618000 auf 803000 gestiegen. Auch hier war in der überwiegenden Zahl der
Fälle (580000) nur ein Kind vorhanden. lmmerhin hatten aber 179000 Mütter zwei und
44000 drei Kinder und mehr alleine zu erziehen.

1.7 Eheschließungen, Scheidungen
Der Familienstand istim Unterschied zum Alterund Geschlecht lediglich ein soziales bzw.
rechtliches Merkmal. Demographisch gesehen beruht seine Bedeutung auf seinem
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Einfluß auf die Geburtenentwicklung, da gegenwärtig rund 91 % aller Kinder ehelichen
Verbindungen entstammen.

Über einen Zeitraum von 100 Jahren hinweg ist der Anteil der ledigen gegenüber dem
Anteil der verheiraleten, verwitweten und geschiedenen Bevölkerung von 60% im Jahr
1880 auf knapp 40% im Jahr 1985 zurückgegangen. Dabei ist iedoch der veränderte
Allersaulbau, d. h. insbesondere die starke Abnahme des Bevölkerungsanteils unter 15

Jahren, zu berücksichtigen.

1985 waren rund 63% aller Männer und ehva 70% aller Frauen zwischen 20 und 60
Jahren verheiratet. Das durchschnittliche Heiratsalter lediger Männer lag '1950 bei 28,1,
1975 bei25,3 und 1985 bei27,2 Jahren. Beiden ledigen Frauen ging es von 25,4 Jahren
1950 aut 22,7 im Jahr 1975 zurück und stieg dann bis 1985 auf 24,6 Jahre an.

DieZahlder Eheschließungen, die u. a. auch vom Allersaufbau derBevölkerung abhängt,
verringene sich zwischen 1960 und 1986 von rund 521 000 auf 372000. Die Heiratshäu'
figkeit - gemessen an der Zahl der Eheschließungen je 1 000 Einwohner - ist in diesem

Abb. 7: Eheschließungen und Ehelösungen
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Abb. 8: Familienstand der Bevölkerung
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Zeitraum von 9,4 (1960) auf 6,1 (1986) gesunken. Die geringste Zahl von Eheschließun-
gen wurde 1978 mit rund 328000 regiskiert; der nachfolgende Anstieg ist aber lediglich
auf den veränderten Altersaufbau zurückzuführen. Aulgrund der ins heiralsfähige Alter
nachrückenden starken Geburtsjahrgänge hätte eine wesentlich stärkere Zunahme an
Eheschließungen erwartel werden können. Aulzeichnungen über das Heiratsverhalten

Tab. 8: Eheschließungen und -scheidungen

Eheschließungen Ehescheidungen
Jahr

insgesamt
1 000

je 1 000 Einwohner insgesamt je 1 000 Einwohner
1 000

1950
1955
1960
1965
1970
1975
1980
1981
1982
1983
1984
1985
1986

10,7
8,8

7,3
6,3
5,9
5,8
5,9
6,0

6,0
6,1

86
49
49
59
77

107
96

110
118
121
131
128

1,7
0,9
0,9
1,0
1,3
1,7
1,6
1,8
1,9
2,0
2,1
2,1

536
462
521
492
445
387
362
360
362
370
364
365
372
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(sog. Heiratstafeln) der letzten Jahre zeigen den rückläuligen Trend beiden Eheschlie'
ßungen: Nach der Heiratstafel für den Durchschnitt der Jahre 1980/1983 heiraten nach
Vollendung des 18. bzw. 16. Lebensjahres nur noch 79% der L4änner und 84% der
Frauen, während die entsprechenden Anteile für die Jahte 197211974 noch bei 89 %
(Männed bzw.94% (Frauen) lagen.

Ehen können entweder durch Tod eines Eheparlners oder durch Scheidung gelöst
w€rden, wobei der erstgenannle Fall weilaus überwiegt. Allerdings wuchs der prozen-
tuale Anteil der Scheidungen an den Ehelösungen in den letzten Jahren beträchtlich:
Während 1960 't 4 % aller Ehelösungen durch Scheidung erfolgten, waren es 1985 30 %.
Hielte diese hohe Scheidungshäufigkeit an, so hätle das zur Folge, daß nahezuiede dritte
Ehe geschieden würde.

Nachdem im Jahre 1977 das '1. Gesetz zur Reform des Ehe- und Familienrechts in Kraft
geketen war, ging die Zahl der Scheidungen zunächst slark 2urück. 1978 erfolgten nur
noch 9% aller Ehelösungen durch Scheldung. Seitdem hatdie Zahlder Ehescheidungen
jedoch wieder stark zugenommen. Von dieser Entwicklung sind seit einiger Zeit auch die
länger andauernden Ehen betrotfen. 1985 betrug die durchschnittliche Ehedauer im
Zeitpunkt der Scheidung 11,9 Jahre, wobei Ehen im vierten und fünlten Eheiahr
besonders gefährdet waren. ln rund 59 % der Fälle stellten Frauen den Scheidungsan-
tag. 48% allet geschiedenen Ehen waren kinderlos. Von Scheidungen ihrer Eltern
wurden 1985 rund 97000 minderjährige Kinder betrotfen.

1.8 Ausländer

1.8.1 Stand und Entwicklung
Der wirtschattliche Aufschwung, Anderungen in der Altersstruktur und längere Ausbil-
dungszeiten verursachten in den sechziger Jahren in der Bundesrepublik Deutschland
einen zunehmenden Arbeitskräftemangel. lvlit der verstärkten Beschäftigung ausländi-
scher Arbeitnehmer wurde versucht, dem entgegenzuwirken. Dementsprechend erhöhte
sich die Zahl der im Bundesgebiet lebenden Ausländer von knapp 690000 im Jahr 1961
(1,2 % der Bevölkerung) aul4,1 Millionen im Jatue 1974 (6,7 % dq Bevölkerung). Nach
einem vorübergehenden Rückgang zwischen 1974 und 1978 aufgrund des Anwerbe-
stopps erreichte die Ausländerzahl als Folge der Familienzusammenführungen und des
starken Zuslroms von Asylbewerbern 19a2 mil 4,7 irillionen (7,6% der BevÖlkerung)
ihren bisher höchsten Stand. 1983 ging sie erstmals seit 1978 wieder zurÜck. Die starke
Abwanderung als Folge des Rückkehrhilfegesetzes tührle 1984 zu einer weiteren
Abnahme, und zwat aul 4,4 Millionen. Nach dem Auslaufen des Gosetzes stieg die
Ausländerzahl auf 4,5 [,lillionen im Jahr 1986 wieder an.

Die meisten Ausländer kamen in die Bundesrepublik Deutschland, um hier Arbeit zu
finden. Sie sind deshalb größtenteils im erwerbsfähigen Alter und überwiegend männli-
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Tab.9: Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland
nach Alter und Geschlecht 1986

lnsgesamt männlich weiblich

1 000 1 000 % 1000 %

Unter 15
15-44
45-64
65 und mehr

lnsgesamt

945,4
2 613,1

834,6
119,5

4 512,7

504,3
1462,2

549,5
60,7

2 576,7

441,1
1 150,9

285,1
58,9

1 936,0

21,0
57,9
18,5
2,6

100

19,6
56,7
21,3
2,4

100

chen Geschlechts. lm LaulederZeit nahm allerdings der Anteil der weiblichen Ausländer
aulgrund der Familienzusammentührungen von31 % imJahr 196't auf43 % im Jahr 1986
zu. Gleichlalls war ein Anstieg der Zahl ausländischer Kinder zu verzeichnen. So lebten
1986 bereits knapp eine Million Personen mit fremder Staatsangehörigkeit im Alter unler
15 Jahren in der Bundesrepublik Deutschland.

Tab. 10: Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland seit 1961

Stichtag Anzahl
in 1 000

Anteil an der Bevölkerung
in%

30.9.
27. 5.
30. 9.
30. 9.
30. L
30. L
30.9.
30. 9.

30. 9.
30. L
31.12.
31 . 12.

1961
1967
1970
1972
1974
1976
1978
1980
1981
1982
1983
1984
1985
1986

686,2
1806,7
2 600,6
3 526,6
4 127,4
3 948,3
3 981,1
4 453,3
4 629,7
4 666,9
4 534,9
4 363,6
4 378,9
4 512,7

1,2
3,0
4,3
5,7
6,7
6,4

7,5
7,6
7,4
7,1
7,2
7,4
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Alter

22,8
59,4
14,7
3,0

100



Abb. 9: Zu- und Fortzüge von Ausländern

196a 69 1970 71 72 73 74 1975 76 7i 7ir 7c rg8o 31 a2 a3 a4 19a5 l9a6Jahr

1.8.2 Aulenthaltsdauer
Nach dem Anwerbestopp standen die im Bundesgebiet lebenden ausländischen Arbeit-
nehmer vor der Entscheidung, in ihre Herkuntlsländer zurückzukehren oder hierzublei-
ben. Otfensichtlich hal sich die lvlehrzahlzum Bleiben entschlossen und ihre Frauen und
Kinder nachgeholt. 1986 hielten sich schon rund 59% der Ausländer zehn Jahre oder
länger im Bundesgebiet auf. Von den gegebenen Einbürgerungsmöglichkeiten haben
bislang erst sehr wenige Ausländer Gebrauch gemacht (1985: knapp 14000 eingebür-
gerte Personen).

1.8.3 Geburtenentwicklung
1985 kamen etwa 54000 ausländische Kinder in der Bundesrepublik Deutschland zur
Welt. Dies bedeutet gegenüber 1974, dem Jahr, in dem die hÖchste zahl an ausländi-
schen Geburten im Bundesgebiet registriert wurde, einen Rückgang um rund 50%.
Gegenwärtig hat etwa jedes eltte im Bundesgebiet geborene Kind eine ausländische
Staatsangehörigkeit, während 1974 noch iedes sechste ausländischer Herkunlt war'

Die Ursachetür diesen Rückgang ist nichtzuletztin einerAnpassung der Ausländerinnen
an die deulschen Verhältnisse zu suchen. Allerdings isl die Geburtenhäufigkeit beiden in

der Bundesrepublik lebenden Ausländerinnen immer noch höher als bei den deutschen
Frauen. wenn auch zwischen den einzelnen Nationalitäten erhebliche Unterschiede
bestehen. Während 1000 Türkinnen - bei derzeitigem Gebunenverhalten - im Laufe
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ihres Lebens rechnerisch etwa 2400 Kinder haben, sind es beiden italienischen Frauen
rund 1 500 und bei den Jugoslawinnen 1 400. Bei den deutschen Frauen beläuft sich der
Vergleichswert auf rund 1 250.

1 .8.4 Regionale Verteilung
ln welchen Regionen des Bundesgebietes die castarbeiter ihren Wohnsilz nehmen,
hängt im wesentlichen von den ödlichen Wirtschaftsstrukturen und den Erwerbsmöglich-
keiten ab. So liegt der Bevölkerungsanteil der Ausländer in den industriellen Ballungsge-
bieten, z.B. an Rhein und Ruhr oder im Rhein-lrain-Gebiet, wesentlich über dem
Bundesdurchschnitt, in wirtschaftsschwachen Räumen - beispielsweise im gesamten
Zonenrandgebiet - dagegen erheblich darunter.

Wie sehr sich die Ausländer auf wenige Teile des Bundesgebietes konzentrieren, zeigt
sich daran, daß etwa 2,3 lrillionen oder 51 % von ihnen in Städten mit über 100000
Einwohnern leben (Bevölkerungsanteil dieser Städte an der Gesamlbevölkerung etwa
ein Drittel). So war 1986 beispielsweise in Frankfurtjedervierte und in Otfenbach am Main
jeder fünfte Einwohner Ausländer. Annähernd gleich hoch lagen mit 18% bzw.17 o/" die
entsprechenden Werte für Stuttgart und München. Die Großstädle mit den geringslen
Ausländeranteilen waren Oldenburg und Würzburg mit jeweils 4% sowie Koblenz,
Münster und Regensburg mit annähernd 5 %.

Ausländer in deutschen Großstädten
Die Städle mlt der g.öBten
Ausländedlchts
(Ausländ€r auf 1 OOO Einwohn60

Die Städte mit den
meisten Ausländein

Fr.nkturt
Off6nbach
${ntg.rt
M0nchon
Dü33€ldod
lr.nnholm
Köln
Ludwlg.hai.n
R6fiacheld
B6nin (w8t)
Hoilbronn
Dul3burg
l{ümb.rg

a = GrcBstädte mit mehr als looAuständern
aui 10OO Einwohner

Hamburg 175 8OO

0
B€.lin (we3i) 257 8oo

Köln 137aOO

FranKün 148 3OO

Stuttgart
'102 600

2212@

Sland: Ende ß46

@

128
130
131

138
139
143

155

174
1A2

2-17

250

@ Erch schm dr ve,rao GmbH
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1.8.5 Staatsangehörigkeit
Der weit überwiegende Teil der 1986 im Bundesgebiet lebenden Ausländer, rund 70 %,
kam aus folgenden sechs Staaten:

Türkei
Jugoslawien
Italien
Griechenland
Österreich
Spanien

1 434 000 = 31,8 %
591 000 = 13,1 %
5s7 000 - 11,9%
279 OO0 = 6,2o/"
175 000 = 3,9%
150 000 = 3,3%

lm Vergleich zu 1970 hat sich dieAnzahlder in der Bundesrepublik lebenden Türken mehr
als verdreifacht. Dagegen veränderte sich in diesem Zeitraum die Zahl der übrigen
Ausländeraus dem europäischen Raum jeweils nurgeringfügig. Noch relativ klein, in den
vergangenen Jahren aber doch stark angestiegen, isl die Zahl der in der Bundesrepublik
lebenden Asiaten. Zwischen 1974 und 1986 erhöhte sie sich von 114000 auf 348000,
also auf das Dreilache. lnsbesondere fällt der starke Zustrom von Vietnamesen (1974:

1 9OO; 1985: 31 179) und Personen aus Sri Lanka (1974: 733; 1986: 28 101) auf Ein Teil
von ihnen nimmt das Becht auf Asylgewährung lür politisch Verfolgte in Anspruch.

1980 erreichte die Zahl der Asylbewerber mit mehr als 100000 Personen ihren Höhe-
punkt und verminderte sich bis 1983 aul knapp 20000. 1986 stieg sie wieder aul knapp
100000 an.
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'1.9 Bevölkerungsvorausschätzungen
Bevölkerungsvorausschätzungen arbeiten mit Annahmen über die küntlige Entwicklung
der Geburtenhäufigkeit, der Sterblichkeit und der Wanderungsbewegungen über die
Grenzen des Bundesgebiets. Ob die Vorausberechnungen auch tatsächlich einketfen,
wird um so fraglicher, je weiter der Prognosezeitraum in die Zukuntt reicht.

W€nn sich die Vorausschätzung nur auf die nächsten zwei Jahrzehnte erstreckt, ist die
Aussagefähigkeit - zumindest der Modellrechnungen für die deutsche Bevölkerung -
hoch, weil die meisten l\renschen, die das Jahr 2000 erleben werden, bereits geboren

sind. Unsicherheiten bestehen insofern nur im Hinblick aul die ungeborene Generation.

Alle Bevölkerungsvorausschätzungen weisen für die deutsche BevÖlkerung eine sin'
kende Bevölkerungszahl aus, allerdings in unterschiedlichem Ausmaß, le nach den
zugrunde gelegten Annahmen. Unterstellt man als wesentliche Vorgaben z. B rÜckläu'
fige Sterblichkeit und Fortdauer der Geburtenhäufigkeit des Jahres 1984, so werden im
Jahr 2OOO im Bundesgebiet knapp 55 Millionen Deutsche leben Wenn man diese
Alternative bis ins Jahr 2030 durchspielt, ergibt sich rein rechnerisch eine Bevölkerungs-
zahl von 43 Millionen. 38% der Deutschen wären nach dieser Vorausberechnung im
Jahre 2030 älter als 59 Jahre.



Abb.'10: Altersaufbau der deutschen Bevölkerung
(Vorausberechnung für die Jahre 2000 und 2030 unter Annahme
konstanler Geburtenhäufigkeit und rückläufrger Sterbtichkeit)
Basisiahr 1984

1985 2000 2030

Unsicherer als die Prognose der Deutschen ist eine Vorausberechnung derAusländer in
der Bundesrepublik wegen der starken Schwankungen der Wanderungsbewegungen
dieses Personenkreises. Bei ausgeglichenem Wanderungssaldo könnte die Zahl der
Ausländer im Jahr 2000 bei etwa 4,7 Mi ionen liegen;geht man von jährlich 55000 mehr
Zu- als Fortzügen aus, so würden im Jahr 2OOO etwa 5,7 lvlillionen Ausländer im
Bundesgebiet leben.
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2 Bildung

2.1 Einführung
Kaum ein Politikbereich wird mit so vielen, zum Teil kontroversen Schlagworten belegt

wiedie Bildunqspolitik. Lehrerschwemme, Sludentenberg, Pillenknick, Bildungsnotstand,

Akademikerarbeitslosigkeit oder Lehrstellenmangel sind nur eine kleine Auswahl aus

dem Vokabular, das zur Kennzeichnung der Bildungssituation dienen soll Dabei wird oft

mehr Verwirrung gestiftet als Klarheit herbeigeführt. Deshalb ist es notwendig, die

Diskussion durch lundiertes statistisches Material zu versachlichen.

Nicht alle Bildungsprozesse lassen sich statistisch erfassen. ,,Bildung" erfährt schon das

Kleinkind in der Familie, indem es beispielsweise die Sprache und soziale Verhaltenswei-

sen lernt. Hierüber können kaum quantitative Aussagen getrotlen werden Die vorhande'
nen statistischen Unterlagen vermitteln in erster Linie Erkenntnisse über die Schüler,

Auszubildenden und Studenten sowie über die eingesetzten Lehrkrätle. Abb. 1 zeigl die
Bereiche, für die statistisches lvlaterial zur VerfÜgung steht

Darüber hinaus geben die Statistiken aber auch Einblick in die Rahmenbedingungen des
Bildungsbereichs, die sich in den vergangenen Jahren grundlegend geänded haben.
Entscheidende Einflüsse gehen dabeivon der demographischen Entwicklung aus. So ist
der Altersaufbau der Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland gekennzeichnel
durch die gebudenstarken Jahrgänge der sechziger Jahre mit rund einer L4illion Neuge-
borenen pro Jahr und die nachfolgenden geburtenschwachen Jahrgänge mit etwa
600OOO Neugeborenen im Durchschnitt der Jahre 1974 bis 1985. Zeitversetzt ergeben
sich hierdurch unterschiedliche Jahrgangsstärken beiden Schülern, Auszubildenden und
Studenten. Allerdings ist die Bevölkerungsentwicklung nicht der einzige Einflußfaktor des
Bildungsangebots und der Bildungsnachfrage. Von großer Bedeutung sind auch die
individuellen Bildungsentscheidungen und die Maßnahmen zur Umsetzung bildungspoli-
tischer ziele.

2.2 Kindergärten und Schulkindergärten
Die Vermittlung von Kenntnissen durch die Eltern wird in Kindergärten, Kinderhorten,
Schulkindergärten sowie ,,Vorklassen" und ,,Klassen der Eingangsstule" an Grundschu'
len (vorschulische Einrichtungen) ergänzt und fortgeführt. Die Schulkindergärten (für

schulpflichtige, abernoch nichtschulreife Kinde0 und die Vorklassen (lürschulreile, aber

noch nicht schulpflichtige Kinder) bereiten auf den Eintritl in die Grundschule vor' 1985

besuchten rund 65900 Kinder (5,9 % der Kinder von lünf bis unter sieben Jahren) diese
Einrichtungen.
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Abb. 1: GrundstruKur des Bildungswesensl
in der Bundesrepublik Deutschland 1985

1 Schemalisierle Darsre lung der lypischen Slruklur des Bitdungssyslems der aundesrepub ik Oeursch änd h den
einzohen Bundesrände.n besleh€f Abwe chungen.
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2.3 Allgemeinbildende und berufliche Schulen

2.3.1 Schüler
Die Schulpflicht beginnt nach Vollendung des sechsten Lebensjahres. Sie beträgt zwÖlf

Jahre, davon in der Regel neun Vollzeitschuliahre und drei Teilzeitschuljahre.

Alle Kinder besuchen zunächst die Grundschule, die in der Flegel vier Schuliahre dauert.
Mit zeitlicher Verzögerung zurrückläufigen Geburtenentwicklung (vgl Kap. 1)verringerte
sich die Anzahlder Kinder, dieiährlich eingeschult wurden. Während zwischen 1970 und
1974 noch über eine Million Einschulungen pro Jahr erfolgten, waren es zu Beginn des
Schuljahres 1985/86 nur noch 543000. Diese Entwicklung findet ihren Niederschlag in
rückläufigen Schülerzahlen an den Grundschulen (1985:2,3 Mill,)sowie in derverringer'
ten Gesamtzahl der Schüler an allgemeinbildenden Schulen

1976 e(eichte die Schülerzahl an allgemeinbildenden Schulen mit Über zehn lvlillionen
ihren Höchststand und verminderte sich dann kontinuierlich auf 7,2 Millionen im Jahr
1985. Verringert hat sich zunächst nur die Zahl deutscher Schüler, während die Zahl
ausländischer Kinder an den Schulen erst 1982 ihren Höhepunkt erlangte 1975 war nur

etwa jeder 26. Schüler an allgemeinbildenden Schulen ausländischer Herkunft, 1985

dagegen ,ast jeder elfte.

Nach einer Vorausschätzung der Kultusministerkonlerenz werden in den kommenden
Jahren auch die Schülerzahlen im Bereich der beruflichen Schulen sinken.

Welche weiterführende Schulart nach dem Besuch derGrundschule in Betracht kommt-
Hauptschule, Realschule, Gymnasium oder Gesamtschule - richtet sich nach der
Empfehlung der Grundschule, dem Wunsch der Eltern sowie den Leistungen des
Schülers; außerdem dienen die Schuljahre fünf und sechs der allgemeinbildenden
Schulen der Förderung und Orientierung aller Schüler im Hinblick auf ihre weitere
Schullaufbahn (Orientierungsstufe). 1985 wurden in den Hauptschulen 1 ,6 Mill Schüler,
in den Bealschulen 1,0 l\,rill. Schüler und in den Gymnasien 1,8 Mill. Schüler unterrichtet.
Außerdem besuchten 217000 Schüler Gesamtschulen, in denen die Bildungsgänge von
Hauptschule, Realschule und Gymnasium in unterschiedlicher organisatorischer und
inhaltlicher Ausgestaltung zusammengefaßt sind.

lm Schulbesuch spiegelt sich der Trend zu höheren Bildungsabschlüssen wider' Dies
wird anschaulich, wenn man die Verteilung eines bestimmten Altersiahrgangs aul die
unterschiedlichen Schularten im Zeitablaul betrachtet. Für eine solche Untersuchung
erscheinen die 13jährigen besonders geeignet, weil in diesem Alter in der Regel die
Entscheidung für die weiterführende Schulart gefallen ist und sie andererseits noch der
Vollzeitschulpflicht unterliegen. Dabei wird deutlich, daß sich der Schulbesuch in dieser
Altersstufe kontinuierlich von den Hauptschulen aul die Realschulen, Gymnasien und
Gesamtschulen verlagert hat. So wurden z. B. im Jahr 1960 noch 70% der 13jährigen an
Hauptschulen, aber nur 26 % an Realschulen und Gymnasien unterrichtet; 1985 lag das
Verhältnis bei 37% zu 54%.

56



Abb. 2: Entwicklung der Schülerzahlen an allgemeinbildenden
und berurlichen Schulen
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Tab. 1 : Schüler an allgemeinbildenden Schulen
in Tausend

Schulart 1960 1970 1980 1985

Grundschulen
Hauptschulen
Sonderschulen
Realschulen
Gymnasien

davon Klasse 5- 10
Klasse 11-13

Gesamtschulen
Abendschulen und
Kollegs

lnsgesamt

) 5219

143
431
853
642
212

3 978
2 369

322
863

1 379
1 062

317

2771
2274

354
1351
2119
1 496

624
220

39

9128

2 256
1 572

271
1 049
1 750
1110

640
217

6 655

25

I 938

42

7 158

lm Gegensatz zur rückläufigen Zahlder Kinder, diejährlich eingeschult werden, stieg die
Gesamtzahl der Abgänger aus den Schulen wegen der geburtenstarken Jahrgänge
zwischen 1970 und 1983 nahezu kontinuierlich an. Hierin zeigt sich das Ausmaß, in dem
junge Menschen gegenwärtig und noch in absehbarer zukunft in das Beschäftigungssy-
stem einlreten.

Auch beiden Schulabgängern wird derTrend zu höheren Bildungsabschlüssen deutlich.
Allerdings gibt es immer noch eine Reihe von Jugendlichen, die die Schule ohne einen
Schulabschluß verlassen. 1985 beendeten 6,6% der Abgänger aus dem allgemeinbil-
denden oder beruflichen Schulwesen ihre Vollzeitschulpflichl ohne Hauptschulabschluß.
ln dieser Gruppe sind Jungen stärker vertreten als Mädchen.

Die Schulabgänger mit Haupt- oder Realschulabschluß setzen ihre Ausbildung überwre-
gend im dualen System von (Teilzeit-)Berufsschule und Belrieb fort. Die Berufsschule
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Neben den bereits genannten Schularten gibtesdie Sonderschulen. Dassind Einrichtun-
gen zur Förderung und Betreuung körperlich, geistig oder seelisch benachteiligter oder
sozial gelährdeter Kinder, die nicht oder nicht mit ausreichendem Erfolg in anderen
Schulen unterrichtet werden können. 1985 besuchten 271000 Kinder Sonderschulen,
also knapp 4% der insgesamt etwa 7,2 irlill. Schüler an allgemeinbildenden Schulen. Der
überwiegende Teil (60%) der Behinderten wurde in Klassen für Lernbehinderte unter-
richtet.

Außerhalb der allgemeinen Schulpflicht besteht die lröglichkeit, Schulabschlüsse an
Abendschulen und Kollegs (Einrichtungen des zweiten Bildungsweges) nachzuholen.
1985 nutzten 42000 Erwachsene dieses Bildungsangebot.



Tab. 2: Schulabgänger aus allgemeinbildenden und
beruflichenl Schulen

Davon (%)

Jahr
lnsgesamt

1000
ohne Haupl-

schulabschluB
mit Haupt-
schulab-
schluß

mit Bealschul-
oder gleichw.

Abschluß

mit Hochschul-
oder Fachhoch-

schulreite

1970
1975
1980
1985

769
921

1 105
1 106

17,5
11,8
10,1
6,6

45,0
38,2

28,9

26,0
31,6
34,5
37,6

11,4
18,4
19,8
26,9

l Schu abgängeraus berulllchenSchulen s nd hiernurinsowoiler,aßl, a s sie Abschlußzeugnisse€lhall€n haben, die
dem Boalschulabschluß gLe chwsrlig sind oder zLim Besuch einer Fachhochschulo od€r Hochschulo berochligsn.

ergänzt hier die gleichzeitige praktische Ausbildung im Bekieb. Daneben wird die
Berufsschule aber auch von Jugendlichen unter 18 Jahren ohne Ausbildungsvertrag
besucht, die noch der dreijährigen Teilzeitschulpflicht unterliegen. lm Jahr 1985 gab es
insgesamt 1,9 Mill. (Teilzeit-)Berufsschüler, davon waren 1,8 l\,4ill. Auszubildende im
dualen System.

Tab.3: Schüler an beruflichen Schulen
in Tausend

1960 1970 1980 1985Schulart

(Teilzeit-)Berufsschulenl
Beruf sgrundbildungsjahf
Berufsaufbauschulen
Berufsfachschulen
Fachoberschulen,

Fachgymnasien
Fachschulen

lnsgesamt

139

1 600 1861
109
2240

205

134
192

2 669

136
214

2776

1 Einschließlich Borulssonderschulen.
2 Einschli€ßlich Borulsvoöe@ilungsiah.
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nach Beendigung der
Vollzeitschulpllicht

1 662 1 912
113

10
392

142

1 943

59
167

2 072



Eine Sonderstellung nimmt das Berufsgrundbildungsjahr (Berufsschule in Vollzeitlorm)
ein, das als erstes Jahr der Berufsausbildung in verschiedenen Berufsfeldern durchge-
führt wird. Es vermittelt eine berufliche Grundbildung und wird in der Regel aufdie weitere
Berufsausbildung angerechnet. Daneben werden Jugendlichen, die aufgrund unter
schiedlicher Beeinträchtigungen keine oder noch keine Berulsausbildung erhalten kön-
nen, berulsvorbereitende vollzeitschulische Bildungsgänge (Berulsvorbereitungsiahr)
angeboten. 1985 wurden rund '113000 Jugendliche im Berufsgrundbjldungs- oder
Berufsvorbereitungsjahr unterrichtet. Von ihnen hatten etwa 31 % keinen Hauptschulab-
schluß.

Außerdem besteht nach der Entlassung aus den allgemeinbildenden Schulen die
Möglichkeit, eine Berufsfachschule zu besuchen. Es handell sich dabei um Vollzeitschu-
len, die ein bis dreiJahre besuchtwerden und zur Berufsvorbereitung oderauch zurvollen
Berufsausbildung dienen. 1985 wurden rund 392000 Schüler an Berufsfachschulen
unterrichtet, und zwar bevorzugt in Wirtschafts-, Handels- und Verwaltungsberufen.
Fachoberschulen bzw. Fachgymnasien, die den Zugang zu den Fachhochschulen bzw.
Hochschulen erötfnen, besuchten 1985 136000 Jugendliche.

Die Fachschulen (einschließlich Schulen des Gesundheitswesens) werden in der Regel
freiwillig nach einer bereits erworbenen Berufsausbildung und praktischer Berulserfah-
rung besucht und vermitteln eine weitergehende fachliche Ausbildung im Beruf. 1985 gab
es rund 214000 Fachschüler.

2.3.2 Lehrer
Die Qualität der schulischen Ausbildung wird durch die SchülerLehrer-Relation beein-
flußt, die anzeigt, wie intensiv sich der Lehrer mit dem einzelnen Schüler beschäftigen
kann. An allen Schularten konnt€ im letzten Jahrzehnt die Betreuungsrelation verbessert

Tab. 4: Schüler je Lehrerl an allgemeinbildenden
und beruflichen Schulen

Schulart 1970 1980 'r 985

Grund- und Hauptschulen
Sonderschulen
Realschulen
Gymnasien
Gesamtschulen
Ab€ndschulen und Kollegs
Berufliche Schulen

31,6
15,3
23,1
18,8

16,3

21,6
8,7

21,5
17,4
15,4
14,8
32,0

17,8
6,9

17,7
14,3
12,6

29,3

1 Vollzoillehrer und in Voll2eitlohl6l umge€chnsl€ Teilzeitlohrcr
Ouelle: Ständige Konf€ßnz der Xullusminisl dsr Uind6r.
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werden. So verminderte sich beispielsweise die Anzahl der Schüler je Lehrer an den
Grund- und Hauptschulen zwischen 1970 und 1985von durchschnittlich 31,6aui17,8, an
den Sonderschulen von 15,3 auf 6,9.

'1985 unterrichteten 457000 Lehrer an allgemeinbildenden Schulen und 90000 an
beruflichen Schulen. lhre Zahl hat sich gegenüber 1970 aufgrund der geburtenstarken
Jahrgänge und der gestiegenen Bildungsnachlrage wesentlich erhöht, insbesondere bei
den Realschulen und Gymnasien. Allerdings sind die Lehre.zahlen angesichts sinkender
Schülerzahlen teilweise bereits wieder rückläufig. So unterrichteten 1985 215000 Lehrer
an den Grund- und Hauptschulen, 18000 weniger als 1980.

Tab.5: Lehrey' an allgemeinbildenden und beruflichen Schulen
in Tausend

Schularl 1970 1980 '1985

Allgemeinbildende Schulen
Grund- und Hauptschulen
Sonderschulen
Realschulen
Gymnasien
Gesamtschulen
Abendschulen und Kollegs

Berufliche Schulen

lnsgesamt

339
202

21

77

2

457
215

40

122
18
3

90

547

1 Volizeltlehßr und in Vollzsill€hrer umgB.echnei6 Toilzsillehror

Qu6lls: Ständige Konleronz dff Kuhrsminisl dsr Iänder.

2.4 Betriebliche Berufsausbildung
Während der Besuch der (Teilzeit-)Berufsschulen zur Vermittlung der fachlheoretischen
Ausbildungsinhalte dient, vollzieht sich die praktische Berufsausbildung durch das
unmittelbare Lernen am Arbeitsplatz oder in den Ausbildungswerkstätten.

lm Bereich der betrieblichen Berufsausbildung haben die geburtenstarken Jahrgänge zu
eineranhaltend hohen Nachfrage nach Ausbildungsplätzen geführt. Tab.6z€igt, daßdas
Ausbildungsplatzangebot der zum Teil sprunghaft gestiegenen Nachfrage weitgehend
angepaßt werden konnte. Die im Zeitraum von 1975 bis 1985 erreichte Steigerung des
Ausbildungsplatzangebots von 480000 auf 719000 reichte jedoch nicht aus, um allen
Bewerbern eine betriebliche Berufsausbildung zu sichern, denn gleichzeitig stieg die
Nachfrage nach Ausbildungsplätzen von 486 000 auf 756000. zwar konnten im Jahr 1985

6'r

477

41

63
122

16
2
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Tab.6: Auszubildende, Angebot und Nachfrage nach Ausbildungs-
plätzen sowie bestandene Abschlu ßprüfungen
in Tausend

Jahr Auszubildgnde
insqesamlr

Bestandene
Abschluß-
prüfungen

Nou
Angebot an Nachfrage nach abgeschlossen€

Ausbildungsplälzen' Ausbildungs'
verhältnisse'?

1975
1980
1983
1984
1985

1 329
1715
1 722
1 800
1831

480
695
696
727
719

486
667
724
764
756

461
568

605
633

462
650
677
706
697

1 Sländ:Jewoils 31. Oozembor.
2 Sland:Jeweils 30. Septomber.
Ouelle: Bundesmini§teium für Bildung und wissenscha,t, B€rursbildungsbe cht.

Abb. 4: Ausbildungsplätze 1976-1986
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697000 Ausbildungsverträge neu abgeschlossen werden (1975: 462000), trotzdem
standen in diesem Jahr 22000 unbesetzten Ausbildungsplälzen noch 59000 unvermit'
telte Bewerbergegenüber. Allerdings scheintder Gipfelder Nachfrage nach Ausbildungs-
plätzen überschritten zu sein, nachdem 1985 erstmals ein geringlügiger Rückgang
gegenüber 1984 zu verzeichnen war.

ln den letzten Jahren wünschten nicht nur Haupt- und Realschulabgänger, sondern auch
Abiturienten verstärkt eine betriebliche Berufsausbildung. Vonden l,S lrill Jugendlichen,
die 1984 in einem Ausbildungsverhältnis standen, besaßen 10,7% die Hochschul'oder

Abb.5: Auszubildende in den zehn am stärksten besetzten
Ausbildungsberufen

Jahresende: 1975 a 1985
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Fachhochschukeife, 42,7% hatten einen Realschul- oder gleichwertigen Abschluß und
waren überwiegend Abgänger aus Realschulen und Berulsfachschulen. Den Haupt-
schulabschluß hatlen 36,6% und ohne Hauptschulabschluß waren 2,4o/o det Auszubil
donden. Das Berulsgrundbildungs- bzw. Berufsvorbereitungsjahr hatten 7,6% besucht.

Die Verteilung der Auszubildenden läßtdeutliche Schwerpunkle erkennen:1985 konzen-
trierten sich 64 % aller Ausbildungsplätze männlicher und 81 % aller Ausbildungsplätze
\,i,eiblicher Auszubildender aul nur 25 von insgesamt 429 anerkannten Ausbildungsberu-
fen. Viele Jugendliche finden im Beruf ihrer Wahl keinen Ausbildungsplatz und müssen
d€shalb auf andereAusbildungsgänge ausweichen oderArbeitslosigkeit in Kauf nehmen.

Bei den männlichen Jugendlichen rangiert der Beruf Kraftlahrzeugmechaniker in der
Beliebtheitsskala eindeutig an erster Stelle: nahezu jeder dreizehnte Auszubildende
ergreitt ihn. Ein großer Teil der Mädchen entscheidet sich für die Berufe Verkäuferin und
Friseurin. Neuerdings lassen sie sich verstärh auch in einigen typischen ,,lrännerberu-
fen" ausbilden;so durchliefen 1985 beispielsweise bereits rund 3600 weibliche Jugendli-
che eine Ausbildung als Malerin und Lackiererin.

Am Ende der Berufsausbildung sind Abschlußprüfungen durchzulühren. Die Erfolgs-
quote lag 1985 bei 90%, d. h. von 705000 Prüfungen wurden 633000 bestanden. Nach
Abschluß der Berufsausbildung keten allerdings zunehmend Probleme beim Berufsstart
auf. lm September 1985waren 46400 Personen unter25Jahren arbeitslos gemeldet, die
vor der Arbeitslosigkeit eine bekiebliche Berufsausbildung abgeschlossen hatten. Bei
den l\rännern waren die Übernahmeprobleme in Berulen wie Krattlahrzeugmechaniker,
Bäcker, Gärtner und Fleischer am größlen, bei den Frauen in Berufen wie Friseurin,
Gädnerin und Sprechslundenhelferin.

2.5 Studienabsichten
Jährlich werden die Schüler, die kurz vor der Reifeprülung stehen, nach ihren Studien-
und Berufswünschen befragt. 1986 äußeden 59% der Schüler, die die Hochschukeife
anslrebten, den Wunsch zu studieren, 17% bekundeten keine Studienabsichten und die
restlichen 24% waren noch unentschlossen. Von den Schülern, die sich au, die
Fachhochschulreife vorbereiteten, beabsichtigten 61 % die Aufnahme eines Studiums,
während 13 % nicht studieren wollten; 26 % hatten diesbezüglich noch keine konkreten
Zukunftspläne. BeidenMädchenwardieStudienneigunginsgesamtgeringerausgeprägl
als bei den Jungen.

Der Anteil der Studierwilligen lag in der Vergangenheit wosentlich höher als heute. So
strebten beispielsweise 1972 90% aller Abiturienten ein Studium an, und nur 4%
äußerten den Wunsch. unmittolbar nach ihrem Schulabschluß in das Berufsleben
einzutreten. Stark erhöhte sich in den letzten Jahren insbesondere der Anteil der
Unentschlossenen.
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Tab. 7: Studienabsicht der Abiturienten

Jahr Befragte Studienwillige
insgesaml

Unent-
schlossene

Ohne
Studienabsicht

1000 %

Männlich
90,3
78,7
72,5
67,2

Weiblich
88,6
70,4
63,0
49,6

lnsgesamt
89,7
75,3
68,3
59,1

1972
1976
1980
1986

82
109
113
142

6,5
15,4
20,9
23,0

6,0
6,6
9,8

88
121

5,6
15,5
21,8
26,1

5,8
14,1
15,3
24,3

126
183
201
264

6,2
15,4
21,3
,ln

4,2

10,4
16,5

1972
1976
1980
1986

1972
1976
1980
'1986

2.6 Hochschulen

2.6.1 Studenten
Die Furcht der sechziger Jahre vor einer drohenden ,,Bildungskatastrophe", d. h. einem
Bildungsrückstand der deutschen Bevölkerung im internationalen Vergleich, besteht
schon seit einiger Zeit nicht mehr. Denn die Zahl der Studenten hat sich zwischen 1960
und '1985 von annähernd 250000 auf über 1,3 lrillionen mehr als verfünttacht. Diese
Entwicklung hängt nicht nur mit dem Eintritt der geburtenstarken Jahrgänge in den
Hochschulbereich, sondern auch mit einem höheren Anteil der Studienberechtigten an
der Bevölkerung zusammen. 1985 kamen 219 Studenten auf 10000 Einwohnergegen'
über 44 im Jahr 1960.

Nach einer Vorausschätzung der Kultusministerkonferenz wird sich die Gesamtzahlder
Studenten zunächst noch weiter erhöhen und Ende der achtziger Jahre maximal einen
Wertvon 1,5 Millionen erreichen. Danach wird ihre Zahlwieder abnehmen, imJahre2000
wird noch mit 0,73 bis 0,94 Mill. Studenten gerechnet.
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lm Wintersemester 1985/86 waren 69,5% aller Studenten an Universitäten sowie
pädagogischen und theologischen Hochschulen eingeschrieben. Die Anteile für die
übrigen Hochschularten betrugen: Fachhochschulen 22,5%, Gesamthochschulen
6,4%, Kunsthochschulen 1,6 %.

Numerus clausus und schlechte Berufsaussichten in verschiedenen Bereichen des
Arbeitsmarktes haben bewirkt. daß die Studenten das Studienfach nicht ausschließlich
nach dem lnteressenschwerpunkt wählen (können). Deutlich zeigt sich dies bei den
Lehramtsstudenten. Lag ihr Anteil im Wintersemesler 1975/76 noch bei 30% der
Studenten, betrug er im Wintersemester 1985/86 nur noch 10,4%. Kräftig zugenommen

Tab. 8: Studenten an Hochschulen
in Tausend

1960 1970 1980 1985

Univ6rsiläten1
Gesamthochschulen
Kunsthochschulen
Fachhochschulen'?

lnsgesamt
darunter Studienanf änger

247
51

422
87

239

;
412

10

749
69
18

200

1 036
176

I Einschlioßiich pädagogis.h$ und lhoologischsr Hochschuler.
2 Ohne Sludiercnde de, sl'€Taligsr lngsnreu.aiadem.en.

Tab. 9: Studenten nach ausgewählten Fächergruppen
in Tausend

Winter-
semester

lns-
gesamt

bb

'143

160
206

1975n6
1980/81
1985/86

836
1 032
1 336

214
236
275

50
78
96

190
265
360

Hochschulart

929
85
21

301

1 336

Darunter

Sprach- Rechts-, Mathematik, Human- lngenieur-
und Wirtschatts- Natur- medizin wissen-

Kultur- und Sozial- wissen- schaften
wissen- wissen- schaften
schatten schaften

154
185
274



Abb. 6: Studenten, Studienanlänger sowie bestandene Hochschulprüfungen
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Tab. 10: Die zehn am stärksten besetzten Studienlächer
im Wintersemester 1 985/86
nur deulsche Studenten

Rang-
folge Sludienfach

lvlännl
%

WeiblRang-
tolge Studienfach

1

2
3
4
5

6
7

7,3
7,1
6,9
6,4

5,9
4,2

I
9

10

3,4

3,1
3,0

Maschinenbau/-wesen
Elektrotechniki Elektronik
Rechtswissenschaft
Betriebswirlschaftslehre
Medizin
(Allgem€in-Medizin)
Wirtschattswissenschaft en
Bauingenieurwesen/
lngenieurbau
Physik
lnformatik
Chemie

1 Germanistik/Deutsch
2 Medizin

(Allgemein-Medizin)
3 Rechtswissenschatt
4 Betriebswirtschattslehre
5 Erziehungswissenschaft

(Pädagogik)
6 Biologie
7 AnglistildEnglisch
I Wirtschattswissenschaften
I Psychologie

10 Architektur

7,2

6,9
6,8
4,6

4,4
3,8

2,7
2,6

hat demgegenüber die Anzahl der Studenten in den Fächergruppen Humanmedizin
sowie Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschatten;zwischen 1975 und 1985war hier
ein Zuwachs von 92 bzw. 89 % zu verzeichnen.

Was die Beliebtheit der einzelnen Studienfächer bekittt, gibt es bei Männern und Frauen
deutliche Unterschiede. Während von den männlichen Studenten technische Studien-
lächer bevorzugt werden, wenden sich die Studentinnen viel stärker den Sprach- und

Tab. 11: Bestandene Prüfungen an Hochschulen
in Taus€nd

Prüfungsgruppe 1970 1980 1985

Diplom (U)- und
entsprechende Abschlu ßprüf ungen

Doktorprüfungsn
Lehramtsprüfungen
Diplom (FH)/Kurzstudiengänge

lnsgesaml

26
11

14

61

15

48

46
12
30

124

68

147



Kulturwissenschatten zu. Beibeiden Geschlechtern gehören Rechtswissenschaft, lvledi-
zin (Allgemeinmedizin), Betriebswirtschaftsl€hre und Wirtschaftswissenschaften zu den
zehn am stärksten besetzten Studienfächern.

Die Zahl der bestandenen Prüfungen gibt Aufschluß über die Schar der Hochschul-
absolvenlen, die in dsn letzlen Jahren deutlich angewachsen ist.

Nach einer Vorausberechnung der Kultusminislerkonlerenz wird sich die Zahl der
Hochschulabsolventen zunächst noch lveiter erhöhen und je nach der Annahme zur
Studierwilligkeit derAbiturienten im Jahr'1989 mit 174000 bzw. im Jahr 1994 mit 201000
einen Höchstwert erreichen. Danach wird die Absolventenzahl auf '112000 bis 145000 im
Jahr 2000 sinken.

2.6.2 Personal
An den Hochschulen des Bundesgebietes wurden im Jahre 1985 327000 Beschäftigte
gezählt. Von den 279000 hauptberuflich Tätigen gehörten 93000 zum wissenschaftli-
chen und künstlerischen Personal und 186000 zum Verwaltungs-, technischen und
sonstigen Personal. 48000 übten ihre Tätigkeilen nebenberullich aus; dazu zählten
insbesondere die Lehrbeauflragten, Tutoren und wissenschaftlichen Hilfskrätte mit
Abschlußprüfung. Bei einem Vergleich mit den Personalzahlen der Vorjahre ist zu

Tab. 12: Personal an Hochschulen
in Tausend

irerkmal 1972 1980 1985

Hauptberuflich
Nebenberuflich

Zusammen

Wissenschaftliches und künstlerisches Personal

66 86
22 42

88 127

93
46

139

Hauptberuflich
Nebenberuflich

Zusammen

Verwaltungs-, technisches und sonstiges Personal

108 164
22 28

130 191

186
2

188

lnsgesamt 218 319 327

Sludenten je hauptberuflicher
Lehrperson 10 12 14
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berücksichtigen, daß seit 1982 die studentischen Hillskräfle nicht mehr erlaßt werden;
dies wirkt sich deutlich bei den Angaben über das nebenberufliche VeMaltungs-,
technische und sonstige Personalaus. Trotzdem kann feslgestellt werden, daß sich seit
1972 die Zahl der Beschäftigten an den Hochschulen um 109000 erhöht hat, das
hauptberufliche wissenschaftliche und künstlerische Personal um 27000. lm gleichen
Zeilraum ist aberdie Studentenzahl noch stärker gestiegen, so daß'1972 im Durchschnitt
zehn, 1985 aber vierzehn Studenten auf eine hauptberufliche Lehrperson kamen.

2.7 Weiterbildung
Breite Bevölkerungsschichten haben die Notwendigkeit des ,,lebenslangen Lernens"
erkannl. ln einer Zeit raschen technologischen Wandels müssen viele Erwerbstätige
damit rechnen, daß sie ihren ursprünglich erlernten Beruf nicht ein Leben lang ausüben
können. Immer häuliger nehmen deshalb Beschäfligte an Fodbildungs- und Umschu-
lungsmaßnahmen teil. Aber auch die allgemeine Weiterbildung erfreut sich wachsender
Beliebtheit, wie insbesondere der starke Zuspruch zu den Volkshochschulen erkennen
täßr.

Eine in den Jahr€n 1979 und 1982 im Auftrag des Bundesministers für Bildung und
Wissenschaft durchgeführte repräsentalive Umlrage unter 19- bis64iährigen Bundesbür-
gern bestätigt diese Tendenz. Danach hatten 1979 23o/. allP.r 19- bis 64jährigen an
Weiterbildungsveranstaltungen teilgenommen, 1982 waren es bereits 29%.

Die Weiterbildungsbeteiligung stieg in nahezu allen Bereichen. Bei der allgemeinen
Weiterbildung erhöhte sich die Teilnehmerzahl zwischen 1979 und 1982 von 4,0 auf 4,9
irill. (odervon 12 % auf 14 % der Befragten). Für das berufliche Fortkommen engagierten
sich 1979 3,3 [rill., 1982 schon 4,2 lrill. Personen. Auch bei der Wiederaufnahme einer
Schul- oder Berulsausbildung nach einer Zeit der Berufstäligkeit ast eine deutlich
steigende Tendenz zu erkennen. Lediglich die polilische Weiterbildung stagnierte bei2%
der 19- bis 64jährigen.

Hochqualifizierte Personen bemühen sich verstärkt um ihre Weiterbildung üeder viede
Hochschulabsolvent nahm 1982 an entsprechenden lraßnahmen teil). Dagegen wenden
die Bundesbürger ohne abgeschlossene Berufsausbildung weniger Zeit tür ihr Fortkom-
men auf; nur etwa jeder zehnte von ihnen besuchte 1982 entsprechende Veranstal-
tungen.

Der wichtigste Träger der beruflichen Weiterbildung ist der Betrieb. Knapp die Hälfte
(47%) aller beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen werden vom Arbeitgeber durchge-
führt. ln derallgemeinen und politischen Weiterbildung sind vorallem die Volkshochschu-
len engagiert, bei denen über ein Viertel aller Veranstaltungen dieser Art stattfindet.

lnsgesamt verzeichneten die Volkshochschulen 1985 4,8 lrill. Teilnehmer an Lehrgän-
gen, Kursen und Arbeitsgemeinschatten, 3,4 lv1ill. Personen besuchten Einzelveranstal-
tungen. (Dabei sind l\rehrfachzählungen durch Belegung mehrerer Veranstaltungen
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Tab. 13: Weiterbildungsteilnahme nach Weiterbildungsbereichen
in Prozent der Bevölkerung im Alter von 19 bis unter 65 Jahren

Teilnahme an
Weiterbildung

im letzlen Jahrr
Weiterbildungsbereiche

1979 1982

Berufliche Weiterbildung insgesamt,
und zwar:
Lehrgänge/Kurse zur LJmschulung auf einen anderen Beruf
Lehrgänge/Kurse für den beruflichen Aufstieg (2. B. zum
lreister, Techniker, Betriebswirt)
Besondere Lehrgänge/Kurse im Betrieb zur Einarbeitung in
eine neue Arbeit
Sonstige Lehrgänge/Kurse im Beruf

Allgemeine Weiterbildung insgesamt,
darunter Besuch von Kursen, Lehrgängen oder Vorlrägen zu
den Themenschwerpunkten:
Fragen der Gesundheit und der gesundheitsgerechten Le-
benslührung
Versicherungs-, Renten-, Sleuer- und sonstige Rechts-
lragen
Sprachkennlnisse
Praktische Kenntnisse. die man manchmal braucht, z. B.
Erste Hille, Reparaturen im Haus, am Auto usw.
Wie man aktivseine Freizeit gestalten kann, z. B. basteln, ein
Musikinstrument spielen usw.
Wissen auf Gebieten, wie z. B. Kunst, Literatur, Beligion,
Geschichte oder Länderkunde

Politische Weiterbildung
Besuch von Kursen, Lehrgängen oder Vodrägen zum The-
menbereich:
Rechte und Pflichten des Staatsbürgers, Wissen über Politik

10

2

3
6

12

12

,1

2

4
I

14

3
2

4

J

3

2

3
2

3

3

2

2

22

An mindestens einem der genannten Bereiche (berufliche,
allgemeine und politische Weiterbildung) teilgenommen 18 22

Wiederaulgenommene Ausbildung
Sonstige Weiterbildung
Gesamtteilnahmequote

4
5

29

2
3

23

1 ,,lm lelzlen Jahr" bsdeutel in don l€l2len zwdlf Monalen vor der Belragung.

Ouell€iBundesm n slerlü.Bildung und Wissenschäft (Hrsg.): B Idung-W ssenschaft-Akluell, Be chlssyslem we teöi
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möglich.) Zum beliebtest€n Volkshochschulangebot gehören die Sprachkurse, die 1985
von rund 29% aller Teilnehmer belegt wurden. Etwa 63000 Personen besuchten
Lehrgänge, um einen Schulabschluß nachzuholen, davon wollten rund 59% den
Hauplschulabschluß erwerben.

2.8 Bildungsniveau der Bevölkerung
Die Oualifikation der Bevölkerung istauchvon großer gesamtwirtschaltlicher Bedeutung,
da neben der Ausstanung mit Bodenschätzen und Produktionsanlagen vor allem die
Qualität der menschlichen Arbeitskratt das Leistungsvermögen einer Volkswirtschaft
bestimmt. Für den einzelnen stellt die Ausbildung einen entscheidenden Schritt zur
Selbstentfaltung und Entwicklung der Persönlichkeil dar.

lm Jahre 1985 hatten rund 30 % der Bevölkerung über 15 Jahre in der Bundesrepublik
Deutschland einen sogenannten ,,höherwertigen" Bildungsabschluß (Realschulab-
schluß/Fachhoch-, Hochschulreife). ln der Gruppe der 20- bis 3ojährigen konnte bereits
über die Hältte (51 %) einen solchen Abschlu ß nachweisen, während die Altersiahrgänge
ab 60 lediglich zu etwa 18% eine Realschule oder ein Gymnasium erfolgreich absolviert
hatten.

Etwa 57% der Bevölkerung über 15 Jahre absolvierten außer der allgemeinbildenden
Schule auch eine berulliche Ausbildung, und zwar überwiegend in Form einer Lehre. Bei

Tab. 14: Bildungsniveau der Bevölkerung im Juni 1985:
Allgemeinbildender Schulabschlu ß

Aller Noch
ohne

Schulabschluß1

Fachhoch-/
Hochschulreile

Volksschule/
Hauptschule'?

Realschul- od.
gleichwertiger

Abschluß

1 000 o/"3 1 ooo y"3 1 o0o yo3 1 ooo ./.3

15-'t 9
20-29
30-39
40-49
5G59
60 und älter

1 995
168
69
78
80

256

1 633
4 537
4 860
6 519
6 035

10 315

33 899

1 082
2 564
1 566
1 489

955

I 188

221
2 332
1 430

972
582
749

40,5
1,8
0,9
0,9
1,0
2,0

5,1

33,1
47,3
61,3
72,0
78,9
80,3

65,2

21,9
26,7
19,8
16,4
12,5
11,9

17,7

4,5
24,3
18,0
10,7
7,6
5,8

12,1lnsgesamt 2 647 6 285

1 Einschlioßlich Poßon6n ohno angabe.
2 Abgäng$ von d6l Volks- bzw. Halp1schul6 mä od6. ohne 6ntsp€ch6nd6n Abschluß.
3 Anleilan d€r B€völkerung in derjeweiligsn All€ßgrupp€.
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Tab. 15: Bildungsniveau der Bevölkerung im Juni 1985
Beruflicher Bildungsabschluß

Alter Lehr-,
Anlern-

ausbildungj

Fachschul-'? Fachhochschul-3 Hochschul-a
abschluß

't 000 y.5 1000 0/"5 1000 0/o5 1000 0k5

'15-29

3044
45-59
60 und älter

lnsgesaml 23 751

6 132
6 725
6 019
4 874

42,2
55,5
48,1
37,9

45,7

950
838
540

7,8
6,7
A'

5,22 696

214
499
318
173

1 203

291
1 000

478
306

2,0
8,2
3,8
2,4

2074 4,0

1 Einschließlich gleichwenig€m B€rulslachschulabschluß sowe betullichern P€klikrm.
2 Einschließlich einer Meislsr'/Technikeausbildung.
3 Einschließlich ln9€nieurschulabschluß.
4 Einschließlich LshrcEusbildung.
5 anreilan der Bavölkerung in ds j6weiiig6n Alteßgruppe.

der Mikrozensuserhebung im Juni 1985 gaben etwa 46% der Befragten eine Lehre als
beruflichen Ausbildungsabschluß an. Rund 2% hatten einen Fachhochschul- und 4%
einen Hochschulabschluß.

lvlehr als jeder vierte Erwerbslätige (27,2%) wat im Juni 1985 ohne beruflichen
Ausbildungsabschluß. Dieser Anteilerreichte beiden erwerbstätigen lrännern etwa 23 %
und bei den erwerbslätigen Frauen sogar knapp 35 %.

2.9 Bildung und individuelle Merkmale
ln einem Zeilraum von einer Generation hat sich die Bildunqssitualion der Frauen
erheblich verbessert. So besaßen im Jahr 1985 beiden 50- bis s4jährigen etwa 10% der
männlichen, aber nur rund 4% derweiblichen Bevölkerung das Abitur. Beiderjüngeren
Generation fallen dagegen die geschlechtsspezifischen Bildungsunterschiede kaum ins
Gewicht: ln der Altersgruppe der 20- bis 24jährigen hatten rund 24 % sowohl der Männer
als auch der Frauen die Fachhochschul- oder Hochschulreife.

Diese Entwicklung wird sich auch in Zuku ntt forlsetzen. So wurden an den Gymnasien im
Jahr 1985 etwa gleich viele lvädchen (50,5 %)wie Jungen unterrichtet; an den Realschu-
len waren sie sogar stärker (53,1 %) vertreten. Auch an den Berufsfachschulen (65,8 %)
und den Schulen des Gesundheitswesens (86,4 %) stellten sie die iilehrheit der Schüler.
Außerdem durchliefen lrädchen die allgemeinbildenden Schulen im Durchschnitt schnel
ler als Jungen, da sie seltener Klassen wiederholen mußten.

1,5
4,1
2,5
1,3

2,3



ln der betrieblichen Berufsausbildung sind die weiblichen Auszubildenden dagegen noch
erheblich unterrepräsenliert: lm Jahr 1985 waren nur 41 % aller Auszubildenden [räd-
chen. Etwa gleich hoch lag im Wintersemester 1985/86 der Frauenanteil an den
Hochschulen mit 38 %. Während sich der Anteil der weiblichen Auszubildenden gegen-
über'1970 jedoch nur um 5 Prozentpunkte erhöht hat, ist er an den Hochschulen im
gleichen Zeitraum um 7 Prozentpunkte gestiegen.

Der Anteil ausländischer Schülerinnen und Schüler, die ein Gymnasium besuchen, ist
sehr gering: 1985 wurden nur etwa I % aller Ausländerkinder, die auf allgemeinbildende
Schulen gingen, an Gymnasien unlerrichtet, dagegen besuchten rund 77% Grund- und
Hauptschulen. Offenbarführen ungenügende Sprachkenntnisse, eine andere Einstellung
der Eltern zur Notwendigkeil der Ausbildung sowie finanzielle Probleme in vielen Fällen
zurgeringeren Oualifikation der Ausländerkinder. Auch in der bekieblichen Berulsausbil-
dung sind Ausländer unterrepräsentiert. 1985 betrug ihr Anteil an den Auszubildenden
2,8%. Ein Vergleich der ausländischen Auszubildenden insgesamt mit den für die
Berufsausbildung besondersbedeutsamenAltersjahrgängenergibt, daß 198523,0% der
16- bis 18jährigen Ausländer eine betriebliche Berufsausbildung durchliefen. Für die
deutschen Jugendlichen liegt die Vergleichsquote beirund 66 %. Etwas günstiger siehtes

Tab. 16: Bildung und soziale Herkunft
Schulbesuch von Kindern im Alter von 10 bis unter 15 Jahren
aus vollständigen Familien nach der beruflichen Stellung des
Familienvorstandes 1 97211982 in Prczenl

Familienvorstand ist erwerbstätig als

Schultyp Selb-
ständiger

1972 1942 1972 1982 1972 1982 1972 1982

Grund-, Haupt-
(Volksrschule

Real/lvlittelschule
Gymnasium
lnlegrierte

Gesamtschule
Angabe fehlt

16,2
20,1

48,0
21,2
25,0

45,9
15,1
36,8

33,0
14,2
42,7

37,1
21,5
34,8

80,1
11,5
5,6

51,6
17,4
28,7

68,0
16,8
8,5

2,4
4,6
1,2 2,2 1,2 1,4

4,8
1,92,3 2,9

lnsgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100

Quelle: Bundesminisler für Bildung und wissenschalt (Hß9.), lnlomal onen Bidung-w ssonschäft, 9 (1984).
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an den Hochschulen aus. lm Wintersemeste|1985/86 war ieder achtzehnte Student
ausländischer Herkunft. Allerdings istbeidiesen Zahlenangaben zu berücksichtigen, daß
die ausländischen Schüler und Auszubildenden überwiegend ihren ständigen Wohnsitz
im Bundesgebiet haben, während sich die ausländischen Studenten in der Mehrzahl hier
nur vorübergehend zu Studienzwecken aufhalten.

Ein enger Zusammenhang besteht auch zwischen der Ausbildung der Kinder und dem
Bildungsabschluß bzw. der beruflichen Stellung der Eltern, insbesondere des Vaters.
Dies zeigt eane Auswertung der Mikrozensen 1972 und 1982. Unterscheidet man nach
den Kategorien Selbständiger, Beamter, Angestellter oder Arbeiter, beslätigt sich, daß
Arbeiterkinder immer noch deutlich häufigerals Kindervon Eltern anderer Berufsgruppen
die Hauptschule besuchen und an Realschulen und Gymnasien schwächer vertreten
sind. Allerdings hat sich der Anteil der Arbeiterkinder, die diese beiden Schulformen
besuchen, von 17,1'h 1972 aul25,3% 1982 erhöht (vgl. auch Teil ll, Kap. 12.2J.

Kinder, deren Ellern einen gymnasialen Schulabschluß haben, besuchen zu einem sehr
viel größerenProzentsatzdasGymnasium (57,3%) alsKindervon ElternmitHauptschul-
abschluß (13,3%) oder Realschulabschluß 137,3%).

Tab 17: Schulbesuch der Kinder und Bildungsniveau der Eltern
Kinder im Altervon 10 bis unter 15 Jahren nach derzeitigem Schulbesuch und
letztem allgemeinbildenden Schulabschluß des Familienvorslandes 1 972182
in Prozent

Schultyp GymnasiumReal-/Mittelschule
u. dgl.

1972 1982 1972 1982 1972 1982

Grund-, Haupt-
(Volksrschule

Real-/Mittelschule
Gymnasium
lntegrierte

Gesamtschule
Sonstige/Angabe
fehlt

73,5
14,7
9,9

61,1
18,9
13,3

41,4
21,9
36,3

33,9
21,s
37,3

2s,6
11 ,2
57,3

24,7

66,9

5,1 5,6 5,1

lnsgesamt 100 100 100 100 100 100

OLrelle: Bundesmin sler lür BildLrng und wissenschafr (l-lrsg.), Inlomätionen Bildung-Wissenscha,l, 9 (1984).
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2.10 Öffentliches Bildungsbudget
ln der Bundesrepublik Deutschland gehört Bildung im Sinne der ,,organisierten Wissens-
vermitllung" seitüber 150 Jahren zu den Aulgaben des Staates und ist damit Gegenstand
öffentlicher Finanzierung. Das Bildungsbudget belief sich 1984 auf rund 82 Mrd. DM, das
entsprach rund 15 % dergesamten Ausgaben der ötfentlichen Haushalte (Bund, Lasten-
ausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, Länder, Gemeinden/Gemeindeverbände). Die-
ser Betrag slellt nach der sozialen Sicherung den zweitgrößten Posten im öttentlichen
Gesamthaushall dar.

Zwischen 1970 und 1984 hal sich das Bildungsbudget etwa verdreifachl. Allerdings
bedeutet diese Zunahme keine ebenso starke Erhöhung der realen Leistungen (2. B.
Stellenaulstockungen, Neubauten von Schulen und Hochschulen u. ä.), vielmehr ist ein
erheblicher Teil des Ausgabenwachstums auf Preissleigerungen sowie auf Lohn- und
Gehallserhöhungen zurückzuführen. Pro Kopf der Bevölkerung stieg das Bildungsbudget
zwischen 1970 und 1984 ebenlalls auf rund das Dreifache an;le Schüler wurden etwas
kleinere, je Student dagegen wesentlich geringere Zuwächse verzeichnet.

Tab. 18: Bildungsbudget

Jahr Ausgaben
insgesamt
Mrd. DM

D[il ie
Einwohner

Laulende Ausgaben tür
Schulenl Hochschulenl

DM je Schüler D[, ie Student

1970
1975
1980
1984

27,8
56,8
77,1
82,3

458
919

1 253
1 345

2 300
3 700
5 100

11340
12 450
11 420

1 Finanzausstatlung der öflentiichen Schulen bzw. d€r HochschLrl€n ,ft Foßchung und Lehre (ohne tnvosrtionsaus-
gabon) einschließlich Zuschläge iür den Vsßoqungsaulwand lür Beamts.

2.1 1 Ausbildungsförderung
Die Ausbildungslörderung ist zusammen mit anderen direkten Leistungen (2. B. Kinder-
geld, Leistungen nach dem Arb€itslörderungsgesetz) sowie den ausbildungsbezogenen
indirekten steuerlichen Enllastungen Bestandteil der Maßnahmen, die dazu dienen, die
unterschiedlichen Belastungen der Familien auszugleichen. Durch Ausbildungslörde-
rung sollen junge Menschen aus Familien mit geringem Einkommen die [Iöglichkeit
erhalten, eine Ausbildung nach ihrer Neigung, Eignung und Leistung durchzu,ühren.

Die Ausbildungsförderung nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAtöc) ist
im Zuge der staatlichen Sparmaßnahmen in den letzlen Jahren mehrfach eingeschränkt
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worden. Ab Herbst 1983 wurde die BAföG-Förderung im Hochschulbereich vollständig
auf Darlehen umgestellt und im Schulbereich auf die notwendigerweise auswärts
untergebrachten Schüler sowie die Abendschüler, Kollegiaten und eine Gruppe von
Fachschülern beschränkt. Die Förderung der zu Hause wohnenden Schüler wurde
eingestellt, da dies als Aulgabe der einzelnen Bundesländer angesehen wurde. Die
MehrzahlderLänderhat inzwischen aucheigene Landesausbildungsförderungsgesetze
zur Förderung von Schülern, die bei den Eltern wohnen, geschaffen oder vorbereitet;
Angaben über die Gesamtzahl dieser Leistungsempfänger liegen aber nicht vor.

Leistungen nach dem BAföG erhielten im Jahr 1985 536000 Schüler und Studenten. Da
sich die Förderung jedoch zum Teil nichl über ein ganzes Jahr erstreckte, beliel sich die
Zahl det im Durchschnitl je l\ronat geförderten Personen nur auf 363000. Von den
125000 geförderten Schülern besuchten 19000 ein Gymnasium und 35000 eine
Berufsfachschule oder eine Berufsschule in Vollzeitform; unter den 411000 geförderten
Studenten waren 265000anwissenschaftlichen Hochschulen (Universitäten, Pädagogi-
schen und Theologischen Hochschulen, Gesamthochschulen) und 135000 an Fach-
hochschulen eingeschrieben.

Tab. 19: Geförderte Schüler und Studenten sowie finanzieller Aufwand

Jahr Geförderte Finanz-
aufwand

Durchschnittlicher
Förderungsbetrag

pro Person

1 000 l\,lill. DM Di, je [.4onat

1977
1980
't 983
1985

Schüler
450
799
505
125

462
1 592
1 069

413

266
271
299
470

Studenten
458
475
457
411

1977
1980
1983
1985

1 680
2 044
2 025
1 905

1977
1980
1983
1985

2 542

3 094
2318

441
500

547

361
365
412
531

lnsgesamt
908

1 274
962
536
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2,3 lilrd. Dl, wurden für die Ausbildunqsförderunq nach dem BAföG im Jahr 1985
ausgegeben, 0,4 lvlrd. Dl\,, für die Schüler- und 1,9 Mrd. DM für die Studentenförderung.
lm Durchschnitt erhielt ein geförderter Schüler 470 DM je Monat, ein geförderter Student
547 DM.

Aufgrund der verschiedenen Einschränkungen der Leistungen nach dem BAIöG, insbe-
sondere im Schulbereich, lag die Zahlder Geförderten 1985 um 58% - beiden Schülern
um 84% und bei den Studenten um 13% - niedriger als 1980. lm gleichen Zeikaum
verringerte sich der Finanzauiwand um 36%.
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3 Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit

3.1 lm Blickpunkt: Erwerbstätige und Arbeitslose
Statistische Angaben über den Problemkreis Beschäftigung und Arbeitslosigkeit vermit-
leln wichtige Aussagen über das Wirtschattsleben und die Konjunkturentwicklung. lhr
hoher Stellenwerl in der Wirtschaftspolitik resultiert in erster Linie aus den nun schon seit
1975 anhaltenden Ungleichgewichlen am Arbeitsmarkt. Arbeitslosigkeit ist keine
abstrakte wirtschattliche Größe, sondern greilt entscheidend in das Leben der Betrotfe-
nen ein. Dementsprechend zählen ihr Abbau und die schrittweise E(eichung der
Vollbeschäfligung zu den vordringlichsten politischen Zielen.

Dennoch sollte der Blick nicht zu einseitig aul das ThemaArbeilslosigkeitverengtwerden.
Die Erwerbstätigkeit nimmt im menschlichen Leben einen zentralen Platz ein, nicht nur
zurSicherung des Lebensunterhalts, sondern auch bei der persönlichen Selbstentfaltung
und weil die Arbeitsbedingungen die gesamlen Lebensumstände entscheidend beein-
flussen.

Das Zahlenmaterial über Erwerbstätige und Arbeitslose stammt aus unterschiedlichen
Quellen. Zu nennen sind die Statistiken der Arbeitsämter und die Beschäftigtenstatistik
der Sozialversicherungsträger, die beide vorhandene Verwaltungsunterlagen auswerten,
sowie die Erhebungen der Statistischen Amter, wie lvlikrozensus oder die Arbeitskräfte-
slichprobe der Europäischen Gemeinschatten. Sie gehen zum Teilvon unterschiedlichen
Begriffsabgrenzungen aus, die beachtetwerden müssen, damit beider lnterpretation der
Zahlen keine lvlißverständnisse auflreten. Viellach wkd nicht einheitlich zwischen
Erwerbspersonen und Erwerbstätigen sowie Erwerbslosen und Arbeitslosen unter-
schieden.

Zu den Erwerbspersonen gehören aus statistischer Sicht sowohl die Erwerbstätigen als
auch die Erwerbslosen:

Erwerbspersonen = Erwerbstätige + Erwerbslose

EMerbstätig (umgangssprachlich auch berufstätig) sind alle Personen, die in ernem
Arbeitsverhällnis stehen (abhängig Beschättigte) sowie alle Selbständigen, Freiberuller
und mithelfenden Familienangehörigen. Ob es sich um eine hauptberufliche Tätigkeit
oder eine Nebenlätigkeit handelt und wie hoch das Entgelt ist, spielt für die Zuordnung
keine Rolle.

Erwerbslos sind alle Nichtbeschäftiglen, die sich um eine Arbeitsstelle bemühen,
unabhängig davon, ob sie beim Arbeitsamt registriert sind oder nicht. Als Arbeitslose
gelten hingegen nurdiejenigen Personen, die beim Arbeitsamt als solche gemeldet sind.
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Abb. 1 : Entwicklung von EMerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit seit '1950
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Nach diesen Abgrenzungen gab es im Jahresdurchschnitt 1986 rund 28,0 iIill. Erwerbs-
personen, darunter knapp 25,8 Mill. Erwerbstätige. lm Vergleich zu 1980 zeigt sich bei
einerSteigerung der Erwerbspersonenzahl um ca.800000 ein Rückgang der Erwerbstä-
tigen um rund 500 000, dem ein Anstieg der Arbeitslosigkeit um etwa 1,3 lrill. gegenüber-
stand.

Erwerbstälige
(geschätzte Jahresdurchschniüe)

Arbeilslose
(Durchschnitt)

lvlerkmal
1 000 % 1 000 Arbeitslosen-

quotel

lnsgesamt
männlich
weiblich

25 786
15 910

9 876

100

38,3

9,0
8,0

10,5

1 Anieil der Albeilslosen an den abhängigen Erwsrbspeßonen (ohn€ Soldalsn)

80

Tab. 1: Eckdaten zur EMerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit 1986

2 224
1 200
1 028



3.2 Erwerbstätigkeit als Unterhaltsquelle
Für 41,1 % der Bevölkerung war im Juni 1985 die eigene Erwerbstätigkeit die wichtigsle
Unterhaltsquelle. 36,5o/o wvden ganz odet zum Teildurch Angehörige (Eltern, Ehepart-
ner, Kinder usw.) versorgt. 20,5% lebten überwiegend von Renten, Pensionen und
Erträgen aus Vermögen und 1,9 % bezogen ihren Lebensunterhalt aus Arbeilslosengeld
oder -hille.

Nicht für alle Erwerbstätigen reicht das Arbeilseinkommen als einzige Unterhaltsquelle
aus. 1,2 Mill. Berufstätige (4,7% der Erwerbstätigen) wurden 1985 überwiegend von
ihren Angehörigen unterstützt. Es handelt sich dabei mehrheitlich um jüngere Personen
(Auszubildende) und Frauen im Alter von 25 bis 55 Jahren, die in vielen Fällen nur einer
Teilzeitbeschättigung nachgehen.

Abb.2: Bevölkerung nach üben/viegendem Lebensunterhall im Juni 1985
25,1 t\4i .

Q weibtich

Q ",a""r"t,

13,7 t\4i

Erwerbstätigkeit

22,2 Mnt.

Arbeitslosengeld,'hilfe
Rente und dgl.

Unterstützung durch
Angehörige

3.3 Beteiligung am Erwerbsleben
DerAnteilder Erwerbspersonen an der Gesamtbevölkerung (Erwerbsquote) lag 1985 mit
47,6y. etwas höher als 1950 (46,2%), obwohl sich die Ausbildungszeiten verlängert
haben und die Möglichkeit besteht, früher aus dem Erwerbsleben auszuscheiden. Hier
machen sich vor allem die Verschiebungen im Altersaufbau der Bevölkerung bemerkbar.
Sie werden dazu lühren, daß die Zahl der im erwerbsfähigen Alter stehenden Personen
bis in die neunzigerJahre zunehmen wird. Hinzu kommt noch die stärkere Erwerbsbeteili-
gung der Frauen. Besonders hoch war der Anstieg der Erwerbsquote bei verheiraleten
Frauen. nämlich von 25 % 1950 auf rund 43% 1985.

Bezogen auf die 15- bis 65iährigen Männer lag die Erwerbsquote 1985 bei 81,9 %, für die
gleichalkigen F'auen bei 52,7 Yo.

9,2 MiI

15,01\,,lill.

Mi7
I tlli

1MiI tvti1
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Abb.3: Wohnbevölkerung im Juni '19851 nach Aller und Beteiligung
am Erwerbsleben
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Tab. 2: Erwerbsquoten
Anteil der Erwerbspersonen an 100 lrännern bzw. Frauen

,rm,,ru,/m'rrru

Jahr Männer Frauen VerheirateteFrauen lnsgesamt

1950
1960
1970
1980
1985

63,2
63,2
58,3
58,4
60,3

46,2
47,7
43,5
44,9
47,6

31,3
33,6
30,2

35,9

25,0
32,5
35,6
40,6
42,5



3.4 Eruerbstätige nach Wirtschaftsbereichen
Wendel man die traditionelle Aufgliederung der Wirtschaflsbereiche in primären (Land-
und Forstwirtschaft, Fischerei), sekundären (Produzierendes Gewerbe) und tertiären
Sektor (Dienstleistungen) auf die wirtschaftliche Zugehörigkeit der Erwerbstätigen an,
werden tiefgreifende Wandlungen im Zeitablauf offenkundig. Anderungen in den Produk-
tions- und Fertigungsverlahren, zunehmende Automatisierung und Rationalisierung und
die veränderte Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen haben zu einer erheblichen
Umverteilung der Erwerbstätigen geführt.

Am autfälligsten ist die Schrumpfung des primären Seklors: Während die zur Landwirt-
schatt zählenden Erwerbspersonen vor hundert Jahren zahlenmäßig an der Spitze der
drei großen Wirtschaflsbereiche standen, lagen sie 1986 mit Abstand an lelzter Stelle.

Abb. 4: EMerbstätige1 nach Wirtschaftsbereichen

50

40
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20

10

0

53,9

43,3
41

33,4
w,rlschatt,Tieihaltunq

5,2

1482 1925

1 1882 und 1925 ERe.bspe.sonen.

1882 war nahezu jeder zweite Erwerbstätige im primären Sektor beschättigt, 1986
dagegen nur noch ungefähr leder zwanzigste. ln dieser Entwicklung spiegelt sich
insbesondere der Einsatz moderner arbeitskräftesparender landwirtschaftlicher Maschi-
nen wider.
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Tab. 3: Entwicklung der Erwerbstätigenzahlen
nach Wirtschaftsbereichen
Geschätzte Jahresdurchschnitte
in Tausend

Wirtschaftsbereiche 1950 1960 '1970 1980 1986

5 037
9 026

3 58'l
12 506

2 262
13 024

1 436
11 633

1 345
10 544

7 090

21 153

10 160

26 247

11 382

26 668

't3 233

26 302

13 897

25 746

DerAbnahme im Agrarbereich steht eine starkeZunahme im tertiären Sektor gegenüber.
Hier arbeitet heutzutage rund die Hälfte aller Erwerbstätigen, während vor hundert Jahren
nicht einmal ein Viertel im Dienstleislungsgewerbe beschättigt war. Der Anteil der
EMerbstätigen im Produzierenden Gewerbe hat sich im selben Zeitraum demgegenüber
trotz erheblicher Produktionssteigerungen nur verhältnismäßig sch,l,ach von etwa 34%
auf 41 % erhöht.

Der kurzlristige Vergleich der Erwerbstätigenzahlen des Produzierenden Gewerbeszeigt
eine Abnahme im Jahresdurchschnitt 1986 gegenüber 1980 um knapp 1 ,1 l\rillionen oder
rund 107o und gegenübe||970 sogar um '19 %. Der Dienslleistungssektor ist- in dieser
groben Untergliederung betrachtet - der €inzige Bereich, in dem im Vergleich zu 1980
bzw. 1970 Arbeitsplätze geschaflen wurden. 1986lag die Erwerbstätigenzahl hier um 5%
höher als 1980 und um 22 o/o höher als '1970.

3.5 Berufe und Tätigkeitsmerkmale
Von der Wandlung der Wirtschaftsstruktur sind auch viele Berufe bzw. Berufsbereiche
bekoffen. So geht der Rückgang des primären Sektors mit einer abnehmenden Beset-
zung der landwirtschaftlichen Berufe einher. Auch die Anzahl der Erwerbstätigen in

Fertigungsberufen ist seit Jahren rückläufig. Dagegen strÖmen viele Arbeitskrätle in

technische Berufe und Dienstleislungsberufe.

Untedeilt man die Erwerbstätigen nach der tatsächlich ausgeübten Tätigkeit, so waren
'1985 nur noch knapp 22o/o unmittelbar mit dem Herstellen von Waren sowie mit
Tätigkeiten im Bereich Bauen befaßt. Rund 78% übten Tätigkeiten aus, die im weitesten
Sinne als Dienstleistungen (auch Reparieren, lraschinen einstellen, waden) gelten
können.
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Tab. 4: Deutsche Erwerbstätige nach Berufsbereichen

Berufsbereich Juni 1985 Veränderung
der Erwerbstätigenzahl

in den einzelnen
Berufsbereichen

gegenüber
[4ai 1970 (%)

insgesamt
1 000

darunter
weiblich

Pf lanzenbauer. Tierzüchter,
Fischereiberufe

Bergleute, Mineralgewinner
Fertigungsberule
Technische Berufe
Dienstleistungsberufe
Sonstige Arbeitskrätte

lnsgesamt

1 268
80

7 138
1 464

14107
548

24 604

45,2

18,5
12,0
51,5
44,7

38,9

_ 38,1

- 18,1
+ 22,9
+ 15,1
+ 129,3

a 0,0

Abb.5: EMerbstätige 1985 nach der Art der überyviegenden Tätigkeit

s tut ffi-lo
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1 1,0% Allgemeine Dienstleistungen

10,8% Ausbilden, lnformieren

10,5% Handeltreiben

5,4Yo Leiten

Dienstleistungen im weitesten Sinne

16,2% Büroarbeiten

Herstellen und Bauen

8,4% Maschinen einstellen, warten

6,8 % Reparieren

I a.a.,t Planen, Forschen

! +,zx si"t".n

21 ,9 a/d
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3.6 Stellung im Berul
Die traditionelle Aufgliederung nach der Slellung im Beruf (Selbständige, mithelfende
Familienangehörige, Beamle, Angestellte und Arbeiter) spiegelt heutzutage nur noch in

sehr eingeschränktem lraße die soziale Struktur der Erwerbstätigen wider, weil jede
einzelne Gruppe- insbesondere die derAngestellten - eine breite Palette hierarchischer
Einstufungsmöglichkeiten bietet. Als historisch gewachsene Einteilung bringt si6 jedoch
im Zeitablaul gesellschattliche Veränderungen zum Ausdruck und ist darüber hinaus
weiterhin für das rechtliche Beschäftigungsverhältnis (2. B. Zugehörigkeit zur Rentenver-
sicherung u. ä.) von Bedeutung.

1986 standen 87,3% aller Erwerbstätigen in einem abhängigen Arbeitsverhällnis, d. h.

sie waren als Arbeiter, Angeslellte (einschließlich Auszubildende) oder Beamte tätig. Die
Arbeiter stellten mit 39,5% das größte Kontingent, gefolgt von den Angestellten mit
38,4 %. Beamte und Selbständige waren mit jeweils 9,4 % gleich stark vertreten. Auf die
unbezahlten, zumeist in der Landwirlschaft tätigen mithellenden Familienangehörigen
entfiel ein Anteil von 3,3%.

Abb. 6: EMerbstätige nach Stellung im Berul

1950
lvlirhelfende
Familien'
angehörige

Selbständige -

Beamte

Angestellte Arbeiter

Die Struktur der Erwerbstätigen nach der Stellung im Beruf hat sich in den lelzten drei
Jahrzehnten erheblich gewandeltr Während der Anteil der Selbständigen und mithelfen-
den Familienangehörigen von 1950 bis 1986 um et\iva 50% zurückging, konnten die
Angestellten und Beamten ihren Anteil mehr als verdoppeln. Diese Veränderung muß im
Zusammenhang mit dem bereits angedeuteten langfristigen Wandel in der Wirtschafts-
struktur gesehen werden. So hat z. B der Rückgang der Erwerbstäligen in der Landwirt-
schaft mit ihrem hohen Anteil an Selbsländigen und mitheltenden Familienangehörigen
zu einem Rückgang dieser beiden Gruppen insgesamt beigetragen und das starke
Anwachsen des tertiären Sektors (Dienstleistungen) zu einer bekächllichen Zunahme
der Zahl der Angestellten gefrihrt.

1986
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Abb.7: Erwerbstätige im Jahresdurchschnitt 1986 nach Stellung im Beruf
und Geschlecht

tvlän ner
(15,9 N4i .)

(9,9 MiL)

) o,70Ä

Mithellende
Familienangehörige

I

)

Beamtinnen
5,0%

Selbständige

Tab. 5: EMerbstätige nach Stellung im Beruf
und Ausbildungsabschluß Juni 1985

Arbeiler 45.6 % Angeslellte
29,6%

Be-

12,1%

Selb-
stän-
dige
12,Oyo

29,6%
Angestellle 52,7% 7,5%

Darunter mit

Stellung im Beruf lnsgesamt
1 000

Lehr-,
Anlern-

ausbildungl

Fach-, Fachhoch-,
Hochschul
abschluß

% %

Selbständige
Mithelf ende Familienangehörige
Beamte
Angestellte
Arbeiter

lnsgesamt

2 424
712

2 367
10 531
10 592

26 626

45,5
35,9
39,7
61,9
56,4

55,6

34,9
5,0

46,1
22,2

2,6

17,2

I Einschleßiich gieichweniger Berulslachschuabschoß sowie b6rufiches P€klikum
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Der Anteil der Selbständigen, mithelfenden Familienangehörigen und abhängig Erwerbs-
tätigen weist für Männer und Frauen typische Unterschiede auf. Bei den lrännern ist der
Anteil der Selbständigen und Beamten etwa doppelt so hoch ,r{ie bei den Frauen (1986
jeweils rund 12% gegenüber etwa 5%). Die weiblichen Erwerbstätigen üben überwie-
gend Angestelltenberufe aus (52,7%);dagegen ist fastjederzweite erwerbstätige Mann
als Arbeiter tätig (45,6%).

Die berufliche St€llung zeigt darüber hinaus einen engen Zusammenhang zum Ausbil-
dungsstand der Erwerbstätigen. So sind Personen mit qualifizi€rteren Ausbildungsab-
schlüss€n unterden Selbständigen und Beamten wesentlich häufiger vertrelen als in den
übrigen Berufsgruppen. Die Lehre bzw. eine Anlernausbildung dominiert dagegen bei
den Angestellten und Arbeitern.

3.7 Arbeitslose und offene Stellen
DerGrundsatz der Vollbeschäftigung ist schon im Stabilitäts'und Wachstumsgesetz von
1967 postuliert worden und gehÖrt zu den wichtigsten politischen Zielen. Denn Arbeitslo-
sigkeil ist sowohl ein schwerwiegendes persönliches Problem fÜr die Betroffenen als auch
eine große Herausforderung für die Gesellschatt. zum einen müssen die Arbeitslosen
gravierende linanzielle Einbußen hinnehmen und stehen zusätzlich unter großer psychi
scher Belastung; zum anderen stellen sie für den Staat einen erheblichen KostenfaKor
dar, während sie mit dem Einsatz ihrer Arbeitskraft zur gesamtwirtschaftlichen Leistung
beitragen könnten.

Vollbeschäftigung ist allerdings nicht mit völliger Ausschaltung von Arbeitslosigkeit
gleichzusetzen, denn saisonale Arbeitslosigkeit (2. B. Winterarbeitslosigkeit im Bauge'
werbe) und vorübergehende Beschäftigungslosigkeit bei einem Arbeitsplatzwechsel
lassen sich nie ganz vermeiden. Daher wird üblicherweise solange von einem Zustand
der Vollbeschäftigung gesprochen, wie die Zahl der Arbeitslosen die Zahl der otfenen
Stellen nicht übersteiqt.

Zu Beginn der sechziger Jahre war nach dieser Abgrenzung in der Bundesrepublik
Deutschland Vollbeschäftigung erreicht. Es herrschte sogar ein Mangel an Arbeitskräf-
ten, der nur durch den Zustrom von ausländischen Arbeitnehmern gemildert werden
konnte. Seit 1974liegt diejahresdurchschnitlliche Anzahl der Arbeilslosen erheblich über
der Zahl der otfenen Stellen. 1975 gab es im Jahresdurchschnitt bereits mehr als eine
l\rillion Arbeitslose, und nach einem vorübergehenden geringfügigen Rückgang hat die
Arbeitslosenzahl im Jahresdurchschnitt 1981 die lrillionengrenze wiederum erheblich
überstiegen.

lm Laufe der Jahre 1982 bis 1985 verschlechterte sich die Arbeitsmarktlage weiter. Seit
Herbst 1982 sank die Arbeitslosenzahl nicht unter zwei lllillionen. Die bislang höchste
Zahlwurde Anlang 1985 mit 2,6 Millionen registriert. lm Jahresdurchschnitt 1986 gab es
2,2 [Iill. Arbeitslose, damit hatte etwa jede zwöltte EMerbsperson keine Arbeitsstelle.
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Tab. 6: Arbeitslose, offene Stellen und Arbeitslosenquoten
Jahresdurchschnittswerte

Arbeitslose Otfene Stellen Arbeitslosenquoten
Jahr

1 000

1950'
1954'
1958'
1962
1966
1970
1974
1975
1976
1977
1978
1979
1980
1981
1982
1983
1984
1985
1986

1 868,s
1410,7

763,9
154,5
161 ,1
148,8
582,5

1074,2
1060,3
't 030,0

992,9
876,1
888,9

1 271,6
1 833,2
2 258,2
2 26s,6
2 304,O
2 228,0

118,5
139,7
221,6
573,8
539,8
794,8
3'15,4
236,2
235,0

245,6
304,0
308,3
207,9
'104,9

75,8
87,9

110,0
153,9

't't,0
7,6

0,7
0,7
0,7
2,6

4,6
4,5
4,3
3,8
3,8
5,5
7,5
9,1
9,'l

9,0

I Ohns Saarland.
Ooslle: Aundesanslah lü. Aö6it.

Um diese Zahlen richtig zu deuten, muß man sich vergegenwärtigen, daß es sich sowohl
bei der Arbeitslosenzahl als auch bei der Zahl der offenen Stellen lediglich um Fälle
handelt, die beim Arbeitsamt gemeldet sind. lm Hinblick auf die ,,tatsächliche" Zahl der
Arbeitslosen gill es zu bedenken, daß es sicherlich Arbeitssuchende gibt, die dsn Weg
zum Arbeitsamt scheuen bzw. sich keine Vorteile davon erhotfen, wenn sie sich dorl
melden (sogenannte stille Reserve). Ahnliches gilt für die otfenen Stellen, die in vielen
Fällenohne Einschaltung des Arbeitsamtes vergeb€n werden. Dievon der Bundesanstalt
fürArbeil offiziell bekanntgegebenen Zahlen bieten dafür aberden Vorteil, daßsie anhand
der Unterlagen der Arbeitsämter, ohne Befragung der Betrotfenen, laulend aKualisiert
werden können.
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Abb.8: Arbeitslose und offene Stellen
Jahresdurchschnittswerte
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3.8 Arbeitsplatzverlust und Kurzarbeit
Der Zugang an Arbeitslosen belief sich von Januar bis Dezember 1983, 1984 und 1985
auf insgesamt je 3,7 Millionen, darunler waren sehr viele Be.ufsanfänger. Kündigungen
von Arbeilnehmern spielen als Ursache eine vergleichsweise geringe Rolle. Nach einer
im Mai/Juni 1986 durchgeführten Erhebung der Bundesanstalt für Arbeit hatten 18,8%
all€r Personsn, die sich nach vorangegangener Beschättigung arbeitslos meldeten,
selbst gekündigt. Der Anteil der Arbeitslosenmeldungen wegen Kündigung durch den
Arbeitgeber lag dagegen bei56,2 %. Kündigungen im gegenseitigen Einvernehmen sind
sehr selten. Häufiger kommt es zu Arbeitslosenmeldungen im Anschluß an befristete
Arbeitsverträge (10,1 %) oder eine Lehre (8,5"/o).

Um in konjunkturellen Schwächephasen Kündigungen zu vermeiden, gehen die Unter-
nehmen oftmals zunächst zu Kurzarbeit über. i/itte der siebziger Jahre wurde dieses
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3.9 Arbeitslosenquoten im Vergleich
Arbeitslosigkeit ist inzwischen zu einem weltweiten Problem geworden. Zwar läßtsich ihr
Ausmaß über Ländergrenzen hinweg wegen unterschiedlicher Erhebungsmethoden
nicht exakt vergleichen, gleichwohl bemühen sich aber die internationalen Organisatio'
nen. insbesondere das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschatlen, die Arbeits'
losenstatistiken soweit zu vereinheitlichen, daß die Dat€n näherungsweise vergleichbar
werden.

Abb. 9: Eingeschriebene Arbeitslose in Prozent der zivilen Erwerbspersonen
in ausgewählten europäischen Ländern
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arbeitsmarktpolitische lnskumenl häufig eingesetzt; 1975 gab es im Jahresdurchschnitt
773000 Kurzarbeiter. Mit der vorübergehend abnehmenden Arbeitslosigkeit verringerte
sich auch das Ausmaß der Kurzarbeit, stieg dann von 1980 bis 1983 (675000 Kurzarbei-
ler) wieder an und sank in den Jahren von 1984 bis 1986 erneut ab. 1986 wurden im
Jahresdurchschnitt 197000 Kurzarbeiter ermittelt.



Tab. 7: Arbeitslose nach Bundesländern Jahresdurchschnitt 1986

Bundesland Anzahl Arbeitslosenquote in 7o

Schleswig-Holstein
Hamburg
Niedersachsen
Bremen
Nordrhein-Westlalen
Hessen
Rheinland-Pfalz
Baden-Württemberg
Bayern
Saarland
Berlin (West)

Bundesgebiet

114 797
94 437

324 950
40 966

725 345
155 348
119 433
198 911
316 039

52 965
84 813

2 228 004

10,9
13,0
11,5
15,5
10,9
6,8
8,3
5,1
7,0

13,3
10,5

9,0

Quel e: Bunde§anslalt,ür Aöeil.

3.1 0 Struktur der Arbeitslosigkeit

3.10.1 Problemgruppen des Arbeitsmarktes
Für die wirtschaftspolilische Beurteilung der Arbeitslosigkeit lst nicht nur deren Höhe,
sondern vor allem auch ihre Strukturvon Bedeutung. Nicht alle Personengruppen werden
in gleichem Ausmaß durch die Beschäfligungskrise betrotfen. Jugendliche und ältere

l ln dorEG wird die Arbeitslosenquote nach demVerhältnis d€rArbeilsloson zu all6n EMerbsperso-
nen (ohne Soldaten), jn den L,SA zu allen Erwerbspersonen einschließlich Soldaten berechnet.
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Bei der Betrachtung der Arbeitslosenquotenl fällt auf, daß die Arbeitslosigkeit in allen
Ländern der Europäischen Gemeinschaften seit'1970 kräftig zugenommen hat, wobei
sich die Ausgangslage in vielen Staaten (2.8. in ltalien oder lrland) weil ungünstiger
darstellt als in der Bundesrepublik. 1986 wurden in den Europäischen Gemeinschaften
insgesamt 16,1 Mill. Arbeitslose registrierl, das entspricht einer Arbeitslosenquote von
11,2 %. Niedriger lag die Arbeitslosenquote in den USA (6,9%).

lnnerhalb des Eundesgebietes gibt es einige strukturschwache Regionen, die besonders
hart von Arbeitslosigkeit bekolfen sind. So liegen die Arbeitslosenquoten in den norddeut-
schen Küstengebieten, in Teilen des Ruhrgebiets und im Saarland erheblich über dem
Bundesdurchschnitt.



Arbeitnehmer, Frauen, Ausländer, Schwerbehinderte und Personen ohne abgeschlos'
sene Berulsausbildung gehören zu den sogenannten ,,Problemgruppen" des Arbeits'
marktes.

Schwierig ist schon der Start ins Berufsleben. Aufgrund der demographischen Entwick-
lung kann man davon ausgehen, daß Nt Zeil jährlich rund eine Million jüngerer
Arbeitnehmerin das Arbeitsleben eintreten;viele von ihnen finden keine Stelle. So waren
im September 1986 rund 117000 Personen unter 25 Jahren arbeitslos gemeldet, die
bislang noch keine Berufstätigkeit ausgeübt hatten. Besonders problematisch ist lür die
Bekoffenen die Tatsache, daß sie noch keinen Anspruch aul Arbeitslosenunterstützung
erworben haben. Die Ausweitung des Kindergeldanspruchs (v91.9.8) kann nur eine
geringe linanzielle Entlastung bedeuten.

Die Altersgliederung der Arbeitslosen zeigt, daß ungefähr ieder sechste Arbeitslose im
September 1986 20 bis 24 Jahre alt war. lnsgesamt waren 40% der Arbeitslosen jünger
als 30 Jahre.

Etwas entschärtt hat sich seit 1983 das Problem beiälteren Arbeilnehmern ab59 Jahren
Hier macht sich vermutlich die irlöglichkeit des vorzeitigen Bezugs von Altersruhegeld
und die Erstattungspflicht der Arbeitgeber für Arbeitslosengeld bei Entlassungen von
sgjährigen bemerkbar. Dagegen stieg die Arbeitslosigkeit bei den 55- bis 59iährigen in
den letzten Jahren an.

./.
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12,O 10,3

10 9,4
7,7 8,6

7,3

,,)

onte( 20 20-24 25-29 30-34 35-39 40-44 45-49 50-54 55-59 60-64 Lebens-
aller
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OLdlle: Bündesanslall Iür Arbeil.

Abb. 10: Altersglisderung der Arbeitslosen im September 1986



Tab.8: Altersspezif ische Arbeitslosenquotenl seit 1980
üeweils September)

Alter 1980 1983 1986

unter 20
20 bis 24
25 bis 29
30 bis 34
3s bis 39
40 bis 44
45 bis 49
50 bis 54
55 bis 59
60 bis 64

lnsgesamt

3,5
5,1
4,4
3,4
2,3

5,5
9,1

3,5

13,3
11,3
8,6
7,2
5,7
6,1
6,0
9,6
9,4

8,6

7,6
10,5
10,5
8,7
7,8
5,0

7,6
10,9

8,1

8,2

1 Anleil der Aöeitslosen an d€n abhänglgen EMeösperson€n (ohne Soldaren) in der jsweitigen Aho6gupDe
Oueller Bundssanstall lür Aöeil.

Frauen sind insgesamt gesehen stärker von Arbeitslosigkeit bekotlen ats l\ränner. 1986
lag die durchschnittliche Arbeitslosenquote der Frauen bei 10,5%, die der Männer
dagegen bei 8,0%. Ein Grund hierfür dürfte darin liegen, daß ein nicht geringer Teil der
arbeitslosen Frauen ausschließlich Teilzeilarbeit wünscht (September 1986122,3%\.

Als besonders schwierig erweist sich die Arbeitsmarktlage lür Ausländer. Während
zwischen 1960 und 1970 der Zustrom von Gastarbeilern willkommen war, um den
bestehenden Arbeitskräftemangel zu beheben, gehören die ausländischen Arbeitnehmer
heute zu den Problemgruppen des Arbeitsmarktes. lm Jahresdurchschnitt 1986 waren
13,7% allet ausländischen Erwerbspersonen arbeitslos gemeldet. Dabei kann man
davon ausgehen, daß bereits eine gewisse Enllastung des Arbeitsmarktes durch die
Rückkehr von Gastarbeitern in ihre Heimatländer zu verzeichnen war (v91. t.B).

Geringere Beschäftigungschancen als Gesunde haben Personen mit gesundhei ichen
Einschränkungen. lhr Anteil an allen Arbeitslosen lag 1986 bei 19,9%. 6,0% waren
schwerbehindert und deshalb besonders schwer zu vermitteln. Allerdings ist die Gefahr,
arbeitslos zu werden, für beschäftigte Schwerbehinderte aulgrund gesetzticher Bestim-
mungen geringer als für die übrigen Arbeitnehmer.

3. 1 0.2 Arbeitslosigkeit und Oualtfikationsstruktur
Beiden sogenannten ,,Problemgruppen" des Arbeitsmarktes verschärlt sich die Situation
insbesondere noch dann, wenn eine geringe berufliche Oualilikation vorliegt. Zwar ist
eine gute Ausbildung längst keine Garantie mehr für einen sicheren Arbeitsplatz.
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Abb. l'l : Arbeitslosenquoten sogenannter Problemgruppen
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Dennoch sind die Arbeitsmarktchancen bei einer höheren Oualifikation günstiger bzw.
das Risiko des Arbeitsplatzverlusles ist bei qualifizierten Arbeitnehmern bedeutend
geringer. Während von allen Erwerbstätigen rund 27% nicht über eine abgeschlossene
Berufsausbildung verlügen (1985), stellt dieser Personenkreis unter den Arbeitslosen
etwa die Hältte (1986: 50,8%). Die mangelnde Qualifikation reduziert die ohnehin
geringen Vermittlungschancen noch mehr, denn für etwa 64% der gemeldeten oflenen
Stellen wurden 1986 ausdrücklich nur Bewerber mit abgeschlossener Berufsausbildung
gewünscht.

Für Personen mil Fachhoch- oder Hochschulausbildung wurde 1986 eine leichte
Besserung aufdem Arbeitsmarkt spürbar. Erstmals seil 1978 ging deren Arbeitslosigkeit
gegenüber dem Vorjahr - trotz erneut gestiegener Absolventenzahlen - um 3200 oder
3 % auf 114300 zurück. Zur Abnahme der Arbeitslosigkeil dieses Personenkreises hat
aber auch die verstärkte Teilnahme an beruflichen BildungsmaBnahmen beigetragen, in
kleinerom Umfang Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen.

Tab.9: Arbeitslose nach der Art ihrer Berufsausbildung
September 1986

Berufsausbildung Arbeitslose

absolut %

Ohne abgeschlossene
Mil abgeschlossener
- betrieblicher
- Berufsschule/Fachschule
- Fachhochschulo
- Hochschule

lnsgesamt

1 039 607
1 006 230

790 915
101 000
33 795
80 520

50,8
49,2
38,7
4,9
1,7
3,9

1002 045 837

Oue Ie: Bundesanstall lür Aöeit.

3.10.3 Dauer der Arbeitslosigkeit
Arbeitslosigkeit trifft insbesond€re diejenigen hart, die auch nach länger€r Suche keinen
Arbeitsplalz finden. lm September 1986 waren bereits rund 654000 Arbeitslose. also
ung€lährjederdritte, ein Jahroder länger ohne Beschäfiigung. Die Zahlder personen, die
Ende September 1986 bereits zwei Jahre oder länger ohne Arbeitsplatz waren, belief sich
auf 320000 und war damit um 17300 oder 6% größer als vor einem Jahr. Nur noch
wenigen gelingt es, schon nach kurzer Zeit einen neuen Arbeitsplatz zu erhallen. Der
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Anteil der Arbeitslosen, die weniger als drei lvlonate beim Arbeitsamt registraed waren,
verminderte sich zwischen 1971 und 'l986 von60,7 aul32,2%. Atbeitslose, die zwischen
Oktobe||985 und September 1986 ihre Arbeitslosigkeit beendeten, waren im Durch-
schnitt sieben Monate arbeitslos gewesen. lm entsprechenden Zeitraum 1984/85laO die
Dauer bei 6,7 Monaten, 1983/84 hatte sie 6,6 ironate bekagen. Dabeigilt, daß es gut
ausg€bildeten Arbeitnehmern in der Flegel gelingt, die Zeit der Arbeitslosigkeit kürzer zu
halten als beruflich weniger qualifizierten.

Tab. 10: Arbeitslose nach Dauer der Arbeitslosigkeit
,eweils September

Jahr Arbeitslose
insgesamt

Darunter waren arbeitslos (%)

3 Monale bis
unter 3 Monaten unter 1 Jahr

l Jahr
und länger

60,7
41,9
41,8
42,3

29,1
32,5
32,2

34,0
48,s
38,3
41,4
42,3
38,2
36,6
35,9

5,3
9,6

19,9
16,2
28,s
32,7
31,0
32,0

146 740
1 006 554

736 690
1 256 396
2133 900
2143 008
2150 497
2 045 A37

oue le: Bundesensialr lür Arb6it.
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3.1 1 Einkommen der Arbeitslosen
Mit der Dauer der Arbeitslosigkeit wächst die finanzielle Belastung der Betrotfenen
Während die meisten Arbeilslosen im ersten Jahr ihrer Arbeitslosigkeit noch Arbeitslo-
sengeld erhalten - es beläutt sich je nach Familienstand auf 68% bzw. 63% des letzten
Nettoeinkommens - wird die niedrigere Arbeitslosenhilfe (58 % des letzten Nettoeinkom-
mens) nur bei nachweisbarer Bedürttigkeit gewährt.

Von den Arbeitslosen, die Ende September 1986 gemeldet waren, bezogen 31'6%
Arbeitslosengeld und 25,8% Arbeitslosenhilfe; weitere 10,7% hatten zu diesem Zeit-
punkt Leistungen beantragt. Nach den Erfahrungen der Arbeitsämter erlüllen fast alle
Ankagsteller die Voraussetzungen lür einen Anspruch. Damit bekug der Anteil der
Leistungsberechtigten unter den Arbeitslosen im September 1986 rund 68%. 1982 lag
die Ouole der Leistungsberechtigten noch bei 76olo.



lnsgesamt hat also fast jeder dritte beim Arbeitsamt registrierte Arbeitslose weder
Anspruch aul Arbeitslosengeld noch Arbeitslosenhilfe. Hinzuzurechnen ist die gesamte
,,stille Reserve", die sich in dem Bewußtsein, keine Leistungen beanspruchen zu können,
erst gar nicht beim Arbeitsamt meldet. Unterdiesen Personen sind viele Berufsanlänger,
die noch keine Gelegenheit hatten, durch Beitragszahlungen Leistungsansprüche zu
erwerben. Sie sind entweder auf die Unterstützung von Angehörigen oder auf Sozialhilfe
angewiesen (v91.9.7).
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4 Einnahmen und Ausgaben
der privaten Haushalte

4.1 Zielsetzung der Statistik
über Einnahmen und Ausgaben

Mit Einnahmen und Ausgaben beschäftigen sich viele Statistiken. Zu nennen sind
insbesondere die Verdienststatistiken (vgl. Kap. 16), die Steuerstalistiken (vgl Kap 1 1),

die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (vgl. Kap. 12) und die Wirtschattsrechnun-
gen. Sie alle bekachten dasThema unter verschiedenen Blickwinkeln und bedienen sich
darüber hinaus einer abweichenden Terminologie, so daß eine uneingeschränkte Ver-
gleichbarkeit der Ergebnisse nicht möglich ist. lm Mitlelpunkt dieses Kapitels stehen die
Wirtschaflsrechnungen, also die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, die in mehr-
jährigen Absländen - zuletzt 1983, davor 1978 - Einnahme- und Ausgabedaten für alle
Haushalte (ohne Haushalte von Ausländern, Privathaushalte in Anstalten und Haushalte
mitbesonders hohen Einkommen) bereitstellt, und die laufenden Wirtschaltsrechnungen,
die Jahr für Jahr Angaben für ausgewählte Haushaltstypen liefern. Nur gelegentlich

werden aufgrund der Aktualitäl oder wichtiger Zusatzinformationen andere Statistiken
herangezogen.

Die Wirtschaftsrechnungen konzentrieren sich vor allem aul die Frage, wieviel Geld die
Haushalte zur Verfügung haben, ausgeben und sparen. Sie greifen dabei aul die
Aufzeichnungen ausgewählter Haushalte aus unterschiedlichen sozialen Schichten
zurück, die lürdie Statistik freiwillig über ihre Einnahmen und Ausgaben Buch führen. Die
anfallenden Daten, die für die Wirtschafts- und Sozialpolitik und lür verbraucherpolitische
Zwecke unentbehrlich sind, ermöglichen eine Beurteilung der Einkommenssituation und
der Verbrauchsgewohnheiten der Bevölkerung und liefern zugleich lnlormationen über
den Lebensstandard. Es handelt sich also um eine sehr lebensnahe Statistik, die dem
vielgeäußerten Klagespruch, daß mit dem Einkommen kein Auskommen sei, ein wenig
auf den Grund gehen möchte.

4.2 Von den Einnahmen zu den Ausgaben
Die Zusammenhänge zwischen Einkommen, Verbrauch und Vermögensbildung werden
besonders deutlich am Aulbau des Schemas, das den Wirlschaftsrechnungen zugrunde
liegt. Es geht von den Erwerbs- und Vermögenseinkommen aus, berücksichtigt die
ötfentlichen Abgaben (Steuern und Sozialversiche.ungsbeiträge) und die Tran§ferlei'
stungen des Staates (2.8. Renten, Kindergeld) und führt zu den ausgabelähigen
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Einkommen. Aus ihnen ergibtsich nach Abzug derAusgaben lürden privaten Verbrauch
als Restgröße die Ersparnis.

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit

+ Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeil und Vermögen

+ Einnahmen aus Einkommensübertragungen (ötfentliche Renten, Kindergeld u. ä.)
und Untervermietung

= H aush altsbruttoei nkommen

- Einkommen- und Vermögensteuern

- Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung

: Ha u sha ltsnettoei nkom men

+ sonstige Einnahmsn (2. B. Einnahmen aus dem Verkauf gebrauchter Waren)

= Ausgabefähige Einkonmen bzw, Einnahmen

- Ausgaben für den privaten Verbrauch

- Übrige Ausgaben (2. B. Kraftfahrzeugsteuern, keiwillige Beikäge zur gesetzlichen
Kranken- und Rentenversicherung)

= Erspamis

4.3 Einnahmen der privaten Haushalte

4.3.1 Verteilung des Haushaltseinkommens
Jeder Haushalt weiß ungefähr, wieviel Geld ihm monatlich zur Verfügung steht. Dieser
Überlegung folgend wird im sogenannten Grundinterview der Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe das gesamte monatliche Haushaltsnetloeinkommen (Nettoeinkom-
men aller Haushaltsmitglieder) erfragt. Dabei stufen sich die Haushalte in vorgegebene
Einkommensgrößenklassen ein. Erlahrungsgemäß neigen sie zu einer Unterschätzung
ihrer Einkünfl€, so daßsich fürdie Auswerlung weniger die absolute Höhe als die Struktur
der Einkommen eignet.

1983 verlügten 48,1 % der Haushalle über ein monatliches Haushaltsnettoeinkommen
zwischen 1 400 und 30OO DM. 22,5% haüen netto monatlich 3000 bis 5000 DM. ln der
Einkommensklasse von 5000 Dl, bis 25000 Di.4 befanden sich 5,5 % der Haushalte;am
anderen Ende der Skala mußten 23,8 % mitweniger als 1 400 DM monatlich auskommen,
wobei nach eigenen Angaben 5,7% der Haushalte sogar weniger als 800 Dirl hatten.

Die Haushalte mit den gsringsten Einkommen bestanden überwiegend aus einer Person.
Die oberen Einkommensklassen waren dagegen fasl ausschließlich mit l\rehrpersonen-
haushallen besetzl, in denen häufig mehrere Haushaltsmitglieder zum Einkommen
beikagen.
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Abb. I: Einkommensverteilung 19831

Haushalls-
nelto-

Einkommen in DM

5000 - 25 ooo

4oo0 - 5000

2500 - 3000

2000 - 25oo

1400 - 2000

600 - 1400

5,6

5,7

6,8

5,6

1,7

15,7

18,1

20,7

2OoÄ aer5 '10

@Einpersonenhaushalle lllmzweipersonenhau§halle
EIIXX! Haustratte mrt drei Personen und mehr

1 Ohns Hausiall€ von Ausländem, Landwirlon, Privathaushalle in Anstall€n, Haushalto mil 6in€m monatlichsn
Haushaltsn€lto6inkommen von 25000 OM und mehr.

4.3.2 Soziale Stellung und Höhe des Haushaltseinkommens
Dilterenziert man nach der sozialen Stellung der Bezugsperson des Haushalts, so liegen
die Haushalte der Selbständigen (ohne Landwirte)- gemessen am Nettoeinkommen - an
der Spitze der Einkommenspyramide. Et,1/a 64% von ihnen gaben in der Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe 1983 an, über ein monatliches Nettoeinkommen von 3000 Dl,
oder mehr zu verfügen. Bei den Beamtenhaushalten waren es etwa 5570. Von den
Angestelltenhaushalten hatten etwa 45% ein Einkommen dieser Größenordnung und
von den Arbeiterhaushalten rund 26 %. Dagegen lloß nur 11 % der Nichterwerbstätigen-
haushalte ein Nettoeinkommen von 3000 DM und mehr zu.

Eine Durchschnittsbetrachtung der Einkommen liefern die Volkswirtschattlichen Gesaml'
rechnungen. Hierwird dasverfügbare Einkommen herangezogen, das inderAbgrenzung
nicht genau mit dem Nettoeinkommen in der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe
übereinstimml; diese Abweichungen sollen aber im Rahmen dieser Darstellung nicht
weiter verlieft werden. Danach betrug das verfügbare Einkommen je Haushalt 1984 rund
42000 DNl, ie Haushaltsmitglied rund 17000 DlV.

Für die verschiedenen Haushalte ergibt sich in der Durchschnittsbetrachtung der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen folgendes Bild: Die Selbständigenhaushalte
(außerhalb der Land- und Forstwirtschaft, Fischerei) lagen 1984 hinsichtlich ihres
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Abb. 2: Aufgliederung der Haushaltsnettoeinkommen
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Tab. 1: Verfügbares Einkommen der Privathaushalte 1984

Haushalte von DM je
Haushalt

Landwirten
übrigen Selbständigen
Beamten
Angestellten
Arbeitern
Arbeitslosengeld-/-hilfeempfängern
Rentnern/Pensionären
sonstigen Nichterwerbstätigen

lnsgesamt

44 318
132 227
51 473
48 113
37 988
19 916
28 127
24 653

10 264
42 836
17 142
18 179
12 472

8 028
16 968
13 038

17 361

verfügbaren Einkommens mit rund 132000 Di, je Haushalt an der Spitze. Dabei ist
all€rdings zu beachten, daß sie erhebliche Teile ihrer Autwendungen lür die Alterssiche-
rung aus dem verfügbaren Einkommen bestreiten müssen, während bei den übrigen
Erwerbstätigenhaushalten die meisten derarligen Aufwendungen in Form von Sozialbei-

41 983
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kägen als geleistete laufende Übertragungen bereits abgezogen sind. Unter den
Arbeitnehmerhaushalten erreichten die Beamten mit gut 51000 DM ein etwas höheres
verfügbares Einkommen als die Angestellten mit rund 48000 Dlll le Haushalt. Deutlich
niedriger lag hingegen das verfügbare Einkommen der Arbeiterhaushalle mit 38000 Dlil.
Haushalte von Rentnern bzw. Pensionären konnten 1984 überetwa28000 DM verftigen;
Haushalte von Arbeitslosengeld- oder -hilfeempfängern mußten mit einem durchschnittli-
chen Elnkommen von knapp 20000 DM auskommen.

4.3.3 Einkommensquellen
Über die Herkunft der Haushaltseinkommen gibt die Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe Aufschluß. 1983 stammten rund 58% der gesamten Haushaltsbruttoeinkommen
aus unselbständiger Arbeit,9% aus Unternehmertätigkeit, 10% aus Vermögen (Zinsen,
Dividenden, Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung usw.), 20% aus staatlichen
Transferleistungen und 3% aus sonstigen Ouellen. Allerdings sind diese Zahlen nur
Durchschnittswerte. Erhebliche Unterschiede werden sichtbar, wenn man die soziale
Stellung der Haushalte berücksichtigt.

So bezogen die Erwerbstäligenhaushalte 85% ihrer monallichen Haushaltsbruttoein-
kommen aus eigener - selbständiger oder unselbständiger - Arbeil. Leistungen des
Staates spielen hrereine untergeordnete Rolle. Ötlentliche Renlen und Pensionen so\a/ie

Kindergeld, Wohngeld, Sozialhilfe usw. trugen bei den meisten Erwerbstätigenhaushal-
ten mit rund 5% zum Haushaltsbruttoeinkommen bei.

Tab. 2: Zusammensetzung des Einkommens privater Haushalte 1983
in Prozent

Quellen des
Haushalts-
brutto-
einkommens

Soziale Stellung der Bezugsperson des Haushalls

Landwirt Solbstän- Beamler Ango-
diger slellter

Nichter

tätiger

Unselbständige Aöeit
S€lbständigo Arbeil
V€mögen
Zahlungen aus

öilentlichen Kassen
Übrig€ Quellen

Haushaltsbrutto-
einkommen

82,8
1,4
8,3

85,6
1,4
7,3

83,0
1,6
7,3

1,8
13,5

9,6 3,7 48,8
5,1

67,7
7,80,6

4,S
1,5

3,9
1,9

6,5
1,6

19,7
59,8
14,2

35,4
2,4
8,3

3,7

100 100 100 100 100 100 100
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Die Nichterwerbstätigenhaushalte (1983 waren das elwa 42o/o aller Haushalte) lebten
hingogen überwiegend von staatlichen Transferzahlungen, und zwar insbesondere von
Renten und Pensionen, die zusammen etwa 68% des Brunoeinkommens dieses
Haushaltstyps ausmachten.

Die Einkommen aus Vermögen, zu denen auch derMietwertdes eigenen Hauses gehört,
erreichlen insbesondere bei den Selbständigen und den Landwirten - aber auch bei den
Nichterwerbstätigen - hohe Anteile am gesamten Haushaltsbruttoeinkommen. Bei den
Selbständigen waren es rund 14 %, beiden Landwirten 16 % und beiden Nichterwerbstä-
tigen '13,5 %. Bei Angestelllen und Arbeitern hatten die Vermögenserträge jeweils einen
Anteil von etwa 7% am Haushaltsbruttoeinkommen. bei den Beamten von 8%.

4.4 Ausgaben der privaten Haushalte
Über die Ausgabenstruktur der Haushalte informiert die Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe von 1983. Oanach veMenden die privaten Haushalte den größten Teil ihrer
ausgabefähigen Einkommen (75,8 %)fürdie Käufe von Waren und Dienstleistungen, den
sogenannten ,,privaten Verbrauch". Ein wesentlich geringerer Teil (12,1 %) entfällt auf
,,übrige Ausgaben", die u.a. freiwillige Beilragszahlungen an Versicherungen sowie
Krattfahrzeugsteuern umfassen. Der Rest (12,1 %) wird gespart.

Untsrschiede in der Zusammensetzung derAusgaben ergeben sichje nach derHöhe der
Einkommen. Dies zeigen die laufenden Wirtschaftsrechnungen, die lür ausgewählte
Haushallstypen aktuelles Datenmaterial bereitstellen. lm Rahmen dieser Statistik werden
drei Haushaltstypen unterschieden, und zwar Zweipersonenhaushalte von Renten- und
Sozialhilfeempfängern milgeringerem Einkommen (Typ 1), Vierpersonen-Arbeitnehmer-
haushalle mit mittlerem Einkommen (Typ 2) und Vierp€rsonenhaushalte von Beamten
undAngestellten mit höherem Einkommen (Typ3), Das monatliche Einkommen bewegte
sich 1985 in folgend€n vorgegebenen Grenzen:

Typ 1:unter 1900 Dl,
(Bruttoeinkommen des gesamlen Haushalts)

Typ 2: 2600 bis 39s0 DM
(Bruttoarbeitseinkommen des alleinverdienenden Familienvaters)

Typ 3: 5000 bis 6850 DM
(Bruttoarbeitseinkommen aller Haushaltsmitglieder; darunter mindestens 4700 Dlvl
des Hauptverdieners)

Je niedrigerdas Einkommen, desto höher ist in der Flegelder Anteilder Verbrauchsaus-
gaben und desto weniger wird gespart. So entfielen 1985 beim einkommensschwachen
Haushaltstyp 1 rund 90% des ausgabefähigen Einkommens aufden privaten Verbrauch,
beiden Beziehern mittlerer Einkommen knappS0% und beiden Haushalten mit höherem
Einkommen ungefähr 72%.
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Abb.3: Verwendung der ausgabelähigen Einkommen 1985
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6 321 Dt\4

Höheres Einkommen

Sabn

Privater
VerbrauchJ

4.5 Entwicklung der Verbrauchsausgaben im Zeitablauf
ln den dreivergangenen Jahrzehnten konnten die privaten Haushalte ihren Lebensstan-
dard nahezu kontinuierlich erhöhen. Das zeigl sich, wenn man die Ausgaben für den
privaten Verbrauch imZeitablauf verfolgt. BesseI als die Ergebnisse der wirtschaftsrech-
nungen eignen sich für diesen Zweck die Angaben der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen, die die Daten auch preisbereinigt und in Form von Pro-Koptwerten
bereitstellen.

lm Jahr 1986 wurd€n danach in der Bundeslepublik Deutschland je Einwohner im
Durchschnitt 17716 DM für Zwecke des privaten Verbrauchs ausgegeben. Gegenüber
'1960 hatsich dieserWertfastversechslacht. Rechnet man die Preissteigerungen heraus,
so verbleibt real immer noch eine Zuwachsrale von 122o/o. 1981 und 1982 ging zum
erstenmal in der Nachkriegszeit der private Verbrauch real zurück. Ab 1983 konnten
wieder Zuwächse verzeichnet werden, so daß das Niveau von 1980 in 1986 um ca. 8%
übertrotfen wurde.

4.6 Zusammensetzung des privaten Verbrauchs
Ein erheblicher Teil der Verbrauchsausgaben entfällt aul die Grundbedürfnisse. Rund
23% der Ausgaben privater Haushalte im lnland wurden 1986 für den Kauf von
Nahrungsmitteln, Getränken und Tabakwaren verwendet. Einen weiteren großen Posten
stelllen mit etwa 16% die Ausgaben für Verkehr und Nachrichtenübermjttlung dar.

Bei den einzelnen Haushaltstypen sind zum Teil beträchtliche Unterschiede in der
Zusammensetzung des privaten Verbrauchs zu beobachlen. So liegt z. B. der Anteil für
die Grundbedürfniss€ bei einkommensschwachen Haushalten wesentlich höher als bei
einkommensstarken.
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'1985 entfielen beim Haushaltstyp 1 70,2% det Verbrauchsausgaben aul Essen,
T.inken, Wohnen, Heizen und Kleidung, während der Anteil beim Haushaltstyp 3 nur
54,6% bekug. Die Haushalte des Typs 1 verwendeten 1985 allein 30,5% 1ür den Kauf
von Nahrungs- und Genußmitteln, die des Typs2 25,7 a/o und des Typs 3 nur 21,0olo.

Diese Zahlen belegen die Erkenntnis, die schon 1857 der Pionier der Verbrauchsstatisti-
ken, Ernst Engel, in dem nach ihm benannten ,,Engelschen Gesetz" zusammengefaßt
hat. Es besagt, daß mit steigendem Haushaltseinkommen der Anteil der Ausgaben für
Nahrungs- und Genußmittel an den Gesamtausgaben sinkt. Das Gesetz bestätigt sich
auch, wenn man die Entwicklung der einzelnen Ausgabenanleile im Zeitablauf betrachtet:
Während sich der Prozentsatz, derfür Essen und Trinken ausgegeben wird, in den letzten
zwei Jahrzehnten unter dem Einfluß gestiegener Einkommen reduzierte, sliegen dae

Anteale anderer Ausgabengruppen, wie Wohnen und Energieversorgung, beträchtlich an.

Auch in den absoluten Bekägen spiegelt sich die unterschiedliche Entwicklung der
einzelnen Ausgabengruppen wider. Während sich beispielsweise beim Haushaltstyp2
die Ausgaben für Wohnungsmieten zwischen 1965 und 1985 in etwa verlüntlachten,
stiegen die Aufwendungen für Nahrungs- und Genußmittel nur gut auf das Doppelte.
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Abb.5: Struktur der Käufe der privaten Haushalte im lnland 1986
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Tab.3: Monatliche Ausgaben für den privaten Verbrauch 1985

Ausgabenposten Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

DM% Dl\, % Dl\, %

::

::

1048,9
rd. D

N

Privater Verbrauch
insgesamt

davon:
Nahrungs- und Genußmiüel
Wohnungsmieten
Elekkizität, Gas, Brennstoffe
Kleidung, Schuhe
Verkehr,

Nachrichtenübermittlung
Bildung u. Unterhallung
Übr. Güter u. Dienstleistungen

für den privaten Verbrauch

1 499 100 2 865 100 4 525 100

457
366
149
80

25,
19,

7,
8,

,o,ul
24,4170
10,01

5,4)

21 .ol
18.sf54

6'01
8,81

,2

737
563
208
235

zl srs
of.o., ess
31 271zl sss

6

141 9,4
71 4,7

424 14,8
259 9,0

719
435

15,9
9,6

235 15,7 439 15,3 900 19,9
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Tab.4: Anteile am privaten Verbrauch
in Prozent

Ausgabengruppe Nahrungs- und Genu ßmittel

Jahr Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

1965
1970

'r 980
't985

50,2
43,0
38,2
JJ,C
30,5

40,0

29,8
28,1
25,7

28,5
26,1
23,0
22,0
21,0

Ausgabengruppe Verkehr und Nachrichtenübermittlung

Jahr Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

1965
1970
1975
1980
1985

2,8
3,9
4,9
7,2
9,4

10,9
13,8
14,0
14,8

16,2
15,1
16,4
15,3
15,9

Ausgabengruppe Wohnungsmieten u. ä.

Jahr Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

1965
1970
1975
1980
1985

16,2
20,5
22,2

24,4

11,2
15,5
15,5
16,4
19,6

12,1
14,O
14,8
15,5
18,8

Ausgabengruppe Elektrizität, Gas, Brennstotle

Jahr Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

1965
1970
1975
1980
1985

7,1
7,7
7,6
8,8

10,0

4,5
4,7
5,1
6,5

3,8
3,8
4,2
5,4
6,0
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Dabeiistzu berücksichtigen, daß in dieAusgaben sowohldie Preis-wiedie Mengenkom-
ponente eingeht. Der Anstieg eines Ausgabenpostens kann also durch Preissteigerun-
gen und/oder Erhöhung der nachgelragten Lilenge verursacht werden. Als dritte Nröglich-
keit istder Übergang aul höherwertige und damil teurere Waren denkbar (Subslitution). In
der Regelistdie Ausgabensteigerung auf eine Kombination aller drei Faktoren zurückzu-
führen, wobei eine Komponente durchaus überwiegen kann.

Abb. 6: Entwicklung einzelnerAusgabengruppen
bei Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalten mit mittlerem Einkommen
im Vergleich zu ihrem gesamten privaten Verbrauch
Basisjahr 1965
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!0
-20
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Tab.5: Verbrauch von Nahrungs- und Genußmitteln
je Einwohner und Jahr

Erzeugnis

Wirtschaftsjahr

Einheit 1950/51 1960/61 1970/71 1980/81 1985/86

Getreide
Kanotfeln
Gemüse
Frischobst
Fleisch
Käse
Butter
Zigaretten
Bier
Trinkwein/Schaumwein

kg
kg
kg
kg
kg
kg
kg
St
I

I

99
184
49
40

4
6

476
37

6

80

49
94

66
102
64

79
10
7

1 946
141

16

68
81

84
91
14
6

2 085
147

78
75
78

1021
16'
8l

1925'
146j
23

74

57
I
I

1 282

13

119a6.

4.6.2 Wohnungsmieten
Die Ausgaben für Wohnungsmieten sind im letzten Jahrzehnt überdurchschnittlich
gestiegen. 1985 gaben z.B. die Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalte mit mittlerem
Einkommen im Schnitt monatlich 563 Dl\il (19,6 % des privaten Verbrauchs) für ihre
Wohnung aus, während sie 1970 noch mit knapp 170 Dl\,l (15,5% des privaten
Verbrauchs) ausgekommen waren. Die Ursache hierlür liegt nichl zulelzt in einer
erheblichen Verbesserung der Wohnungsausstattung. Während 1972 nv 42yo allet
Wohneinheiten mit Sammelheizung, Bad und WC ausgestattet waren, verfügten 1982
bereits rund 66 % über diesen Komfort. Die durchschnittliche Quadratmetermiete einer
Wohnung mit Bad, WC und Sammelheizung betrug '1982 6,04 DNI, während Wohnungen,
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4.6.1 Nahrungs- und Genußmittel
Für die Ausgabensteigerungen im Bereich der Nahrungs- und Genußmittel spielt der
Substitutionsvorgang eine große Rolle. ln ihm wirken sich die Anderung der Verbrauchs-
gewohnheiten aus. Besonders auffallend ist die beträchtliche Zunahme des Konsums
hochwertiger Nahrungsmittel. So lag der jährliche Pro-Kopf-Verbrauch von Fleisch im
Jahr 1986 beietwa 102 kg, gegenüber 37 kg 1950/51. Der Verzehrvon Getreideerzeug-
nissen und Kartoffeln wurde dagegen erheblich eingeschränkt. Besonders stark zuge-
nommen hat der Konsum von Tabakwaren und alkoholischen Getränken. So stieg
beispielsweise der Weinverbrauch mit 231 je Einwohner im Wirtschattsjahr 1985/86
gegenüber 1950/51 auf fast das Vierfache an.



die lediglich mit WC ausgestattet waren, durchschnittlich 4,23 DM pro Quadratmeter
kosteten. Neben anderen Gründen spielt insbesondere auch der Trend zu größeren
Wohnungen für die Erhöhung der irietbelaslung eine wesentliche Rolle (vgl. Kap.5).

4.6.3 Elektrizität, Gas, Brennstotfe
Zu den auffälligslen Erscheinungen im Bereich der Ausgabenentwicklung zählen die
Auiwendungen für die Energieversorgung (vgl. Kap. 18). Die jährlichen Veränderungsra-
ten derAusgaben für Elekkazität, Gas und Brennslotle zeigen im letzten Jahrzehnt keinen
kontinuierlichen Verlauf, sondern sind in erster Linie durch die Preisveränderungen beim
Erdöl und Erdgas gekennzeichnet.

DerAnteilder Energieausgaben am privaten Verbrauch hatsich zwischen 1972und 1985
fast ständig erhöht. Von dieser Entwicklung waren alle Haushaltstypen betrotlen, wenn
auch in unterschiedlichem Maße. Die Haushalte von Renten- und Sozialhilleempfängern
gaben 1985 iede zehnte Mark tür die Energieversorgung aus, wobeidie Aulwendungen
für den Kauf von Kraftstotfen, die statistisch zum Bereich ,,Verkehr und Nachrichtenüber
mittlung" rechnen, noch nicht einmal berücksichtigt sind.

4.6.4 Ausgaben für Kraftfahrzeuge
Die Ausgaben für Kraftfahrzeuge haben sich insbesondere wegen der gestiegenen
Krattstotfpreise erhöht. Bemerkenswerterweise ist der Bestand an Fahrzeugen trotz der
Benzinverteuerungen seil 1973 noch kräflig angewachsen. Während 1973 in der
Bundesrepublik annähernd 17 Mill. Personenkraftwagen zugelassen waren, lag diese
Zahl 1985 bereils bei25,8 lrill. Rein rechnerisch hätte 1985 fastjeder Haushalt über ein

Abb.7: Besitz eines Pkw
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Kraltlahrzeug verfügen können. Nach den Ergebnissen der laufenden Wirtschattsrech-
nungen besaß 1985 allerdings nur von den Vierpersonenhaushalten mit höherem
Einkommen nahezu jeder (96,3%) mindestens ein Auto. Beiden Vierpersonenhaushal-
ten mit mittlerem Einkommen waren es 92,7 o/" und bei den Bentner und Sozialhilfe-
empfängerhaushalten 31,3 %.

Die Haushalte d€s Typs 2, die ein Kraftfahrzeug besitzen, gaben 1985 im Durchschnitt
etwa 283 D[, monatlich für die Unterhaltung ihres Personenkrattwagens aus. Nicht
eingerechnel sind dabei Anschatfungskosten bzw. Abschreibungen. Fast die Hälfte der
Ausgaben (44,0 %) entfiel allein auf Krattstotfe, knapp ein Viertel (24,2 %) auf Steuer und
Versicherung, rund 9% auf Garagenmieten und der Rest auf Ersatzteile, Reparaturen
u.ä. Gegenüber 1970 haben sich die Ausgaben für das Krattlahrzeug bei diesem
Haushaltstyp mehr als verdoppelt.

Tab.6: Monatliche Kosten der Kraftfahrzeughaltung 19851

Art der Aufwendung Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

DM% DT/l %

124,54
25,69
19,69
44,75
64,45

283,16

44,0
9,1
7,0

17,2
22,8

100

165,58
35,18
22,76
56,83
98,32

378,66

43,7

6,0
15,0
26,0

100

1 Jo Haushall mil Kratlahzeug

4.6.5 Autwendungen für Freizeitgüter und Urlaub
Die Ausgaben für Freizeitgüter einschließlich Urlaub weisen weit überdurchschnittliche
Steigerungsraten auf. Beim Haushaltstyp2 hat sich dieser Budgetposten zwischen 1965
und 1985 von 94 DM auf rund 465 DM monatlich, also um 394%, erhöht. lm Vergleich
dazu stiegen die Gesamtausgaben für den privaten Verbrauch im selben Zeitraum
lediglich um 225%.

Einkommensstarke Haushaltewenden für diese Zwecke erheblich höhere Beträge auf als
einkommensschwache. Bei den Haushalten des Typs 3 erreichlen die monatlichen
Verbrauchsausgaben für Freizeitgüter und Urlaub 1985 mit etwa 817 DM (204 Di./l pro
Person)einen Anteilvon '18% an den Gesamtausgaben. Aber auch den Haushalten von
Renten- und Sozialhilfeempfängern war das Freizeitvergnügen immerhin noch 154 DM
(77 DM pro Person) wert - das entsp.icht einem Anteil von rund 10% am privaten
Verbrauch.
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Kraftslotfe
Garagenmielen
Kraftfahrzeugsteuer
Krattlahrtversicherung
Reparaturen, Ersatzteile u. ä.

lnsgesamt



Ein großer Teil der Aufwendungen für Freizeitgüter entfälll aul die Unterhaltungselekko-
nik (Rundfunk-, Fernsehgeräte u.ä.), aber auch Büch€r, Zeitschriften und Zeitungen
stehen hoch im Kurs. Ein wichtiges Freizeitgut stellt für viele das Krattlahrzeug dar;
allerdings istdie anteilige Nutzung für Freizeitzwecke schwer zu ermitteln und der von der
Statistik unterstellte Wert (30% der laufenden Kosten) nur als grober Anhaltspunkt zu
betrachten.

Jahr Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

DM
des privaten
Verbrauchs

%
des privalen
VerbrauchsDIV

1965
1970
1975
1980
1985

21,07
35,'12
63,95

106,86
153,58

6,8
7,8
9,1

10,2

94,05
134,42
283,08
405,66
464,52

10,7
12,3
15,7
to,b
16,2

233,51
301 ,52
502,61
737,33
817,43

14,9
16,1
17,6
19,4
't 8,1

Abb.8: Ausgaben für Freizeitgüter und Urlaub 1985 beim Haushaltstyp 2
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Tab.7: Monatliche Aufwendungen für Freizeitgüter und Urlaub
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Ein erheblicher Teil des Freizeitbudgets entfällt auf den Urlaub. Von den Zweipersonen-
haushalten von Renlen- und Sozialhilfeemplängern traten 1985 rund 49 % eine Ferien-
reise an. Sie gaben dafür im Durchschnitt 1260 Dl,4 aus. Dagegen leisleten sich knapp
72% aller Haushalte des Typs 2 einen Urlaubsaufenthalt, der ihnen durchschnittlich 2180
DM wertwar. Am reisefreudigsten waren die Haushalte mit höherem Einkommen (Typ3).
Von ihnen fuhren 1985 85 % in Urlaub, der im Durchschnitt fast 3987 DIV kostete (vgl. zu
Beisen auch 6.5).

4.7 Ausstattung der Haushalte
Auch aus dem Besitz bestimmter Güter, die das Leben erleichtern und verschönern,
lassen sich Anhaltspunkte über den materiellen Lebensstandard der Haushalte gewin-
nen. Bei einigen Gerälen mit besonderer Bedeutung für die Haushaltsführung, wie

Tab. 8: Ausstattung mit ausgewählten Gebrauchsgütern
1973 und 1985
nach ausgewählten Haushaltstypen

%

Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3
Gegenstand

1973 1985 1973 1985 1973 1985

Pkw
Telefon
Farbfernsehgerät
Videorekorder
Fotoapparat
Motor, Segelboot
Kühlschrank
Kühl-, Gefrierkombination
Gefrierschrank, -truhel
Geschkrspülmaschine
Waschvollautomat
Staubsauger
Handrührer od. -mixer,

elektrisch

5,3
20,5

4,5

69,4
36,6
10,9

89,6
87,9
20,0

25,0 93,2
1,3

96,9

96,9

98,1

7,6
0,8

25,0
89,4

86,9
15,0
42,5

76,3
96,3

37,7
2,6

49,1
95,1

31,3
89,4
76,9

1,3
65,0

92,7
93,7
87,1
20,2
95,3
0,5

82,4
22,8
70,1
40,7
72,7

96,3
97,9
85,9
14,8
98,6
3,5

85,4
26,1
77,9
73,6
75,A
97,9

41 ,1

26,6
57,5
98,3

44,7 73,1 79,2 87,7 7A,7 A7 ,3

1 1C73 ens.hießl.h Küh Geirerkombnalon.
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Abb. 9: Ausstattung privater Haushalte mit langlebigen Gebrauchsgütern



4.8 Sparen und Vermögen

4.8.1 Sparleistung

Die Sparleistung der Haushalte wird in hoh€m Maße durch das verlügbare Einkommen
bestimmt. Haushalte mit hohem Einkommen verwenden einen größeren Einkommensan-
teil aul die Ersparnis als Haushalte mit geringem Einkommen. Bei den Haushalten der
Renten- und Sozialhilleempfänger hat sich die Sparleistung von Anfang bis lritte der
achtzigerJahre erheblich verringert. Während diese Haushalte 198'l immerhin noch rund
9% ihrer ausgabefähigen Einkommen sparten, waren es 1985 nur noch knapp 3%. Die
Haushalte des Typs 3 verwendeten 1985 hingegen einen Anteil von last 15% aut die
Ersparnis, der damit nur geringfügig unter dem Vergleichswert von 1981 lag.

4.8.2 Formen der Vermögensbildung
Private Haushalte bilden zum einen Geldvermögen durch Sparen, Wertpapierkauf,
Lebensversicherungen u.ä. und zum anderen Sachvermögen durch den Erwerb von
Wohnungen bzw. Häusern und Grundstücken, aber auch von langlebigen, hochwertigen
Gebrauchsgütern wie Möbeln, Personenkraftwagen, Fernsehgeräten, Schmuck u. ä.
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Waschmaschine, Kühlgeräte, Staubsauger u.ä., ist inzwischen fast Vollversorgung
erreicht. Weitere Güterdes gehobenen Bedarls dringen in immermehr Haushaltevor. So
vertügten nach den Ergebnissen der Einkommens- und Verbrauchsslichprobe 1983
bereits fast 24% aller Haushalte übereine Geschirrspülmaschine, gegenüber knapp 7%
im Jah||973.
Die Ausstattung mit Gütern für Verkehr und Nachrichtenübermittlung hat sich wesentlich
verbessert. So besit2en immer mehr Personen ein Auto (v91.4.6.4).

Bemerkenswert isl ferner die gestiegene Anzahlder Fernsprechanschlüss€. 1983 war in
88% der Haushalte Telefon vorhanden, gegenüber 51 % im Jahre 1973 und knapp 14%
1962.

Güter zu Unterhaltungs- und Freizeilzwecken sind ebenfalls weit verbreitet. Es gibt kaum
noch Haushalte, die kein Fernsehgerät besitzen. lnzwischen dringen Videogeräte als
neue Produkte vor. 1983 gaben bereits 6,8% der Haushalte an, einen Videorekorder zu
besilzen.

Zwischen den einzelnen Haushaltstypen bestehen Unterschiede in der Versorgung mit
langlebigen Gebrauchsgütern, die sich im Zeitablauf allerdings schon reduziert haben.
Die Abweichungen im Ausstattungsgrad beruhen zudem nicht nur auf den ungleichen
Einkommensverhältnissen, sondern sind auch durch Haushaltsgröße, soziale Stellung
und Lebensalter bedingt.



Abb, 10: Anteil der Aufwendungen für Vermögensbildung am
ausgabelähigen Einkommen 1985

Haushalrslyp 1

Renten- und
Sozialhilleempfänger

Haushaltstyp 2

lvlittleres Einkommen

Haushaltstyp 3

Höheres Einkommen

Durchschnittliches aus'
gabefählges Einkommen

1 668 DtVl

2,4% %
Ersparnis Ersparnis

Abb. 1'l: Ausgewählte Vermögensbestände privater Haushaltel 1983
Von 100 Haushalten hatten:
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4.8.3 Gebrauchsgütervermögen
Anfang 1984 belief sich der Wert der langlebigen, hochwertigen Gebrauchsgüter der
privaten Haushalte (bewertet zu Preisen von Anlang '1984) auf rund 686 Mrd. DM. Davon
entfiel rund ein Drittel auf lröbel, gut ein Viertel auf Krattfahrzeuge und etwa ein Zehntel
auf Uhren und echten Schmuck. Das restliche Viertel besland vor allem aus Teppichen,
Fernseh- und Phonogeräten sowie größeren Haushaltsgeräten.

lm Durchschnitt machte damit Anlang 1984 der Werl des Gebrauchsvermögens je
Privathaushalt 27700 DM aus. Anfang 1970waren es zu damaligen Preisen erst 182 Mrd.
DM oder 8400 DM je Haushalt gewesen.

Durchschnittliches aus-
gabefähiges Einkommen

3 599 Dr\4

14,8%

Durchschnittliches aus'
gabefähiges Einkommen

6321 Dt\1

1-17

V%
I:z,t u.
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4.8.4 Geldvermögen
ln der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe wird auch nach dem Geldvermögen
gefragt. 1983 erwies sich - wie schon bei früheren Erhebungen - die Geldanlage auf
Sparbüchern als die am weitesten verbreitete Form der Vermögensbildung: ln neun von
zehn Haushalten war mindestens ein Sparbuch vorhanden. Allerdings waren die aufden
Sparbüchern angesammelten Beträge im allgemeinen nicht sehr hoch und wohl häufig
nur als ,,Notgroschen" gedacht. So befanden sich in iedem achten Haushalt, der über
Sparbücher verfügte, weniger als 1000 DM auf dem Konto. Das durchschnittliche
Sparguthaben dieser Haushalle belief sich auf 10800 Dl\r.

Nach dem Kontensparen sind Lebensversicherungsverträge die beliebteste Form der
Geldanlage. 1983 nutzten 67 % der Haushalte diese Form der Ve.mögensbildung; 1978
yvaren es noch 70% gewesen. l\rit 84% machten die Selbständigenhaushalte am
häufigsten Gebrauch von Lebensversicherungen, die ottmals einen wesentlichen Teil
ihrer Altersversorgung sicherstellen. Dagegen war nur die Hältte der Nichterwerbstäti-
genhaushalte durch Lebensversicherungsverträge abgesicherl.

1983 besaßen in der Bundesrepublik rund 30% der Haushalte Wertpapiere in Form von
Aklien, lnvestmentzertifikaten, festverzinslichen Wertpapieren, Sparbriefen u.ä. lm
Durchschnitt belief sich der Wert dieser Depots zu Börsenkursen von Ende 1983 auf
24300 DM.
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Abb. 12: Gebrauchsvermögen privater Haushalle
in Preisen von Anfang 1984

in Preisen von Anlang 1984



Abb. 13: Haushalte mit Sparbüchern '1983 nach der Höhe des Guthabens
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Abb, '14: Geldvermögen der Haushaltel nach ihrem monatlichen
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Etwa 40 % der Haushalte verfügten Ende 1983 über noch nicht zugeteille Bausparver-
träge. Die durchschnittliche Höhe der angesammelten Bausparguthaben lag im Schnitt
der Haushalte mit Bausparverträgen bei '11 900 Dir.

An sonsligem Geldvermögen (2.8. Feslgeld, aber keine Guthaben auf Girokonten)
wurden'1983 im Durchschnittder privaten Haushalte knapp'1600 DM erfaßt. Damit belief
sich das erhobene Geldv€rmögen ie Haushalt aul 23250 D[r' Umgerechnet aul die
Gesamtheit der in der Stichprobe repräsentierten 23,5 Mill. Haushalte entspricht dies
einem Gesamtgeldvermögen von 5,3 Mrd. DM.

An diesem Geldvermögen sind die einkommensschwachen Haushalte - gemessen an
ihrem Anteil der Gesamtbevölkerung - prozentual deutlich niedriger beteiligt und die
finanzstarken Haushalte deutlich höher. So entfielen '1983 auf Haushalte mil einem
monatlichen Haushaltsnettoeinkommen unter 800 DM, die rund 6% aller privaten

Haushalte ausmachten, nur ungelähr 2yo des etlaßlen Geldvermögens. Dagegen
verfügten Haushalte mit einem Nettoeinkommen zwischen 5000 und 25000 DM, deren
Anteil an allen privaten Haushalten ebenfalls etwa 6% betrug, über rund 17% des
Geldvermögens.

Das angesammelte Geldvermögen wächst mit dem Einkommen der Haushalte. 1983
belief es sich bei Haushalten mit einem Nettoeinkommen unter 800 DM im Schnitt aller
Haushalte dieser Einkommensgrößenklasse auf 6598 DM, bei einem Einkommen von
5000 bis 25000 DM auf 68340 DM.

Tab.9: Haushaltel nach Einkommen und durchschnittlichem
Geldvermögensbestand 1 983

lronatliches Haushaltsnettoeinkommen
von...bisunter...D[,

Durchschnitlliches Vermögen2
je Haushalt in DNI

Unter 800
800- 1200

1200 1600
1 600- 2 000
2 000- 2 500
2 500- 3 000
3 000- 4 000
4 000- 5 000
5 000-25 000

lnsgesaml

1 Ohne Ausländer und Ansialtsbevölkerung.
2 Guthaben äulSpalkonlen, Aauspasuthaben lnd WsrlpapieÖosländ6 (z!m Tag€skuß) sowie §onstige§ GeldveF

mt§6n.

6 598
I 975

12 352
17 735
20 888
25 108
29 631
39 616
68 340

23 2sO

120



4.8.5 Haus- und Grundbesitz
Eigentum an Grund und Boden hat sich langfrislig als sichere und krisenfeste Form der
Vermögensanlage enviesen. ln Verbindung mit dem weitverbreiteten Wunsch nach dem
Wohnen in den eigenen vier Wänden hat dies dazu geführt, daß Ende 1983 10,7 irlill.
private Haushalte über Wohnungs-, Haus- und Grundstückseigentum verfÜgten. Das
entsprach einem Anteil an allen Haushallen von 46 %. Ende 1973 hatte dieser Anleilnoch
bei etwa 40% gelegen.

Der Einheitswert des Haus- und Grundvermögens betrug im Durchschnitl der Haushalte
mit Haus- und Grundbesit2 44800 DM. Über drei Viertel der Haushalte hatten ihr
Grundvermögen selbst erworben, in knapp einem Fünftel der Fälle wurde es ererbt.

Haus- und Grundbesitz war 1983 am häufigsten in Haushalten von selbständigen
Landwirten (93% dieser Haushalte). Es lolgen die übrigen Selbständigenhaushalte
(72%), die Haushalte von Beamten (54%), Arbeitern (50%) und Angestellten {48 %).
36% der Haushalte von Rentnern und anderen Nichter' ,erbstätigen und nur 28 % der
Arbeitslosenhaushalte waren Eigentümer von Haus- und Grundbesitz.

4.9 Haushalte mit Schulden
Das Bild über die Einnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte bleibt unvollständig,
wenn man die Schulden außer acht läßt. Ende 1983 zahlten 17 von 100 Haushalten
kurzfristigo Kredite (ohne Hypotheksnschulden und Baudarlehen) ab. Am häufigsten
verschuldet waren Haushalte mit25- bis unter35iährigen Bezugspersonen (knapp35%)
bzw. mit einem Arbeitslosen als Bezugsperson (29%) und am seltensten Haushalte mit
über 70jährigen Bezugspersonen (knapp 4%). Die noch zu zahlende Restschuld belief

Abb. 15: Haushalter mit Haus- und Grundbesitz 1983 nach ihrer Restschuld

Haushaltel mit Haus- und Grundbesitz insgesaInt: 10,7 Milli0rren

untel

t0 000

Restschuld ( 0[4 )
10g]0 40000 75000 150000

40000 75000 150000 u. mehr

Schüldenfrei

40 "k u,k l7 ,/" lt% Il 'n I0%
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sich im Durchschnitt der Haushalte mit Kreditverpflichtungen auf 10200 DM. Als
Verwendungszweck für die Kredite gaben 39% der verschuldeten Haushalle den Kaul
eines Autos, '15% die Anschaffung von lvlöbeln und 4% Urlaubsreisen an.

Weiter verbreilet als die kurzfristige Verschuldung ist die Aufnahme von Hypolheken und
Baudarlehen. Wer Vermögen in Form von Haus- und Grundbesitz bilden will, kommt
meisl nicht umhin, zur Finanzierung seines Vorhabens längerfristige Gelder in Anspruch
zu nehmen. Ende 1983 mußten 60% aller Haushalte mit Grundvermögen Hypolheken,
Baudarlehen u. ä. zurückzahlen. Die Höhe der Restschuld beliefsich im Durchschnitl der
Haushalt€ mitTilgungs- und Zinszahlungen auf82000 Dlr,28% dieser Haushalte hatten
eine Restschuld von 100000 DM und mehr nachgewiesen.
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5 Wohnen

5.1 Entwicklung der Wohnraumversorgung
ln den ersten beiden Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg standen bei der

Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum quantitative Probleme im Vordergrund Die

Kriegszerstörungen und der Zustrom von Vertriebenen und Flüchtlingen belasteten in

besonderem l\raß den Wohnungsmarkt. Nach den Ergebnissen der ersten Wohnungs'

zählung von 1950 mußten sich durchschnittlich 4,7 Einwohner eine der 10'1 Mill'

Wohnungen teilen. Eine beispiellose Neubautätigkeit in den lünfziger und sechziger

Jahren mit jährlicher Fertigstellung von rund einer halben Mill. Wohnungen fÜhrte dazu,

daß bis 1968 ein Wohnungsbestand von 19'6 Mill. erreicht wurde Damit kamen

durchschnittlich 3,0 Einwohner aul lede Wohnung.

Nach 1968 hat erst mit der Volkszählung 1987 wieder eine umlassende statistische
Bestandsaufnahme derWohnungen statlgelunden. Daderen Ergebnisse z. Z' noch nicht

zurVertügung stehen, sind neuere Angaben entsprechend unsicher' Gleichwohlkann die

im Rahmen des lvlikrozensus für 1982 ermittelte Zahlder bewohnten Wohneinheiten von

24,2 Mill. eine allgemeine Größenordnung vermitteln

Abb. '1: Bestand an bewohnten Wohnungen - mit Küche/Kochnische -
in Gebäuden 1950 bis 1982

Bestand in
It4illionen

22,6 23,1 23,5
19,6 20 6

20 16,4
'17,8

13,5
10,1
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0 19so 19s6 196i 1965 1968 1972 1978 1980 19821 r"t,
1 Um den langllisligen velgeich zu eßÖglichsn, snd lür 1982 au§schleßlch Wohnungen (mit Kücho oder

Kochn sch6) ;da ß1, währcnd die im Ten enlhallene Zahl von 24,2 [,lil ionen alle Wohneinhe ten - auch ohne KÜche -
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lm Rahmen einer Slichprobenerhebung, die sich an den Wohnungslnhaber richtet, ist es
dagegen nahezu unmöglich, sinnvolle Ergebnisse etwa zu den viel diskutierten proble-
men der le€rstehenden Wohnungen oder der Zweckentlremdung von Wohnraum zu
erhalten. Beispielsweise schwanken die Schätzungen über die Zahl der leerstehenden
Wohnungen zwischen 250000 und einer Million, wobei diese Schätzungen auf sehr
unterschiedlichen Annahmen basieren.

Stellt man die Zahl der Wohneinheiten der entsprechenden Zahl der Haushalte gegen-
über, so ergibt sich eine annähernde rechnerische Übereinstimmung beider crößen. Dies
bedeutet allerdings nicht, daß sämtliche Wohnungsprobleme gelöst wären. So ist es
insb€sondere fürjunge Familien und alte l\renschen, für kinderreiche Haushalte oder für
sozial schwächere Bevölkerungskreise weiterhin schwierig, eine Wohnung zu linden, die
ihren Bedürfnissen und ihren finanziellen Möglichkeiten gleichermaßen gerecht wird.
Besondere Probleme gibt es auch auf regionalen [4ärkten - insbesondere in den
Ballungsgebieten -, wo die Nachfrage vor allem nach günstigem Wohnraum das
€nlsprechende Angebot häufig übersteigt. Um solchen Versorgungsproblemen auf die
Spurzu kommen, wird imfolgenden überwiegend aufdas lraterialdes irikrozensus 1982
zurückgegritfen. Er lieferl zur Zeil die aktuellsten Ergebnisse über Struktur und Belegung
der Wohnungen.

5.2 Qualität des Wohnungsbestandes und Mieten

5.2.1 Wohnungsgröße
lm Mikrozensus 1982 wurden insgesamt 24,2 lrlill. be,,ohnte Wohneinheiten erfaßt.
Angaben über Größe, Ausstattung und Belegung der Wohnejnheiten liegen aus dieser
Quelle für bewohnte Wohneinheiten in Wohngebäuden vor. Freizeitwohnungen und
Wohnungen in Wohnheimen sowie in sogenannten Nichtwohngebäuden, die überwie-
gend nichl für Wohnzwecke genulzt werden - z. B. die Hausmeisterwohnung in einer
Schule, Behörde usw. - bleiben außer Bekacht.

1982 waren von den so abgegrenzten 23,2 Mill. Wohneinheiten 13,9 lrill. von Mietern und
9,3 Mill. von Eigentümern bewohnt. cegenüber 1978 ist damit die Zahlder irietwohnun-
gen nahezu unverändert geblieben, während die Zahl der Eigentümerwohnungen sich
um last eine Million erhöhl hal. Hier dürften u.a. die Umwandlungen von Miet- in
Eigentumswohnungen eine Rolle spielen.

Die Eigenlümerwohneinheiten waren mit durchschnifllich 105 Ouadratmeler Fläche und
5,2 Räumen wesentlich größer als die lvlietwohneinheiten mit 67 euadratmeter Fläche
und 3,6 Bäumen.

Aus den Ergebnissen des Mikrozensus 1982 geht ferner hervor, daß die Wohnungen rm
Vergleich zur Wohnungsstichprobe 1972 geräumiger geworden sind. 1982 waren bereits
4670 aller Wohneinheiten größer als 80 Quadratmeter, 1978 waren es 43%, 1972
lediglich 34%.
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Tab. 1: Fläche der bewohnten Wohneinheitenl 1982

Art der wohneinheit Durch-
schnittliche

Fläch€

oinheil

Bewohnte Wohneinheilen mit einer Fläche
von ., , bis unler. , , m2

lns-
gesamt'

unter
40

40-80 80-120 120 und
mehr

1 000

lnsgesamt

Mietwohneinheiten
Eigentümerwohn€inheiten

13 911
9 322

82

105

7
't0

1

47 31 16

4
34

63

Abb,2: Fläche der bewohnten Wohneinheiten

Fläche von-.. bis unter--- m2

1972
t..._..{unter40
@E 40 bis ao
lIIIlm 8obis12o
EIXXE t2o u. mehr

19821

1 ln Wohngobäuden (ohns Wohnheime); ohne Freizoitwohneinheilen.

5.2.2 Wohnungsausstattung
Die Wohnqualität läßl sich am besten an der Ausstattung mit bestimmten Standard-
einrichtungen messen. '1982 waren in 66% aller bewohnten Wohneinheiten Sammelhei-
zung (Zenkal-, Etagen-, Block- oder Fernheizung) sowie Bad/Dusche und WC vorhan-
den. Ein Anteil von 24% en$iel auf Wohneinheiten mit Bad/Dusche und WC, aber ohne
Sammelheizung.

19,5
Mi .

23,2
Mi .

1 ln wohngebäuden (ohno Wohnheime); ohno Frsizeitwohnoinhsil€n.



Eigentümerwohneinheiten waren nicht nur wesentlich größer als lvlietwohneinheiten,
sondern auch im Durchschnitt besser ausgestaüet. Beispielsweise vtarcn lg12inZlyo
der Eigentümerwohneinheiten, abernurin 63 70 der lrietwohneinheiten Bad/Dusche. WC
und Sammelheizung zugleich vorhanden.

Tab.2: Ausstattung der bewohnten Wohneinheitenl 1982

Ad der Wohneinheit Ausslattung der bewohnlen Wohneinheiten

insgesamt mit Bad, wc
und ohne

Sammel-
heizung

mil sonstiger
Ausslatlung

(ohne Bad bzw.
mit Bad, aber
WC nicht in

mit odor ohne
Sammelheizung)

1 000

lnsgesamt
Mietwohneinheiten
Eigentümerwohn-

einheiten

23 232
13 911

24
25

22

66
63

71

10
12

7I322

1 rn Wohngebäuden (ohns Wohnheime); ohne F.eizerrohneinhotsn

Gegenübe||978 hal sich der Komfort des Wohnungsbestandes erhebtich verbessen.
Damals waren lediglich 6570 der Eigentümerwohneinheiten und 56% der l\,rietwohnern-
heiten mit Bad, WC und Sammelheizung zugleich ausgestattet. Hier wirkt sich nicht nur
der Neubau von Wohnungen aus, sondern auch eine Vielzahlvon Modernisierungsmaß-
nahmen.

5.2.3 Mieten
Die Angaben über die 1982 gezahlten Mieten aus dem Mikrozensus sind durch die
Entwicklung am Wohnungsmarkt inzwischen überholt. Sie können aber dennoch zu
allgemeinen Aussagen darüber herangezogen werden, wie z. B Ausstattung und Größe
einer Wohnung die llliethöhe beeinflussen.

Die durchschninliche Quadratmetermiete liegl um so höher, je besser die Wohnung
ausgestattet ist und ie späler sie fertiggestellt wurde. Eine Wohnung ist im allgemeinen
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Tab.3: Quadratmelermietenl 1978 und 1982

Ausstattung und Baujahr

1978 1982

lnsgesamt

Ausstattung:
Mit Sammelheizung, Bad und WC
Ohne Sammelheizung, mit Bad und WC
Ohne Bad. mit WC in der Wohnunq
Sonstige Ausstattung

Baujahr
bis 1948
1949- 1964
1965-1971
1972 und später

4,32 5,48

6,04
4,33

4,23

4,47
3,56
3,47
3,07

3,62
4,22
5,05
5,52

4,59

5,59

6,85

1 Mielwohoungen mil Mietargabe.

auch um soteurer, je größer sie ist;die lvliete ie QuadratmeterWohnfläche gehtiedoch mit

zunehmender Größe zurück. wichtig für die Höhe der lvliete ist zudem dae Lage der
Wohnung (Unterschiede zwischen Stadt und Land, zwischen den verschiedenen Stadt.

vierteln usw.).

Darüber hinaus wurde ermittelt, daß die Miete um so niedriger ist ie länger ein Haushalt

die Wohnung bereils bewohnt. Offensichtlich werden lvieterhöhungen besonders dann

vorgenommen, wenn ein Mieterwechsel erfolgt, während bereits vermietete Wohnungen

von Erhöhungen weniger stark betrotfen sind

Nach den Ergebnissen des Mikrozensus 1982 gaben vier von zehn lvlieterhaushalten
(1g78:47%) unter 15 % ihres Nettoeinkommens für die l\'4iete (einschließlich Umlagen,

z.B. lür Kanalisation und lllüllabfuhr, aber ohne Nebenkosten, z.B. für Heizung,

Elekkizität, Garage o. ä.) aus. Mehr als jeder dritte Haushalt (37 %, 1978:35y")' det zut

Miete wohnte, mußte zwischen 15% und 25% seines Nettoeinkommens für Miete

abzweigen.23 % 11978: 18 %)der Mieter wendeten für ihre Wohnung mehr als ein Viertel

des Einkommens auf. Die Miete beanspruchte demzufolge bei immer mehr l,ietern
größere Anteile des Einkommens. Dabei waren Haushalte besonders belastet, die ein

niedriges Einkommen hatten (vgl. hierzu 4.6 und Teil ll, Kap O).
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Abb. 3: Mietbelastung der Hauptmieterhaushalte 1982
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5.3 Wohnsituation der Haushalte
An der Belegungsdichle der Wohnungen, die sich aus der Relation der Haushaltsangehö-
rigen zur Zahl der bewohnten Räume (einschließlich Küche) bzw. zur Wohnfläche
errechnen läßt, zeigt sich ebenfalls die kontinuierliche Verbesserung der Wohnverhält-
nisse zwischen 1950 und 1982.

Die Zahl der Haushalte je Wohnung ist von 1950 bis 1982 stark gesunken. Zugleich ist
auch die Anzahl der Personen je Wohnung und je Raum in dieser Zeitspanne erheblich
zurückgegangen.

Jeder Person stand 1982 eine durchschninliche Wohnfläche von 33,2 euadratmetern zur
Verfügung, gegenüber 26,4 Ouadratmetern im Jahr 1972. Dabei ergaben sich 1992 in

Tab.4: Belegung der Wohnungen 1950 bis 1982

Haushalle bzw. Personen Belegungsziffern

19501 19561 1960 1968 1972 ßa2

Haushalte je Wohnung
Personen je Wohnung
Personen je Baum

1,5
4,7
1,2

1,2
3,6
0,9

1 ,'l

0,7

't,0

0,6

1,3
3,7
1,0

1,1

0,7

1 Ohne Saar and.



bezug aul die Haushaltsgröße erhebliche Unterschiede. Die Wohnungen von Einperso-
nenhaushalten hatten im Durchschnitt€ine Fläche von 59 Quadratmetern, beiZweiperso-
nenhaushalten waren es 79 Quadratmeter (39 Quadratmeter pro Person), bei Dreiperso-
nenhaushalten 93 Quadratmeter (31 Quadratmeter pro Person), b€i Vierpersonenhaus-
halten 104 Quadratmeter (26 QuadratmBter pro Person)und beifünf und mehr Haushalts-
mitgliedern 118 Quadratmeter (weniger als 24 Quadratmeter pro Person).

Die Haushalte mit fünf und m€hr Personen hatten also deutlich weniger Wohnraum je
Person zur Verfügung als die kleineren Haushalte mit bis zu vier Personen. lmmerhin
mußten sich sogar 16% der Haushalte mitfünfodermehr Haushaltsmitgliedern (36% der
Hauptmieter, 5% der Eigentümer) mit weniger als 80 Quadratmeter Fläche bescheiden.

Von beengten Wohnverhältnissen waren vor allem Haushalte mit Kindern bekoffen.
lhnen standen im Durchschnitt nur26 Quadratmeterie Haushaltsmitglied zur Verfügung,
gegenüber 42 Quadratmetern je Person in kinderlosen Haushalten. Besonders eng ging
es in Wohnungen kinderreicher Familien zu. Wenn vier oder mehr Kinder in einem
Haushalt lebten, verfügte jedes Haushaltsmitglied durchschnittlich nur über 17 Quadrat-
meter Wohnraum.

Haushalte ausländischer Familien lebten in der Regelin wesentlich beengteren Wohnver-
hältnissen als deutsche Familien. Zudem waren die Gebäude, in denen sie wohnten, in
der Regel älter und schlechter ausgestatlet. So hatte 1982 z.B. etwa jeder sechste
ausländische Haushalt keinWC innerhalb der Wohneinheit. Allerdings zahlten auch mehr

Tab.5: Haushalte mit Kindernl und bewohnte Fläche 1982

Haus-
halte

insgesamt

Davon in Wohneinheiten mit einer Fläche
von...bisunter..,m2 fläche je

Person
unlor

40
120

40-80 80-100 100-120 u. mehr

1 000 %

Haushalte insgesamt

lvlit Kindern
1 Kind
2 Kindet
3 Kinder
4 Kinder u. mehr

Ohne Kinder

23 213

7 530
3 921
2 670

700
239

15 683

7 47 19 't1

17
16
19
18
15

I

34

26
29
25
21
17

16

2A

39
39

10

30
36
25
20
24

55

24
24
24
22
21

17 4210
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als die Hältte der ausländischen Haushalte weniger als 15 % ihres Nettoeinkommens für
Miete.

Bei Vergleichen ist zu berücksichtigen, daß die Wohnansprüche ausländischer und
deutscher Haushalte nicht ohne weiteres gleichgesetzt werden können. Häulig spielt die
Qualität der wohnungsmäßigen Unterbringung bei Ausländern nur eine untergeordnete
Rolle, da versucht wird, Verbrauchsausgaben möglichst niedrig zu halten, um mehr Geld
für die Rückkehr in die Heimat ansparen zu können. Außerdem sind Vorstellungen und
Ansprüche in bezug aul Größe, Raumzahl und Ausstattung der Wohnung vielfach von
den Verhällnissen in den Heimatländern geprägt.

Die Wohnungsprobleme älterer lvlenschen sind anders gelagert. Sie verfügen, bedingt
durch die geringe Zahl der Haushallsmitglieder, zwar über relativ viel Wohnraum (im
Durchschnitt 41 Ouadratmeter je Haushaltsmitglied eines ,,älteren Haushalts"), ihre
Wohnungen sind jedoch eher weniger gut ausgestattet als die der übrigen Haushalte. So
hatten 1982 6,4 % der Mieterhaushalte mit einem Haushaltsvorstand über 65 Jahre kein
WC in der Wohnung, 13,7 % hatten kein Bad. (Beiden Mieterhaushalten insgesamt lagen
die entsprechenden Anteile bei 5,8% und 8,8%.) Darüber hinaus ist die Mietbelastung
bei den älteren Haushalten relativ hoch. 1982 mußten 25,7 % dieser Haushalte mehr als
ein Viertelihres Einkommens für Mieteverwenden (beiden Übrigen Haushallen waren es
20,3%1.

Eine Momentaufnahme der Wohnsituation, wiesie der l\rikrozensus liefert, wird manchen
unbefriedigt lassen. So erfaßl sie z. B. nicht die Wünsche hinsichtlich einer Veränderung
im Wohnbereich und den damit verbundenen weileren Bedarf an Wohnungen. Wie viele
junge Menschen bei den Eltern wohnen, aber lieber einen eigenen Hausstand gründen
würden. wer von der Stadt aufs Land, vom Hochhaus ins Einfamilienhaus, von der
modernen Wohnsiedlung in den Altbau oder von der größeren in die kleinere Wohnung
ziehen möchte - all diese Fragen werden nicht beantwortet. (Vgl. zusätzlich Teil ll,
Kap.6.)

5.4 Wohnungsbautätigkeit
Obwohl rein rechnerisch aul ieden Haushalt eine Wohnung entfällt, ist nach wie vor eine
weitere Neubautätigkeit erforderlich. Dies hat vor allem folgende Gründe:

1. wächsl die Zahl der Haushalte weiter, z. B. durch Verkleinerung der deutschen
Haushalte.

2. werden Jahr für Jahr Wohnungen durch Abriß, Brand oder Nutzungsänderung
vernichtet (1986 rund 15000 Wohnungen),

3. bestehen regionale Unterschiede in der Wohnungsversorgung, sodaRvorallem in
den Ballungsgebieten das Wohnungsangebol nicht der Nachfrage entspricht, und

4. verfügen einige Bevölkerungsgruppen - wie in den vorangegangenen Abschnitten
erläutert - nicht über bedarfsgerechten Wohnraum.
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Abb. 4: Genehmigle und fertiggestellte Wohnungen
in Wohn- und Nichtwohngebäuden
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Zur Förderung der Wohnungsbautätigkejt hat der Staat vielfältige Hilfen geschatfen. Sie
reichen von Steuerermäßigungen für Bauherren über die Begünstigung des Bausparens
(2. B. durch Zahlung von Wohnungsbauprämien) bis zum sogenannten sozialen Woh-
nungsbau, bei dem der Bau von Wohnungen mit ötfenllichen linanziellen Zuwendungen
(Darlehen, Zuschüsse usw.) direkt unterstützt wird. Damit verbunden ist eine l\,lietpreis-
bzw. Belastungsbegrenzung sowie die Koppelung an bestimmte Einkommenshöchst-
grenzen der Wohnungsinhaber.

Während in den fünfziger und zum Teilauch noch in den sechzigerJahren etwadie Hälfte
der ferliggeslellten Wohnungen mit öffentlichen Mitteln gefördert wurde, waren es in den
siebziger Jahren nur noch etwa ein Drittel bis ein Viertel.

Von den fertiggestellten Wohnungen waren 1986 rund 35% Einfamilienhäuser, rn

Gebäuden mit zwei und drei Wohnungen waren es 30 %, 14 % der errichteten Wohnun-
gen entfielen aufgroße Mehrlamilienhäuser mit mehrals zwöltWohnungen. 1972 spielten

Baugenehm rqungen

tBaufertigste llungen
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Die Zahl der genehmigten und fertiggestellten Wohnungen in Wohn- und Nichtwohnge-
bäuden blieb nach einer Belebung der Wohnungsbautätigkeit Anfang der lünfziger Jahre
bis etwa Mitte der sechziger Jahre relativ konstant; in dieser Zeit wurden jährlich 500 000
bis 600000 Wohnungen fertiggestellt. 1970 bis 1972 gab es einen starken Anstieg der
Wohnungsbau-Genehmigungen auf rund 769000 im Jahr 1972, denen mit zeitlicher
Verzögerung die Fertigslellungen lolgten, wobeijedoch nicht alle genehmigten Bauvor-
haben realisiert wurden. Ab 1973 war ein slarker Rückgang im Wohnungsbau zu
verzeichnen, der sich bis 1984 auf einem Niveau von etwa 350000 bis 400000
genehmigten und fertiggestellten Einheiten pro Jahr einpendelte. 1985 fiel die Zahl der
fertiggestellten Wohnungen auf rund 312 000 und erreichle 1986 mit rund 252000 das
bisher niedrigste Ergebnis seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland.
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Tab. 6: Fertiggestellte und im sozialen Wohnungsbau
geförderte Wohnungen 1950 bis 1986

Jahr Wohnungen

fertiggestellt im sozialen wohnungsbau
gefördert

1950
1955
1950
'1965

1970
1975
1980
1981
1982
1983
1984
1985
1986

568
574
591
478
436
388
365
347
340
398

251

900
400
400
900
100
800
900
500
000
600
600
100
900

319
341
326
209
165
154
97
92
98

104
79
69

400
400
700
300
100
000
200
900
900
100
400
000

die großen Mehrfamilienhäuser eine wesentlich bedeutendere Rolle im Wohnungsbau.
Damals lagen 55% der lertiggestellten Wohnungen in Gebäuden mit mehr als zwölf
Wohnungen, während nur 10% der Wohnungen Einlamilienhäuser waren.

Ein- und Zweifamilienhäuser werden im wesentlichen von privaten Bauherren errichtet.
1986 waren bei 81 % der fertiggestellten Wohnungen private Haushalte die Bauherren.
Mehrfamilienhäuser werden dagegen im wesentlichen von Wohnungsunternehmen und
sonstigen Bauherren, z. B. Versicherungsunternehmen, errichtet.

Für die Entwicklung der Wohnungsbautätigkeil sind neben dem Zinsniveau und der
Entwicklung der Grundstückspreise die Baukosten von besonderer Bedeutung (siehe
auch 16.5).

Um einen Ouadratmeter Wohnfläche zu errichten, mußten 1986 1960 DM aufgewendet
werden, 1970 waren es 695 DM, '1960 386 Dir. Diese Beträge umfassen nur die reinen
Baukosten, nichtdagegen die Grundstückskosten u. a. (zu den Grundstückskosten siehe
16.5). Je Wohnung waren 1986 durchschnittlich 183900 DM autzubringen, wobei sich
hinter dieser Zahl eine Bandbreite von 249200 DM für ein Einfamilienhaus konventionel-
ler Bauart bis 130400 DM für eine Wohnung in einem im Fedigteilbau errichteten
Mehrf amilienhaus verbirgt.



Abb. 5: Wohnungen in fertiggestellten Wohngebäuden
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6 Freizeit und Kultur

6.1 Auf dem Weg zur Freizeitgesellschaft?
Die gesellschattlichen Verhältnisse in der Bundesrepublik Deutschland werden oft mit

den unterschiedlichsten Schlagworten beschrieben. Man sprichtvon der Leistungsgesell-
schaft, der Konsumgesellschafl, aber auch der Freizeitgesellschaft, und stellt damit - ie
nach lntention - verschiedene Aspekte in den Vordergrund. Daß zwei so gegensätzliche
Begriffe wie Freizeil- und Leistungsgesellschaft überhaupt nebeneinander beslehen
können, liegt daran, daß heutzutage Arbeitswelt und Privatleben zeitlich und räumlich
weitgehend voneinander getrennt sind.

Zu Aspekten der Freizeitgesellschaft gibt es leider kein geschlossenes lndikatorensy-
stem. Während Leistung - mit Einschränkungen-gemessen werden kann, giltdies lür die
Freizeitgestaltung nur unter Vorbehalt. Das ist vor allem durch inhaltliche Abgrenzungs-
schwierigkeiten bedingt. Die Frage, was alles zur Freizeit gehört, werden verschiedene
Personen unterschiedlich beantworten, zumal die Übergänge zwischen Arbeit und
Freizeit fließend sind. Gilt z. B. die Essenszubereitung lür einen Hobbykoch als beliebte
Freizeitgestaltung, gehört sie für eine Hausfrau eher zur täglichen Pflicht Wegen dieser
delinitorischen Schwierigkeiten gibtes keine gesicherten statistischen Angaben Überdas
AusmaßderFreizeit. Hilfsweise könnenabereinigemeßbareTatbeständeherangezogen
werden, wie Arbeitszeiten, Urlaubstage, Ausgaben für Freizeitgüter usw., die darauf
hindeuten, daß der Teilbereich der Freizeit an Bedeulung ge\a/onnen hat (vgl. auch Teil ll,
Kap. 9.1).

6.2 Arbeitszeit und Urlaubstage
Die durchschnittlich geleistete Arbeitszeit ist in den vergangenen 15 Jahren ständig
zurückgegangen. Damit hat sich der Spielraum für Freizeataktivitäten vergrÖßert Leistete
ein EMerbstätiger 1972 durchschnittlich 42 Wochenstunden, waren es 1985 nur noch 40
Stunden. 1985 gab es immerhin noch 4,3 Mill. Erwerbstätige (16,1 %), die normalerweise
42 Stunden oder mehr in der Woche an ihrem Arbeitsplatz verbrachten Andererseits
hatten 7,5 % eine Wochenarbeitszeit von wenigerals 21 Stunden Die TarilabschlÜsse zu

Beginn der achtziger Jahre brachten vielen Erwerbstätigen zusätzliche Urlaubstage ein.
Nach dem Bundesurlaubsgesetz steht jedem Arbeitnehmer ein l\rindesturlaub von 18

Werktagen (3 Wochen) zu. ln den Tarituerträgen sind jedoch zumeist weit längere Zeiten
vereinbart. So erhielten bereits Ende 1986 65% aller von Tarifverträgen erfaßten
Arbeitnehmer sechs Wochen Urlaub im Jahr. Zwischen 1960 und 1986 ist die tarifliche
Urlaubsdauer im Durchschnitt aller Arbeitnehmer um etwa 17 aul29 Tage angestiegen.
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Tab. 1 : Tariflich vereinbarte Urlaubsdauer

Wochen Betrotfene Arbeitnehmer
(in % aller von Tarituerträgen

erf aßten Arbeitnehmer)
Ende 1980 Ende 1986

3 bis unter 4
4 bis unter 5
5 bis unter 6
6

5
22
69
4

1

5
29
65

Ouele: BLrndgsm n slerilm Iür Albeil

6.3 Ausgaben für Freizeit und Kultur

6.3.1 Ausgaben der privaten Haushalte
ln zunehmendem Maße lassen sich die Bundesbürger ihre Freizeitaktivitäten celd
kosten. Beliefen sich die Ausgaben lür Freizeitgüter und Urlaub bei einem Vierpersonen-
Arbeitnehmerhaushalt mit mittlerem Einkommen 1965 monatlich auf94 D[r, gab er 1985
für denselben Zweck schon rund 465 DIV aus. Das entspricht einer Steigerung um 394 %.

Tab. 2: Aufwendungen von Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalten
mit mittlerem Einkommen für Freizeitgüter
je Haushalt und lronat im Jahr 1985

Gegenstand der Nachweisung %

Aufwendungen für Freizeitgüter insgesamt

davon entfielen auf
Urlaub
Bücher, Broschüren, Zeitungen, Zeitschriften
Rundfunk, Fernsehen u. ä. einschließlich Gebühren
Kraltfah rzeug
Sport und Camping
Gartenpflege und Tierhaltung
Spielen und Spielzeug
Besuch von Bildungs- u. Unterhaltungsstätten
Fotogratieren, Filmen
Sonstiger Freizeitbedarf

464,52 100

130,40
44,43
57,82
75,25
31,58
35,04
21,85
10,96
7,87

49,32

24,1
9,6

12,4
16,2
6,8
7,5
4,7
2,4
1,7

10,6

DM
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lm Vergleich dazu erhöhten sich die Gesamtausgaben lür den privaten Verbrauch
zwischen 1965 und 1985 lediglich um 225 %. Der Anteil für Freizeitgüter und Urlaub an
den gesamten privaten Verbrauchsausgaben von Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushal-
ten mit mittlerem Einkommen stieg dementsprechend von 10,7ok im Jahr 1965 auf
16,2% im Jahr 1985.

Je nach Haushaltstyp fließt etwaein Viertelbis ein Dritteldes Freizeitbudgets allein in die
Urlaubskasse. Weitere wichtige Ausgabeposten sind das Krattfahrzeug, Fernsehen und
Rundfunk.

6.3.2 Ausgaben der öffentlichen Haushaltel
Auch die ötfentlichen Haushalte wenden mehr Geld für den Freizeitbereich auf. So
erhöhten sich beispielsweise die Ausgaben für Sport und Erholung zwischen 1970 und
1985 von rund 2,1 Mrd. D[, auf rund 7,0 lrrd. DLil, also um 233 7o. Anteilsmäßig sind dies
unverändert etwa 1 % der gesamten öffentlichen Haushalte.

Von den rund 7,0 l\,lrd. Dlll für Sporl und Erholung wurden 2,1 Mrd. DM für Park- und
Gartenanlagen verwendet, 1,8 l\rrd. Di, für Badeanstalten, 1,9 Mrd. DM für Spodstätten
und 0,9 Mrd. DlVl lür die Förderung des Sports.

Außerdem gab die ötfentliche Hand 1985 ungefähr 6,3 Mrd. DM für kulturelle Angelegen-
heiten aus. i/it 3,1 l\rrd. DM entfiel etwa die Hältte auf Theater und lrusik, weitere 1 ,0 Mrd.
DM wurden für iruseen, Sammlungen und Ausstellungen aufgewendet und 0,3 irrd. DM
für Denkmalschutz und Denkmalpflege.

6.4 Unterhaltung und Kultur
Unterhallung und Kultur bieten ein breites Angebot von Freizeitaktivitäten. Eine Trennung
der beiden Aspekte ist kaum möqlich, weil kulturelle Einrichtungen - zu denen neben
Theatern und Museen u. a. auch Presse. Hörfunk und Fernsehen rechnen - meist auch
zur Unterhaltung beitragen. ln diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, inwieweitdie
Massenkommunikationsmittel bereits die traditionellen Kultureinrichtungen verdrängt
haben.

6.4.1 Theater
ln der Spielzeit 1985/86 gab es in 74 Gemeinden 85 Theaterunternehmen mit 282
Spielstätten und insgesamt 155000 Plätzen. Bezogen auf die Bevölkerungszahl dieser
Gemeinden entspricht das einem Platzangebot von 7,9 je 1000 Einwohner. Die insge-
samt rund 33000 Autführungen verzeichneten 16,5 lvlill. Besuche., also durchschnittiich
rund 500 ie Veranstallung. Damit wurden 86% des Platzangebots genutzt. Gut zwei

1 1 985 vorläulige Ergebnisse.
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Drittel der Karten wurden über das Abonnentensystem und Besucherorganisationen
abgesetzt.

Mit 6 Mill. Zuschauern lagen Opern und Ballette hinsichtlich der Besucherzahlen an der
Spitze. Es folgten Schauspiele mit 5,8 lilill., Operetten und lilusicals mit 2,4 Mill.
Besuchern. Kinder- und Jugendstücke sahen sich 1,6lrill. Personen an. Fürdie Konzerte
der Theaterorchester interessierten sich 0,6 lrill. Zuhörer.

ln den letzten zwei Jahrzehnten, insbesondere zwischen 1965 und 1972, haben die
Thealer otfensichtlich an Attraktivität verloren. Verzeichneten sie in der Spielzeit 1964/65
noch 20,4 Mill. Zuschauer, waren es 1972173 - bei nahezu gleichbleibender Veranstal-
tungszahl - nur noch 17,2 Mill. Seither ist die Besucherzahl nur noch geringtügig
zurückgegangen.

Der Personalbestand der Bühnen hat sich in den letzten zwanzig Jahren stark erhöhl.
Während die Theater 1959/60 etwa 17000 Personen ständig beschäftigten, waren
1984/85 bereits 11 400 Künstler und 15160 sonstiges Personalauf den ,,Bretlern, die die
Welt bedeuten", tätig.

Die öffentlichen Theater erhalten zur Deckung ihrer laufenden Kosten seit jeher
Zuschüsse - insbesondere von Ländern und Städien. Der Anleil der Ausgaben, den sie
aus eigenen Einnahmen, also im wesentlichen aus dem Kartenverkauf, finanzieren
können, wird immer geringer. Machten die eigenen Betriebseinnahmen 196910 26 %
aus, betrug das Einspielergebnis 1985/86 nur noch 16,8%. ln der Spielzeit 1985/86 lag
der Zuschuß je Besucher im Durchschnitt bei 95 DM.

Abb. 1: Theaterbesucher 1985/86
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6.4.2 Kino
1983 gab es in der Bundesrepublik 1155 Filmtheaterunternehmen mit insgesamt 3192
Spielstellen (akluellere Angaben liegen zur Zeit nichi vo0. ln ieder liefen im Durchschnitt
985 Vorstellungen. Durchschnittlich konnte jede Spielstelle bei einer Kapazität von 203
Sitzplätzen lediglich 36 Eintrittskarlen je Vorstellung verkaulen. Sowurde nurknappieder
sechste Platz genutzt.

Das Vordringen des Fernsehens hat die frühere Belieblheit des Kinos ottensichtlich stark
geminderl. Die höchsten Besucherzahlen hatten die Filmtheater in den Jahren 1954 bis
1958 mit jährlich mehr als 700 Millionen; das waren rechnerisch 14 bis 15 Besuche je
Einwohner im Jahr. ln den darauffolgenden Jahren bis 1976 ging der Kinobesuch
kontinuierlich zurück. 1976 wurden nur noch rund 115 Mill. Besuche gezählt. Gleichzeitig
sank dje Zahl der Filmtheater zwischen 1959 und 1976 auf weniger als die Hä|fte. Von
1977 bis 1980 registrierten die Kinobesitzer vorübergehend steigende Besucherzahlen,
die seil 198'1 wieder zurückgehen.

Abb. 2: Kinobesuch
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6.4.3 Museen
Einen bedeulenden Faktor im kulturellen Leben stellen die 1640 Museen und ähnliche
Einrichtungen unterschiedlicher Fachgebiete und Trägerschatten dar, die 1985 insge-
samt 61 Mill. Besucher autwiesen. Damit ist das lnteresse an den Sammlungen in den
letzten 20 Jahren stark angestiegen. Den größten Zuspruch landen 1985 die Heimatmu-
seen mit 13 lrill. Besuchern, gefolgt von den Kunstmuseen mit 12 Mill. Besuchern.

138



6.4.4 Fernsehen und Hörfunk
lnzwischen gibt es kaum noch Haushalte, die nicht Über HÖrfunk- und Fernsehgeräte
verfügen. Ende 1985 standen in bundesdeutschen Wohnstuben 24,5 l\rill. angemeldete
Hörfunk- und 22,7 Mill. Fernsehempfänger.

lm Hörfunkprogramm nahmen 1985 Musiksendungen mit 58% der Sendezeit den
breitesten Raum ein. Der Werbefunk beanspruchte et\ivas mehr als 1 % der Sendestun-
den;die übrige Zeit entfiel auf Wonbeiträge. Am ausführlichsten wurde das Thema Politik
behandelt. Die dritten Programme der Rundfunkanstalten widmeten mil 14% einen
großen Teil der Zeit den Gastarbeitersendungen; Radio Bremen skahlte im dritten
Programm sogar zu 35% Ausländerprogramme aus.

Für das Fernsehprogramm liefert das Zweile Deutsche Fernsehen eine Aufgliederung
nach Programmbereichen. Hier überwogen 1986 Filme, Fernseh- und Dokumentarspiele
(20,7 % det Sendezeit), gefolgl von Unterhaltung, Theater, l\,lusik (10,8%) sowie
aktuellen Beikägen (1 0,3 %).

Abb.3: Hörfunk 1985 (alle Programme)
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Abb. 4: Fernsehprogramm 1986 (Zweites Deutsches Fernsehen)
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6.4.5 Zeitungen und Zeitschriften
Zeitungen und Zeitschritten sind neben Fernsehen und Rundfunk die wichtigsten Träger
der öffentlichen Meinungsbildung; mit ihrer Lektürewird ein beträchtlicher Teilder Freizeit
verbracht. Ende 1985 erschienen in der Bundesrepublik Deutschland 1253 Zeitungen
(357 Haupl- und 896 Nebenausgaben) mit einer durchschnittlichen Verkaulsauflage von
25,5 Mill. Exemplaren je Erscheinungstag. 58 o/. der Auflagen wurden im Abonnement
und 42yo tm Einzelverkauf vertrieben.

Die Zeitungsverlage finanzieren sich überwiegend aus dem Anzeigengeschätt. Zwei
Oritteldes Zeitungsumsatzes, der 1985 eine Höhe von 10,4 Mrd. DM erreichte, kamen
aus dieser Einnahmequelle. Nur ein Drittel entfiel auf Vertriebserlöse. Die ,, Durchschnitts-
zeitung" umfaßte im Laufe des Jahres 1985 rund 7700 Seiten, und zwar 62% mit
redaktionellen Beikägen und 38% mit Anzeigen. Ein Antoil von allein 32,410 det
gesamlen Verkaufsauflage entfiel 1985 auf die Hauptausgaben der drei größten Zei-
tungen.

1985 wurden in der Bundesrepublik Deutschland 6 893 Zeitschriften herausgegeben. Die
Gesamtauflage je Erscheinungstag bekug im vierten Ouartal 1985 268 lrill. Exemplare,
von denen 90 Mill. im Abonnemenl,60 lrill. im Einzelverkauf und 118 Mill. durch

4 761
Stunden
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Abb. 5: Zeitschriflen 1985 nach Arten
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unentgeltliche Verteilung ihre Leser erreichten. Der Zeitschriftenumsatz in Höhevon 10,3
lrrd. DM wurde annähernd zur Hälfte aus dem Vertrieb und aus Anzeigen erzielt.

Den höchsten Anteil an der Auflage hatten die Publikumszeitschriften mit über 104 Mill.
Exemplaren, unter diesen wiederum die lllustrierten, iragazine, Programmzeitschrilten
und dieZeitschriften für Frauen, Familie und Wohnen milzusammen 64 Mill. Exemplaren.
Die nach der Zahlder Titelweitaus größte Gruppe bildeten die Fachzeitschriflen. ln 2954
Publikationen aus den verschiedensten Gebieten und mit einer Gesamtauflage von mehr
als 50 irill. Exemplaren wurden Ergebnisse wissenschattlicher Arbeiten und lachliche
lnformationen vsrbreitet. ln großerZahl, aber mit nur geringer Auflage, erschienen Blätter
mit Mitteilungen von Gemeindeverwaltungen, mit Orts- und Vereinsnachrichten, aber
auch Anzeigen für Gemeinden und Gemeindeteile. Eine beachtliche Verbreitung hatten
ferner die Anzeigenblätter. Hier wurden 836 Titel erlaßt, die in 1 395 Ausgaben mit einer
Auflage von über 48 Mill. Exemplaren ie Erscheinungstag zum überwiegenden Teil
unentgeltlich verteilt wurden.

Aus der Vielseitigkeil des Angebots und der Verschiedenartigkeit der Leserkreise ergibt
sich, daß viele Zeitschriften in nur geringer Auflage herauskommen. Jede zweite Zeit-
schrift blieb unter 5000 Exemplaren je Erscheinungstag und neun von zehn Zeitschriften
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Tab. 3: Konzentrationsraten der Zeitungen (Hauptausgaben)

Berichtsjahr Verkaufsauflage Anzahl
der

Zeitungen1 000
Stück

Anteil der . . . größten Zeitungen in %

3 6 10 25 50

1975
1980
1985

22 702
25 103
25 439

30,1
31,9
32,4

34,6
36,2
36,9

54,8
55,3
55,9

368
357

Tab. 4: Konzentrationsraten der Zeitschriften
im vierten Quartal 1985

Art der Auflage Auflage
(1000
Stück)

Anzahl
der

Zeitschriften

Anteil der größten Zeitschritten
in o/"

36102550
Auflage insgesamt
Verkautte Auflage 149 903

I,O 12,3
. 16,9

15,8
23,2

25,9
30,6

36,8
40,3

6 893
6 893

erreichlen nichl die lrarke von 50000. Am oberen Ende der Auflagenskala befanden sich
92 Zeitschritten (1,3 % aller Titel) mit Auflagen von einer halben l\rillion und mehr. Sie
vereinigten mit 127 Mill. Exemplaren fastdie Hälfle dergesamten Zeilschriftenauflage auf
sich.

6.4.6 Bücher und Bibliotheken
Auch bei veränderten lnformationsmöglichkeiten und -gewohnheiten haben Bücher ihre
Bedeutung als Quelle des Wissens und der Unterhaltung behauptet. Hiervon zeugt die
hohe, wenn auch zu Beginn der achlziger Jahre leicht sinkende Zahl der aufgelegten
Buchtitel. 1985 wurden in der Bundesrepublik Deutschland 45000 Erst- und 12623
Neuauflagen gezählt, gegenüber'17639 bzw.4885 im Jahr 1960. Seither hat sich die
Produktion von Erstauflagen um 155% erhöht.

Nach Sachgebieten gegliedert entfiel 1985 der weitaus größte Teil der Buchtitel auf
schöne Literatur (15,5%). Es lolgten Wirtschafls- und Sozialwissenschaften, Statistik
(10,1 %), Technik, lndustrie, Gewerbe (6,6%) sowie Karten, Kartenwerke (5,5%).
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Tab. 5: Buchproduktion 1985

Sachoebiel Erst- und
Neuauflagen

Anteil
in%

Schöne Literatur
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. Statislik
Technik, lndustrie, Gewerbe
Karten, Kartenwerke
Bildende Kunst, Kunstgewerbe
Recht, Verwaltung
Medizin
Religion, Theologie
Geschichle, Kulturgeschichte, Volkskunde
Naturwissenschaften
Erd- und Völkerkunde, Reisen
Philosophie, Psychologie
Sprach- und Literaturwissenschatt
Land- und Forstwirtschaft, Hauswirtschaft
Jugendschriflen
Mathematik
Erziehung, Unterricht, Jugendpflege
Polilik. Wehrwesen
Musik, Tanz, Thealer, Film, Rundfunk
Schulbücher
Allgemeines, Buch und Schritt, Hochschulen
Verkehr
Iurnen, Sport, Spiele
Kalender und Almanache
Verschiedenes

I 906
5 808
3 812
3 199
2 999
2917
2 854
2773
2 302
2 251
2 250
2 237
2 229
2 145
2 076
1 783
1 683
1 225
1217

755
637
608
593
336

2A

15,5
10,1
6,6
5,5
5,2
5,1
4,9
4,8
4,0
3,9
3,9
3,9
3,9

3,6
3,1

2,1
2,'l
1,3
1,1

1,1

1,0
0,6
0,1

lnsgesaml s7 623 100

DerZugang zur Literaturwird durch den Ausbau des Bibliothekswesens erleichtert. 1985
gab es im Bundesgebiet insgesamt 19614 Bibliotheken, darunter 3209 im Hochschulbe-
reich. 36 Bibliotheken hatten einen Bestand von jeweils mehr als 1l\rill. Bänden. Die
meisten Bibliotheken standen 1985 in der Trägerschaft von Kirchen (8125), Kreisen und
Gemeinden (5759) sowie der Ländet (37771.
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6.5 Urlaubsreisen
Ferienzeit ist R€isezeit. Das gilt für viele Bundesbürger, die ihren Urlaub außerhalb der
..eigenen vier Wände" verbringen wollen.

Die Reiselust der Bundesbürger kommt vor allem dem Ausland zugute, wohin 1984/85
62,4 % aller Urlaubs- und Erholungsreisen lührten. ln nur36 % der Fällewurde der Urlaub
in der Bundesrepublik Deutschland verlebt, lediglich 1,6 % der Urlaubs- und Erholungs-
reisen (ohne kürzere Besuchsreisen zu Verwandten und Freunden) führten in die DDR
oder nach Berlin (Ost). Der Anteil der Auslandsreisen hat sich ständig erhÖht.

Beliebtestes Reiseland der Bundesbürger ist Österreich. Hierhin führten 1984/8512,5%
aller Reisen. Als weitere bevorzugte Ziele lolgten llalien (11,4%), Spanien (8,9%),
Jugoslawien (5,5%), Frankreich (4,3%) und die Schweiz (2,6%).32% aller Reisen
gingen über die Grenzen Europas hinaus.

66% der lnlandsreisen dauern bis zu zweiWochen, weitere 24% bis zu dreiWochen, I %
drei bis vier Wochen und knapp 3 % noch länger.

B€vorzugtes Reiseverkehrsmitlel isl der Personenkrattwagen, mit dem 1984/85 rund
67% aller Urlaubsfahrten unlernommen wurden; es lolgten das Flugzeug 114%), die
Eisenbahn (1'l %) und der Reisebus (8 %);auf sonstige Verkehrsmittel entfielen rund 1 %
der Urlaubsreisen.

Reisen
Zeiltaum

lnlandsreisen Auslandsreisen

%

1969'
1972
1977'
1979'z
19792
1980'
1981'?
19843

60,3
46,3
44,1

42,3
41,1
41,1
37,6

39,7
53,7
55,9
57,8
57,7
58,9
58,9
62,4

1 Oktob€r des Vorjahres b s Sepl€mber
2 april bis Mär2 d€s iolg€nd€n Jahres.
3 Mai bis Apil d€s lorgenden Jahrcs.
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Abb. 6: Urlaubsziele der Bundesbürge|1984/85
in Prozent aller Reisen
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32% aller lnlandsreisen wurden 1984/85 in den ,,klassischen" Beherbergungsquartieren
(Hotels, Gasthöfe, Fremdenheime und Pensionen) verbracht. 21 % führten in Privatquar-
tiere ohne Entgelt, was in etwa dem Anteil an VeMandlen- und Bekanntenbesuchen
entspricht. Steigender Beliebtheit erlreuen sich Ferienhäuser, Bungalows und Appane-
ments (16 %). Dies dürfte darauf zurückzuführen sein, daß diese Unterkunllsformen vor
allem für den Familienurlaub nicht nur eine vergleichsweise größere Gestaltungsfreiheit,
sondern auch Ersparnismöglichkeiten bieten.

Auch die traditionsreichen Jugendherbergen stehen nach wie vor hoch im Kurs. 1984
zählle das Deutsche Jugendherbergswerk in den insgesamt 564 Jugendherbergen des
Bundesgebiets 9,1 Mill. Übernachtungen, darunter gut die Hältte von Schulklassen bzw.
Hochschulgruppen. Knapp 'l Mill. Übernachtungen entfielen auf jugendliche Einzelwan-
derer und Studenten.
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29 Tage und mehr
2,9%
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23,8%

Abb.8: Urlaubs- und Erholungsreisen 1984/85 im lnland
nach Unterkunttsarten
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6.6 Sport und Musizieren
l\rit Sport und Musik verbringen die Bundesbürger einen großen Teil ihrer Freizeit - wenn
auch überwiegend nur passiv. Über die Zahl der Besucher von Sportveranstaltungen im
Bundesgebiet liegen keine gesicherten Ergebnisse vor, und auch über die Millionen von
Fernsehzuschauern, die auf diese Weise wichtige Sportereignisse miterleben, lassen
sich keine genauen Angaben machen. Zahlen über aktiv Sporttreibende liegen nur
insoweit vor, als sie in Sportvereinen organisiert sind.

Tab. 7: Die zehn mitgliederstärksten Sportverbände 1986

Spitzenverband Mitglieder
1 000

Darunter männlich
1 000

Fußball
Turnen
Tennis
Schützen
Leichtathletik
Handball
Tischtennis
Skisport
Schwimmen
Reiten

4 733
3 568
1 814
1 260

797
777
686
667
554
511

4 282
1 140
1 029
1021

440
522
509
388
283
214

Die Sportvereine verdanken der Trimm-Dich-Welle und dem in den letzten Jahren
gewachsenen Gesundheitsbewußtsein wachsenden Zulauf. Zwischen 1970 und 1986
hat sich die Zahl der iritglieder des Deutschen Sportbundes von 8,3 Mill. auf 17,1 Mill.
erhöht. lm qleichen Zeitraum stieg die Zahl der Vereine von 39201 auf 62930.

Der Vereinssport findet mehr Anhänger unter l\rännern als unter Frauen. Von den
Mitgliedern des Deutschen Sportbundes im Jahr 1986 waren etwa zwei Drittel männlich.
Groß ist das lnteresse der Jugendlichen an den Sportvereinen. So sind von den
i/itqliedern 19% jünger als 15 Jahre und 37 o/. unlet 22 Jahten.

Gemessen an den lritgliederzahlen rangiertder Fußballunter den Sportarten mil Abstand
an der Spitze der Beliebtheitsskala. Mit 4,3 Mill. männlichen und 0,4 Mill. weiblichen
iritgliedern stellen die Fußballvereine ,und 25y" allet Beitragszahler des Deutschen
Sportbundes. Es folgen die Turnvereine mit 3,6 lvill. Mitgliedern. Turnen gehört neben
dem Tanzsport und Reiten zu denwenigen Sportaden, beidenen Frauen inden Vereinen
zahlenmäßig dominieren. Unter den übrigen Sportverbänden übersteigt nur noch die
l\ritgliedschaft in Tennis- und Schützenvereinen die Millionengrenze.
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Über das aktive l\,/tusikleben in der Bundesrepublik Deutschland gibl es nur wenige
statistische Ergebnisse. Einige Angaben liefert der Deutsche Sängerbund. Er hatte 1986
1 ,7 Mill. Mitglieder, davon allerdings nur 653 000 singende und mehr als 1 Mill. fördernde.
lnsgesamt gab es '1986 einschließlich der Kinder- und Jugendchöre 18974 Bundeschöre,
darunler 9535 reine Männer- und 1761 reine Frauenchöre.

148



7 Gesellschaftliche Mitwirkung

7.1 Einführung
Um ein Bild von dem gesellschattlichen Zusammenleben in der Bundesrepublik Deutsch-
land zu entwerfen, ist es von besonderem lnleresse, inwieweit die Bürger ihre verfas-
sungsmäßig garantierten Mitwirkungsmöglichkeiten nutzen und damit das politische,
wirtschaftliche und kullurelle Leben gestalten. Hier kann die amtliche Statistik aufgrund
der Komplexität der sozialen Aktivitäten nur einige Anhallspunkte liefern. So vermittelt
z. B. die Wahlstatistik einen Eindruckvon dem politischen Engagement der Staatsbürger,
aus der zahl der Gewerkschaftsmitglieder läßt sich der Organisationsgrad der abhängr-
gen En/erbstätigen ermitleln, die Zahl der Teilnehmer an Gottesdiensten gibt gewisse
Aufschlüsse über die religiösen Bindungen usw.

Es ist aber otfensichtlich, daß die Statistik in diesen Bereichen sehr schnell an ihre
Grenzen stößt. Die nur lückenhatt vorhandenen statistischen lnformationen über die
Tsilnahme am gesellschattlichen Leben können allenfalls indirekte Hinweise aul soziale
Verhaltensweisen vermitteln. lm folgenden werden einzelne Aspekte dieser,,gesell-
schattlichen Beteiligung" beleuchlet. (Weitere gesellschaftliche Aktiviläten, z.B. die
Teilnahme am Kultur und Vereinsleben, werden wegen ihrer Nähe zum privaten Bereich
in Kap.6 behandell; vgl. auch Teil ll, Kap. 19.3.)

7.2 Teilnahme am politischen Leben

7.2.1 Wahlen
Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland bekenntsich zu dem Verfassungs-
grundsatz der Volkssouveränität. Er besagt, daß alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht
und von ihm in Wahlen und Abstimmungen ausgeübt wird. Für die Lebendigkeit der
Demokratie ist es von entscheidender Bedeutung, in welchem L4aßedie Bürgervon ihren
vertassungsmäßigen Rechten Gebrauch machen und damit Einfluß auf die politische
Willensbildung nehmen. Die Ausübung des Wahlrechts, mit der über die Zusammenset-
zung der demokratischen Vertretungen in Gemeinde, Land und Bund entschieden wird,
spielt dabei die zsnlrale Rolle. Da in der Bundesrepublik Deutschland keine Wahlpflicht
besleht, kann die Wahlbeteiligung - unter gewissen Einschränkungen - als Gradmesser
für das politische Engagement der Bürger herangezogen werden. Sie weist deutliche
Unterschied€ auf, je nachdem ob es sich um Bundestags-, Landtags-, Kommunalwahlen
oder Wahlen zum Europäischen Parlament handelt,
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Bei den Wahlen zum Deutschen Bundestag ist das lnteresse der Bevölkerung am
größten. Bei der ersten Bundestagswahl 1949 erreichte die Wahlbeteiligung 78,5%. ln
den folgenden Wahlen von 1953 bis 1983 lag sie zwischen 86,0 und 91,1 %. Die höchste
Wahlbeteiligung von 91,1 % wurde bei der vorgezogenen Bundestagswahl im Herbst
1972 festgestellt. Damals wirkte sich die Senkung des Wahlalters auf 18 Jahre aus. Die
bisher niedrigste Wahlbeteiligung nach 1949 wurde bei der Wahl zum elften Deutschen
Bundestag am 25. Januar 1987 erminelt. Von ihrem Wahlrecht machten nur 84,3 "/o

Gebrauch, 7,1 lvlill. Wahlberechtigte verzichteten auf eine Stimmabgabe.

Tab. 1 : Bundestagswahlenl

Wahl Wahlberechtigte
1 000

Wahlbeteiligung
%

1949'?
1953'?
1957
1961
1965
1969
1972
1976
1980
1983
1987

31 208
33 121
35 401
37 441
38 510
38 677
41 446
42 058
43 232
44 089
4s 328

78,5
86,0
87,8
87,7
86,8
86,7
91,1
90,7
88,6
89,1
84,3

1 m Bund€sgebiel ohne Ber n (Wesl).

Vergleicht man die Wahlbeteiligung an der Bundestagswahl nach Bundesländern, so
zeigt sich, daß die Abweichungen vom Bundesd urchsch nitt - abgesehen von der ersten
Bundeslagswahl- nicht über zwei bis drei Prozentpunkte hinausgehen. Am eikigsten
machten 1987 - wie in den meisten vorangegangenen Wahlen - die Saarländer von
ihrem Wahlrecht Gebrauch, gefolgt von den Rheinland-Pfälzern und Hessen. Die
niedrigste Wahlbeteiligung war 1987 - wie auch 1983 in Bayern zu verzeichnen. unter
dem Bundesdurchschnitt lag sie auch in Bremen, Hamburg und Baden'Württemberg.

Von besonderem politischen und soziologischen lnteresse ist die Frage, ob es
geschlechts- und altersspezifische Unterschiede im Wahlverhalten gibt. Um diese
zusammenhänge zu erhellen, werden seit 1953 repräsentative Sondererhebungen zur
Bundeslagswahl durchgeführt, bei denen Wählerverzeichnisse und Stimmzettel in etwa
1800 ausgewählten Wahlbezirken anonym ausgewertet werden. Damit ist sichergestellt,
daß das Wahlgeheimnis nicht verletzt wird.
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Altervon...bis
unter...Jahren

Wahlberechtigtel Wahlbeteiligungr

ins- Männer Frauen
gesamt

ins- Männer Frauen
gesamt

1 000 %

unler 21
21 bis 30
30 bis 40
40 bis 50
50 bis 60
60 bis 70
70 und mehr

lnsgesamt

1 864
7 578
6 900
7 045

5 314
5 483

40 815

50,6
50,9
50,8
50,4
49,7
40,9
34,0

47,O

49,4
49,1
49,2
49,6
50,3
59,1
66,0

53,0

76,8
74,6
82,0
87,1
89,4
89,7
79,4

83,1

78,9
75,6
81,9
87,0
90,0
9'1,5
85,1

74,6
73,6
82,1
87,2
88,8
88,7
76,5

82,184,2

Aus diesen Untersuchungen gehl hervor, daß die Wahlbeteiligung der Frauen bei
Bundestagswahlen insgesaml hinter derienigen der Männer zurückbleibt: In den Jahreh
1953 und 1957 lag sie um 3,1 bzw. 3,3 Prozentpunkte niedriger; bei den folgenden
Wahlen verringerte sich der Unterschied laufend bis auf 0,8 Prozentpunkte bei der
Bundestagswahl '1976. ln den darautfolgenden Wahlen vergrö ßerte sich der Unterschied
jedoch wieder (1987: 2,'l Prozentpunkte). 1987 machten die Männet zu 84,2yo und dae

Ftauen zu 82,1yo von ihrem Stimmrechl Gebrauch. ln den Altersgruppen der 30- bis
40iährigen und der 40- bis 50jährigen lag die Wahlbeteiligung der Frauen jedoch etwas
höher als bei den Männern.

Stärker ausgeprägt sind die altersspezifischen Abweichungen. Die niedrigste Wahlbetei-
ligung, und zwar sowohl bei Männern als auch bei Frauen, wird seit 1953 beiden jungen
Wählern festgestellt. Abdem 25. Lebensjahr nimmt die Wahlbeteiligung biszumAllervon
T0Jahren zu;danach geht sie wieder zurück, liegt aber noch höherals in derAltersgruppe
der unter 3ojährigen.

DieWählergeben ihre Stimmen seitden sechzigerJahren ganz überwiegend den beiden
großen Parteien SPD und CDU/CSU sowie der F.D.P. Seit der Bundestagswahl 1983
konnten auch die GRÜNEN die Fünlprozenthürde überspringen. 1987 erreichten sre
einen Stimmenanteil von 8.3 %.

'1 5'1

Tab.2: Wahlbeteiligung bei der Bundestagswahl 1987
nach Geschlecht und Alter

1 Ohne Porsonen mil Wahlschen.



Abb. 1: Stimmenanteile der Parteien bei den Bundestagswahlenl
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Abb. 2: Silzverteilung im Deutschen Bundestagl
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Besonders aufschlußreich ist dae Analyse der Stimmabgabe in der Kombination nach
Geschlecht und Alter. Aufgrund der Bevölkerungsstruklur der Bundesrepublik Deutsch-
land (vgl. Kap. 1) haben die Frauen einen besonderen Einfluß auf das Wahlergebnis. Bei
der Bundestagswahl 1987wurden 52,3 % dergültigen Stimmen (ohne Briefwahlstimmen)
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von Ftauen und 47,7 yo von l\rännern abgegeben. CDU und CSU konnten mehr Frauen-
als lrännerstimmen auf sich vereinigen, bei SPD, F.D.P., GRÜNEN und bei den nicht im
Parlament vertretenen Parteien überwog dagegen der Anleil der männlichen Wähler. lm
Vergleich zu den Ergebnissen der Bundestagswahl '1953 sind die geschlochtsspezifi-
schen Unterschiede allerdings geringer geworden. Damals zeigten die weiblichen Wähler
eine noch deutlichere Vorliebe für CDU und CSU.

Untersucht man die Wählerschaft der Parteien nach ihrem Alter, so ergeben sich
ebenfalls Unterschiede. Aus der Analyse der Bundestagswahlergebnisse 1987 geht
hervor, daß die CDU die relativ älteste Wählerschaft hatte, während der Anteil derjungen
Wähler beiden GRÜNEN außerordentlich hoch ist. Demgegenüberkamen die Wähler der
F.D.P. vor allem aus dem Lager der 35- bis 60jährigen.

ln der Zusammensetzung des Parlaments sind bestimmte Gruppen deuflich unterreprä-
sentiert. So ist die Anzahl der weiblichen Abgeordneten im Deutschen Bundestag nach
wie vor sehr gering. Obwohl mehr als die Hälfte aller Wahlberechtigten Frauen sind,
stellen sie im elften Deutschen Bundestag nur 15,5% der Abgeordneten. lm zehnten
Oeutschen Bundestag lag der Anteil der weiblichen Abgeordneten mit 9,8% allerdinqs
noch erheblich niedriger.

Auch die Berufszugehörigkelt der Abgeordneten ist keineswegs repräsentativ lür die
Sozialstruktur der Bevölkerung. Besonders ins Auge fällt der mit rund 34% relativ hohe
Anteil der Beamten. Arbeiter sind im Parlament dagegen kaum vertreten.

Das Durchschnittsalter der Parlamentarier lag zum Zeitpunkt der Bundestagswahl 1987
bei49,1 Jahren. Es hat sich von derdrinen (1957:52,5 Jahre) bis zursiebten Wahlperiode
(1972:46,6 Jahre) kontinuierlich verringert und ist danach wieder leicht angestiegen.

nach dem Alter

Von 100 gültigen Zweilstimmen fü.
die jeweilige Partei wurden abgegeben von

Wählern im Altervon... bis unter... Jahren

18-35 35-60 60 u. mehr

SPD
CDU
csu
F, D, P,

GRÜNE
NPD

29,8
22,8
26,2
26,6
61,3
28,6

30,1
22,3

6,1

26,9

43,9
44,8
43,7
51,1
32,6

43,9lnsgesamt
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Tab.4: Abgeordnete des elften Deutschen Bundestages
nach beruflicher Tätiqkeil 1987i

Berufsqruppe Anzahl %

I nh abet von Reg ieru ngsämten
- Regierungsmitglieder und Parlamentarische Staatssekretäre

Beamte
- sog. politische Beamte, Beamte in der Verwaltung, Richter,

Berufssoldaten, Kommunale Wahlbeamte
- Professoren, andere Wissenschaftler an Universitälen und

Hochschulen. Lehrer
insgesamt

Angestellte des ölfentlichen Dienstes
- auch von Körperschaften, Anslalten und Stiftungen des

öffentlichen Rechts

Angestellte von politischen und gesellschaftlichen Oryanisationen
- von Parteien, Gewerkschalten u.a.

Angestellte in der Wiftschaft
- in lnduskie, Handel, Handwerk, Gewerbe und

entsprechenden Verbänden

Selbständige
- Selbständige in lnduskie, Handel, Handwerk und Gewerbe;

auch quasi unabhängige Wirtschaftsvertreter
- Selbständige in der Land- und Forstwirtschafl

insgesamt

Angehüige freier Berule
- Rechtsanwälte, Arzte, Architekten, lngenieure, Journalisten,

Steuerberater u.a.

Pfarrer (ev.) und Diakone
Hausfrauen
Arbeitef
Sonstige3
Abgeordnete insgesamt

74
175

14,3

4,4

42 8,1

101 19,5

61 11,8

63 12,1

23

31
21
52

6,0
4,0

10,0

61

2
11

11

18

519

11,8
0,4
2,1
2,1

100

2 Wsilere Abgoordnete waren z! Beginn ihrer Berulslaulbähn Arbeiler, übleniedoch einen andsßn Beruraus, de.lÜr
die Einordnung in das vo iegende Schema mehr charaK€r slisch ist. Aul einen ,rüheron Arbe teioerul we sen € ativ
viele Abgeordnste n der Gruppe der Angeslellen von Poilschen und gesel schatl ichen Oßänisalonen hin

3 Oder zu diesem zoilpunkl noch keins Zuordnung möglich.

Quelle: VeRatung des Deulschen Bundestages.
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lm Vergleich zu den Bundestagswahlen liegt die Wahlbeteiligung beiden Landtagswah-
len im allgemeinen niedriger. Außerdem sind die Unterschiede von Bundesland zu
Bundesland stärker ausgeprägt. Eine relativ hohe Wahlbeteiligung von über80% hatten
beiden letzten Landtagslvahlen die Länder Hessen, Saarland und Berlin aufzuweisen,
besonders niedrig warsie in Bayern. ln Hessen führte die Landtagswahlam 5. April 1987
zu einer Regierungsumbildung. Dre Koalition der SPD mit den GRÜNEN wurde von einer
CDU-F.D.P.-Koalition abgelöst. ln Bheinland-Pfalz büßte die CDU bei der letzten
Landtagswahl ihre absolute Mehrheit ein und bildete eine Koalition mit der F.D.P. ln
Hamburg entstand nach der Wahlvom 17. Mai 1987, bei der die F.D.P. nach neun Jahren
ihren Wiedereinzug in die Bürgerschaft erreichte, eine SPD-F.D.P.-Koalition. Bei der
Landtagswahl in Schleswig-Holstein am 13. September 1987 verlor die CDU ihre
absolute lvlehrheit und ihre Stellung als stärkste Fraktion und kann nur noch gemeinsam
mit der F.D.P. regieren.

Tab. 5: Wahlbeteiligung und Stimmabgabe
bei den letzten Landtagswahlen
in Prozent

Land Wahl Wahlbe-
teiligung

Stimmabgabe

cDU/cSUl SPD F.D.P. GRÜNE,

Schleswig-Holstein3
Hamburg
Niedersachsen
Bremen3
Nordrhein-Westfalen
Hessen
Rheinland-Plalz
Baden-Würtlemberg
Bayern
Saarland
Berlin (West)

'1987

1987
1986
1987
1985
'1987

1987
1984
1986
1985
1985

76,6

77,3
75,7
75,2
80,3
77,0
71,2
70,1
85,0
83,6

42,6
40,5
44,3
23,4
36,5
42,1
45,1
51,9
55,8

46,4

6,5
6,0

10,0
6,0
7,8
7,3

3,8
10,0
8,5

7,0
7,1

10,2
4,6
9,4
5,9
8,0
7,5

10,6

45,0
42,1
50,5
52,1
40,2
38,8
32,4
27,5

32,4

1 CSU nur in Bäyem.
2 HambuG:GAL, Berin (w6sl): AL.
3 Vorläufiges amtlichos Endergebn s.

Beider zweiten Direktwahlzum Europäischen Parlamenl am 17. Juni 1984 machten von
den insgesamt 44,5 Mill. wahlberechtigten Bundesbürgern nur 56,87o von ihrem Wahl-
recht Gebrauch. Damit war die Wahlbeteiligung - wie übrigens auch in den anderen
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften -wesentlich niedriger als bei nationa-
len Wahlen. Wenn man von Belgien, Luxemburg, Griechenland und ltalien, in denen
Wahlpflicht besteht, absieht, lag die Wahlbeteiligung in der Bundesrepublik Deutschland
und Frankreich mit jeweils knapp 57 yo noch am höchsten. Das geringste lnteresse
zeigten die Wahlberechtigten in Großbritannien, von denen sich nur 32% an den

155



Europawahlen beteiligten. lllit Wirkung vom 1. Januar 1986 sind Spanien und Portugalals
neue lvlitgliedstaaten in die Europäischen Gemeinschatten aufgenommen worden. Die
ihnen zustehenden Mandate im Europäischen Parlament sind bei Direktwahlen im
zusammenhang mit den letzten nationalen Wahlen an die Parteien nach ihren jeweiligen
Stimmenanteilen vergeben worden.

Die lür die Bundesrepublik Deutschland durchgeführle repräsentative Wahlstatistik zur
Europawahl zeigt, daß das lnteresse bei den jungen Wählern besonders gering war.
Beispielsweise verzichteten 58% det 21- bis 3ojährigen darauf, an der Europawahl
teilzunehmen. lnsgesamt lag die Wahlbeteiligung der unter 4siähigen unter dem
Durchschnitt (zwischen 1,6 und 12,5 Prozentpunkten), die der über 5qährigen hingegen
lag darüber.

Die Bundesrepublik Deutschland entsendet insgesamt 81 Abgeordnete ins Europäische
Parlament, davon gehören 33 der SPD, 34 der CDU, 7 der CSU und 7 den GRÜNEN an.
Die F.D.P. und eine Reihe von weiteren Parteien scheiterten an der Fünfprozentklausel.

Abb.3i Sitzverteilung im Europäischen Parlament nach Fraktionen
Stand: Juli 1987
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7.2.2 Mitgliedschaft in Parteien
Die Parteien spielen in der Bundesrepublik Deutschland eine wichtige Rolle. Nach dem
Grundgeselz haben sie die Aufgabe, an der politischen Willensbildung des Volkes
mitzuwirken. lhre Gründung ist frei, ihre innere Ordnung muß demokratischen Grundsät-
zen entsprechen.

Die politische Landschaft in der Bundesrepublik Deutschland wird seit ihrerGründung vor
allem von den großen Parteien geprägt: Sozialdemokratische Partei Deutschlands
(SPD), Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU), Christlich-Soziale Union in
Bayern (CSU) und Freie Demokratische Partei (F.D.P.). Daneben kandidierten immer
eine Anzahl kleinerer Padeien. Bei der ersten Bundestagswahl 1949 konnten diese
zusammen 27,8o/o der Stimmen auf sich vereinen, danach sind ihre Stimmanteile stark
zurückgegangen. Zu ihrer relativen Bedeutungslosigkeit auf Bundesebene und Landes-
ebene hat nichl zuletzt die Fünfprozent-Sperrklausel beigetragen. Erst den GRÜNEN
gelang zu Beginn der achtziger Jahre in einer Reihe von Länderparlamenten und 1983
auch im Bundestag das Eindringen in die bis dahin relativfest gefügte Parteienlandschaft.

Parteien, die nach ihren zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf
ausgehen, die freiheitliche demokratische Glundordnung zu beeinkächligen oder zu
beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden, sind
verlassungswidrig und können vom Bundesverfassungsgericht verbolen werden. Von
dieser Möglichkeit wurde bisher zweimal Gebrauch gemacht: 1952 wurde die Sozialisti-
sche Reichsparlei - eine extreme Rechtspartei - verboten, 1956 wurde die KPD für
verfassungswidrig erklärt und aufgelöst.
ln der Bundesrepublik Deutschland haben gegenwärtig ungetähr 2 Mill. Bürger das
lritgliedsbuch einer Partei. Das entspricht einem Anteilvon etwa 4 % der Bevölkerung im
wahlberechtigten Alter. Die Partei mit der größten Mitgliedschaft ist die SPD. Bei ihrer
Wiedergründung nach dem Krieg knüpfte sie an ihre bis ins 19. Jahrhundert zurückrei-
chende Tradition als Arbeilnehmerpartei an. lvlit der Verabschiedung des Godesberger
Programms 1959 vollzog sie die Ötfnung zur Volkspartei. Nach eigenen Angaben stieg
ihre Mitgliederzahl von rund 711000 im Jahr 1946 auf etwa 913000 Ende 1986. 1976
erreichte sie mit 1 022000 ihren bisher höchsten Stand. Der Anteilder Frauen in der SPD
erhöhte sich von 15% im Jahr der Wiedergründung bis aul 26% Ende 1986.

lm Unterschied zur katholischen zentrumspartei der Weimarer Zeit wenden sich die nach
dem Krieg neu gegründeten Unionsparteien - CDU und CSU - an Wähler beider
christlicher Konfessionen. Sie betrachten ihre Gründung als Ant\.1/ort auf die verhängnis-
volle Zerrissenheit der Demokraten in der Weimarer Republik. Die CDU besitzt keinen
bayerischen Landesverband, während dieCSU nurin Bayern vertreten ist. lm Bundestag
bilden beide Pateien eine gemeinsame Fraktion. Die Mitgliederzahll der CDU belief sich
Ende 1986 auf rund 71 4ooo, davon 22o/o Frauen. Bei der CSU stieg die i/itgliederzahl'
von 69000 im Jahr 1946 auf 182000 Ende 1986. Oer Anteil der weiblichen Parteimitglie-
der lag zuletzt bei 14%.

157

1 Angaben der Partei



Die ebenfalls nach dem Krieg neu gegründete F.D.P. sieht sich als Hüterin der Tradition
des klassischen Liberalismus. ln ihren Freiburger Thesen zur Gesellschaftspolitik (1971)
begreiftsiedie Freiheiten und Rechtedes Bürgers nicht nuralsformale Garantie, sondern
als soziale Chancen in der alltäglichen gesellschattlichen Wirklichkeit. lm Vergleich zu
ihrer politischen Bedeutung als Koalitionspartner in zahlreichen Bundes- und Landesre-
gierungen besitzt sie mit 65000 Parteimitgliedern' Ende März 1987 eine relativ schmale
Mitgliederbasis. Der Frauenanteil in der F.D.P. lag zulelzl bei 24yo.

Seit Miüe der siebziger Jahre engagiert sich eine zunehmende Zahl von Bürgern
außerhalb der etablierten Parteien in ,,8ürgerinitiativen". Sie richten sich vielfach gegen
politische Maßnahmen von lokaleroder regionaler Bedeutung, dieals umweltschädigend
betrachtet werden, z. B. Kernkraftwerke, Autobahnausbau, Flughafenerweilerung u. ä.
Aus dieser Bewegung sind inzwischen ,,grüne" Parteien mit über den Umweltschutz
hinausgehenden politischen Programmen hervorgegangen. Die GRÜNEN haben sich
vor der Europawahl 1979 bundesweit als ,,Sonstige Politische Vereinigung (SPV) DIE
GRÜNEN" zusammengeschlossen, ehe sie sich 1980 als Partei auf Bundesebene
konstituierten. lhre l\ritgliederzahl' lag im lvlärz 1987 bei38000, beieinem Frauenanteil
von etwa 33 %.

7.3 Engagement in Berufsverbänden

7.3.'1 Das Flecht auf Vereinigungsf reiheit
Mit der Freiheit der ireinungsäußerung eng verbunden ist das verfassungsmäßig
verbürgte Grundrecht der Vereinigungsfreiheit. Alle Deutschen haben danach das Recht,
sich in Vereinen und Gesellschatten zusammenzuschließen. Ausdrücklich gewährleistet
ist auch für jedermann und alle Berufe das Recht, zur Wahrung und Förderung der
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden. Diese Koalitionsfreiheil
hat zur Gründung einer Vielzahl von Wirtschaftsorganisationen und Berufsverbänden
geführt.

Von besonderer Bedeutung sind die großen Arbeatnehmer- und Arbeitgebervereinrgun-
gen, die sogenannten Tarifpartner, die im Rahmen der verfassungsmäßig garanlierten
Tarifautonomie Verträge über Arbeitsenlgelte und -bedingungen abschließen. lhre
Verhandlungsergebnisse beeinflussen sowohl das Wirtschaflsgeschehen insgesamtals
auch die Lebensverhältnisse und Einkommenssituation des einzelnen Erwerbstätigen.

7.3.2 Gewerkschaften
Die Gewerkschaften in der Bundesrepublik Deutschland haben die in der Weimarer Zeit
vorherrschende Zersplitterung in Einzel- und Richtungsgewerkschaften überwunden. Sie
sind sogenannte Einheitsgewerkschaften, in denen Arbeitnehmer aller Parteien und
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Konfessionen zusammenarbeiten. Es gibt daher in der Bundesrepublik Deutschland im
Vergleich zu anderen westlichen Ländern nur wenige, aber mitgliederstarke Gewerk-
schattsorganisationen. Die größte ist der Deutsche Gewerkschattsbund (DGB) mit rund
7,8 Mill. lvlitgliedern. Ersetztsich aus 17 Einzelgewerkschatten zusammen, die nach dem
Prinzip der lnduskiegewerkschaft aufgebaut sind, d.h. in ihnen sind Arbeiter und
Angestellteeines lnduskiezweigesunabhängigvon ihrem Beruf zusammengeschlossen.

Die größten Einzelgewerkschaften des DGB sind die lG [retall mit gut 2,5 Mill. und die
ÖTV mit knapp 1,2 Mill. Mitgliedern.

Neben den DGB-Gewerkschaften sind alsweitere mitgliederstarkeArbeitnehmerorgani-
sationen die Deutsche Angestelltengewerkschatl (DAG) mit fast einer halben Mill.
Mitgliedern und der Deutsche Beamtenbund (DBB) mit rund 800000 Mitgliedern zu
nennen. lm Christlichen Gewerkschaftsbund (CGB) sind rund 300000 Arbeitnehmer
organisiert. Bei allen genannten Organisationen ist die Zahl der lrlitglieder während der
letzten Jahrzehnte kontinuierlich angestiegen.

Tab. 6: Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)
Standr Ende 1986

Einzelgewerkschatten l\ritglieder

1 000

Anteil der
Frauen

Bau, Steine, Erden
Bergbau und Energie
Chemie, Papier, Keramik
Druck und Papier
Eisenbahner Deutschlands
Erziehung und Wissenschatl
Gartenbau. Land- und Forstwirtschatt
Handel, Banken und Versicherungen
Holz und Kunststoff
Kunst
Leder
Metall
Nahrung, Genuß, Gastslätten
Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr
Polizei
Deutsche Postgewerkschaft
Textil - Bekleidung

DGB

485
355
654
143
351
193

376
143
28
48

2 598
266

1 199
163
463
256

6
2

19

I
52
14
58
14
38
44
15
34
31
I

31
57

OLe lo: D6ulscher Gewerkschafl sbund.

7 765 23
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Tab. 7: Mitglieder ausgewählter Arbeitnehmerorganisationen

Gewerkschatt 1951 1960 1970 1980 1986

1 000

Deutscher Gewerkschattsbund
Deutsche Angestelltengewerkschaft
Deutscher Beamtenbund

5 912 6 379
344 450
234 650

6 7't3
461
721

7 883
495
821

7 765
496
782

lnsgesamt waren Ende 1986 etwa 9,4 Mill. Arbeitnehmer gewerkschaftlich organisiert.
Setzt man diese Zahl mit der entsprechenden Gesamtzahl der abhängigen EMerbstäti-
gen (Juni 1985: 23,5 Mill.) in Beziehung, ergibt sich ein Organisationsgrad aller
Arbeitnehmer der Bundesrepublik Deutschland von 40%. Die Vergleichszahl für 1950
laulel ST %.

Die weiblichen Gewerkschaftsmitglieder konnten ihren Anteilan dergesamten Mitglieder-
zahl im Laufe der Zeit leicht erhöhen. Beim DGB beliel er sich 1986 auf knapp 23 %, bei
der DAG auf41 % und beim DBB auf ein Viertel. Die weiblichen Arbeitnehmer sind damit
in den Gewerkschaftsorganisationen unterrepräsentiert. lm Vergleich zu einem Anteilan
der cesamtzahl der abhängigen EMerbstätigen von 38 % im Jahr 1986 stellen sie nur
etwa ein Fünftel der Gewerkschaltsmilglieder. lhr Organisationsgrad liegt bei 24%; das
bedeulet, daß gegenwärtig etwa jede vierte abhängig erwerbstätige Frau einer Gewerk-
schaft angehört.

7.3.3 Arbeilgeberverbände
Den Vereinigungen der Arbeilnehmer entsprechen im Rahmen der Koalitionstreiheit die
Arbeilgeberverbände als lnteressenvertretungen der Arbeitgeber. ln der Bundesrepublik
Deutschland gibtes mehrere hundertteils fachlich, teils regional gegliederte Arbeitgeber-
verbände. Der Organisationsgrad der Arbeitgeber ist außerordentlich hoch. Die gemein-
same Dachorganisation für alle Wirtschaftszeige - Landwirtschaft, Bergbau und Verar
beitendes Gewerbe, Handwerk, Handel und Verkehr, Banken und Versicherungen - ist
die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA). Sie vertritt die
Unternehmer in ihrer Funktion als Arbeitgeber, das heißl als Verhandlungspartner der
Gewerkschatten. Alle übrigen lnteressen - zum Beispiel wirtschafts- und steuerpoliti-
scher An - werden von anderen V€rbänden wahrgenommen, beispielsweise dem
Bundesverband der Deutschen Industrie (BDl), der Hauptgemeinschaft des Deutschen
Einzelhandels und den Fachorganisationen des Handwerks.
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7.3.4 Mitbestimmung

Neben dem Kampl um die materielle Absicherung der Arbeitnehmer und der allgemeinen
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen ist es seit langem ein erklärtes Ziel
der Gewerkschaften, die Mitbestimmung im Betrieb zu verwirklichen. Der erste Schritt in
diese Richtung erfolgte durch das Bekiebsrätegesetz von 1920, das die Nilöglichkeit
schuf, in allen Betrieben gewählte Arbeitnehmervertretungen einzurichten.

Heutegibtes in der Bundesrepublik Deutschland unterschiedliche Formen der lvlitbestim-
mung, jeweils abhängig von Unternehmensgröße, Rechtsform und Wirtschaftszweig.

Am weitesten entwickelt sind die Mitbestimmungsrechle der Arbeitnehmer in den
Großbetrieben des Bergbaus und der Eisen- und Stahlerzeugung mit über 1000
Beschäftiglen, die unter das l\,rontan-Mitbestimmungsgesetz von 1951 fallen. Nach
diesem Geselz wird der Aufsichtsratje zur Hällte von Vedretern der Kapitalgeber und der
Arbeitnehmer besetzt; beide Seiten einigen sich dann aufein weiteres neutrales Mitglied.
Dem Vorstand muß ein Arbeitsdirektor als vollberechtigtes lllitglied angehören, der nicht
gegen die Stimmen der Arbeilnehmervertreter im Aufsichtsrat gewählt werden kann.

Für die Großunternehmen mit mehr als 2000 Beschättigten der übrigen lndustrie gilt das
allgemeine Mitbestimmungsgesetz von 1976. Auch nach diesem Gesetz setzt sich der
Aufsichtsrat zu gleichen Teilen aus Vertretern der Kapitalgeber und Arbeitnehmer
zusammen. Bei Stimmengleichheit gibt jedoch die Stimme des Vorsitzenden, der nicht
gegen den Willen der Kapitalgeber gewähltwerden kann, den Ausschlag. Außerdem muB
ein Arbeitnehmervertreter der Gruppe der,,leitenden Angestellten" angehören.

Bei kleinen und mlttleren Kapitalgesellschatten (Aktiengesellschatten bis 2000 Beschäf-
tigte und Unternehmen bestimmter anderer Rechtsformen mil 500 bis 2000 Beschäftig-
ten)erfolgtdie [ritbestimmung aufder Grundlage des Betriebsverfassungsgesetzes nach
der sogenannten Drittelbeteiligung, d. h. ein Drittel der Aufsichtsratsmitglieder besteht
aus gewählten Arbeitnehmervertretern. Ahnliche Regelungen bestehen bei einem Groß-
teil der Unternehmen im öflenllich-rechtlichen Bereich (Sparkassen, Landesbanken,
Eigenbetriebe).

ln den übrigen Unternehmen besitzen die Arbeitnehmer keinen inslitutionalisierten
Einfluß auf die wirtschattliche Unternehmensführung. Sie haben jedoch - abgesehen von
Kleinbetrieben unter tünl Beschättigten - nach dem Betriebsverfassungsgesetz das
Recht, einen Betriebsrat zu wählen, der lritsprache- und Mitwirkungsrechte in sozialen
und personellen Angelegenheiten hat.

Nach Untersuchungen des DGB wurden 1984 in rund 35000 Betrieben über 190000
Betriebsratsmitglieder gewählt. Von den Mandaten entfielen mehr als dreiViertel (77,4 o/" 

)

auf die Einzelgewerkschaften im DGB, knapp ein Fünftel (19,0 %) auf Nichtorganisierte
und der Resl auf DAG (3,0%) und andere Organisationen (0,6%). Der Anteil der
Angestellten an der Gesamtzahl der Betriebsratsmitglieder belief sich aul38.7o/o, det
Frauenanteil aul 20,0%. Die durchschnittliche Wahlbeteiligung betrug 1984 80,4%.
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Für die 4,6 Mill. Beamten, Angestelllen und Arbeiter des öffentlachen Dienstes (1985)
regeln die Personalvertretungsgesetze des Bundes und der Länderdie Mitbeslimmung in

den Dienslstellen. Das Mitbestimmungsorgan im Öffentlichen Dienst ist der Personalrat;
seine Aulgaben und Befugnisse erstrecken sich analog zu den Begelungen in der
Wirtschafl auf soziale und personelle Angelegenheiten.

7.3.5 Arbeitskämple
Wenn sich bei Taritverhandlungen Arbeitnehmer- und Arbeatgeberseite nicht einigen
können und die Schlichtungsbemühungen eines unparteiischen Dritten scheitern, stellt
sich die Frage des Arbeitskampfes. Falls sich bei einer Urabstimmung unter den

Abb. 4: Durch Arbeitskämpfe verlorene Arbeitstage
Ausfalltage
in Millionen
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beteiliglen Gewerkschaftsmitgliedern eine Dreiviertelmehrheit lür Skeikmaßnahmen
ausspricht, wird der Ausstand erklärl. Die Arbeitgeber können mit dem Kamplmittel der
Aussperrung operieren, das ist die vorübergehende Weigerung, alle oder einen Teilder
Belegschatt zu beschäftigen und Lohn bzw. Gehall zu zahlen.

ln der Bundesrepublik Deutschland wird im Vergleich zu anderen Ländern wenig
gestreikt. Während der vergangenen zwei Jahrzehnte waren die heftigsten Arbeits-
kämple 1971, 1978 mit jeweils über 4 Mill. ausgefallenen Arbeitstagen und 1984 mit
5,6 l\rill. ausgefallenen Arbeitstagen zu verzeichnen. In den übrigen Jahren lag die Zahl
der verlorenen Arbeitstage weit darunter /s. Abb. 4). Aul die meisten größeren Streiks
reagierten die Arbeitgeber mit Aussperrungen, durch die teilweise noch weitere Arbeit-
nehmer in den Arbeitskampf einbezogen wurden.

7.4 Teilnahme am religiösen Leben

7.4.1 Kiche und Staat
Das Verhältnis zwischen Staat und Fleligionsgemeinschaften wurde bereits in der
Weimarer Reichsverfassung von 1919 in umlassender Weise geregelt. Ein Teil der
Weimarer Kirchenartikel ist als Bestandteil des Grundgeselzes für die Bundesrepublik
Deutschland übernommen worden. Danach bestehl in der Bundesrepublik Deutschland
keine Staatskirche. Die aus den Grundrechtsgarantien folgende Freiheit der Vereinigung
zu Religionsgemeinschafl€n ist gewährleistet, und jede Religionsgemeinschaft ordnet
und veMaltet ihre Angelegenheiten selbständig. Dennoch bestehen auch heute noch
enge Bindungen zwischen Kirche und Staat, und die Kirchen genießen weitgehende
Rechte, zum Beispiel das Recht, Steuern von ihren Llitgliedsrn zu erheben, oder das
Recht der Einflußnahme aul die Besetzung theologischer Lehrstühle an staatlichen
Universitäten.

7.4.2 Religionszugehörigkeit
Die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland gehört ganz überwiegend den christ-
lichen Kirchen an, und zwar zu ungefähr gleichen Teilen der katholischen und der
evangelischen Glaubensrichlung. Eine kleine l\rinderheit bekennt sich zu anderen
christlichen Gemeinschaften, zum Beispielzur Evangelisch-lrethodistischen Kirche, zum
Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden (Baptisten), zurAltkatholischen Kkche, zur
Gesellschatt der Freunde (Quäke0 und zur Heilsarmee.

Der Anteil der katholischen Bevölkerung ist im Süden der Bundesrepublik Deutschland
überdurchschnittlich hoch, insbesondere im Saarland, in Bayern und in Rheinland-Pfalz.
ln Baden-Württemberg sind beide Konfessionen etwa gleich stark vertreten. lm Norden
überwiegt der evangelische Volksteil.

Die Anzahl der in der Bundesrepublik Deulschland lebenden Juden liegt heute bei etwa
30000. Vor der Verfolgung durch die Nationalsozialisten waren im Deutschen Reich 1933
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Tab.8: Verteilung der Konlessionen nach Bundesländernl

Bundesländer Anteil der Angehörigen der

evangelischenKirchen'? katholischenKirche

an der Gesamtbevölkerung in %

Schleswig-Holstein
Hamburg
Niedersachsen
Bremen
Nordrhein-Westfalen
Hessen
Rheinland-Plalz
Baden-Württemberg
Bayern
Saarland
Berlin (West)

86,4
73,6
74,6
82,4
41,8
60,5
40,7
45,8
25,7
24,2
70,1

6,0
8,2

19,6
10,2
52,5
32,8
55,7
47,4
69,9
73,8
12,5

1 E€obnis der Volkszäh ung 1 970.
2 Gliedkirchen der EKO und gvangeische Freiknchen

etwa 5O3OO0 Juden ansässig. Die größten iüdischen Gemeinden befinden sich in Berlin
(West) und FrankfurvM.

Durch den Zuzug von ausländischen Arbeitnehmern haben Religionsgemeinschaften an
Bedeutung gewonnen, die früher kaum in Oeutschland vertreten waren; so z B. die
griechisch-orthodoxe Kirche und der lslam, der 1985 in der Bundesrepublik Deutschland
etwa 1,6 Mill. Anhänger hatte.

7.4.3 Katholische Kirchel
Am Jahresende 1985lebten rund 26,3 Mill. Katholiken in der Bundesrepublik Deutsch-
land. lhr Anteil an der Bevölkerung betrug damit rund 43%. Dieser Anteil ist seit 1950
nahezu gleich groß geblieben. Die Katholikenzahl ist seit 1974 rückläufig. Der Zuzug
katholischer Ausländer - meist Gastarbeiter und deren Familienangehörige - hatte bis
dahin die rückläufigen Taufzahlen und die zu Beginn der siebziger Jahre steigende Zahl
der Kirchenaustritte ('1970: 69000) mehr als kompensiert. 1985 lag die Zahl der
Kirchenauslritte bei 74000.

Die katholische Kkche in der Bundesrepublik Deutschland ist in 22 Bistümer (5 Erzbistü-
mer und 17 Bistümer) gegliedert. Die Zahl der.Pfarreien und sonstiger Seelsorgestellen

1 Angaben: Sekrelariat der Deulschen Bischofskonferenz Rererat Statislik, Bonn
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Tab. 9: Kalholische Kirche

Jahr Kalholiken Taufen Trauungen Kirchliche
Beerdi-
gungen

Teilnahme an der
sonntäglichen

Eucharistieteier

1 000

1960
1970
'1980
'1985

24 710
27 192
26 720
26 308

11 895
't 0 159

7 769
6 800

473
370
258
254

214
164
125
113

beträgt 12400 (1985). ln der Pfarrseelsorge waren 1979 rund 12200 Weltpriester und
Ordensgeistliche tätig; auf einen Pfarrseelsorger trafen 2200 Gläubige. Wegen akutem
Priestermangel können jedoch nicht alle Kirchengemeinden mit einem Priester besetzl
werden. Weilere 7300 Priester waren in anderen Arbeitsfeldern tätig.

Die Grundstrukturen des kirchlichen Lebens zeigt Tab. 9. Oie Teilnahme an den
sonntäglichen Eucharistiefeiern nahm zwischen 1960 und 1985 um 5,1 Mill. Besucher
oder um fast 43% ab. 1985 besuchten durchschnittlich 26% aller Katholiken die
Sonntagsmesse. An Feiertagen oderan den Hochfestender Kirche nehmen weitmehran
den Eucharistiefeiern teil.

Der große Rückgang bei den kirchlichen Trauungen und Tauten gegenüber 1960 muß im
Zusammenhang mit der starken Abnahme der slandesamtlichen Eheschließungen und
der Lebendgeborenen gesehen werden (vgl. Kap. 1). Gleichwohl sind die Bereitschaftzur
katholischen Eheschließung und insbesondere die Bereitschatt zur kalholischen laufe
nach wie vor weit verbreilet. Nahezu alle verstorbenen Katholiken werden auch heute
noch kirchlich beerdigt.

7.4.4 Evangelische Kircher
Die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) umfaßte Ende 1985 25,1 N.4itt. t itgtieder;
dies entspricht einem Anteil an der Gesamtbevölkerung von rund 41 % und einem
solchen an derdeutschen Bevölkerung von rund 44 %. Beider Volkszählung im Jahr 1950
lagen diese Anteile noch beijeweils rund 52 %. Anfang 1986 waren in den 't 7 cliedkirchen
der EKD etwa 17100 Pfarrer im aktiven Dienst tätig, darunler 10,5 % Pfarrerinnen. Auf
einen Geistlichen entfielen damit im Durchschnitt rund 1500 Kirchenmitglieder, im Jahr
1964 waren es noch durchschnittlich "und 2200.

1 Angaben der Evanqelischen Kirche in Deulschland, Hannover
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Tab. 10: Evangelische Kirche

Jahr l\4itglieder Tauten Trauungen Bestalt,rrger Abendmahs-
gäsle

1 000

1963
1970
1980
1985

476
346
222
224

7 727
6 813
9 056
I942

28796
28 480
26104
25106

204

94
93

335
369
347

Auch die evangelischen Kirchen haüen seit lritte der sechziger Jahre vornehmlich
aufgrund der Rückgänge der Geburten und der standesamtlichen Eheschließungen
Abnahmen beider zahlder Taufen und Trauungen zu verzeichnen. lm Jahr 1985 kamen
gegenüber 1963 unverändert aut 100 lebendgeborene Kinder mit einem oder zwei
evangelischen Elternteilen 77 evangelische Kindtaufen. Hierbei ist zu berücksichtigen,
daß ein Vergleich von Taufen und Geburten durch die sogenannten ,,Spättaufen", d. h.
Taufen von Kindern im Alter von eins bis dreizehn Jahren, beeinkächtiot wird. lhrAnteilan
der Gesamtzahl der evangelischen Kindtaulen erreichte 1985 12,4L. Die Zahl der
Trauungen ging bei den evangelischen Kirchen deutlich stärker zurück als in der
katholischen Kirche: Während sich im Jahr'1963 von 100 Paaren mit einem oder zwei
evangelischen Partnern 62 nach vollzogener standesamtlicher Eheschließung evange-
lisch kauen ließen, waren es 1985 nur noch 45. Die Aussage dieses Vergleichswird durch
die Wiederverheiratungen Geschiedener eingeschränkt. lhr Anteil an der Zahl der
Eheschließungen stieg bis 1985 auf 28,8 % an. Geschiedene werden seltener kirchlich
getraul als Personen, die erstmals heiraten. SeitJahren nahezu unverändertwerden rund
94% aller evangelischen Gemeindeglieder nach dem Tod von einem evangelischen
Pfarrer zur letzten Ruhe geleitet.

lm Jahr l985wurden im Durchschnittvon drei Zählsonntagen über 1,3 Mill. Gottesdienst-
besucher gezählt, das waren über5% der evangelischen Kirchenmitglieder. lm langfristi-
gen Vergleich zeigt sich, daß der Gotlesdienstbesuch von 1969 bis 1973 stark nachgelas-
sen hat und seitdem fast unveränderl geblieben ist. Über 7 l\rill. Personen (rund 30 % der
evangelischen Christen) besuchten die Christvespern und -metten am Heiligen Abend
1985. Die Beteiligung am Abendmahl nimmt seit 1972 ständig zu: 1985 wurden rund 9,9
Irill. Abendmahlsbeteiligungen ermittelt.

Stärker als die katholische Kirche ist die evangelische Kirche von Kirchenaustritten
betrotfen. Sie erreichten 1970 und 1974 ihre HÖhepunkte, waren bis 1979 rückläufig,
verharren aber insgesamt gesehen auf einem verhältnismäßig hohen Stand (1985: rund
141000 Austritte und über 38OOO Aufnahmen, Übertritte und Wederaufnahmen).
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8 Gesundheit

8.1 Gesundheitszustand der Bevölkerung
Gesundheit wird von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) der Vereinten Nationen
definiert als ,,Zustand eines vollkommenen körperlichen, geistigen und sozialen Wohlbe-
findens und nicht allein das Fehlen von Krankheiten und Gebrechen". ln diesem
umfassenden Anspruch läßt sich der Tatbestand aus der amtlichen Statistik nicht
quantifizieren. So gibt es in der Bundesrepublik Deutschland keine Statistik, die über alle
Krankheiten der gesamten Bevölkerung berichtet. Dennoch lassen sich einige allgemeine
Feststellungen zum Krankheitsgeschehen und Gesundheitszustand und damit über ein
wichtiges Stück,,Lebensqualität" tretten.

Die umfassendsten Angaben über die gesundheitliche Situation in der Bundesrepublik
Deutschland fallen aus den Mikrozensuserhebungen an. Die derzeit aktuellsten verfüg-
baren Ergebnisse stammen aus dem l\rikrozensus 1982. Damals wurde eine Auswahl
von 1 % der Bevölkerung danach befragt, ob sie sich in den vergangenen vierWochen in
ihrem Gesundheitszustand so beeinkächtigt fühlte, daß sie ihre übliche Beschättigung
(Berufstätigkeit, Hausarbeit, Schulbesuch usw.) nicht voll ausführen konnte. Die Ergeb-
nisse einer so anqelegten Befragung, bei der zudem nur eine Krankheit, nämlich die
schwerwiegendste, erfragt wird, sind von subiektiven Vorstellungen nicht frei: Ob ein
Bekagter krank ist oder nicht und welches die schwerwiegendste Erkrankung ist, hängt
weitgehend von seiner persönlichen Einschälzung ab. Allerdings sind es gerade diese
persönlichen Einschätzungen (und nicht objektive Kriterien), die einen ,,Zustand eines
vollkommenen körperlichen, geistigen und sozialen Wohlbefindens" erlaßbar machen.

Nach den Ergebnissen von 1982 haben sich insgesamt 10,0 Mill. Personen als krankoder
unlallverletzt bezsichnet. Damit ist der Anteil der Kranken und Unfallverletzten an der
Bevölkerung im Vergleich zu früheren Befragungen mit etwa '16% annähernd gleich
geblieben. 6,1 Mill. dieser Personen bezeichneten sich als langfristig oder chronisch
krank, 3,2 l\rill. waren akut krank bzw. krank gewesen, rund 670000 waren unfallverletzt.

l\rännerwaren erheblich häufigervon Unfallverletzungen betrotfen als Frauen. Hingegen
lag derAnteilder Erkranklen beiden Männern mit 13,4% niedriger als beiden Frauen mit
16,8%. Auch bei altersspezifischer Betrachtung ergibt sich bei den Frauen in nahezu
all€n Altersgruppen über 15 Jahren ein höherer Krankenanteil als bei den Männern. Die
Unterschiede sind dann allerdings weniger gravierend.

Dies zeigt sich auch bei der Behachtung der Erwerbstätigen. 10,1 % der berufstätigen
Männer und 11,6 % der berulstätigen Frauen bezeichneten sich im Berichtsmonat als
krank. Arbeitsunfähig waren 2,6 % der erwerbstätigen Männer und 3,0% dereMerbstäti-
gen Frauen.
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Tab. 1: Kranke und unlallverletzte Personen im April 1982

Wohnbe-
völkerung

Darunter

Kranke

1 000 1 000 in o/" det
Wohnbe-
völkerung

in lo det
Wohnbe-
völkerung

1 000

671

Die Zahlen über die wegen Arbeitsunfähigkeit versäumlen Tage, die auf Unterlagen der
Krankenkassen beruhen und damit lediglich die Fälle von Arbeitsunfähigkeit einbeziehen,
bei denen ein Arzt eingeschaltet wurde, zeigen ebenfalls kaum Unterschiede in der
Krankheitsan,älligkeit von lrännern und Frauen.

lnsgesamt

Männlich
Weiblich

61 660

29 495
32166

I 356

3 945
5 411

15,2

13,4
16,8

Tab. 2: Arbeitsunlähigkeit der Milglieder
der gesetzlichen Krankenversicherungr

408
263

Jahr Arbeits-
unlähigkeitsfälle

Arbeitsunf ähigkeitstage

männlich weiblich männlich weiblich männlich weiblich

je 100 Mitglieder je Arbeits-
unlähigkeitsfall

1970
'197s

1980
1984

89,0
85,5

103,2
88,3

1710
1 627
1 700
1374

19,2
19,0
17,6
16,9

19,8
19,0

15,8

86,5
85,8
96,7
a7,1

1 707
1 62A
1 819
1 494

1 Pllichlmilgli€der und lreiwilllg Veßich€de ohne Fontner und ohn€ Studsnter.

8.1.1 Krankheitsarten
Unter den im Mikrozensus angegebenen Krankheitsarten dominieren Krankheiten des
Kreislaufsystems und die Erkrankungen der Atmungsorgane. Auf sie entfiel 1982 ein
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Anteil von jeweils 21%. Zu den Erkrankungen der Atmungsorgane werden auch alle
Krankheitsfälle gezählt, die als ,,Grippe" eingesluft wurden. Darunter dürtte sich aller-
dings nur ein relativ geringer Anteil von echten (VirusrGrippefällen belunden haben. Es
ist zu vermuten, daß schwerere Erkältungen von den Erkrankten häufig als Grippe
eingeschätzl wurden.

Die Krankheiten des Skeletts, der l\,luskeln und des Bindegewebes folgten mit 19% an
dritter Stelle. An Stotlwechselkrankheiten litten I %, an Krankheiten der Verdauungsor-
gane 8,5% der kranken Bevölkerung.

Die meldepflichtigen lnfektionskrankheiten, wie Tuberkulose, Kinderlähmung, Pocken
u.ä., sind zahlenmäßig von untergeordneter Bedeutung. Sie werden aber von den
Gesundheitsämtern besonders sorgfältig beobachtet, um eine Ausbreilung rechtzeitig
erkennen und entsprechende Gegenmaßnahmen ergreifen zu können.

lm längerfristigen Vergleich spiegeln sich die Erfolge wider, die beider Seuchenbekämp-
tung errungen werden konnten. Einige einstmals gefürchtete lnfektionskrankheiten, wie
Diphtherie und Kinderlähmung, treten heute nur noch ganz vereinzelt auf. Der letzte
Pockenfall in der Bundesrepublik Deutschland wurde im Jahr 1970 regiskiert. Auch die
Zahl der Tuberkulosekranken ist seit langem kontinuierlich rückläufig. Auf 100000

Abb. 'l : Kranke Personen im April 1982 nach Art der Krankheit
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Einwohner entfielen 1950 noch 280 Personen, die an dieser Krankheit litten; 1985laq die
entsprechende Vergleichszahl bei 28. Absolut bedeutet dies eine Verminderung der
Neuerkrankunqen von 130000 auf 16970.

Ebenfalls rückläufig istdie Gesamtzahl der Geschlechtskranken. Zwischen 1971 (erstma-
lige statistische Erfassung) und 1985 sank sie von rund 82000 auf knapp 41000. ln
diesem Bereich ist allerdings eine Dunkelziller unbekannter Größenordnung einzukalku-
lieren.

An der Anlang der achtziger Jahre erstmals beobachtelen lmmunschwächekrankheit
Aids waren nach Aufzeichnungen des Bundesgesundheitsamtes von Anfang 1982 bis
Ende Juni 1987 1 133 Personen erkrankt. Betroflen waren 1067 l\ränner und 66 Frauen.
Bei 521 Personen hat Aids bereils zum Tode geführt. Weltweit nennt die Weltgesund-
heitsorganisation (WHO)bisAnfang April '1987 eine Gesamtzahlvon 46 000 regiskierten
Erkrankungen, davon allein 33 000 in den USA. Die tatsächlichen Zahlen dürften wegen
einer vermutlich relativ großen Zahl nicht erfaßter Erkrankungen deutlich höher sein.

Abb. 2: Entwicklung ausgewählter Erkrankungen meldepflichtiger
Krankheiten
je 100000 Einwohner
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8.1 .2 Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten
1984 wurden der gesetzlichen Unfallversicherung 1,7 lrill. Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten angezeigt, darunter 1,5 NIill. ,,echte" Arbeilsunfälle (ohne Unlälle aul dem
Weg nach und von derArbeitsstätte sowie ohne Berufskrankheiten). Somitwar etwajeder
siebzehnte Erwerbstätige von einem Arbeitsunfall belroffen.
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Tab. 3: Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten

Jahr Angezeigte Unfälle und Erkrankungen

insgesamt darunter
,,echte" Arbeitsunfälle

ohne Wegeunfälle
mil Todesfolge

1970
1972
1974
1976
1978
1980
1982
1984

2 673 000
2 481 000
2 212 000
2 057 000
2 057 000
2 158 000
1 805 000
1711000

2 392 000
2 237 000
1 989 000
1 829 000
'r 818 000
1 917 000
1 593 000
1 517 000

Tab. 4: Beruiskrankheiten 1984

Berufskrankheit€n

insgesamt dar.erstmalig

im Laufe
des Jahres
angezeigte

Fälle

Durch chemische Einwirkungen
verursachte Krankheiten

Durch physikalische Einwirkungen
verursachte Krankheiten
darunter:

Lärmschwerhörigkeit
Durch lnfektionserreger oder

Parasiten verursachte
Krankheiten sowie
Tropenkrankheiten

Erkrankungen derAtemwege
und der Lungen, des Rippen-
fells und Bauchfells
darunter:

Erkrankungen durch Stäube
Hautkrankheiten
Sonstige

lnsgesaml

1 325

40 s99

26 588

64

1714

1 268

1 915

11 817

I 617

7 700 3 245

29 254 1 447 6 955

1 035
450

21

4 407

26 594
I017

64

86 959

3 931
10 912

569

35 413

172

6 282
6 102
5 219
4 688
4 35'l
3 998
3 446
3 125

Entschädigte
Erkrankungen



Gegenüber 1970 hat sich die Zahl der angezeigten Unfälle um 36% verringert. Noch
stärker rückläufig ist die Zahl der Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, die einen
tödlichen Ausgang nehmen (- 50%). Hier dürtten sich die verstärkten Bemühungen zur
Unfallverhütung auswirken.

Betrachtel man die Ursachen von Berufskrankheiten (vgl. Tab.4r, so spielen durch
Stäube hervorgerufene Erkrankungen derAtemwege und Lungen sowiedie Lärmschwer-
hörigkeil eine wichtige Rolle. Autfällig ist die Diskrepanzzwischen angezeigten Fällen und
tatsächlich entschädigten Erkrankungen. So wurden 1984 bei den Hautkrankheiten und
den durch chemische Einwirkungen verursachten Krankheiten - gemessen an den
angezeigten Fällen nur rund 5% erstmalig entschädigt. Bei diesen Erkrankungen
übertrafdie Zahl der \,vährend des Jahres angezeigten Fälle sogar beiweitem die Zahtder
insgesamt entschädiglen Erkrankungen. Olfenbar sind eine Vielzahl der angezeigten
Erkrankungen nicht so schwerwiegend, daß sie zu Entschädigungen führen würden.

8.1.3 Todesursachen
lmmer weniger Krankheiten nehmen heute einen tödlichen Ausgang. Dies isl einer der
wichtigsten Gründe für die erheblichen Veränderungen in der Bedeutung der einzelnen
Todesursachen. Die Sterbetälle an infektiösen und parasitären Krankheiten konnten
stark eingedämmt werden und hatten 1985 nur noch einen Anteil von 0,7% an allen
Sterbefällen. Dafür haben andere Ursachen an Gewicht gewonnen. Dies äußert sich u. a.
in einer Konzentration der Sterbefälle auf wenige Todesursachen.

Über die Hälfle allerTodesfälle waren im Jahr 1985 allein auf Krankheiten des Kreislaut-
systems zurückzuführen. Fast jeder vierte Kreislauftote starb an akutem Herzinfarkt.
Bösartige Neubildungen hatten einen Anteilvon rund 23 %. Davon entfiel allein mehr als
ein Sechstel auf Krebs der Atmungsorgane.

Rund 35400 Sterbefälle (5% der Sterbefälle insgesamt) wurden 1985 durch Unfälle und
sonstige Gewalteinwirkung verursacht. Etwa 8000 Menschen - 5700 l\ränner und 2300
Frauen - wurden 1985 Opfer von Kraftfahrzeugunfällen. Unfälle durch Sturz forderten
8242 Menschenleben (2860 lvänner und 5382 Frauen). 195 Personen starben durch
Vergittungsuntälle. 12617lvlenschen schieden in der Bundesrepublik Deutschland 1985
ireiwillig aus dem Leben; davon waren zwei Drittel l\ränner.

Medikamenten- und Drogenmißbrauch fühne in 207 Fällen zum Tode. Beidiesen Toten
handelt es sich überwiegend um junge Menschen; fast zwei Drittel wurden nicht älter als
30 Jahre.

Durch Alkoholabhängigkeit fanden 1985 rund 2540 Personen den Tod. (Darin sind nicht
die an alkoholischer Leberzirrhose Gestorbenen - 3200 Personen - enthalten.)86 % von
ihnen waren älter als 40 Jahre.

Ein besonders wichtiges lndiz für den erreichten medizinischen Standard ist die Säug-
lings- und l\rüttersterblichkeit. Aufdiesem Gebiet konnten inder Bundesrepublik Deutsch-
land erhebliche Fortschritte erzielt werden. Die Säuglingssterblichkeit ist in den letzten
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Abb. 3: Todesursachen 1985
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Jahren konlinuierlich zurückgegangen. 1985 starben noch 9 Säuglingeje 1 000 Lebend-
geborene gegenüber 39 im Jahre '1956.

An Komplikationen der Schwangerschaft, bei der Entbindung und im Wochenbett sind
1956 1191 Mütter gestorben, 1985 waren es noch 63. Je 100 000 Lebendgeborene belief
sich die Zahl der gestorbenen lrütler 1956 aul 139, 1985 auf 11.

8.2 Medizinische Versorgung

8.2.1 Personal im Gesundheitswesen
Für die Behandlung der Krankheiten ist eine quantitativ ausreichende und qualitativ
hochwertige medizinische Versorgung besonders bedeutsam. Die entsprechenden
Bestandsangaben signalisieren lürdie Bundesrepublik Deutschland- auch im internatio-
nalen Vergleich - eine günstige Ausgangssituation.

Über längere Zeit hinweg hat sich sowohldie Ausslattung als auch die Versorgung mit
Personal im medizinischen Bereich ständig verbessert. Ende 1984 waren rund 585000
Personen mit staatlicher Prüfung in den in fab. 5 genannten bundesrechtlich geregelten
Berufen des Gesundheitswesens tätig; das waren 57 o/" meht als 1970. Die größten
Beru,sgruppen bildeten 1984 das Krankenpflegepersonal (45%) und die Arzte (26%);
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aul Zahnätzle, Apotheker und medizinisch-technische Assistenten entfielen nahezu
gleich hohe Anteile (5,0 bis 5,9%).

lm Vergleich zu 1970 hat sich die Zahl der Arzte um über die Hälfte erhöht. Rein
rechnerisch entfielen 1984 auf jeden berufstätigen Arzt 390 Einwohner, gegenüber 612
im Jahre 1970. Die Anzahl det Zahn*zle ist mit 34415 im Vergleich zu 1970 nur
geringfügig angestiegen. lm Durchschnitt hatle ein Zahnarzt im Jahre 1984 1743
Patienten zu versorgen.

Tab. 5: Berulstätige im Gesundheitswesen
in Tausend

Ausgewählte Berufe
des Gesundheitswesens

Jahresende

1965 1970 1975 1980 1984'

Arzte
Zahnälzle
Apotheker
Heilpraktiker
Krankenschwestern und -pfleger
Kinderkrankenschwestern und -pfleger
Krankenpflegehelfer
Hebammen
Med.-techn. Assislenten

85,8
31,7
17,7
2,6

110,1
13,3
5,5
8,2

14,9

99,7
31,3
20,9
2,7

123,3
16,6
21,2

6,9
18,0

118,7
31,8
25,6

3,7
159,2
21,7
42,8

5,9
23,4

139,4

28,7
6,7

192,7
25,4
44,5
5,6

30,0

153,9
34,4
30,9
8,4

201,0
24,6
37,9

29,1

Tab. 6: Arztedichte

Arzledichte 1960 1970 1975 1980 19841

Einwohner je Arzt
Einwohner je Zahnarzt

703
1716

612
1951

519
1 940

442
1 855

390
1743

Von den 153900 berufstätigen Arzten waren 1984 rund 52 % als Arzte fürAllgemeinmedi-
zin, als praktischeArzte oder in der Weiterbildung zum Facharzttätig, 12 % arbeiteten als
Arzte für innere Medizin, 5 % als Frauenärzte, 5 % als Chirurgen sowie jeweils knapp 4 %
als Kinderärzte und als Arzte für Nervenheilkunde, Neurologie und Psychiatrie. Die
übrigen rund 27600 A.zle 1j8%) leilten sich auf weitere 19 Fachgebiete auf.
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44% allet Atzle übten ihren Beruf in freier Praxis aus, 47% arbeit€ten in einem
Krankenhaus und 8% hatten sich der Verwaltung oder Forschung zugewandl. 1970
waren noch 51o/. der Arzle freiberuflich, 39 % an Krankenhäusern und 10% in der
Verwaltung oder Forschung tätig. Die zahl der Arzte in Krankenhäusern ist demzulolge
soit 1970 wesentlich stärker gestiegen (+ 34400) als die Anzahlder Arzte in keier Praxis
(+ 17160).

Von allen Arzten waren knapp 24% Frauen;beiden Fachärzten (ohne Allgemeinmedizi'
ne0 lag der Antoil bei rund 19 %. Um so mehrfällt der mit 40 % überdurchschnittlich hohe
Frauenanteil in den Bereichen Anästh€sie und Kinderheilkunde auf. ln der Frauenheil-
kunde und Geburtshilfe - traditionell eine Domäne der Frauen - ist heute nur etwaieder
sechsteArzteine Frau. Zugleich istdieZahlder Hebammen stark rückläufig. Seit 1970 ist
sie von rund 6800 auf 5400 gesunken.

Ein überden Zuwachsdes Personals in derSchulmedizin hinausgehenderAnstieg ist bei
den Heilpraktikern zu verzeichnen. lhre Zahl hat sich seit 1970 auf 8400 verdreilacht,

8.2.2 Krankenhäuser
Ende '1985 gab es im Bundesgebiet 3098 Krankenhäuser mit insgesamt rund 675000
Betten. Ein Vergleich zu 1970 zeigt eine Tendenz zum größeren Krankenhaus: Die
durchschnittliche Bettenzahl pro Krankenhaus stieg von 191 im Jahre 1970 aul218 im
Jahr 1985.

ln den Krankenanstalten wurden 1985 12,2 Mill. Patienten stationär behandelt. lhre
durchschnittliche Verweildauer bekug 18 Tage. lm Vergleich zu 1970 bedeutet dies, daß
mehr Kranke aufgenommen wurden, die Patienten aber kürzere Zeit im Krankenhaus
zubringen mußten. Für diese Entwicklung waren mehrere Gründe maßgebend, deren
Bedeulung sich im einzelnen nur schwer abschätzen läßt. Die höhere Anzahl älterer
Menschen mit entsprechend größerer Krankheitsanfälligkeit hat ebenso eine Rolle

Tab.7: Krankenhäuser, Betten, Kranke und Verweildauer

Jahr Kranken-
häuser

Planmäßige
Betten

Stationär
behandelte

Kranke

Durchschnittliche
Verweildauer

Anzahl 1 000 tvli Tage

1970
1975
1980
1985

3 587
3 481
3 234
3 098

683,3
729,8
707,7
674,7

10,4
11,6
12,2

24,9

19,7
18,0
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gespielt wie eine zunehmende Neigung, auch weniger schwerwiegende Krankheiten im
Krankenhaus behandeln zu lassen oder die Bemühungen, durch eine Verkürzung des
Krankenhausaufenthaltes die Kosten zu dämpfen. Darüber hinaus dürfte auch der
medizinische Fortschritl zu kürzeren Behandlungszeiten geführt haben.

8.3 Gesundheitsvorsorge

8.3.1 Früherkennung
Gemessen an früheren Jahren sind die Heilungsaussichten für eine Vielzahl von
Krankheiten ungleich günstiger geworden. Hierzu haben sowohl Erfolge bei der rechtzei-
tigen Diagnose als auch die Forlschritte in der medizinischen Behandlung beigetragen.

lm Rahmen des Programms zur Früherkennung von Krankheiten sind vor allem die
entsprechenden Untersuchungen bei Kleinkindern ein wichtiges Mittel, um gravierende
Gesundheitsschäden zu vermeiden. Dasselbe Ziel haben sich dae Vorsorgeuntersuchun-
gen zur Früherkennung von Krebskrankheiten gesetzt. Obwohlsie Teildes Leistungska-
talogs der geselzlichen Krankenversicherung sind, werden sie von den Berechtigten nur
zu einem relativ geringen Prozentsatz in Anspruch genommen (vgl. Tab. 8).

Von 100 berechtigten lrännern nahmen 1983 nur 13 an den Vorsorgeuntersuchungen
teil. Von den Frauen, die Anspruch auf kostenlose Vorsorgeunlersuchungen hatten,
beleiligten sich 31 %. Bei durchschnittlich 2,4% der untersuchten lränner und 3,1 % der
Frauen wurden 1982 aufgrund der Untersuchungsergebnisse weitere Maßnahmen
veranlaßt.

Tab. 8: lnanspruchnahme der Krebsfrüherkennungsuntersuchungen
in Prozent der Berechtigten

Jahr l\ränner Frauen

1972
1974
1976
1978
1980
1982
1983

10,8
.14,4

16,1
17,3
13,4
13,9
13,3

26,5
31,4

35,0
32,1
30,6
30,9

Die Bereitschatl, Kleinkinder (bis zu einem Alter von vier Jahren) an Früherkennungsun-
tersuchungen teilnehmen zu lassen, ist in den Jahren von 1972 bis 1983 beträchtlich
gesliegen (von 54 auf 89 %).
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Allerdings fällt die Teilnahmequote im Laufe des Vorsorgeprogramms deutlach ab.
Während alle Säuglinge der Neugeborenen'Basis-Untersuchung zwischen dem dritten
und zehnlen Lebenstag unterzogen werden, liegt die Teilnahmequote bei der nächsten
Untersuchung in dervierten bis sechsten Lebenswoche nur noch bei96%;sie sinktdann
kontinuierlich bis auf 69% beider letzten untersuchung zwischen dem dritten und vierten
Lebensjahr. 1983 ergaben 92 von 100 Untersuchungen einen ,,unautfälligen" Befund.

8.3.2 Lebenslührung als Mittel der Gesundheitsvorsorge
Für die Verhütung von Krankheiten bzw. den günstigen Verlauf des Heilungsprozesses ist
die persönliche Lebensführung einer der entscheidenden Einflußfaktoren Neben ver-
schiedenen Anzeichen, die auf ein verbessertes Gesundheitsbewußtsein hindeuten, gibt
es eine Reihe alarmierender Erscheinungen, die eher skeptasch stimmen. So hat sich in

der Bundesrepublik Deutschland-wie in vielen anderen lnduslriestaaten - ein großerTeil
der erwachsenen Bevölkerung ottensichtlich in seiner Ernährung noch nicht an die
veränderten Lebens- und Arbeitsbedingungen angepaßt. Die Aufnahme von zuviel bzw.
von nicht richtig zusammengesetzler Nahrung begünstigt die Entstehung von Uberge-
wicht, von dem inzwischen nicht nur ein großer Teil der erwachsenen Bevölkerung,
sondern auch Kinder betrolfen sind.

Die letzte amtliche Befragung zu diesem Themenbereich fand im Rahmen des Mikrozen-
sus 1978 statt. Danach hatten 27 % der lrännet und 22yo det F@uen ein Körpergewicht,
das um 1O% oder mehr über dem Normalgewicht lag. (Das Normalgewicht wurde nach
der Faustregel ermittelt: Körpergröße in Zentimätern minus 100 = Normalgewicht in

Kilogramm.) Diese Befragung bestätigte auch, daß der Anteil der kranken Personen bei
den Personen mit Übergewicht höher lag als bei den übrigen Personengruppen

Tab.9: Relatives Körpergewicht von Männern und Frauen 1978
15 Jahre und älter

Relatives Körpergewicht l\,4änner Frauen

'10% und mehr unler Normalqewicht
Normalgewicht
10% und mehr über Normalgewichl
Ohne Angabe

2s,1
44,4
27,4

3,1

28,3
46,8
21,9
3,0

Ein weiterer gesundheitlicher Risikofaklor ist der übermäßige Konsum von Genußmitteln,
insbesondere von Tabak und Alkoholika. lm Rahmen der Mikrozensusbekagung des
Jahres 1978 gaben 30% der Bevölkerung (im Alter von zehn Jahren und meh0 an,

178

%



Tab. 10: Verbrauch ausgewählter Genußmittel je Einwohner

Erzeugnis Einheit 1970 1975 1980 '1985

1 943
141
3,1

2 015
148
3,04

2 086
146
3,07

1 973
145
2,37

st.
I

I

23,2 25,5 23,31

1 1985/86.

Raucher zu sein. I % rauchten zwar nicht, hatten aberirüher zur Zigarette odersonstigen
Tabakwaren gegritfen. Gut60% hatlen noch niegeraucht. Von den Bauchernwaren zwei
Orittel Männer und ein Drittel Frauen. ln der Altersklasse zwischen 14 und 18 Jahren
rauchten etwa 16 %. Knapp ein Viertel der Zigarettenraucher konsumierte regelmäßig
mehr als 20 Zigaretten täglich.

Hinsichtlich des Alkoholkonsums ergab eine Unlersuchung im Auftrag des Bundesmini-
steriums fürJugend, Familie und Gesundheit, daß 1981 79% der Bevölkerung über 16
Jahre täglich oder ,,öfter mal" irgendein alkoholisches Gekänk tranken, 21 % gaben an,
dies nur selten oder nie zu tun. 1973 hatten noch 85% angegeben, täglich oder häuliger
Alkoholika zu konsumieren.

Über den Konsum und lvlißbrauch von Genuß- und Rauschmitteln beijungen Menschen
im Alter von 12 bis 24 Jahren liegen Ergebnisse einer empirischen untersuchung des

Tab. 11: Rauchgewohnheiten der Bevölkerung 1978
10 Jahre und älter

lvlännlich Weiblich

Gegenwärtige Raucher
davon:

regelmäßlg
gelegentlich

Frühere Raucher
Ohne Angabe
Nichtraucher

lnsgesamt

43,0

36,7
6,3

12,1
1,1

43,8

100
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Zigaretten
Bier
Branntwein zu Trinkzwecken
Trinkwein

einschließlich Schaumwein

Rauchgewohnheit

19,2

14,7
4,5
4,5
0,8

75,4

100



lnfratest-lnstituts aus dem Jahr 1983 vor. Danach beträgt der Anteil der exzessiven
Baucher in dieser Altersgruppe, d. h. derjenigen, die vor dem 15. Lebensjahr mil dem
Bauchen begonnen haben und zum Zeitpunkt der Befragung mehr als 20 Zigaretten pro

Tag rauchten, 5%. Fastjeder zweite exzessive Raucher ist zwischen 21 und 24 Jahren
alt. lrit zunehmendem Alter steigt erwartungsgemäB der Anteil der Raucher bei beiden
Geschlechtern. Zwischen der Gruppe der 12- bis 14jährigen und der 15- bis 17jährigen
zeigt sich eine sprunghafte Zunahme der Raucheranteile. lnsgesamt sind 39% aller
Jugendlichen zwischen 12 und 24 Jahren Raucher.

Alkoholische Gekänke nehmen 24o/. aller Jugendlichen regelmäßig zu sich. Unter den
12- bis 14iährigen waren bereits 3% regelmäßige Alkoholkonsumenten. Bei den 15- bis
17jährigen betrug derentsprechende Anteilbereits 18 %, beiden 18- bi§ 20iährigen 31 %.

Zu Rauschmitteln haben 9,7/. aller Befragten im Alter zwischen 12 und 24 Jahren
mind€stens schon einmal gegritfen. Bei den Befragten unter 18 Jahren waren es 4 %, bei
den Volljährigen 15 %.

8.4 Schwangerschaftsabbrüche
lm Jahre 1985 wurden im lnland 83538 Schwangerschaftsabbrüche gemeldet, das sind
4,7 % weniger als 1980 und 3,2 % weniger als 1984. Auf 1 000 Lebend- und Totgeborene
entfielen somit 142,3 Schwangerschaftsabbrüche, l980waren es 140,1 und 1984147,9.

Tab. 12: Schwangerschaftsabbrüche

Schwangerschalts-
abbrüche

Allge-
mein-

medizi-
nische

Psychia-
trische

Euge-
nische

Ethische
(krimino-
logische)

Sonstige
schwere
Notlage

ins-
gesamt

je 1000
Lebend-
und Tot-
geborene lndikation

%

1980
'1981

1982
1983
1984
1985

20,1
17,6
16,7
14,3
12,0
11,1

2,4
,o
2,6
2,2
1,4
1,6

3,5
3,2
2,5
2,1
1,9
1,3

'7' 
'

74,8
76,9
80,2
83,3
84,3

87 702
87 535
91 064
86 529
86 298
83 538

140,1
139,9
146,2
145,2
147,9
142,3

0,1
0,1
0,1
0,1
0,1
0,1
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84% aller 1985 gemeldeten Schwangerschaftsabbrüchewurden aufgrund einer,,sonsti-
gen schweren Notlage" (nichl immer zutretfend mit ,,sozialer lndikation" bezeichnet)
veranlaßt. Jeder neunte Abbruch (1 1,1 %) war wegen einer ,,allgemein-medizinischen
lndikation" vorgenommen worden.

Mehralsdie Hältle der Schwangerschaltsabbrüche entfielauf 18- bis29iährige, ein Drittel
auf 30- bis 3gjährige F/awn.7,3o/o der Frauen waren 40 Jahre und älter, 3,4% waren
noch nicht 18 Jahre alt. lrit zunehmendem Alterder Frauen verlieren die Notlagenindika-
tionen gegenüber den medizinischen Begründungen an Bedeutung.

Die Ergebnisse dieser Stalistik müssen in zweifacher Hinsicht mit Vorbehalt beurteilt
werden. Zum einen läßt noch immer eine Reihe von Frauen die Schwangerschatt im
Ausland abbrechen (1984 ungefähr 9900 in den Niederlanden und etwa 250 in Großbri-
tannien gegenüber einer Zahl von etwa 63400 im Jahr 1975). Zum anderen dürfte die
tatsächliche Zahl von Schwangerschaftsabbrüchen höher liegen, weil nicht gemeldete
und illegale Schwangerschaftsabbrüche im ln- und Ausland vorkommen, die in ihrer
quantitativen Bedeutung schwer abzuschätzen sind.

8.5 Schwerbehinderte
lm Gegensatz zu einer akuten Krankheit oder einer Unfallschädigung mit kurzer
Heilungsdauer bedeutet Behinderung eine Einschränkung der Entfaltungsmöglichkeiten
für längere Zeit, möglicherweise für das ganze Leben.

ln der Statistik werden seit 1985 nur noch die Schwerbehinderten erfaßt, das sind
Personen, denen ein Grad der Behinderung von 50% oder mehr zuerkannt worden ist.
Am 31. Dezember 1985 waren beiden Versorgungsämtern 5,37 Mill. Schwerbehinderte
registriert, das entsprach einem Anteilvon rund 9% der Bevölkerung der Bundesrepublik
Deutschland. Über die Hälfte dieses Personenkreises (52,9 %) waren Männer.

Die Gliederung der Behinderten nach Altersgruppen zeigt eine starke ,,Alterslastigkejt".
Behinderung kommt beiPersonen im lortgeschrittenen Alternaturgemäß häuligervor als

Tab. 13: Schwerbehinderte am 31. Dezember 1985

Schwerbehinderte lnsgesamt lmAltervon...Jahren

unter 25 25-54 55-64
65 und
mehr

1000 %

lnsgesamt
Männlich
W€iblich

43,8

52,1
,8
,0

4
4
4

s 372
2 841
2 s31

22,1
24,4
19,5

29,7
34,5
24,4
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beijüngeren Menschen. Fasl drei Viertel (73,5 %) der Schwerbehindeden waren 55Jahre
oder älter, der Anteil der unter 2sjährigen wat mil4,41o relativ gering.

Die weitaus meisten Behinderungen - nämlich 80,1 % der Fälle - waren krankheitsbe-
dingt. Weitere 6,5% der Schwerbehinderten hatten dauernde Schäden in Krieg, Wehr-
dienst oder Zivildienst erlitten und in 4,3% der Fällewardie Behinderung angeboren. Bei
3,1 % wurde das Leiden durch einen Unfall oder eine Berufskrankheit verursacht.

Abb.4: Schwerbehinderte am 3'1. Dezember 1985
nach Art der schwerwiegendsten Behinderung

Sonstige und ungenügend
bezeichnete Behinderungen
I,O%

Ouerschnittlähmunq,
zerebräle Störungen,
geistig seelische
Behinderungen,
Suchtkrankheiten-

Verlust oder Teilverlust

11 ,4 vd

Funktionseinschränkung

von Gliedmaßen
2,4%

von Gliedmaßen
15,2v.

einschränkung
der Wirbelsäule

und des Rumpfes,
Deformierung

des Brustkorbes
14,8%

Blindheit und
Sehbehinderung

4,3%
Sprach- oder Sprech-
störungen, Taubheit,

Schwerhörigkeit,

Beeinträchtigung
der Funktion
von inneren Org€nen
bzw. Organsystemen
37,4%

Gleichgewichts'
störungen

3,5%
Kleinwuchs,

Entstellungen u.a.
2,O%

Häufigste Behinderungsart ist die Beeinträchtigung der Funktion von inneren Organen
oder Organsystemen mil einem Anteilvon 37,4 %. Darunter befanden sich allein 1,2 irill.
Herz- und Kreislaulkranke, das sind22,5 % aller Schwerbehinderten. Am zweithäuligsten
,,aren Funktionseinschränkungen der Gliedmaßen (15,2olo). Bei 14,8olo der Schwerbe-
hinderten lag eine Funktionseinschränkung der Wirbelsäule und des Rumpfes sowie
Deformierung des Brustkorbes vor. Eine Querschnittlähmung, zerebrale Störung, geistig-
seelische Behinderung oder Suchtkrankheit wurde in 11,4% der Fälle diagnostiziert.

5,37
t\4i .
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8.6 Rehabilitationsmaßnahmen
1984 wurden von der gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung, der
Kriegsoplerversorgung und Kriegsoplerfürsorge, der Bundesanstalt für Arbeit sowie der
Sozialhilfe 1,88 irill. Rehabililationsmaßnahmen durchgeführt. Hierunter fallen alle
Maßnahmen der Sozialleistungsträger, die das Zielverfolgen, Behinderungen entgegen-
zuwirken sowie Behindeden und von Behinderung bedrohten Person€n einen angemes-
senen Platz im Arbeitsleben und in der Gesellschaft zu sichern.

Von den Rehabililationsmaßnahmen des Jahres 1984 ent,ielen 85,4% aul medizinische
und 12,2o/o auf berufsfördernde lrlaßnahmen, 2,4o/. dienlen der allgemeinen sozialen
Eingliederung. Gut die Hällte der Maßnahmen (55,1 % ) wurden von Männern in Anspruch
genommen. Medizinische Rehabilitationsmaßnahmen wurden hauptsächlich Menschen
im fortgeschrittenen Lebensalter gewährt: Bel den medizinischen Rehabilitanden waren
76,1o/o 45 Jahteodet älter. Anders verhält es sich beiden berufsfördernden Maßnahmen,
die hauptsächlich Behabilitanden im iüngeren und mittleren Lebensalter zuteil werden;
hier waren 82,0o/o dq Rehabilitanden zwischen 18 und 55 Jahre alt, wobei die
Altersgruppe der 18- bis unter25jährigen mit einem Anteilvon 27,8% besonders starkins
Gewicht fällt. Maßnahmen zur sozialen Eingliederung wurden dagegen übeMiegend
älteren lrenschen ab 55 Jahre (60,8 %), häufig aber auch den unter 2qäntigen (24,4%)
gewährt.

Art der l\raßnahme lnsgesamt l\,ilän nlich Weiblich

Medizinische Rehabili
tationsmaßnahmen

Beruf sf ördernde R€habili-
tationsmaßnahmen

Maßnahmen zur sozialen
Eingliederung

lnsgesaml

1 604 217

230 1 19

45 02s

1 879 361

52,0

72,8

75,0

55,1

48,0

27,2

25,0

44,9
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Tab. l4: Rehabilitationsmaßnahmen 1984

8.7 Ausgaben für die Gesundheit
Zur Berechnung der Ausgaben für die Erhaltung und Wiederherstellung der Gesundheit,
für Krankheitsvorbeugung und zur Milderung von Krankheitsfolgen werden u. a. Ergeb-
nisse aus der Finanzstatistik, dem Sozialbudget, der Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe in Verbindung mitden Volkswirtschattlichen Gesamtrechnungen, dergesetzlichen



Rentenversicherung sowie der Krankenversicherungen zusammengetragen. (Diese
Angaben unterscheiden sich damit von denen des Sozialbudgets.) Über die dort
enthaltenen Ausgaben für Gesundheit hinaus sind in den hier herangezogenen Berech-
nungen die Ausgaben der privaten Haushalte und der privaten Krankenversicherungen
enthalten sowie zusätzliche Ausgaben derötfentlichen Haushaltewie etwa Ausgaben für
Ausbildung und Forschung im Gesundheitsbereich.

Von 1970 bis '1984 haben sich die Ausgaben für Gesundheit von 70,3 lvlrd. DM auf
229,2 l\4rd. Di, mehr als verdreifacht. Je Einwohner beliefen sich die Ausgaben 1970 auf
1 159 DN,l und 1984 auf3 747 DM. Der Anteil der Ausgaben lür Gesundheit (ohne Einkom-

Abb.5: Ausgaben für Gesundheit nach Leistungsarten
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mensleistungen) am Bruttosozialprodukl vergrößerte sich im gleichen Zeitraum von
6,4% aul9,5%.

lnnerhalb der Ausgabenkategorien steht der Leistungsbereich ,,Behandlung" (ambulante
und stationäre Behandlung einschließlich Arzneien, Heil- und Hillsmittel, Zahnersatz) an
der Spitze. Für ihn wurden '1984 135,4 Mrd. Di, aufgewandt, das sind 59% aller
Gesundheitsausgaben. Gegenübe||970 war damil ein Zuwachs von 285yo zu vetzeich-
nen. Dabeiwar der Ausgabenanslieg in den Bereichen stationäre Behandlung (+ 321 %)
und Zahnersatz (+455%) besonders ausgeprägt (vgl. dazu auch 9.5).

Auf Krankheitslolgeleistungen, im wesenllichen Rehabilitationen, Entgeltfortzahlung
sowie Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten, entlielen mit 66,9 Mrd. DM rund 29 % aller
Ausgaben für die Gesundheit. Gegenüber 1970 ist in diesem Bereich ein unterdurch-
schnittlicher Anstieg um 143% festzustellen.

Nahezu die Hälfte der Ausgaben (46 %) wurde '1984 von der gesetzlichen Krankenversi-
cherung getragen, 1970 gingen lediglich 35% zu Lasten dieser Krankenkassen. Diese
Verschiebung spiegelt neben gesamtwirtschaftlichen Faktoren wie der Preisentwicklung
die Ausdehnung des Leistungsangebots und die Einbeziehung zuvor nicht versicherter
Personengruppen zu Beginn der siebziger Jahre wider.

Leistungsart lrrd. Dl,

Behandlung
darunter:

Stationäre Behandlung
Arzneien, Heil- und Hilfs-
mittel, Zahnersatz
Ambulante Behandlung

Krankheitsf olgeleistungen
darunter:

l,Iaßnahmen zur Sicherung des
Lebensunterhalls bei Krank-
heit und lnvalidität

Vorbeugende und betreuende
Maßnahmen
Ausbildung und Forschung
Nicht aufteilbare Ausgaben

lnsgesamt

59,1

21,5

38,5
66,9

60,1

18,4
16,8
29,2

13,3
3,6

10,0

229,2

26,2

5,8
1,5
4,4

100

185

Tab. 15: Ausgaben lür die Gesundheit 1984

%

135,4

49,3
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Die ötfentlichen und privaten Arbeitgeber kagen die zweitgrößte Last mit 36,4 [4rd. Dlr,
also 15,9% der Gesamtaufwendungen für Gesundheit. 1970 waren von ihnen noch
24,6 % der Ausgaben finanziert worden. Wesentlicher Beslandteil der Arbeitgeberaul-
wendungen sind die Lohnlortzahlungen im Krankheilsfall. Die übrigen Ausgabenkäger
haben ihre Anteile seil 1970 nur geringfügig verändert.

Abb.6: Anteile der Ausgabenträger an den Ausgaben für Gesundheit
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9 Soziale Sicherung

9.1 Entwicklung der Sozialversicherung
Das System der sozialen Sicherung hat in einer langen hastorischen Entwicklung zu
seiner heutigen Form gefunden und spiegelt damit ein Stück deutscher Sozialgeschichte
wider. Der Grundstein wurde im Jahre 1881 mit der von Bismarck angeregten Gesetzge-
bung zur Krankenversicherung der Arbeiter, dem Unfallversicherungsgesetz und dem
Gesetz über die lnvaliditäts- und Alterssicherung gelegt. Dahinter stand vor allem der
Gedanke, ärgste soziale Nöte zu lindern und eine Grundsicherung gegen die Wechsel-
fälle des Lebens einzuführen.

ZweiWeltkriege mit tiefgreilenden sozialen umwälzungen haben dieweitere Entwicklung
enlscheidend geprägt. Von besonderer Bedeutung fÜr den Ausbau der sozialen Siche-
rung warlerner das Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes. Heute fließt nahezu die Hälfte
der Ausgaben der öffentlichen Haushalte (einschließlich der Sozialversicherungsträger
und der Bundesanstalt für Arbeit) in die soziale Sicherung. Neben der Sozialversiche-
rung- als dem Kernstückdes Systemssozialer Sicherung - stehen weitere soziale Hilfen
des Staates, die zu einem feinmaschigen Netz verwoben sind. Leitgedanke i§t dabei das
solidarische Einstehen für den sozial Schwächeren und HillsbedÜrttigen.

9.2 Das Sozialbudget
Am deutlichsten werden die Skukturen und Zusammenhänge des Systems der sozialen
Sjcherung im Sozialbudget der Bundesregierung. Diese iährliche zusammenstellung
bietet in einerGliederung nach lnstitutionen einen Überblick überdie sozialen Leislungen
der staatlichen Einrichtungen, der öffentlichen Körperschaften und der Arbeitgeber.
Außerdem gruppiert sie nach Funktionen, d. h. nach Zweckbestimmung der Leistungen
(2. B. Alter, Familie und Ehe, Wohnen usw.).

lm Laufe der Zeit hat sich das System der sozialen Sicherung so enlwickelt, daß eine
Reihe von lnstitutionen oder Einrichtungen nicht nur in einem einzigen, sondern in

verschiedenen Bereichen tätig werden. So sorgt etwa die Rentenversicherung nicht nur
für Alle und Hinterbliebene, sie ist auch mit Autgaben zur Sicherung und Wiederherstel'
lung der Gesundheit betraut (2. B. im Rahmen von RehabilitationsmaBnahmen oder
Kuren). Das Sozialbudget macht alle diese zusammenhänge erkennbar. Eine detaillierte
Darstellung würde iedoch den Rahmen dieses Bandes sprengen

ln lab. , werden zusammenlassend die Leistungen des Sozialbudgets nach lnstitutionen
dargeslellt und jeweils den Aufgabenbereichen zugeordnet, iür die zahlenmäßig die
bedeutendsten Leistungen erbracht werden.
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Tab. 1: Leistungen des Sozialbudgets

lnstitutionen
1985

Mrd. Dl, Y"
1975

irrd. Di,
Leistungen fallen
hauptsächlich in

Leistungsbereichl

Sozialbudget insgesamt
Allgemeine Systeme

Bentenversicherung
Krankenversicherung
unfallversicherung
Arbeitsförd€rung
Kindergeld

Sondersysteme
Allershilfe für Landwirte
Versorgungswerke

Be amtenrechtli ches System
Pensionen
Familienzuschläge
Beihilfen

A rbe i tg e b e r I e i s tu n g e n
Entgeltfortzahlung
Betriebliche Altersversorgung
Zusatzversorgung
Sonstige Arbeitgeberleistungen

Entschädigungen
Soziale Entschädigung (KOV)
Lastenausgleich
Wiedergutmachung
Sonstige Entschädigungen

Soziale Hilfen und Dienste
Sozialhilfe
Jugendhilfe
Ausbildungsförderung
Wohngeld
Ötf entlicher Gesundheilsdienst
Vermögensbildung

lndiekte Leistungen
Steuerermäßigungen
Wohnungswesen

572,3
353,6
175,2
114,5

11 ,7
39,0
14,5
4,6
3,3
1,3

52,0
36,8
8,2
7,0

50,0
26,0
11,6
8,2
4,2

17,1
13,4

1,3
2,0
0,3

45,3

7,8
0,5
2,6
1,9

10,3

51,5
46,1
5,4

100

61,8
30,6
20,0

2,0
6,8
2,5
0,8
0,6
0,2

9,1
6,4
1,4
1,2

8,7
4,5
2,0
1,4
0,7
3,0
2,3
0,2
0,3
0,1

3,9
1,4
0,1
0,s
0,3
1,8

9,0
8,0
0,9

346,6

201,6
101 ,1

61,1

18,1
14,6

1,9
0,6

37,0
26,0

7,0
4,0

29,7
18,5

3,5
2,4

11,1
1,8
2,4
0,5

32,3

4,3
2,3
1,8
1,4

'13,4

28,7
24,1

4,7
F,S

A,G

B
F

P,A

P,L

F

F

G

A,G
G,W

1 Zu den L€islungsboreichen vgl. S. 189.
O€lle: Bund6sminisler für Arbsit lnd So2ialordnung, Matoriatband zLrm Soziatbudgel 1986.
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Die wichtigsten Leistungsbereiche lassen sich tolgendermaßen abgrenzen:

- Ehe und Familie (F)

- Gesundheit (G)

- Beschäftigung (B)

- Alter und Hinterbliebene (A)

- Folgen politischer Ereignisse (P)

- Wohnen (W)

- Sparen (S)

- Allgemeine Lebenshilfen (L)

Die Leislungen des Sozialbudgets erreichten 1985 572 Mrd. Di, und waren damil mehr

als dreimal so hoch wie 1970 (180 Mrd. DM) und 65% höher als 1975. Die Soziallei-

stungsquote - als Verhältnis aller Sozialleistungen zum Sozialprodukt - lag 1985 mit

31,1 % etlvas niedriger als zehn Jahre zuvor (1975:33,7 %), aber deutlich höher als 1970

(26,7 y").

Die Mittelzur Finanziorung des Sozialbudgets wurden 1985 zu rund 32% von unterneh-

men (im wesentlichen Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung und Entgeltfodzah-

lung im Krankheitsfall), zu rund 39% von ötlentlichen Haushalten (Bund, Länder und

Abb. 1 : Sozialleistungsquolen
oo -7

30

32,O 311

26,7
25,O

20

'10

o 1965 1970 1975 1980 .1985 Jahr
Oueler Sundesminisler Iür Arbeil und Sozialordnung, Mateialbaid zum Sozialbudgel 1986
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Gemeinden) und zu etwa 28% von privaten Haushalten (hauptsächlich Beitragszahlun-
gen) aufgebracht; einen geringen Anteilvon zusammen knapp 1 o/o hatten die Sozialversr-
cherung, private Organisationen und die übrige Welt.

Abb.2: Finanzierung des Sozialbudgets 1985 nach euellen

Bund
20,60/o

Länder
10,9./.

Gemeinden
7,6%

Sozialversicherung

Unternehmen
31,8%

Priv. Haushalte

und priv Organisationen und übrige Welt
28,3v.o,8 0Ä

Quelh: Aundesminisler rür Aöeil und Soziatordnung, Maieiatband zum Soziatbudget 1986.

9.3 Die Elemente des Sozialbudgets
lrit 62% haben die ,,Allgemeinen Systeme" den größten Anteil am Sozialbudget. Sie
werden zusammen mit der Sozialhilfe in den folgenden Abschnitten (vg1.9.4 bis 9.8)
näher betrachtet.

Das ,,beamtenrechtliche System" bildet mit einem finanziellen Aufwand von 52 Mrd. DM
den zweitgrößten Block im Sozialbudget. Auch dort steht die Altersversorgung, und zwar
des öffenllichen Dienstes, im Vordergrund. Gegenüber 1975 sind dieAusgaben um 40 %
gesliegen; der Anteil am Sozialbudget sank abet von 10,7y. 1975 auf 9,1 % 1985.

Die ,indirekten Leistungen" beliefen sich 1985 auf 51,5 lvlrd. DM, das sind g% des
Sozialbudgets. Allein die Steuerermäßigungen in Form des Ehegattensplitting erreichten
fast27 Mrd. D[il. Für Steuerermäßigungen im Bereich desWohnungsbaus (einschließtich
des Bausparens) betrugen die lrindereinnahmen rund I Mrd. DM. Weitere S,4 NIrd. DM
wurden als Vergünstigungen im Wohnungswesen (hauptsächlich im sozialen Wohnungs-
bau) gewährt.
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Die ,,Arbeitgeberleistungen" hatten 1985 mit 5O'O Mrd. DM einen Anteil von nahezu I %
am Sozialbudget. Hierzu zählen die Entgeltfortzahlungen im Krankheitsfall, die betriebli
che Altersversorgung und die Zusatzversorgung im öllentlichen Dienst sowie sonstige

Arbeitgeberleistungen (2.8. Bereitstellung von Betriebswohnungen), nicht aber die

Arbeitgeberanteile an den Beiträgen zur Sozialver§icherung oder Leistungen nach den

Vermögensbildungsgesetzen u. ä.

Für,,Soziale Hillen und Dienste" wurden 1985 insgesamt 45 Mrd. DIV aufgewendet. ln
diesem Leistungsbereich sind Sozialhilfe, Jugendhille, AusbildungsfÖrderung (v91 2.11)'
Wohngeld, öfientlicher Gesundheitsdienst und VermÖgensbildung zusammengelaßt.

Die Jugendhilfe umfaßt alle behÖrdlichen Llaßnahmen zur FÖrderung der Jugendwohl
fahrl (Heimpllege, Familienpflege, Unterhaltung von Kindertagesstätten u ä )einschließ-
lich der Zuschüsse an die Träger der freien Jugendhilfe (z.B an die Kirchen). Das

Ausgabenvolumen beliefsich 1985aullast8 Mrd. Dl\4, daswarnahezu doppelt so vielwie
1975.

Wohngeld wird Personen gewährt, deren Haushaltseinkommen in einem unzumutbaren

Mißverhältnis zu den Autwendungen fLlr eine angemessene Wohnung steht. Leistungen

nach dem Wohngeldgesetz erhielten Ende 1985 1 ,5 Mill Haushalte Nur etwa 18 % der

Wohngeldempfänger waren erwerbstätig, weitere 15% arbeitslos. Bei den übrigen

nichterwerbstätigen Wohngeldempfängern handelte es sich überwiegend um Rentner

und Pensionäre. Die Ausgaben für das Wohngeld stiegen zwischen 1975 und 1985 von

1,8 lrrd. DM auf 2,6 Mrd. DM (einschließlich Verwaltungsaufwand).

Stark rückläufig waren in den vergangenen Jahren die Ausgaben für die Förderung der

Vermögensbildung. 1975 hatten sie noch 13,4 Mrd. DM betragen, 1977 erreichten sie

15,1 Mrd. DM und 1985 10,3 Mrd. Di/ Hier wirkte sich u.a. aus, daß immer mehr

Haushalte die festgelegten Einkommensgrenzen überschreiten und damit nichl mehr in

den Genuß der Vergünstigungen kommen

Die Bedeutung der Entschädigungsleistungen verliert mit zunehmendem Abstand von
den Ereignissen derJahre 1933 bis 1945 an Gewicht. Durch finanzielle Entschädigungen
lür die Opfer der Gewaltherrschaft, des Kriegs und der Kriegsfolgen versucht der Staat

zumindest auf materiellem Gebiet einen Beitrag zur Wiedergutmachung zu leisten 1985

erhielten noch 1,6 Mill. Versorgungsempfänger Leistungen in einem Gesamtumlang von

rund 13 Mrd. DM. 1974 waren 2,4 Mill. Personen durch die Kriegsoplerversorgung

unterstüizt worden.

Der Lastenausgleich, dessen Ziel es ist, Schäden und Verluste, die sich infolge Flucht'

Vertreibung und Zerstörungen in der Kriegs- und Nachkriegszeit und aulgrund der
Währunqsrelorm 1948 ergeben haben, nach dem Grundsatz der sozialen Gerechtigkeit
zu verteilen, hatte 1985 noch einen Anteilvon 0,2% am Sozialbudget. DieAufwendungen
beliefen sich auf 1,3 lvlrd. DM, die insgesamt 186000 An§pruchsberechtigten zugute
kamen.
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Oie Bedeulung dieser in derGeschichte beispiellosen solidarischen Umverteilungsaktion
zeigt sich aber am Gesamtrahmen der Ausgleichszahtungen. Bei 8,9 lrill. festgestellten
Schäden in Höhe von 61,9 Mrd. Ri/l wurden bis Ende 1985 insgesamt 113,9 Mrd. DM
ausgezahlt. 5 Mill. Enlschädigungsanlräge wurden in diesem Zeitraum anerkannt.
Die sogenannten Sondersysteme, nämlich die Altershilfe für Landwirte (1995: 3,3 Mrd.
DM) und die Versorgungswerke für lreiberuflich Tätige (198S: 1,3 Mrd. DM), umfassen
zusammen 0,8% des Sozialbudgets. Sie dienen in erster Linie der Allersversorgung
bestimmter Berulsgruppen.

9.4 Gesetzliche Rentenversicherungen
Die Alters- und Hinterbliebenensicherung wird in der Bundesrepublik Deutschland von
folgonden lnslilutionen geleistet:

Gesetzliche Rentenversicherung
Pensionen im ölf€ntlichen Dienst
Zusatzversicherung im ötfentlichen Dienst
Altershilf e f ür Landwirte
Versorgungswerke (2. B. ,ür Landwide)
Zusatzversicherung für einzelne Berufe
Vertragliche und freiwillige Arbeitgeberleistungen

Der wichtigste und umfassendste Bereich ist dabeidie Rentenversicherung. 19B5lagen
ihre Leistungen bei 175 lrrd. DM, das sind rund 31 % des Sozialbudgets bzw. ein Anteit
von knapp 10% am Bruttosozialprodukt. Etwa 32 Mill. Personen waren in den drei
Zweigen der Rentenversicherung (Rentenversicherung der Arbeiler, der Angestellten,
Knappschattliche Rentenversicherung) versichert, davon elwa 21,2 Milt. pflichtversi-
cherte.

Von den Gesamtausgaben waren die Rentenzahlungen selbst mit rund 153 l/rd. Di/
1985 der größte Posten. 12,4 Mrd. DM wurden darüber hinaus für die Krankenversiche-
rung der Rentner aufgebrachl und weitere rund 4lrrd. DM für Gesundheits- und
R€habilitationsmaßnahmen.

Von den iritte des Jahres 1985 rund 14 irill. Oezahlten Renlen waren zwei Drittel
Versichenenrenten und ein Drittel Hinterbliebenenrenten. Die cesamtzahl der Renten
liegt dabei höher als die Zahl der Bentenempfänger, da z. B. Witwen-Mitwerrente und
Versichertenrente zugleich an eine Person gezahlt werden können.

Mitte 1985 lag die durchschnittliche Bente bei einer Versjcherungszeit von 35 bis 40
Jahren in der Rentenversicherung derArbeiter bei 1 225 DM monaflich für lränner und bei
874 DM für Frauen, in der Angestelltenversicherung bei 1672 DM bzw. 1164 D[r. Der
Unterschied in der Rentenhöhe zwischen Frauen und Männern ist hauptsächlich dadurch
bedingt, daß die heute anspruchsberechtigten Frauen im Verlauf ihres Arbeitslebens im
Durchschnitt geringer entlohnle Tätigkeilen ausgeführl haben.
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Tab. 2: Gesetzliche Rentenversicherungen

Gegenstand der
Nachweisung

insqesamt darunter

Rentenver-
sicherung der

Arbeiter

Rentenver-
sicherung der
Angestelllen

1970 1985 1970 198s 1970 1985

Pflichtmitgli€der und Bei-
tragszahler seit '1924

Rentenbestand
Einnahmenl
dar. Beiträge (Soll)
Durchschniüliche

Versichertenrente

1 000 26 062 31 732
1 000 10 212 13 998

Mrd. DM 55,9 177,5
Mrd. DM 43,6 141,3

17 066 I815
8719 2 537
97,9 19,1
66,7 16,6

14 294
4 561

77,9
71,9

15717
6 921

32,9
25,7

D[,ll

1 Nach Boßin gung um die Zahiungen der Zweige untercinander

71t26 22385 22930 23332 23 631

200T4
19823

10710
11612

15952
16652

14860 783 214

l3 510

Tt 550

7614
3 473

1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 19aO 19a1 19a2 1983 1984 1985 1986

Entwicklung des Rentenniveaus
1973 -1986 24657 0M

Dtvt

@

Nelto-Rentenniveau
(Jahres Standardrenle n% öes
durchschnitll Nelloalbe lsenlgelts)

62,4

59,O

65,6 64,6 64,5 65,2 65,163,a 63,2 62,9

56,3 57,0

Netto-Jahres-
arbeitsentgelt

15 470
ß6n1314112641

Jahres-Standardrente
lnenle eines D!rchsclrntts-

40Verslcheiu.gslahrei)

O E ch s.h. drv-ras c.bH
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Das Altersruhegeld eines Rentners mit 40 Versicherungsjahren betrug 1985 knapp zwei
Dritteldes Nettoentgelts eines vergleichbaren Arbeitnehmers. Der Eintritt in den Ruhe-
stand bedeutet also für alle diejenigen, die ausschließlich auf ihre Versichertenrente aus
der gesetzlichen Rentenversicherung angewiesen sind, eine deutliche finanzielle Ein'
buße.

Die Rentenversicherung finanzierl sich seit der Rentenreform von 1957 nach dem
sogenannten ,,Umlageverfahren". Vereinfacht ausgedrückl bedeutetdies, daß die Arbeit'
nehmer von heute im Rahmen des ,,Generationenvertrages" die Renten der Arbeitneh-
mer von gestern zahlen. Eine Ansammlung von Vermögen, aus dessen Erträgen die
Renten linanziert werden, tindet nicht statt.

Die Beiträge von Arbeitnehmern und Arbeitgebern sind die wichtigste Finanzierungs-
quelle der gesetzlichen Rentenversicherung. 1985 entfielen auf diesen Posten fasl80 %
der Einnahmen. Der Bund leistete Zuschüsse in HÖhe von knapp einem Fünftel der
Einnahmen. Die übrigen Einnahmen, wie Vermögenserträge, Erstattungen anderer
lnstitutionen u. a., machen nur einen kleinen Anteil an der Gesamtfinanzierung aus.

Betrachtet man die zentrale Bedeulung der Beitragszahlungen, wird deutlich, wo sich
Probleme für die Rentenfinanzierung ergeben kÖnnen. Bleibl das Verhältnas zwischen
Beikagszahlern und Rentenempfängern konstant, arbeitel das Umlageverfahren ohne
größere Probleme. Ergibt sich aber kurz- bzw. längerfristig eine steigende Zahl von
Rentenempfängern je Beikagszahler, muß durch geeignete politische Maßnahmen
(Beitragserhöhungen, geringere Anpassung der Rente u.a.) versucht werden, das
System wieder ins Gleichgewicht zu bringen.

Eine solche Entwicklung ist in den vergangenen Jahren in der Bundesrepublik eingeke-
ten. Die Arbeitslosigkeit stieg an, entsprechend ging die Zahl der Beitragszahler zurück;
die Löhne und Gehälter erhöhten sich nicht im erwarteten Maße, was ebenfalls Einfluß auf
die Beitragseinnahmen hatte, und zugleich nahmen die Rentenzahlungen weiterzu. Dies
führte mehrfach zu Beikagserhöhungen, zuletzl zum 1. Juni 1985, als der Beitrag zur
Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten von 18,7% auf 19,2 % des Bruttolohns
bzw. -gehalts heraufgesetzt wurde. Ab 1. Januar 1987 wurde er allerdings wieder auf
18,7% qesenkt.

Schwerwiegende Probleme zeichnen sich fürdas derzeitige System der Rentenlinanzie-
rung ab, wenn man die langtristige Entwicklung betrachtet. Der Sachverständigenral zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hal dargestellt, daß sich die
Relation zwischen aktiver Generalion (20- bis 60iährige) und nicht mehr im Arbeitsleben
stehender Generation (über 60iährige) bis etwa 1990 leicht verbessern, dann aber bis
zum Jahr 2030 rapide verschlechtern wird. (Diesen Berechnungen liegt die Annahme
konstanter Geburtenhäuligkeit zugrunde). Wollte man das Rentenniveau im gleichen

Verhältnis zu den Arbeitsentgelten beibehalten wie bisher, würde dies nach Berechnun-
gen des Sachverständigenrates Beitragssätze von etwa 30 % für die Erwerbstätigen des
Jahres 2030 bedeuten (Jahresgutachten 1983/84, S.220).
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9.5 Gesetzliche Krankenversicherung
Dem Bereich Gesundheit werden im Sozialbudget die gesetzliche Kranken- und Unlall-
versicherung, die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall durch den Arbeitgeber, die Beihil-
fen im öffentlichen Dienst bei Krankheit, l\rutterschaft und Tod und die Aulwendungen für
den ölfentlichen Gesundheitsdienst (Beratung und Aufklärung in gesundheitlichen Fra-
gen, Verhütung und Bekämplung von Krankheiten usw.) zugerechnet.

Für die finanzielle Absicherung des Krankheitsrisikos spieltdie gesetzliche Krankenversr-
cherung eine entscheidende Rolle. Pflichtmitglieder sind Arbeiter und Angestellle, deren
regelmäßiger Jahresverdienst die Beilragsbemessungsgrenze nicht übersteigt, sowie
Rentner, Auszubildende, Sludenten und Arbeitslose. Ferner sind die landwirtschaftlichen
Unternehmer und ihre mitarbeitenden Familienangehörigen sowie einage kleinere crup-
pen von Selbständigen pflichtversichert.

Nach den Ergebnissen des l\rikrozensus standen 1985 insgesamt 54,4 l\rill. Personen
unter dem Schutz der gesetzlichen Krankenversicherung. Rund 21 Mill. waren Pflichtmit-
glieder, 3,8 L4ill. freiwillige lllitglieder und 10,4 l\rill. Rentner. 19,2 l\rill. waren als
Familienangehörige mitversichert. lnsgesamt gehörten 89'2% det Bevölkerung der

Tab.3: Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung je Mitglied
Jährliche Veränderungen jn Prozent

Darunter für

Jahr Ausgaben
je Mitglied
insgesamt

Behandlung Behandlung Arzneien,
durch Arzte durch Verband-,

Zahnärzte Heil- u. Hilfs-
mittel aus

Apotheken

Zahnersatz Kranken-
hauspflege

1974
.1975

1976
1977
1978
1979
1980
1981
1982
1983
1984

+ 26,1
+ 2.1,5
+ 3,7
+ 6,4
+ 6,1
+ 3,7
+ 4,0
+ 6,4
+ 2,0
+ 3,5
+ 3,9

+ 11,2
+ 100,3
+ 26,?
+ 0,9
+ 4,8
+ 10,9
+ 11,8
+ 9,1

14,1

- 4,6
+ 9,5

+ 29,2
+ 15,0
+ 9,5
+ 5,4
+ 5,1
+ 4,9
+ 7,8
+ 6,1
+ 8,0
+ 4,7
+ 6,6

+ 18,4
+ 17,7
+ 8,8
+ 4,1
+ 5,4
+ 6,9
+ 9,0
+ 6,2
+ 0,5
+ 3,6
+ 7,3

+ 14,4
+ 13,3
+ 5,6
+ 3,9
+ 3,9
+ 5,6
+ 7,0
+ 6,2
+ 2,3
+ 5,0
+ 5,9

+ 15,7
+ 12,9
+ 8,0
+ 1,3
+ 6,4
+ 5,3
+ 8,8
+ 7,3
+ 0,7
+ 4,9
+ 7,0

Ouelle: Bundesminister ,ü. Arbeil und Sozialordnungr A6eils- und Sozialslatisiik, Hauptergebn ss6 1986.
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gesetzlichen Krankenversicherung an; 8,4% der Bevölkerung waren iritglieder privater

Kassen, 2% hatten Anspruch aul sonstigen Versicherungsschutz (2. B. Sozialhilfeemp-
fänge4, nur etwa 0,4% hatten keinen Krankenversicherungsschutz.

lm Jahre 1985 beliefen sich die Ausgaben der geselzlichen Krankenversicherung auf
114,5 Mrd. DM;das entspricht einem Anteilvon 20 % am Sozialbudget bzw. von rund 6 %
am Bruttosozialprodukt.

Zt,ischen 1970 und 1985 haben sich die Ausgaben der gesetzlichen Krankenversiche'
rung mehr als vervierfacht. Besonders ausgeprägtwardie Expansion Anlang bis lvlitte der
siebzigerJahre. Während 1974 und 1975 nochjährliche Steigerungsraten derAusgaben
j€ Mitglied von rund 18 % zu verzeichnen waren, flachte sich der Ausgabenanstieg in der
zweiten Hälfte der siebzigerJahre ab. Vor allem zu Beginn der achtziger Jahre waren die
Bemühungen um die Kostendämpfung im Gesundheitswesen vorübergehend erfolg-
reich.ln denJahren 1983und 1984 waren dagegen wieder kräftige Kostenerhöhungen zu

vetzeichnen.

Diese Entwicklung spiegelt sich auch in den Beitragssälzen wider' Die Krankenversiche-
rungen, die sich zu rund 95 % aus Beiträgen finanzieren, konnten die Mehlausgaben trotz
gestiegener Arbeitsentgelte nicht durch zusätzliche Einnahmen ausgleichen. Daher
mußte der Beikagssatz von 8,2% des Grundlohns im Jahr 1970 auf mittlerweile
12,4% (1987) erhöht werden.

1985 entfielen 30% der Ausgaben der gesetzlichen Krankenkassen aul Atzl',Zahnalzl'
und Zahnersatzleistungen, 31 % mußten für Krankenhauskosten aufgebracht werden,
weilerc 20o/o für Arzneien sowie Heil- und Hilfsmittel.

Abb. 3: Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung

1970. 25,2 Mrd DM 1985=114,5Mrd.DM

Quele: Bundesminisler Iür Arbeit und Sozialodnung

29,8%
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9.6 Arbeitsförderung
Zum Maßnahmenkatalog der Arbeitsförderung gehören neben den Leistungen bei
Arbeitslosigkeit (Zahlung von Arbeitslosengeld und -hilfe) und bei Zahlungsunfähigkeit
des Arbeilgebers (Konkursauslallgeld) auch Maßnahmen zur Erhaltung und Schatfung
von Arbeitsplätzen (Kurzarbeitergeld, Schlechtwettergeld), die Arbeitsvermittlung sowie
die Förderung der beruflichen Bildung und die Gewährung von berufslördernden Leistun-
gen zur Rehabilitation. Somit lvurden über den Versicherungsschutz bei Arbeitslosigkeit
hinaus (eingeführt im Jahr 1927) neue Akzente der Arbeitsmarktpolitik dadurch gesetzt,
daß die Unterhaltszahlungen an Arbeilslose in immer stärkerem Umfang durch gezielte
Förderungsmaßnahmen zur beruflichen Qualifizierung von Personen ohne Beschätti-
gung ergänzt werden.

Die Leistungen der Arbeitslörderung umfaßten 1985 39 lrrd. Dl!1, gegenüber 18 Mrd. DlVl
'1975 und 4 Mrd. DM '1970. lm Hinblick auf die Ausgaben war die Arbeitslörderung damit
1985 die dritlgrößte lnstitution im Rahmen der allgemeinen Systeme der sozialen
Sicherung.

Von den Gesamtausgaben wurden 1985 14,1 lrrd. Dl, für Arbeitslosengeld und 9,1 Mrd.
Dl, für Arbeitslosenhilfe aufgewendet, zusammen llossen also rund 60% der Ausgaben
in die unmittelbare Unterstützung von Arbeitslosen.

Dabei erhielten im Jahresdurchschnitt rund 836000 Personen Arbeitslosengeld und
617000 Arbeitslosenhilfe. Das bedeulet, daß von den Arbeitslosen beiweitem nicht alle
Anspruch auf Leistungen hatten. Nach einer Strukturuntersuchung der Bundesanstalt für
Arbeit Ende September 1985 erhielten rund 32% der Arbeitslosen keine Unterstützung
durch das Arbeitsamt. 1980 hatten erst24% derArbeitslosen keine Leistungen bezogen,
1975 waren es '14 %.

Der Umfang der Leistungen lag 1985 beim Arbeitslosengeld bei 68% des letzten
Nettoeinkommens für Arbeitslose mit Kindern und bei 63% für Arbeitslose ohne Kinder.
Die Arbeitslosenhilfe erreichte 58 % des letzten Netloeinkommens. (Weitere Angaben
vgl. 3.11)

Neben den Ausgaben zur Unterstützung von Arbeitslosen war die Förderung der
beruflichen Bildung ein wichtiger Ausgabenposten; hierfür wurden 'l985 4 lrrd. Dl./l oder
'10,3 % der gesamten Ausgaben für Arbeitsförderung aufgebracht.

Die Maßnahmen derArbeitsförderung werden überwiegend aus Beiträgen derArbeitneh-
mer und Arbeitgeber zur Arbeitslosenversicherung finanziert. Der Beikagssatz lag 1985
bei4,2% des Bruttoeinkommens, zum 1. Januar 1987wurde erauf 4,3 % heraufgesetzt.
Außerdem werden Umlagen von den Arbeitgebern erhoben, die zur Finanzierung des
Konkursausfallgeldes und der Winterbau-Umlage dienen. Darüber hinausträgt der Bund
die Arbeitslosenhille; er ist auch verpflichtet, Darlehen und Zuschüsse zu gewähren,
[,enn die BundesanstaltfürArbeit ihre Leistungen nicht aus eigenen Einnahmen und ihrer
Rücklage finanzieren kann.
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Tab. 4: Daten der Arbeitsförderung

Gegenstand der Nachweisung 1970 1975 1980 1985

1 000

Arbeitslose
Empfänger von Arbeitslosengeld

und Arbeitslosenhilfe

Einnahmen
der Bundesanslalt für Arbeit

darunter:
Beikäge

Ausgaben
der Bundesanstalt lür Arbeit

darunter:
für Arbeitslosigkeit'?
Kurzarbeilergeld, Maßnahmen
zur Arbeitsbeschaff ung

irittel des Bundes für
Arbeilslosenhilfe

149

1'13

2 304

1 453

3 574

3 097

3 907

703

26

19

32 043

29 492

29 737

14 644

3 446

9 126

I2341

7 786

I 804

2 334
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1 Ohna Darl€hsn und Zuschüsse des Bundes g€mäß §187 AFG.
2 Arb€ilslosongeld, Konkußaustallg€ld, bis 1980 einschlleßlich Anschluß'Arbeilslosenhillo.

9.7 Sozialhilfe
Anspruch auf Sozialhilfe hat ieder, der sich in einer Notlage befindet, die er nicht aus
eigenen Krälten und Mitteln beheben kann. Die Sozialhilfe greift immer dann ein, wenn
andere Personen, andere Sozialleistungssysteme oder sonstige Stellen Leistungen nicht
vorsehen oder keine zulänglichen Hilfen erbringen.
'1985 wurden 22,2 irlrd. DM im Rahmen der Sozialhilfe ausgegeben, darunter 20,8 irrd.
Di, für die Sozialhille im engeren Sinne (nach dem Bundessozialhilfegesetz). Die
Sozialhilfe im engeren Sinn umfaßt die Hilfe zum Lebensunterhall sowie die Hilfe in
besonderen Lebenslagen. Die Hilfe zum Lebensunterhalt deckt Grundbedürfnisse des
läglichen Lebens ab. Sie muß häufig dann in Anspruch genommen werden, wenn
gegenüber der Rentenversicherung nur unzureichende Versorgungsansprüche beste-
hen oder wenn der Verlust des Arbeitsplatzes Einkommensauslälle mit sich bringt. Die
Hille in besonderen Lebenslagen dientder Behebung von speziellen sozialen Notständen

198

1074 889

817 576

M|II, DM

19 050'

17 321

21 674

I 857

1 496

363



(2.8. Hilfen während einer Krankheit oder für Behinderte). Beide Leistungen werden
sowohl in als auch außerhalb von Einrichtungen (2. B. Pflegeheime, Altenheime, Anstal-
ten) gewährt.

1985 wurden insgesamt 2,8 Mill. Personen dauernd oder zeitweise durch die Sozialhilfe
unterstützt. 2,1 Millionen bezogen laufende Hilfe zum Lebensunterhalt und 1,1 lllillionen
Hilfe in besonderen Lebenslagen. (Eine Person kann beide Hilfearten beziehenidaher ist
die Gesamtzahl der Leistungsfälle größer als die Gesamlzahl der unterstützten Perso-
nen.) 21% der Hilfeempfänger wurden durch Hilfe in Einrichtungen versorgt.

Bezogen auf die Gesamtbevölkerung erhiellen 1985 von den männlichen Einwohnern
4,2%, von den weiblichen Einwohnern 5,0% Sozialhille. Von den 2,8 lilill. Sozialhilfe-
empfängern im Jahre 1985 vraten 772000 unler 18 Jahre, 36'1000 18 bis 24 Jahre,
1084000 25 bis 59 Jahre und 591 000 60Jahre oder älter. Von diesen waren 462000
Frauen. Der Anteil der 6oiähriqen oder älteren Frauen an der Gesamtzahl der Sozialhil-
feempfänger ist zwar seit 1970 von 30,0% auf 16,5% (1985) gesunken, ist aber noch
immer größer als der entsprechende Anteil der 60jährigen oder älteren Frauen an der
Wohnbevölkerung (13,1 %). Der Grund hierfür ist darin zu suchen, daß es unter den
älteren Frauen viele gibt, die aufgrund mangelnder (eigener) früherer Erwerbstätigkeit
keine oder zu niedrige Rentenansprüche haben.

Tab.5: Sozialhilfe - Emptänger und Ausgaben

1970 1980 1985

Sozialhilfeemplänger
lnsgesamt

Männlich
Weiblich
Deutsche
Ausländer

Alter
unter 18
18-24
25-59
60 und mehr
dar. weiblich

2 144
864

1 240
1981

163

2 808
1 225
'l 583
2 483

325

1491
557
934

1471
20

1 000

440

389
607
447

772
361

1 084
591
462

13 266 20 824
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Von 1970 bis 1985 stieg die Zahl der Sozialhilfeempfänger um 88%. Die Zahl der
Ausländer in dieser Gruppe erhöhte sich im gleichen Zeikaum um das Fünfzehnfache.
Dies ist vermutlich aufdie zunehmende Zahlvon Asylbewerbern zurückzuführen, die zur
Bestreitung ihres Lebensunterhalts bis zur Entscheidung überihren Asylantrag zunächst
auf Sozialhilfe angewiesen sind. ln den letzten Jahren kamen vor allem Arbeitslose hinzu,
die keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld oder -hilfe (mehr) haben.

Haushalte mil lnanspruchnahme von
laufender Hilfe zum Lebensunterhalt 1985

1980
insgesamt ..-

Hauptursache:
Verlusl des Arbeitsplatzes +
Krankheit
Tod des Ernährers + 1,2%

Austall des Ernährers
Un wirtschaf tliches Verhalten +1€ e6

Unzureichende Versrcherungs- oder
Versorgungsansprüche

0,9 %

1,0*

Unz'rreichendes Erwerbse nkommen

Sonstige lJrsachen

1 Zum Teil Sl chpmbonergsbnissg.

Die 2,1 Mill. Empfänger laulender Hilfe zum Lebensunterhalt verteilten sich 1985 auf
insgesamt 1,2 Mill. Haushalte. Damit wurde 1985 jedem 22. Haushalt mindestens für
einen irlonat Sozialhilfe gewährt; '1975 war es nur jeder 37. Haushalt. Als hauptsächliche
Ursache fürdie lnanspruchnahme von Sozialhilfe gab 1985 ein Viertelder Haushalte den
Verlust des Arbeitsplatzes an. 1980 waren es erst knapp 10 %.

Wesentlich stärker als die Gesamtzahl der Empfänqer erhöhlen sich zwischen 1970 und
1985 die Ausgaben für Sozialhilfe, und zwarvon 3,3 l!!rd. DM aul20,8 Mrd. DL4, also auf
mehr als das Sechsfache. Die Gründe lür die Ausgabenerhöhung liegen neben der
Ausweitung des anspruchberechtigten Personenkreises und einerstärkeren lnanspruch-
nahme der Sozialhilleleistungen durch die Hilfesuchenden auch in beträchtlichen Lei-
stungserhöhungen insbesondere in den siebziger Jahren.

1,2 tvtilt
o,8 MiI
9,8% 25,O%

93%
6,3%

13,2%
12,4%

17,9%25,8%

7,O%
6,8%

29,6%
32,4%
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Abb. 4: Hauptursache der Hilfegewährung bei Haushalten von Emplängern
laufender Hilfe zum Lebensunterhalt



Die Finanzierung der Leistungen fällt überwiegend den kommunalen Gebietskörper-
schalten zu. Jährliche Ausgabensteigerungen in einer Größenordnung von rund 7 bis
l l % in den Jahren von 1981 bis 1985 stellen eine große Belastung fürdie Gemeinden dar
- auch wenn man berücksichtigt, daß die Länder (durch den Finanzausgleich) sowie
Sozialleistungslräger und Unterhaltspflichtige (durch Ersalzleistungen) an der Finanzie-

rung der Sozialhilfe beteiligt sind.

lln Laufe des Jahres 1985 mußten die kreisfreien Städte über 2OOOo Einwohner (ohne
Stadtslaaten) durchschnitllich 315 Dl, je Einwohnerfür Leistungen nach dem Bundesso-
zialhilfegesetz aufbringen, beiden drei Stadtstaaten (Berlin, Hamburg, Bremen)waren es
durchschnittlich 702 Dlil je Einwohner.

9.8 Kindergeld
Das Kindergeld hat im Rahmen der staatlichen Leistungen für Familien zentrale Bedeu-
tung. Es ist die häufigste slaatliche Translerzahlung überhaupt.

1985 bezogen 6,4 Mill. Berechtigte Kindergeld für 10,7 [Iill. Kinder. Hinzu kommen rund
3 Mill. Kinder von Angehörigen des öffentlichen Dienstes, die das Kindergeld von ihren
Arbeitgebern direkt erhalten.

1975 wurde 7,3 lrill. Berechtigten für 14,1 Mill. Kinder Kindergeld gewähn (ohne Kinder
von Angehörigen des öffentlichen Dienstes). Den rückläufigen Kinderzahlen standen bis
1981 steigende Ausgaben gegenüber, da die Kindergeldsätze mehrlach erhöht wurden.
Die staatlichen Sparmaßnahmen führten dann zu einem deutlichen Ausgaberückgang.
'1975 brachle der Bund, der die l\rittel für das Kindergeld zur Vedügung stellt, 11,5 Mrd.
DM für das Kindergeld auf, 1981 waren es 14,6 l\rrd. DM, 1985 10,9 Mrd. DM.

Tab.6: Kindergeld (ohne ötfentlichen Dienst)

Gegenstand der Nachweisung Einheit 1975 1981 1985

Berechligte insgesamt

davon: Deutsche
Ausländer

Kindel insgesamt

davon: Deutsche
Ausländer

Ausgezahlte Beträge

1 000

1 000
1 000
1 000

1 000
1 000

Mi . Dtl

7 333

6 4s2
881

14 065

12 085
1 980

11530

6 905

6119
786

12 299

10 470
1 829

14 610

6 408

5 722
686

10 664

1 450

10 901

1 Für d e an die Empfangsberechligten Kindergeld gezahlt wurde
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Von den Kindern, für die Kindergeld gezahlt wurde, waren 1985 59 % Erstkinder, 29%
Zweitkinder und 12% dritte und weitere Kinder. Gegenüber 1975 hat der Anteil der
Erslkinder zu-, der Anteil der dritten und weiteren Kinder abgenommen.

Alle diese Angaben sind vordem Hintergrund zu sehen, daß das Kindergeld seit 1975für
alle Kinder unter 16 Jahren gewährt wird - unabhängig von der Bedürftigkeit der Familie-,
seine Höhe richtet sich iedoch (seit Januar 1983) ab dem zweiten und weiteren Kindern
nach dem Einkommen der Eltern. Fürdas erste Kindwerden allgemein 50 Dir gezahlt, für
das zweite Kind mindestens 70 Dlr. lür das dritte und weitere mindestens 140 DlVl. Die
entsprechenden Höchstbekäge liegen bei 100 Dl/,220 und 240 DM.

Über die Vollendung des 16. Lebensjahres hinaus wird Kindergeld für Jugendliche in

einer Schul- oder Berufsausbildung sowie lür arbeitslose Jugendliche gezahlt. Vor dem
Hintergrund der Jugendarbeitslosigkeit (siehe Kap.3), die nicht zuletzt eine große
linanzielle Belastung für die betrotfenen Familien darstellt, wird seit 1. Januar 1985
Kindergeld nicht nur lür arbeitslose 16- bis 18iährige, sondern auch für 18- bis 21jährige
ohne Beschäftigung gezahlt.

lm Zusammenhang mit der Steuerreform erhöhten sich die Kinderfreibekäge; daher wird
Berechtigten, die wegen niedriger Einkommen den steuerlichen Kinderfreibekag nicht
oder nicht voll nulzen können, als Ausgleich hierfürab 1986 ein Zuschlag zum Kindergeld
bis zu 46 DM monatlich je Kind gewährt.
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10 Rechtspflege

10.1 Einführung
Eine der wichtigsten Aufgaben des Rechtsstaates besleht darin, für die Verwirklichung
und Einhaltung des von der Volksvertretung gesetzten Rechts zu sorgen. Bei einer von
derGewaltenteilung bestimmlen Verfassung-wiedem Grundgesetz-fälltdieseAufgabe
der sogenannten ,,dritten" Gewalt, der Rechtsprechung, zu.

Zur Rechlspflege gehört aber nicht nur das Tätigwerden der Gerichte, in denen von
unabhängigen Richtern Rechtgesprochen wird, sondern auch die Vollstreckung dessen,
was für Recht befunden wurde, beispielsweise im Stratuollzug oderdurch Gerichtsvollzie-
her. lm weiteren Sinn kann man auch die Tätigkeit der Polizei als Teil der Rechtspflege
sehen, soweit sie mil der Verhinderung von Straflaten einerseits und der Ermittlung von
Tatverdächtigen in Stralsachen andererseits befaßt ist.

10.2 Gerichte
Die Gerichtsbarkeit umfaßt zum einen die ordentlichen Gerichte, die für Zivil- und
Strafsachen zuständig sind, zum anderen die besonderen Gerichte, die sich mit Arbeits',
Sozial-, Verwaltungs- bzw. Finanzrechtsfragen befassen. Jeder dieser Zweige der
Gerichtsbarkeit ist in mehrere Ebenen oder lnstanzen gegliedert (bei den ordentlichen
Gerichten vier: Amtsgericht- Landgericht - Oberlandesgericht - Bundesgerichtshof; bei
Arbeits-, Verwaltungs- und Sozialgerichten drei und bei den Finanzgerichlen zwei).
Grundsätzlich besteht immerdie Möglichkeit, gegen die Entscheidungen der Eingangsin-
stanzen Rechtsmitlel einzulegen und damit diese Entscheidungen in Berufungs- odel
Revisionsverfahren durch höhere Gerichtsinstanzen überprüfen zu lassen. (Dabeirichtet
sich die Berufung gegen die tatsächliche, die Revision gegen die rechtliche Würdigung
des Falles.)

Am 1, Januar 1986 gab es im Bundesgebiet insgesamt 664 Gerichte, die in Zivil und
Skafsachen tätig waren. Darüber hinaus bestanden 96 (erstinstanzliche) Arbeitsgerichte
und insgesamt 100 (erstinstanzliche) Verwaltungs-, Sozial- und Finanzgerichte.

Die Rechtsprechung wird grundsäizlich durch die Gerichte der Länder ausgeübt. Als
letzte lnstanz können in der Regel die acht Bundesgerichte (Bundesverfassungs-
gericht, Bundesgerichtshof, Bundesverwaltungsgericht, Bundesfinanzhof, Bundesar-
beitsgericht, Bundessozialgericht, Bundespatentgericht, Bundesdisziplinargerichl) ange-
rufen werden.

Unter den Bundesgerichten hat das Bundesverfassungsgericht als ,,Hüter der Verfas-
sung" einen besonderen Rang. Seinem Status nach ist es zugleich Gericht und
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Tab. 1: Gerichte am 1. Januar 1986

Zivil- und Stralgerichte
Amtsgerichte
Landgerichte
Oberlandesgerichte

Arbeitsgerichte (erstinstanzliche)
Verwaltungsgerichte (erstinstanzliche)
Sozialgerichte (erstinstanzliche)
Finanzgerichte (erstinstanzliche)
Bundesgerichte

551

20
96
35
51

14
I

Verfassungsorgan. Neben der Klarstellung der verfassungsmäßigen Ordnung und der
Entscheidung bei Verfassungsstreitigkeiten zwischen Staatsorganen ist es auch zur
Wahrung der Grundrechte des einzelnen Bürgers berufen. zu seiner umtassenden
Kompetenz gehört darüber hinaus auch die Prüfung, ob Bundes- und Landesrecht mit
dem Grundgesetz und ob Landesrecht mit Bundesrecht vereinbar ist (Normenkonkolle).
Es besteht aus zwei Senaten mit jeweils acht Richtern, die je zur Hälfte vom Bundostag
(durch einen Wahlmännerausschuß) und vom Bundesrat gewählt werden. lhre Amtszeit
dauerl zwölf Jahre; sie können nicht wiedergewähll werden.

An den Gerichten waren am 1. Januar 1985 insgesamt 17031 Richter (im Landes'und
Bundesdienst) tätig, gegenüber 12954 zum Jahresbeginn 1971. Die Zahl der Staatsan-
wälte bekug 1985 3646 (1971: 27Og), die der Rechtsanwälte 40'130 (1971: 18240).
Außerdem waren 7175 Anwaltsnotare (1971: 5358) und 990 Notare (1971: 802)
zugelassen.

Diese deutliche Zunahme der Anzahl der in der Rechtspflege tätigen Personen wird
verständlich, wenn man sie im Zusammenhang mit dem steigenden Geschättsanfall bei
den meisten Gerichten sieht (vgl. fab.2,).

Allein beiden Amtsgerichten wurden 1985 1,6lrill. Zivilverfahren (darunler rund 370 000
Familiengerichtsverfahren) und 1,5 Mill. Stratuerfahren erledigt. Das waren doppelt so
viele Verfahren wie 1970. Hierbeiistzu berücksichtigen, daß der Geschäftsanfall bei den
Amtsgerichten durch die Einrichtung der Familiengerichte ab Mitte 1977 sprunghaft
anstieg. Bis 1977 waren die Landgerichte für Ehesachen zuständig. Auch bei den
Arbeitsgerichten, den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten hat sich der
Geschättsanfall innerhalb der letzten Jahre beträchtlich erhöht.

Ursache für diese Entwicklung dürfte bei den Strafgerichten die wachsende Zahl der
Straftaten sein (vgl. 10.3.1). Bei den übrigen Gerichten sind die Gründe weniger
otlenkundig, möglicherweise spielt aber die grÖßere Bereitschafl, sich auf gerichtlichem
Wege gegen vermeintliche oder tatsächliche Ungerechtigkeiten zurWehrzu setzen, eine
Rolle.
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Tab. 2: Erledigte Verfahren bei ausgewählten Gerichtenl

Gerichtel/erfahren 1970 1985

Amtsgerichte
(Zivilgerichte, seit 1977 ohn€ Familiengerichte)
Erledigte Verfahren

Familiengerichte2
Erledigte Verfahren
darunter Scheidungsverfahren

/4mtsge.icäte (Strafgerichte)
Erledigte Verfahren
davon Verbrechen

Vergehen
Ordnungswidrigkeiten
Übertretungen

Arbeitsgeichte
Erledigte Klagen
darunler Gegenstand der Klage:
Arbeilsentgelt

Sozialgerichte
Erledigte Klagen
darunter Gegenstand der Klage:
Flentenversicherung der Arbeiter
und Angestelllen

Verwaltungsgerichte
Erledigte Klagen

Finanzgerichte
Erledigte Verfahren

Bundesveiassungsgerich, (Ersler und Zweiter Senat)
Erledigte Verfahren
Eingereichte Verf assungsbeschwerden
Eingereichte Normenkontrollverf ahren

187 084

1 11 408

152768

82 150

48 849

20 o2z3

363 102

155 630

170 640

57 797

't06 2304

35 0594

863 472

734 656"
11581

497 139
213 010

12 926

1 243172

x
x

1 472 53A
6 888

699 422
766 228

x

1 660
1 606

60

3 025
3 066

37

1 Oa nur ausgewählie Ge chro aufgeführt sind, liogt die Gesamlzahl dff enedigten Gerichtsvertahren w€§€ntlich
hohe, als die Srmme der h'er ängegebe1en wede.

2 1977 n€u €ingorichlsl,
31971.
4 V€fta tungsge.icht6: Bundesgebi€t ohne Hesssn.

Finanzgeictne: Aundesgebiet ohne Hessen und aayern.
Zahl€n sind mt dsnen lür 1970 b2w. 1971 nichl veqleichbär.
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10.3 Straffälligkeit

10.3.1 Tatermittlung
1985 sind beiden Polizeidienststellen 4,21,4i11. Straftaten (ohne Skaßenverkehrsdelikte)
bekanntgeworden. Schwer abzuschätzen istdie Dunkelzitfer, d. h. die Zahl der Strattalen,
die unbekannt bleiben oder nicht angezeigt werden. Von den gemeldeten Straftaten
konnten 47% aufgeklärt werden; in diesen Fällen wurde nach dem polizeilichen
Ermittlungsergebnis zumindest ein namentlich bekannler Tatverdächtiger festgestellt.
1970 waren von 2,4 Mill. Straftaten 48% aulgeklärt worden.

lJm einen Vergleich unabhängig von der veränderten Bevölkerungszahl zu ermöglichen,
werden die Slraftaten je 1000 Einwohner berechnet. 1970 wurden je 1000 Einwohner
knapp 40 Strattaten bekannt, 1985 waren es 69.

Häufigste straftat ist seit Jahren der Diebstahl. 1985 sind 2,6 Mill. Diebstahlsfälle
bekanntgeworden, gegenüber 2778 Fällen von versuchtem odervollendetem Mord oder
Totschlag. Die Aufklärungsquote ist in deI Regel relativ stark von der Schwere des
Verbrechens bzw. Vergehens abhängig. So wurden z. B. 1985 nur31 % aller Diebstähle,
aber95% aller Mord- und Totschlagsfälle (einschließlich Fällevon versuchtem Mord oder
Totschlag) auf geklärt.

Tab. 3: Straftaten und Aufklärungsquote

Jahr Bekanntgewordene Skaftaten Aulklärungsquote

insgesamt aut 1000 Einwohner %

1960
1970
1980
1985

2 034 239
2 413 586
3 8't5774
4 215 451

65,6
48,3

47,2

1 0.3.2 Strafverfolgung
Die Polizei ist als Hilfsorgan der Staatsanwaltschaft verpflichtet, alle ihr durch Strafan-
zeige oderanderweilig bekannlgewordenen Straftaten zu verfolgen und den Sachverhalt
gründlich und umfassend zu ermitteln.

Nach Abschluß dieses Ermittlungsverfahrens entscheidet die Staalsanwaltschatt, ob sie
Anklage erhebt, einen Strafbefehl beantragt (hier dürfen nur Geldskafen verhängt
werden), Auflaqen erteilt oder das Vertahren einstellt. Wird Anklage erhoben, muß das
Gerichl auf der Basis des ermittelten Sachverhalts entscheiden, ob ein Hauptverlahren
erötfnet wird.

40
62
69
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Dieses Strafuerfahren kann zu einer Verurteilung führen, es kann aber auch mit
Freispruch des Angeklagten, mit Einstellung des Verfahrens oder damit enden, daß von
einer Skafe abges€hen wird.

Erst die Erläuterung dieser Zusammenhänge macht verständlich, wieso die Zahl der
ermittelten Tatverdächtigen soviel höher liegt als die Zahl der Verurteilten. Hinzu kommt,
daß eine große Zahl von Personen (im Zusammenhang mit verschiedenen Delikten)
mehrfach als latverdächtig erfaßl wird, abernur einmalim Rahmen der Stratuerfolgungs-
slatistik erscheint. lnsgesaml sind also die Angaben zu den Tatverdächtigen und die der
Verurteilten nur bedingt vergleichbar.

Tab.4: Strafen 1970 und 1985

a) Nach allgemeinem Stralrecht erkannte Strafen

Art der Strafe 1970 1985

Feiheitsstßfe
davon:
bis einschließlich 1 Jahr
mehr als 1 Jahr bis einschließlich 5 Jahre
mehr als 5 Jahre bis einschließlich 15 Jahre
lebenslang

Stralaffest
Geldsttale (allain)

lnsgesamt

a8 248 11 1 876

79 100
8 676

402
70

626
464 818

5s3 692

94 283
16 232

1 275
86

508
488 414

600 798

1970

11 687
I 318

17 672
11493

101 061
13 153

125 901
89 593

99 534
49 951

167 157
119 126

1§ralenundMaßnahm€nkönnennebensinanderangeordnelweden,sodaßihreGesamtzahlhöherislalsdieZahl

208

b) Nach Jugendstrafrecht erkannte Jugendstraten bzw. sonstige Maßnahmen

Art der Strafe bzw. Maßnahmen 1985

Jugendstale
darunter: 6 l\4onate bis einschließlich 1 Jahr

Zuchtmittel (2.8. ktest, Zahlung
eines Geldbekages, Verwarnung)

Eziehungsmaßrcgeln (2. B. Erteilung von Weisungen)
Skafen bzw. Maßnahmen insgesamtl
dagsgen Verurteilte insgesaml



Abb. 1: Verurteilte 1985 nach Delikten

Slrattaten im
Straßenverkehr

andere Verbrechen

Körperverletzunq

Andere gegen

Diebslahl und
Unterschlagung

Gegen

mögen
Betrug und L,ni reue
lJrkundeniälschung

Gegen den Staat, die
öffenlliche Ordnunq

Ubriqe Verb rechen

1 t4ord, Totschlag, gegen die sexuele Selbslbesiimmung, Beedgung usw
2 Baub, Ell)ressung, Begünsligung, Hehlerei, Sachbeschädgung usw.

Bezieht man die Straßenverkehrsdelikte ein, so wurden 1985 über 719900 Personen im
Rahmen eines Strafgerichtsprozesses verurteilt, und zwat 37o/o wegen Vergehen im
Straßenverkehr, 63% wegen sonstiger Vergehen und Verbrechen.

Von den Personen, die nicht im Zusammenhang mit Vergehen im Straßenverkehr
verurteilt wurden, haben 1985 64 % eine Straftat gegen das Vermögen (2. B. Diebstahl,
Unterschlagung, Raub) begangen. Die Zahl derer, die wegen einer Strattat gegen die
Person (2.8. Mord, Körperverletzung) verurteilt wurden, liegt dagegen wesenllich
niedrlger (1985 bei 13% der Verurteilten).

Je 100000 strafmündige Einwohner wurden 1985 insgesamt 1371 Personen verurteilt.
Unterscheidet man zwischen kriminologisch wichtigen Personengruppen, so ergibl sich
ein dilferenziertes Bild: Männer wurden 1985 annähernd sechsmal so oft stratfällig wre
Frauen, Heranwachsende annähernd zweieinhalbmal so häutig wie Erwachsene.

Bekachtet man die Entwicklung der Verurteiltenzahlen während der letzten Jahrzehnte,
so zeigtsich, daß seit 196'l die Stratfälligkeit leicht zugenommen hat. Beiden Frauen war
sogar eine deulliche Sleigerung festzustellen; auch die Jugendkriminalilät hat überdurch-
schnittlich zugenommen. Sehr viel häufiger als 1961 kamen Täter aufgrund von Raub und
Erpressung mitdem Gesetz in Konflikt. Auch Diebstahlund Unterschlagung führten 1985

37,2y"

62,8%

11 8
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häuliger zur Verhängung einer Strale als 20 Jahre zuvor. Demgegenüber istdie Zahlder
Verurleilungen wegen Skaftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, wegen gemein-
gefährlicher Straftalen sowie wegen Strattaten gegen den Staat und die ötfentliche
Ordnung zurückgegangen.

Von d€n im Rahmen eines Strafgerichtsprozesses Verurteilten wurden 1985 etwa
601O0O Personen nach allgemeinem und last 120000 Personen nach Jugendstrafrecht
verurteilt. Eine Freiheits- bzw. Jugendskafe wurde 1985 in insgesamt knapp 129500
Fällen verhängl, wobei in 105800 Fällen auf eine Stratdauer von nicht mehr als einem
Jahr erkannt wurde.

Abb.2: Wegen Verbrechen und Vergehenl Verurteilte

je 100000 Einwohner der gleichen Personengruppe

4 000 4 000

3 000 3 000

2 000 2 000

1000 1000

0
1954 55 60 2

1 Ohne V€ro€hen im StlaßBnwlkehr.
2 Bis 1960 ohn6 Saanand und Benin.

65 70 80

10.3.3 Stratuollzug
Von den im Jahre'1985 Verurteilten wurden 6,7 % in eine der 169 Justizvollzugsanslalten
des Bundesgebietes eingewiesen. Bei den übrigen wurde auf eine Geldstrafe erkannt
bzw. die ausgesprochene Freiheitsstrafe zur Bewährung ausgesetzt (vgl. 10.3 4)

ln den Justizvollzugsanstalten saßen am 31. März 1985 48212 Strafgefangene sowie
190 Sicherungsverwahrte ein. Die l\,lehrzahlvon ihnen, nämlich rund 27700, mußte mehr
als ein Jahr hintsrGittern verbringen, 1062 hatten sogareine lebenslange Freiheitsskafe
zu verbüßen.

85

Männliche Heranwachsende

_tart

Männliche Erwachsene''-.+ I -.--- L-.-r\r

Weibliche Personen insgesämt
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Von den Skafgefangenen im Bundesgebiet waren nur 3,3 7o Frauen. Hierzeigt sich, daB
kotz der in den letzten Jahrzehnten überdurchschnittlich gestiegenen Stratfälligkeit (vgl.
10.3.2) Frauen immer noch weit weniger Strattaten begehen als Männer.

Die Ergebnisse der Statistiken über den Stratvollzug verdeutlichen auch, daß Personen,
die bereits einmal mit dem Gesetz in Konflikt geraten sind, häufig erneut stratfällig
werden. Von den am 3'1. März 1985 einsitzenden Strafgefangenen und Sicherungsver-
wahrten waren knapp drei Viertel (35029) bereits vorbeskaft. Mehr ats ein Viertel hatte
sogar fünf oder mehr Vorskalen aufzuweisen.

Tab.5: Strafgelangene am 31. März 1985

Voraussichtliche Vollzugsdauer Strafgefangene

insgesamt darunterFrauen

Bis einschließlich '1 Jahr
'l bis einschließlich 5 Jahre
5 bis einschließlich '15 Jahre
Lebenslang
Unbestimmte Vollzugsdauer

lnsgesamt

20 204
21 482
5 142
1 062

322

48 212

852
602
115
42

1 611

10.3.4 Bewährungshille
Personen, beidenen die gesamte Strafe oder ein Strafrest,,zur Bewährung" ausgeselzt
ist, können der Bewährungsaufsicht unterstellt werden. Dies geschieht vor allem dann,
wenn von dem Verurteilten erwartet werden kann, daß er nicht erneut stratfällig wird. ln
der Regel wird davon nur bei kurzer Strafdauer, etwa bis zu einem Jahr, Gebrauch
gemacht.

1985 übten dje 1 925 hauptamtlichen Bewährungshelfer 124868 Bewährungsaulsichten
aus. 1970 standen 616 Bewährungshelfern 39500 Bewährungsaufsichten gegenüber.
Auf jeden (hauptamllichen) Bewährungshelfer entfielen damit 1985 im Durchschnitt
65 Bewährungsaufsichlen (1 970: 64).

Gemessen an der Gesamtzahl der Bewährungsaufsichten werden zur Zeit im Laufe eines
Jahres knapp ein Drittel der Aufsichten beendeti hiervon wurden 1985 rund 68 o/o

erfolgreich und knapp 32o/o durch Widerrul abgeschlossen. ln diesem Fall nutzten die
Verurteilten ihre Chancen nicht und mußten ihre Strafe verbüßen. Von den 3239 Frauen,
die 1985 ihre Bewährungsaufsicht beendelen, mußten sogar nur 20 % ihre (Rest-)Skale
antrelen.
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11 Öffentliche Haushalte

1 1985 vorläuiigs EEobnisse.

212

11.1 Die Aulgaben des Staates
Wandlungen in der Auffassung vom Staat und seinen Aufgaben lassen sich besonders

deutlich ausden Ansprüchen der Bürger an das Leistungsangebot im Ötfentlichen Bereich

ablesen. Lange Zeit hatte der Staat in erster Linie die allgemeinen Rahmenbedingungen

für ein geordnetes Zusammenleben zu setzen und den Schutz nach außen zu sichern ln
neuerer Zeit werden ihm eine Vielzahl zusätzlicher Leistungen abverlangt Die Sorge lÜr

Bildung und Ausbildung, die soziale Sicherung, die lritwirkung bei der Versorgung mit

Wohnraum sind hierfür nur einige Beispiele Auch im wirtschattlachen Bereich wird der
Staal zunehmend in die Pflicht genommen Über die traditionelle Aufgabe der Bereitstel-

lung und Verbesserung der lnfraskuktur hinaus hat er- entsprechend den allgemeinen

Leitlinien der Wirtschaflspolitik - alles zu tun, um wirtschaftliche Stabilität und ein

angemessenes Wachstum zu sichern und die Prinzipien des Sozialstaates zu verwirk'
lichen.lnvielen Bereichen von Wissenschatt und Forschung, beider Förderung von Sport

und Kultur usw. sind staatliche Hilfen inzwischen ebenfalls selbstverständlich geworden.

Alle diese Aufgaben erfordern den Einsalz erheblicher finanzieller i,ittel, die von der

Allgemeinheit bzw. der Wirtschatt Über Steuern, Gebühren, Beiträge und durch die

Bereitschatt, dem Staat Kredite zu gewähren, aufgebracht werden müssen. Zur ötfent-

lichen Haushaltswirtschaft gehören Einnahmen und Ausgaben von Bund, Ländern,

Gemeinden, Gemeindeverbänden und kommunalen zweckverbänden, ferner der

Lastenausgleichsfonds und das ERP-Sondervermögen, das aus der Llarshallplanhilfe

der USA nach dem Zweiten Weltkrieg hervorgegangen ist, sowie die Etats der Sozialver'
sicherungsträger und der Bundesanstalt lür Arbeit

11.2 Ausgaben der öffentlichen Haushaltel
Von 1951 bis 1985 sind die Ausgaben von Bund, Ländern, Gemeinden, Gemeindever'
bänden (Gebietskörperschaften) sowie von Lastenausgleichsfonds und ERP-Sonderver-
mögen von 37,4 lrrd. auf 587 Mrd. DM gestiegen. Je Einwohner betrugen die Ausgaben

1985 9613DM,gegenüber754Dl/limJahre1951 Die Finanzen der übrigen Ötfentlichen
Haushalte werden statistisch erst ab 1974 eiaßl und sind wegen der Schwierigkeiten

eines langfristigen Vergleichs hier generell außer acht geblieben. Die finanziell größte

Bedeutung unter ihnen haben die Ausgaben der Sozialversicherungsträger und der

Bundesanstalt für Arbeit, die sich 1985 zusammen auf 343 Mrd. DM beliefen

Um Größenordnung und Entwicklung des Ausgabenvolumens der ötfentlichen Haushalte

abschätzen zu können, wird es häufig in Relation zum Bruttosozialprodukt, alsodem Maß

für die wirtschaftliche Gesamlleistung eines Staates' gesetzt (,,Staatsquote"). Dabei ist



Tab. 1: Entwicklung der Ausgaben der öffentlichen Haushaltel
1951 bis 1985

Jahr Ausgaben
DlVl je Einwohner

1951
1961
1970
1975
1980
1981
1982
1983
1984
1985

37 401
95 275

196 330
354 774
498 088
528 948
548 184
555 4s8
568 012
586 556

754
1 696
3 237
5 738
I091
8 578
I 894
I 043
I284
9 613

1 Bund, Lastenausgleich§londs, ERP-Sonde&ermögen, Länder, comeinden/Gemeindevorbände.

Tab. 2: Staatsquote: Ausgaben der öffentlichen Haushaltel
in Prozent des Bruttosozialprodukts

Jahr Staatsquote Jahr Staatsquote

1961
1962
1963
1964

1966
1967
1968
1969
1970
1971
1972
1973

28,7
29,7
30,6
30,5
30,7
30,1
31,6
29,8
29,2
29,1
30,0
30,5
30,2

1974
1975
1976
1977
1978
1979
1980
1981
1942
1983
1984
1985

32,0
34,5
32,9

32,8
32,9
JJ,C
34,2
34,3
33,1
32,1
31,8

1 Bund, Laslenausgleichslonds, ERP-Sonderyermögen, Länder, cemeinden/cemeindeverbände.
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die zeatliche Entwicklung der Staatsquote aussagekräftiger als ihre absolute Höhe Von

1961 bis 1975 stieg diese Größe von 28,7% auf 34,5%. Nach einem vorübergehenden
Absinken erreichte sie 1982 mit 34,3 % erneut einen HÖhepunkt ln den folgenden Jahren

verminderte sie sich auf 31,8 % (1985).

Der weitaus grö ßte Ausgabenblock entfällt auf die Soziale Sicherung, 1985 erreichten die

Ausgaben hierfür einen Anteil von rund 21o/o am gesamten Ausgabenvolumen. '17%

entlielen auf Bildung, Wissenschatt, Forschung und Kultur. Mit über 9% war der

Schuldendienst der drittgrößte Ausgabenblock (v91 1 1 .4). Es folgten der Verteidigungs-

bereich (9 %), Gesundheit, Spon und Erholung (6 %) sowie Wohnungswesen, Raumord-

nung, Kommunale Gemeinschaftsdienste (6y.| (vgl. Abb. 1)

Betrachtet man die einzelnen Haushaltsebenen, so tätigte der Bund (einschließlich

Lastenausgleichsfonds und ERP-Sondervermögen) 1985 45% der Ausgaben aller
Gsbietskörperschaften. Die Länder waren mit 35%, die Gemeinden mit 20% an den

ötfentlichen Ausgaben belelligl (vgl. Abb. 2).

Abb. 1 : Ausgaben der öflentlichen Haushalle '1985 nach Aufgabenbereichen

a,7 oÄ Verteidigung (51 Mrd.)

Öftentliche Sicherheit und
Ordnung, Rechtsschuiz (26 lvlrd.)

21,4 yo Soziale Sicheruns (125 [Ird.)

6,2% Gesundheit, Sport und
Erholung (37 lvlrd.)

586 I
Ivlrd.0M

5,5%

4,OoÄ Wirtschaftsförderung(24Mrd.)

4,4% Verkehr und Nachrichtenwesen
(28 [4rd.]

Winschaf tsunternehmen,
allgemeines Vermogen (30 Mrd.)

5,3',6 Versorgung (31 lvlrd.)

9,5% Schulden (56 tulrd.)

8,1oÄ Übrige Aufgaben (47 l\.4rd.)

Wohnungswesen, Räumordnung,
kommunale Gemeinschafts-
dienste (32 N4rd.)

1 N€ioausgab€n (um zahlungen von andsrcn Öflenllich€n Haushalien b€ßinigl).

1a oq Bildung, Wissenschatt,
'"," '' Forschung und Kuttur (99 tvtrd.)
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Abb. 2: Ausgaben der öffentlichen Haushalte nach Gebietskörperschaften
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Gemeinden/GV.

Bei allen Gebietskörperschalten (Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände)
fallen besonders die Personalausgaben ins Gewicht. ln den Ländern erreichten sie 1995
einen Anteil von 43%, bei den Gemeinden und cemeindeverbänden 32% und beim
Bund 14% des Ausgabenvolumens.

Alle öffentlichen Haushalte zusammen wendelen 1985 einen Betrag von 191 Mrd. DN,
oder ein Drittel ihrer Gesamtausgaben für das Personal (einschließtich pensionen u. ä.)
auf. Hierbei sollte nicht übersehen werden, daß viele Dienstleistungen der öffen ichen
Hand, wie Schulen, Hochschulen, Polizeiund Rechtsschutz, Gesundheitswesen, Vertei-
digung, Bau-, Steuer- und Zollverwaltung usw., sehr personalintensiv sind und daß
wachsende Ansprüche an das Dienstleistungsangebot des Staates zu einerVermehrung
der Stellen in diesem Bereich führen müssen.

FürBaumaßnahmen und sonstige Sachinvestitionen wurden 't 985 Ausgaben in Höhevon
rund 50 Mrd. Dl/ getätigt. Knapp 65% hiervon entfielen allein auf den kommunalen
Bereich. Weitere wichtige Ausgabenposten der öffentlichen Haushalte sind der taulende
Sachaufwand mit etwa 95lrrd. DM im Jahr 1985 (2. B. Ausgaben für Heiz-, Energie- und
Betriebskosten, für Unterhaltung des unbeweglichen Vermögens, für Verbrauchsmittel,



aber auch sämtliche militärische Anschatfungen) sowie Zuschüsse an private Haushalte
(Rent€n- und Unterstützungszahlungen), an Unternehmen (Subventionen), an soziale
und an sonstige Einrichtungen im ln- und Ausland in Höhe von zusammen 125 lrrd DM.

11.3 Einnahmen der öffentlichen Haushalte
Zur Finanzierung seiner Ausgaben hat der Staat im wesentlichen zwei Möglichkeiten: die

Erhebung von Steuern und die Aufnahme von Krediten lm Jahr 1985 standen - nach

vorläufigen Ergebnissen - den ötlentlichen Ausgaben von 586,6 Mrd. DIV Einnahmen

aus Steuern und sonslige Einnahmen (z.B Gebühren, Mieten, Verkaulserlöse für
Beteiligungen und Sachvermögen, Zinsen)von insgesamt 548,1 ilrd. DM gegenÜber. Die

Nettokreditaufnahme betrug 39,2 Mrd DL4

Als [raß für die Steuerbelastung der Gesamtwirtschatt wird häufig die sogenannte
volkswirtschattliche Steuerquote herangezogen Sie setzl das gesamte Steueraufkom-
men in Beziehung zum Brutlosozialprodukt. 1986 lag die Steuerquote bei 23'2%
gegenübet 22,3% im Jahr 1970 und 23,1 % 1965.

Nach den Grundsätzen des Finanzwesens, wie sie im Grundgesetz festgelegt sind,

lassen sich im Steuersystem der Bundesrepublik Deutschland Bundes-, Landes- und

Gemeindesteuern unterscheiden. Hinzu kommen die Gemeinschaftsteuern, deren Auf-
kommen zwischen Bund und Ländern aufzuteilen ist

1986 haben Bund, Länder und Gemeinden insgesamt 452 Mrd. Di./l an Steuern

eingenommen. Allein 334 Mrd. DM oder73,8 % entfielen aul die Gemeinschaltsteuern' zu

denen Lohnsteuer, veranlagte Einkommensteuer, Kapitalertrag- und Körperschattsteuer

sowie Umsatz' und Einluhrumsatzsteuer rechnen

Tab. 3 Kassenmäßige Sleuereinnahmen vor der Steuerverteilungl
1974 und 1986

Steuerart Mi . Dt\.4

1974 1986

Gemeinschaftsteuern
Bundessteuern (vor Abzug der EG'Anteile)
Landessteuern
Gem€indesteuern

lnsgesamt

163 641,2
37 311,6
1 1 789,5
26 317,3

239 059,7

333 674,8
s6 350,5
21255,1
41 155,4

452 435,8

1 Abwsichungen gegenübsr den Sleuercinnahmen nach der Vsrleiung nlolge zeitlichsr Übeßchneidurgen
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Tab.4: Die zehn ergiebigsten Steuern 1974 und 1986

Steuerart Ertragsteht...zu

Lohnsteuer
Umsatzsteuer
Einfuhrumsatzsteuer
Gewerbesteuer nach

Edrag und Kapital
Veranlagte Einkommensleuer
Körperschaftsteuer
Mineralölsteuer
Tabaksteuer
Kraftfahrzeugsteuer
Grundsteuer B

(nicht-landwirtschaft liche
Grundstücke)

Bund/LänderGemeinden
Bund/LänderEG
Bund/Länder/EG

71960,2
33 593,1
18 317,1

Gemeind6n/Bund/Länder
Bund/Länder/Gemeinden
Bund/Länder
Bund
Bund
Länder

18 774,5
26 793,4
't0 403,4
16 051,7
I 9s2,3
5159,2

152233,1
58 586,9
52 552,3

31 986,6
29 880,5
32 301,5
25 643,7
14 480,3
I 356,4

Gemeinden 3 110,6 7 193,7

Die zehn aufkommensstärksten Steuern sind in fab. 4 autgeführt. Am ergiebigsten ist die
Lohn- und Einkommensteuer. Nach den neuesten Ergebnissen der nur im Dreijahrestur-
nus erminelten Lohnsteuerstatistik und Statistik der veranlagten Einkommensteuer, die
wegen der langen Erklärungs- und Veranlagungsfristen und der schwierigen Aufberei-
tungsarbeiten aus dem Jahr 1983 datieren, wurden seinerzsit 21,8 Mill. Lohn- und
Einkommensteuerpflichtige (mit einem posiliven Gesamlbetrag der Einkünfte) erfaßt.
Zusammenveranlagte Ehegatten, ob Allein' oder Doppelverdiener, und Ehegaüen mit
gemeinsamem Lohnsteuerjahresausgleich wurden dabei grundsätzlich als ein Steuer-
pflichtiger behand€lt. Der Gesamtbetrag der Einkünfte (nach dor Steuorgesetzgebung
errechnet aus der Summe aller Einkünfte, gegebenenfalls auch Verluste, aus selbständi-
ger oder nichtselbständiger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermielung und Verpachtung,
Gewerbebetrieb, Land- und Forstwirtschaft sowie sonstigen Einkünften) dieser Steuer-
pflichtigen bekug 834,8 irrd. D[r, die festgesetzte Einkommensteuer 155,6 Mrd. DM. Je
Steuerpflichtigen waren das im Durchschnitt Einkünfte in Höhevon 38300 Dir, von denen
'18,6% Steuern zu entrichten waren.

Zwischen den einzelnen Gruppen variierten diese Werte allerdings beträchtlich. Auf die
nichtveranlagten Lohnsteuerpflichtigen (44,4% all""I Steuerpflichtigen) entfielen bei-
spielsweise durchschnittliche Einkünfte von 21 900 Dlr, die im Durchschnitt mit 11,5%
Steuern belastet wurden. Demgegenüber hatten veranlagte Einkommensteuerpflichtige
ohne Einkünfte aus nichtselbständiget Nbeit 17,2o/a aller Steuerpflichtigen) Durch-
schnitlseinkünfte von 49000 DIV mit durchschnittlich 27,3% zu versteuern.
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Tab.5: Lohn- und Einkommensteuerpf lichtigel 1983

Steuerpflichtige
nach Steuerart

Sleuer-
pflich-
tige

Gesaml-
betrag der
Einkünfte

Lohnsteuer/ Steuer-
Einkommen- belastung

steuer

je Steuerpflichtigen

1 000 DM %

Nichtveranlagte
Lohnsteuerpflichtige

Veranlagte
Lohnsteuerpflichtige

Übrige Einkommensteuerpf lichtige
(ohne Einkünfte aus
nichtselbständiger Arbeit)

lnsgesamt

I687,4

10 565,9

1 't ,5

20,2

2 510

10 450

'13 370

7 130

1 562,3

21 8't5,6

27,3

18,6

21 910

51 670

49 050

38 270

1 Mit posilivem Gesambstag d6r Einkünile.

Aus den zusammengeraßten Ergebnissen über Lohn- und Einkommensteuerpflichtige
lassen sich wichtige Anhaltspunkte über die Einkommensverteilung in der Bundesrepu-
blik Deutschland gewinnen, da alle steuerpflichtigen natürlichen Personen mit ihren
(steuerlichen) Einkünften einbezogen sind. Von Nachteil ist, daß die Statistik zu einem
relativ späten Zeitpunkt vorliegt, daß Lücken hinsichtlich der Einbeziehung von Einkom-
men aus Land- und Forstwirtschafl sowie Kapitalvermögen beslehen, daß Ehegatten
grundsätzlich als ein Sleuerpflichtiger gezählt werden und daß darüber hinaus bei den
Arbeitnehmern die Sozialversicherungsbeikäge und keiwilligen Sozialleistungen der
Arbeitgeber nicht und die Renleneinküntte u. ä. nurzu einem geringen Teil erfaßt werden.

37,2 % der Steuerpflichligen bezogen 1983 Einkünfte von weniger als 25000 DM im Jahr,
40,6 % flossen 25000 bis 50000 Dlil zu. Etwa 10300 Steuerpflichtige und damit 0,05 %
konnten als Einkommensmillionäre bezeichnet werden. Sie hatten einen Anteil an den
Gesamteinkünften von 32%. * lag damit höher als der Anteil der rund 4lvlill. SteueF
pflichtigen, die unter 12000 D[, iährlich verdienten.

Angaben aus der Umsatzsteuerstatistik - die Umsatzsteuer ist die Steuer mit der
zweithöchsten Ergiebigkeil- liegen zuletztfürdas Jahr 1984 vor. Damals leisteten knapp
1,9 Mill. Steuerpflichlige (Umsatzsteuerpflichtige mit einem Jahresumsatz unter 20000
DM wurden nicht erfaßt) mit steuerbaren Umsätzen von 3765 lrrd. DL4 Umsatzsteuer-
Vorauszahlungen in Höhe von 56,3lrrd. DM. Von besonderer Bedeutung war der Bereich
des Produzierenden Gewerbes ohne Baugewerbe, das knapp 16% der Sleuerpflichtigen
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Tab. 6: Einkommensverteilung 1983
nach der Lohn- und Einkommensteuerstatistik

Gesamtbetrag der Einkünfte
von...bisunter...DL

Steuerpflichtige

1 000

1- 4 000
4 000- I000
8 000- 12 000

12 000 16 000
16 000- 25 000
25 000- 30 000
30 000 50 000
50 000- 75 000
75 000-100 000

'100 000 250 000
250 000-500 000
500 000- 1 lrill.
1Mill.- 2Mill.
2t\ri .- 5 tvli .

5 t\,{i . -10 Mi .

10 lrill. und mehr

1 437 ,7
't 402,6
1 161,2
1 101 ,7
3 013,9
2144,7
6 715,0
3 305,6

871,0
555,7

75,0

6,6
6,4

5,0
13,8

9,8
30,8
15,2
4,0

0,3
0,1

21 815,6 100

2 566,6
a 472,7

11 577,2
15 424,8
62 631,8
59 055,5

259 791,9
198162,2
73 915,4
76 877,3
25 186,6
14 185,5
I 046,6
I 192,1
4 150,0
5 593,4

834 829,8

21,1
6,7
2,8
0,6
0,3

0,05

lnsgesamt

stellte, aber 48% des steuerbaren Umsatzes tätigte und 29% der Steuervorauszahlun-
gen des Jahres 1984 leistete.

Die Gesamlheit der Steuereinnahmen muß zwischen den einzelnen GebietskÖrperschaf-
ten so vertei[ werden, daß sie die ihnen verfassungsmäßig zugewiesenen Aufgaben
erfüllen können. Dabei legt das Grundgesetz fest, wem die Erträge bestimmter Steuern
zufließen; für die Umsatzsteuer und die gemeindliche Beteiligung an der Lohn- und
veranlagten Einkommensteuer wkd durch Bundesgesetz geregelt, welche Teile dem
Bund und den Ländern bzw. den Gemeinden zustehen. Darüber hinau§ erhalten die
Europäischen Gemeinschaften Anteile an den Zöllen und der Umsalzsteuer. Schließiich
lindet ein Finanzausgleich zwischen finanzstarken und linanzschwachen Bundesländern
statt.

Vonden Steuereinnahmen des Jahres 1986 (452,5Mrd. DM)verbliebdem Bund nachder
Verteilung knapp die Hältte (47 %); die andere Hälfte mußten sich die Länder (35 %), die
Gemeinden (14olo) und die EG (4%) teilen.
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Gesamtbetrag der
Einkünfte

Mi . Di/ %

0,3
1,0
1,4
1,8
7,5
7,1

31,1
23,7

8,9
9,2
3,0
1,7
1,1

1,0
0,5
0,7

100



Verteilung des Steueraufkommens nach Gebietskörperschatten
Länder

65'
Gemeinschaftliche Steuern in./o

Umsalz (Mehtue )SteLer

Lohn und ve.anlagte

r5

50
nrz,d

Bund

§
E

s

Gemeinden

Bennwen u Lotteriesl

+I

Sch.nkerlaubn'ssleuer
Jagd u Frschere sleuer

+

@

Gegenstand der Nachweisung MiII. DM

1974 1986

Nach Verteilung der Steuereinnahmen verbleiben
dem Bund
den Ländern

Stadlstaaten (ohne Gemeindesteuern)
übrige Länder

den Gemeinden/Gemeindeverbänden
den Europäischen Gemeinschaften

lnsgesamt

119 412,5
83 347,3

7 024,7
76 322,7
32 657,9

2 761 ,0

238178,8

210 584,1
160 099,4

1 1 692,9
148 406,5
63 832,0
17 952,4

452 467,9

1 Abwoichungen gegenübor den Stsuereinnahmen vor der Verteilung inlolge zeil icher Übeßchne dungen.
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Tab. 7: Kassenmäßige Steuereinnahmen nach der Verteilungl
1974 und 1986



11.4 Schulden der öflentlichen Haushalte
Oie Finanzierung der Staatsausgaben erfolgt außer durch Steuereinnahmen durch die
Aufnahme von Krediten. Dies hat zu einer wachsenden Verschuldung der ölfentlichen
Haushalte geführt.

Die Staatsschulden erhöhten sich von 17,9 Llrd. Dl, im Jahr 1950 über 123,2 Mrd DM im

Jahr 1970aut754,7 Mrd. D[,1 imJahr 1985. Allein '1981 nahm die öflentliche HandetwaT4
Mrd. DM an Krediten netto (Schuldenaufnahme abzüglich Schuldentilgung) neu auf.

Nach den Ergebnissen derjährlichen Schuldenstatistik ist in den Jahren 1982 bis 1985 die
jährliche Nettoneuverschuldung allerdings zurückgegangen. Sie belief sich jeweils rund:
'1982 auf 73 lrrd. Dir, 1983 auf 60 lrrd. DlVl, '1984 auf 45 [,trd. Dl, und 1985 aut 44 lilrd.
Dl\,1.

Die öffentlichen Schulden entstehen zum größten Teil über den Kreditmarkt' d. h. durch

die Ausgabe von Wertpapieren (Anleihen, Schatzbriefe usw ) oder durch die Aufnahme

von Darlehen bei inländischen Versicherungen, Banken, Bausparkassen u ä (ein'

schließlich Sozialversicherungskäger) sowie im Ausland

Die Schuldenlast der Gemeinden (ohne Schulden bei Verwaltungen), die 1970 noch Über

derjenigen der Länder und unter der des Bundes lag, hat sich bis '1983 auf das

Zweieinhalblache erhöht, während die Schuldenvon Bund und Ländern sichieweils etwa
versiebenlacht haben. Entsprechend betrugen die Schulden des Bundes (einschließlich

Lastenausgleichsfonds und ERP-Sondervermögen) und der Länder 1985 400 Mrd bzw.
246 Mrd. DM, während sich die finanziellen Verpflichtungen der Gemeinden und

Fundierte Schulden

Schulden
ohne Schulden

bei Ven,altungen

darunter
Schulden aus

Kreditmarktmitteln

3
3
3
3
3
3
3

3. 1950
3. 1955
2. 1960
2. 1965
2.1970
2. 1975
2. 1980
2. 1985

17 477,1
38 967,9
51 892,2
80 679,3

123173,5
253 141,9
460 885,7
754 693,0

876,4
8 612,6

21 197,2
54 579,8

100 520,0
233 444,3
443 515,7
738 526,0
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in [rill. Di,4

Stichtag



Abb.3: Fundierte Schulden (ohne Schulden bei Verwaltungen) 1970bis1985
Mrd,DM
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Gemeindeverbände sowie der Zweckverbände auf 102 lllrd DM bzw. knapp I Mrd. DL4

summierten.

Vordiesem Hintergrund gewinntdie Diskussion überdie Auswirkungen und Grenzen der

Staatsverschuldung ihre Aktualität. Nach dem Grundgesetz (Arl 1 15) darl die jährliche

Kreditaufnahme des Bundes die Summederim Haushaltsplan veranschlagten Ausgaben
für lnvestitionen nicht überschreiten. Gleichwohlist auch bei Einhallung dieses Grundsat-
zes zu beachten, daß zunehmende Verschuldung zu sleigenden Zinszahlungen führt, die

den Spielraum der Finanzpolitik einengen. Die Zinslast für die Staatsschulden lag z. B
1974 bei 13 Mrd. DM jährlich, war 1978aui22 Mrd. Dl\rgestiegen und betrug 1985bereits
mehr als 55 lilrd. Dir. Mit wachsender öffentlicher Verschuldung verbindet sich die
Gefahr, daß die ötfentliche Nachkage am Kreditmarkt private Kreditnachfrager verdrängt
und damit die private lnvestitionstätigkeit hemmt. Andererseits können durch Kredite
finanzierte Ausgaben des Staates in koniunkturschwachen Zeiten einen Ausgleich fürdie
rückläufige Nachfrage in anderen Bereichen schatfen.

11.5 Personal der öffentlichen Haushalte
lm öftentlichen Dienst waren 1985 4,6 lrill. Personen (ohne Soldaten) beschäftigt. Damit
ist die ötfentliche Hand der größte Arbeitgeber in der Bundesrepublik Deutschland. ln

seinen Diensten stand etwa jeder sechste Erwerbstätige bzw. jeder fünfte abhängig
Beschättigte (zu den Personalausgaben vgl. 11.2).

Abb. 4 zeigl die unterschiedliche Entwicklung der Beschäftigten im ötfentlichen Dienst
seit 1960, aufgeschlüsselt nach Beschäftigungsbereichen. Während der Personalbe-
stand im Bund, nach Abschluß des Aufbaus der Verteidigungsverwaltung, seit 1970 nur
noch wenig zugenommen hat, haben die Länder seit 1966 in großem Umfang neue
Stellen geschaffen. Dies ist im wesentlichen auf den Ausbau des Bildungswesens
zurückzuführen, das in die Zuständigkeit der Länder fällt.

Von 100 Beschäftigten des ölfentlichen Dienstes arbeiteten 1985 42 bei den Ländern,
28 beiden Gemeinden, 18 bei Bundespost und Bundesbahn, 7 bei Bundesbehörden lm
mittelbaren öffentlichen Dienst, also beiden Sozialversicherung§trägern, der Bundesan-
stalt für Arbeit und den Trägern der Zusatzversorgung des Bundes, der Länder und der
Gemeinden, waren 5 vofl 100 der öffentlichen Bediensteten tätig.

/4bb. 5 zeigt die Entwicklung des vollzeitbeschättigten Verwaltungspersonals von Bund'
Ländern und Gemeinden seit 1960, ditferenziert nach ausgewählten Aufgabenbereichen
1985 lagen beim Bund die Schwerpunkte des Personaleinsatzes im Bereich der

Verteidigungsverwaltung (55%) sowie der politischen Führung, zentralen Verwaltung
und auswärtigen Angelegenheiten 122%1. Bei den Ländern standen die Bereiche
Bildungswesen (46%), politische Führung und zentrale Verwaltung (14%), ötfentliche
Sicherheit und Ordnung (13%) sowie Rechtsschutz (9%) im Vordergrund. Bei den
Gemeinden waren in Krankenhäusern (22 %), in der allgemeinen Verwaltung (16 %), im
Bau- und Wohnungswesen und im Verkehr (14olo) sowie an Schulen und Kindergärten



Abb.4: Beschäfiigte des öffentlichen Dienstes 1960 bis'1985
nach Beschäft igungsbereichen
(1960 = 100)
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(8%) besonders viele Beschättigte eingesetzt. tm Bereich soziale Sicherung waren
weitere rund 8% der Gemeindebediensteten tätig.

ln derAufgliederung nach Dienstverhältnissen wurden 1985 1,8 Mill. Beamte und Richter,
1 ,7 Mill. Angestellte und 1 ,1 Mill. Arbeiter gezählt. Von den insgesamt 4,6 Mill. Beschäftig-
ten waren etwa 770000 Teilzeitkrätte; ihr Anteil hat sich von 1960 bis 198S von 6,5 % auf
16,8% erhöht. Beiden Beamten und Richtern betrug der Anteil der Teilzeitbeschäftigten
7 %, bei den Angestellten 2'l 70 und bei den Arbeitern 26 %.

Unmittelbarer öffentlicher Dienst
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Abb.5: Vollzeitbeschättigte der Verwaltung von Bund, Ländern
und Gemeinden 1960 bis '1985 nach Teilbereichenl
(1960 = 100)
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Von den Mitarbeitern, die 1983 in den Lohn- und Gehaltslisten der ötfentlichen Arbeitge-
ber geführt wurden, waren 1,8 Mill. oder 40% Frauen. lm Vergleich zu 1960 wurden
knapp 1 Mill. Frauen mehr eingesetzt, während im gleichen Zeikaum die Zahl der
männlichen Kollegen um 460000 zunahm. Rund zwei Drittel der Frauen hatten einen
Vollzeitarbeitsplatz, die übrigen übten eine Teilzeitbeschättigung aus.
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12 Gesamtwirtschaft im Uberblick

12. 1 Rahmenbedingungen des wirtschaftlichen
Geschehens

ln dieser Darstellung können die Rahmenbedingungen der Wirtschaflsordnung in der
Bundesrepublik Deutschland nicht im einzelnen erläulert werden. Für das Verständnis
der Gesamlzusammenhänge ist es aber notwendig, zumindest die ordnungspolitischen
Grundvorstellungen kurz zu umreißen.

Oas Grundgesetz-als Basis dergesamten staatlichen und gesellschatllichen Ordnung in
der Bundesrepublik Deutschland - legt sich aut kein bestimmtes Wirtschaftssystem fest,
enthält aber eine Reihe normativer Bestammungen, die als Rahmenbedingungen zu
betrachlen sind. Dazu zählen insbesondere die Garanlie des Privateigentums sowie
seine soziale Verpflichlung, die Gewerbefreiheit, das Recht auf freie Wahl des Arbeits-
platzes, die Vereinigungsfreiheit und die Freizügigkeil. Weitere Grundsätze der Ord-
nungspolitik werden durch das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (1957), das
Stabilitätsgesetz (1967), das Kreditwesengesetz ('1961), das Gesetz über die Deutsche
Bundesbank (1957) §owie eine Reihe anderer Gesetze (2.B. Tarifvertragsgesetz,
Gewerbeordnung usw.) konkretisiert.

Darüber hinauswirken sich im wirtschaftlichen Geschehen Einflüsse der Sozialgesetzge-
bung und arbeitsrechtliche Regelungen (2. B. lvlitbestimmung, Personalvertretungsrecht
usw., vgl. 7.3) aus, aber auch der föderalistische Staatsaufbau sowie die Einbindung der
Bundesrepublik Deutschland in internationale Organisationen. Regelungen der Sozialge-
setzgebung beeinflussen nicht nur die Lebensverhältnisse des einzelnen, sondern auch
die Ausgabensituation des Staates und der Sozialversicherungsträger sowie die Kosten-
rechnung der Unternehmen.

Die Dispositionen der Wirtschaftseinheiten werden nicht zuletzt von derWirtschattspolitik
des Staates in Form der Steuer- und Ausgabenpolitik, der Regional- und Strukturpolitik
sowie der Geldpolitik der Bundesbank beeinflußt.

Auf eine Kurzformel gebracht ergibt sich in der Bundesrepublik Deutschland das Bild
einer Wirtschaftsordnunq, die üblicherweise mit dem Begritf ,,soziale Marktwirtschaft"
charakterisiert wird und sich als eine Verbindung von ,,freier Marktwirtschaft" und
,,rahmensicherndem, sozial abfederndem Staat" (Rudolf Hickel) darstellt.

12.2 Einführung in die gesamtwirtschaftliche Darstellung
Eine wichtige Aufgabe der Wirtschaftsstatistiken besteht darin, Produktionsgrundlagen,
-vorgänge und -ergebnisse in einzelnen Bereichen und in der Gesamtwirtschatt zu
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erfassen und damit die Daten zu liefern, die sowohl Grundlage als auch Konkollinstru-
ment wirtschaftspolitisch€r, aber auch unternehmerischer Entscheidungen sind. Neben
staatlichen Stellen dient das Datenmaterialvor allem Forschungsinstituten, Hochschulen,
Verbänden und Unternehmen zu Analyse- und Prognosezwecken.

Die umlassendsten Ergebnisse über das wirtschaftliche Geschehen liefern die Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen, die statistisches Material aus nahezu allen Bereichen
zu einem geschlossenen Gesamtbild zusammenfügen. Der Darstellung liegt der Kreis-
laulgedanke zugrunde. Zur Verbesserung der Übersichtlichkeit wird die Vielzahl der
Wirtschaftseinheiten in vier Sektoren zusammengefaßt, und zwar in Unternehmen,
private Haushalte, Staat und Ausland. Die Transaktionen zwischen diesen Sektoren und
zum Teil auch innerhalb der Sektoren werden als Ströme in der folqenden Äbb. /
dargestellt.

Abb. '1 : Modell des Wirtschaftskreislaufs

tl

E

Quel e: Bundesm n sle um lür w dschaft (Hß9.), Ein Stück vom gro ße,r Kuchei, Bonn 1 965, S. 2.

Am Sektor Unternehmen sei dieses ,,Strömungsdiagramm" in stark vereinlachter Form
erläutert: Von den privaten Haushalten lließen den Unternehmen die Ausgaben für
Konsumgüterund Dienstezu, während umgekehrt Löhne, Gehälter, Gewinne undZinsen
von den Unternehmen an die Haushalte gezahlt werden. An den Staat entrichten die
Unternehmen Steuern, während bei ihnen Einnahmen aus dem Verkauf von Gütern an
den Staat eingehen. Vom Unternehmenssektorwerden Güteraus dem Ausland importiert
bzw. in das Ausland exportiert und enlsprechend fließen Geldströme in entgegengesetz-
ter Richtung.

Die Volkswirtschaltlichen Gesamtrechnungen gründen ihre Berechnungen aufein vertei-
nertes Llodell dieser Art. Sie sind als geschlossenes Kontensystem mit doppelter
Verbuchung aller Vorgänge angelegt und umfassen daneben eine Reihe ergänzender
Tabellen. Unter Auswertung von Ergebnissen aus nahezu allen statistischen Arbeitsbe-

@ 13$J
Staat
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reichen wird in diesem Rahmen u. a. die gesamtwirlschattliche Leistung der Volkswirt-
schalt quantifiziert. Sie kann unter drei verschiedenen Gesichtspunkten betrachtet
werden:

a) Wo ist sie entstanden? Welche Beikäge haben die einzelnen Wirtschattsbereiche
zum gesamtwirtschattlichen Ergebnis geleistet? (Entstehungsrechnung vgl. 12.4)

b) Wofür wurde das, was erarbeitet wurde, verwendet? Wurde es investiert, dem
Verbrauch zugeführt oder exportiert? (Verwendungsrechnung vgl. 12 5)

c) Wie wurde das bei der Erarbeitung der gesamtwirtschattlichen Leistung entstan'
dene Einkommen verteilt? (Verteilungsrechnung vgl. 12.6)

Als zentrale Größen werden in der Entstehungsrechnung die Bruttowedschöpfung und
das Bruttoinlandsprodukl, in der Verwendungsrechnung das Bruttosozialprodukt (selte'
ner das Nettosozialprodukt) und in der Verteilungsrechnung das Volkseinkommen
nachgewiesen.

Das Sozialprodukt

r--_ß--i

VerleilungEntstehung Verwendung

ffi
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= Bruttosgzialprodukt zu Marktpreisen

Erchschm'dl ver aq 6mbH
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12.3 Entwicklung des Sozialprodukts
Das Bruttosozialprodukt, in dem alle von den Bewohnern eines Landes erbrachten
wirtschaftlichen Leislungen zu einer Größe zusammengefaBt sind, war 1986 in der
Bundesrepublik Deutschland mit 1950 l\rrd. DM sechseinhalbmal so hoch wie 1960.

=tl:3.='E:::]:{::::l
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ln der Bundesrepublik Deutschland wird das Sozialprodukt wie folgt definiert und
berechnel:

Verkäufe (Umsatz) von Waren und Dienstleistungen
+ selbsterstellte Anlagen
+ Anderung der Vorräte
= Ptoduktionswert

Vorleistungen (Produktionskosten)
: Btuttowertschöpfung
+ nichtabzugslähige Umsatzsteuer
+ Einfuhrabgaben
= Btuttoi n la ndsptod u kt
+ Einkommen aus der übrigen Welt (Saldo)
= Btuttosozialprodukt (zu L4arktpreisen)

- Abschreibungen (Wertminderung des reproduzierbaren Anlagevermögens durch
Verschleiß und Veralten)

= Nettosozialprodukt lzu l\rarktpreisen)
indirekte Steuern (2. B. Umsatz- und Getränkesteueo

+ Subventionen (2. B. Zinszuschüsse)
= Volkseinkommen

Legt man den Berechnungen die Preise des Jahres 1980 zugrunde, hat sich das
BruttosozialproduK seit 1960 mehr als verdoppelt.

Tab. 1: Bruttosozialprodukt 1960 bis 1986
in Mill. D[,1

Jahr Brutlosozialprodukt

in jeweiligen Preisen in Preisen von 1980

1960
1965
1970
1975
1980
1981
1982
1983
1984
198s
1986

000
200
700
400
200
100
100
400
900
900
000

303
458
675

1 029
1 485
1 545
1 597
1 680
1 769
1 844
1 948

731
922

1 134
1 258
1 485
1 485
1471
1 498
1 548
1 579
1 617

700
700
000
000
200
300
000
900
100
000
700
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Die Entwicklung des Bruttosozialprodukts in jeweiligen Preisen wird sowohl durch die
Entwicklung der (realen) gesamtwirtschaftlichen Leistung, als auch durch die allgemeine
Preisentwicklung beeinfluBt. Letztere wird bei der Berechnung in konstanten Preisen
ausgeschaltet, so daß die iährlichen Veränderungsraten des Bruttosozialprodukts in
konstanten Preisen auch als Maßstab des jährlichen Wirtschaltswachstums verwendet
werden können.

Abb. 2: Wachstumsraten '1970 bis 19861

+5,6

+5,0
+5

+33 +3,3
+30

+ +2,7 r25
+1.9 +2,4

+2

+1

-1

-2

+1,5

+4,2
10,0

-1,0

71 72 73 74 1 76 77 78 79 980 81 a2 84 1 86Jahr

1 vednd€rung6n des Bruttosozialprodukls in Preisen von 1980 g69enüber dem Vorlahr

Abb. 2 vetdeutlichl die Wachstumsentwicklung in den vergangenen eineinhalb Jahr
zehnten. ln den meisten Jahren konnte das Bruttosozialprodukt gegenüber dem Voriahr
erhöht werden, lediglich 1975 und 1982 war ein Rückgang zu verzeichnen.

1 2.4 Wirtschaftsstrukturen
Der Beitrag der einzelnen Wirtschattsbereiche zum Sozialprodukt läßt sich in etwa an
ihrer Bruttowertschöplung messen. Sie isl definiert als die Summe der von inländischen
Wirtschaftseinheiten bzw. Wirtschaftsbereichen produzierten Waren und Dienstleistun-
gen abzüglich der von anderen Wirtschattseinheiten bzw. von anderen Wirlschaflsberei-
chen bezogenen Vorleistungen (2. B. Rohstoffe, Vorprodukte, Handelsware, Reparatur-
leistungen usw.).

Ein Vergleich zeigl, daß das Warenproduzierende Gewerbe nach wie vor den größten
Anteilan dergesamten Bruttowertschöpfung hat, wenn dieserseit 1960 auch beträchtlich

ffi

ffi ffi
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zurückgeganoen ist. Aullällig sind aber vor allem der starke Rückgang des Beitrags der
Land- und Forstwirtschatt und die deutliche Erhöhung des Anteils der Dienstleistungsun-
lernehmen an der gesamtwirtschaftlichen Leistung. Hierin kommen die vielfältigen
Wandlungen in der Wirtschaftsstruklur zum Ausdruck, diesichwährend dieses Zeitraums
vollzogen haben.

Die Umstrukturierung läßt sich auch an den Veränderungen in der Verteilung der
Erwerbstätigen auf die einzelnen Wirtschaftsbereiche ablesen.

Abb. 3: Bruttowertschöplung der Wirtschaftsbereiche

1960

L,and- und Forstwirtschaft
5.8 %

produzierendes
Gewerbe
53,2 %

1986

1,8 a/.

13.6.Ä 42,8%
Staat, private
Haushalte usw
a.a %

Dienstleistungs

r3,6 %

21 ,1 %
Handel und Verkehr
18,5%

Tab. 2: Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen

14,7 0Ä

Erwerbstätige

1950, 1960 i97o i98o 1986

Land- und Forstwirtschaft
Warenproduzierendes Gewerbe
Handel und Verkehr
Dienstleistungsunternehmen
Staat, private Haushalte

13,7
47,9
18,3

9,1
11,0

5,5
44,1
18,9
13,6
17,9

5,2
40,9
18,6
15,5
19,8

24,6

15,6
6,7

10,2

%
8,5

48,9
17,9
11,0
13,6

Mi .

26,619,6 26,1 26,3 25,7

1 EMorb§iälige nach dom lniandskonzepl. Entscheidend lÜr di€ Zuordnung ist der AÖsils' und nicht der wohnorl
2 Aundesgebiet ohne Saaiand und Bsrlln (Wesl).
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Während 1960 noch nahezu jeder siebte Erwerbstätige in der Land- und Forstwirtschatt
arbeitele, war es 1986 nur noch jeder neunzehnte. Umgekehrt waren 1960 erst knapp
vierzig von hundert Berufstätigen im Dienstleistungsbereich (Dienstleistungsunterneh-
men, Handel und Verkehr, Staat, private Haushalte) beschäftigl, 1986 schon mehr als
jeder zweite. Betrachtet man diese Entwicklung seit 1950, so sind die Veränderungen
noch gtavietendet (vgl. Tab. 2).

Die Gründe für diesen Strukturwandel liegen vor allem darin, daß sowohl im landwirt-
schaftlichen Bereich als auch im Produzierenden Gewerbe große Produktivitätsfort-
schritte erzielt werden konnten, während dies im Dienstleistungsbereich in wesentlich
geringerem Umfang gelang. Ausgewirkt hat sich aber auch die Umschichlung der
Nachfrage zugunsten der Dienslleistungen (Reisen, Llahlzeiten in Restaurants, Bank-
dienste, V€rsicherungen usw.).

Die in den Wirtschaftsbereichen stark unterschiedlichen Produktivitätsfortschritte zeigen
sich besonders deutlich in der Entwicklung der Arbeitsproduktivität in den letzten
zweieinhalb Jahrzehnten (vgl. Tab.3). Um diese Größe zu ermitteln, wird die reale
Bruttowertschöptung der Wirtschaflsbereichd in Bezug gesetzt zur Zahl der Erwerbstäti-
gen in den jeweiligen Wirtschaftsbereichen.

Während sich die Arbeitsproduktivität - gemessen an der Bruttowertschöpfung in
konstanten Preisen ie Erwerbstätigen - in der Land- und Forstwirtschaft von 1960 bis
'1986 vervierfachte, konnte sie im Warenproduzierenden Gewerbe um 140% sowie im
Handel und Verkehr um 137% gesleigert werden. Bei den Dienslleistungsunternehmen
stieg sie dagegen nur um drei Viertel, bei Staat und privaten Haushalten um 22%.

Tab.3: Bruttowertschöplung in Preisen von 1980 je Erwerbstäligen
(1970 = 100)

Jahr Land- und
Forst-

wirtschaft

Waren-
produ-

zierendes
Gewerbe

Handel
und

Verkehr

Dienst-
leistungs-

unter-
nehmen

Staat,
private

Haushalte

Bruttowen-
schöpfung
insgesamt

1960
1970
1980
1986

55
100
167
214

100
136
153

100
128
149

100
127
140

88
100
't 06
107

Eine Erhöhung der Arbeitsproduktivatät beruht meist auf mehreren Einflußfaktoren.
Neben einer rationelleren Arbeitsorganisation und wachsender Arbeitsintensität macht
sich vor allem der technische Fortschritt mit einem zunehmenden Einsatz leistungsfähi-
ger l\raschinen und Anlagen bemerkbar. Die statistischen Zahlen belegen (vgl. Tab.4),
daß in allen Wirtschaftsbereichen verstärkt Kapital eingeselzl wurde.
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133
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Tab. 4: Kapitalstock, Kapitalkoeffizient und Kapitalintensität
alle Wirtschaftsbereiche

Jahr Kapitalstockr
lrrd. Dl,

Kapilalkoetfizient2 Kapitalintensität3
1 000 Dt/

1960
1970
1980
1986

2 643
4 619
6 913
I 157

3,6
4,1
4,7
5,1

101
174

317

1 Jahßsdurchschnittllches BtutloanlagevemÖgen in Pre sen von 1980
2 verhälnis Kapilälslock zu Bruto n andsprodukt in Pßisen von 1980.
3 KäpüalsrocL ie EReösläloen (Jahrpsdu(hs hrrh).

12.5 Verwendung des Sozialprodukts
Die Verwendungsrechnung als zweite Säule der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen gibt in erster Linie Aufschluß darüber, welche Anteile am Sozialprodukt produktiv,

also tür lnvestitionen, eingesetzt und welche Anteile im privaten oder staatlichen Bereich
verbraucht werden. lnsbesondere der Umlang der lnvestitionstätigkeit ist tür die wirt-

schaftliche Entwicklung von großer Bedeutung - und zwar sowohl in kurzfristiger
(konjunkturelle0 als auch in langfristiger (skuktureller) Sicht

Tab. 5 zeigt, daß '1986 der größte Teil des Bruttosozialprodukts (rund 56%) für den
privaten Verbrauch, d. h. den Kauf von Waren und Dienstleistungen lür den Konsum
(inländischer) privater Haushalte (einschließlich Eigenverbrauch der privaten Organisa'
tionen ohne Erwerbszweck), verwendel wurde. Etwa ein Fünftel des Sozialprodukts
r /urde für lnvestitionen ausgegeben, erhöhte also den Bestand an Produktionsanlagen
bzw. die Vorräte der Unternehmen und des Staates. Ein weiteres Fünftel wurde dem
Staatsverbrauch zugelührt, der die Aufwendungen des Staates für Verwallungsleistun-
gen (2. B. Sicherheits-, Unterrichts-, allgemeine Verwaltungsleistungen, Gesundheitsbe-
treuung) umfaßt, soweit sie der Allgemeinheit ohne spezielles Entgelt zur Verfügung
gestellt \a/erden. Der Saldo aus Ausfuhr und Einfuhr, der sogenannte Außenbeitrag, war
1986 mit + 5,7% der höchste seit Bestehen der Bundesrepublik. Betrachtet man die
Entwicklung über einen längeren Zeitraum hinweg, fällt in erster Linie die deutliche
Erhöhung des Anteils des Staatsverbrauchs am Bruttosozialprodukt von 13% (1960)auf
20% (1986)sowieder Rückgang der Bruttoinvestitionen von 27 % (1960)auf 19% (1986)

auf.

Eliminiert man auch in der Verwendungsrechnung die Preissteigerungen, legt also den
Berechnungen fürden gesamten Zeitraum die Preisevon 1980zugrunde, slellen sich die
Entwicklungen anders dar. Der Anteil des Staatsverbrauchs ist in dieser Betrachtungs-
weise nurgeringlügig gestiegen, während beim Anteildes privaten Verbrauchs statt eines
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leichten Rückgangs ein Anstiegzu verzeichnenwar. Diese unterschiedlichen Entwicklun-
gen sind dadurch zu erklären, daß die Preisentwicklung des Staatsverbrauchs wesentlich
durch die Lohn- und Gehaltssteigerungen der beim Staal Beschäfligten bestimmt wird,
die im allgemeinen höher waren als die Preissteigerungen der Güter des privaten
Verbrauchs.

Tab. 5: Verwendung des Bruttosozialprodukts
in ieweiligen Preisen

Jahr Brutto-
sozial-
produK
Irill. Dtv

Staats-
verbrauch

Brutto- Außen-
investitionen beikag

in % des Brultosozialprodukls

1960
1970
1980
1981
1982
1983
1984
1985
'1986

56,7
54,6
56,6
57,5
57,5
56,3
56,7
56,5
55,5

27,3
27,6
23,5
21,0
19,7
20,4
20,4
19,5

303 000
675 700

1 48s 200
1 545 100
1 597 100
1 680 400
1 769 900
1 844 900
1 948 000

13,3
15,8
20,1
20,6
20,4
20,0
19,8
19,8
19,6

2,6
2,1

- 0,2
1,0

3,1

5,7

Tab. 6: Verwendung des Bruttosozialprodukts
in Preisen von 1980

Jahr Brutto-
sozial-
produkt
t\ri . Dt\.4

Privater
Verbrauch

Staats-
verbrauch

in % des Bruttosozialprodukls

1960
1970
1980
1981
1982
1983
1984
1985
1986

50,7

56,6
56,3
56,1
56,0
55,1
54,9
55,9

731 700
1134000
1 485 200
1 485 300
1 47't 000
1 498 900
1 548 100
1 s79 000
1 617 700

18,8
18,7
20,1
20,4
20,4
20,1
19,9
20,0
19,9

28,3
27,9
23,5
20,8
19,9
20,7
20,7

20,1

- 0,1

- 0,2

3,1
4,3
5,2
4,0
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Abb.4: Entwicklung der lnvestitionsquote 1960 bis 1986
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Der Anteil der lnvestitionen am Bruttosozialprodukt war 1986 sowohl nominal (in
jeweiligen Preisen)als auch real(in konstanten Preisen) kleiner als 1960. Gerade beiden
Bruttoinvestitionen liegl den in lab.6 angegebenen Werten aber keine kontinuierliche
Entwicklung zugrunde;vielmehr schwankte derAnteilder lnvestitionen am Sozialprodukt,
die sogenannte lnvestitionsquote, z\,vischen 28,8% im Jahr 1965 und 19,9% im Jahr
1982 (vgl. Abb.4). Hier wirken sich überwiegend konjunkturelle Einflüsse aus.

Betrachtel man nicht den langfristigen Trend, sondern die Entwicklung seit 1980, so ist
feslzuslellen, daß der Anteil des privaten Verbrauchs und zeitweise auch der Anteil der
Bruttoinvestitionen zurückgegangen sind, und daß diesem Rückgang ein gestiegener
Außenbeikag gegenübersteht (bei konstantem Anteil des Staatsverbrauchs).

12.6 Verteilung des Volkseinkommens
Neben der Entstehung und der Verwendung des Sozialprodukts ist als dritter Aspekt die
Verteilung der Einkommen von lnteresse. Das Volkseinkommen erreichte 1986 einen
Wert von 1513 Mrd. DM, das warcn 24771 DM je Einwohner bzw. 58639 DM je
Erwerbstätigen.
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Tab. 7: Verteilung des Volkseinkommens

Jahr Volkseinkommen Bruttoeinkommen Bruttoeinkommen
ausunselbständiger ausUnternehmer-

Arbeit tätigkeil und Vermögen

tvti . DtV in % des Volkseinkommens

1960
't 970
1980
1981
1982
1983
1984
1985
1986

60,1
68,0
73,5
74,4
73,8
71,6
70,3
69,7
68,8

32,0
26,5
25,6
26,2
28,4
29,7
30,3
31,2

240110
530 400

1 148 600
1 187 250
1 223 520
1 286 240
1 357 930
1 420 790
1 512 650

Von dem für 1986 ermittelten Volkseinkommen entfielen 69% aul die Bruttoeinkommen
aus unselbständiger Arbeit und 31 % auf die Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit
und Vermögen. um lrißverständnisse zu vermeiden, ist anzumerken, daß zu den
Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen neben den Unternehmenseinkom-
men (Unternehmen mil eigener Rechtspersönlichkeit, Personengesellschatten, Einzel-
unternehmen einschließlich Landwirle, Freie Berufe usw.) auch die Vermögenseinkom-
men a//erBevölkerungsgruppen (also z. B. auch die Zinsen aus dem Sparguthaben eines
Kindes, aus dem Wertpapierbesitz eines Rentnersoderdie Dividenden aus den Aktien im
Besitz eines Arbeitnehmers) rechnen. Außerdem istzu beachten, daß das Bruttoeinkom-
men aus unselbständiger Arbeit die gesamten Sozialbeiträge (Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmeranteile) sowie die Lohnsteuer der Arbeitnehmer einschließt.

Seit 1960 haben sich in der Verteilung des Volkseinkommens deutliche Verschiebungen
ergeben. Damals entfielen erst 60 % des Volkseinkommens auf Einkommen aus unselb-
ständiger Arbeit, dafür aber 40 % auf Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermö-
gen. Den höchsten Anteilam Volkseinkommen hatten die Einkommen aus unselbständi-
ger Arbeit '1981 (74%); seither ist ihr Anteil wieder zurückgegangen, während entspre-
chend der Anteil der Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen von knapp
26% 11981) auf über 31 % (1986) stieg.

Der mit geringen Unterbrechungen bis 1981 anhaltende Anstieg der Lohnquote (Anteil
des Bruttoeinkommens aus unselbständiger Arbeit am Volkseinkommen) ging einher mit
einer stetigen Zunahme der Arbeitnehmerquote (Anteil der beschättigten Arbeitnehmer
an der Gesamtzahlder EMerbstätigen) von 77% im Jahr 1960 auf 88% im Jahre 1981.



Durch Ausschalten des Einflusses dieser Veränderung der Erwerbstätigenstruktur kann
man eine ,,bereinigte" Lohnquote berechnen, die zwischen 1960 (60%) und 1981 (66%)
erheblich schwächer anstieg als die unbereinigte Quote. Der ab 1982 einsetzende
Rückgang führte die ,,bereinigte" Quote 1986 auf einen Wert (60%) zurück, der dem
Stand von 1960 entspricht.

Vom gesamten Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit entlielen 1986 19,4% auf
die Sozialbeiträge der Arbeilgeber, 26,3 % auf die Lohnsteuer und die Sozialbeiträge der
Arbeitnehmer. Die Summe der Nettolöhne und -gehälter betrug somit 54,2% des
Bruttoeinkommens aus unselbständiger Arbeit in der Abgrenzung der Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnungen bzw. etwa 67% der Bruttolohn- und -gehaltsumme.

Tab. 8: Volkseinkommen je Einwohner
je Erwerbslätigen bzw. je beschäftigten Arbeitnehmer in Dl\4

Jahr Volkseinkommen Bruttoein-
kommen aus
unselbstän-
diger Arbeit

Bruttolohn-
und

-gehalt-
SUmme

Nettolohn-
und

-gehalt-
SUMMC

je Ein-
wohner

je Erwerbs-
tätigen

je durchschnittlich beschättigten
Arbeitnehmer

1960
'1970
'1980

1986

Steigerung 1986
gegenüber 1960 in %

4 332
8745

18 656
24 771

9't48
19 889
43 627
58 639

7128
16211
36 699
46 199

6 148
13 841
29 995
37 217

5 178
10726
21 174
25 061

472 541 548 505 344

Die Belastung der Bruttolöhne und -gehälter durch Lohnsleuer und Sozialabgaben lag
also 1986 durchschnittlich bei ungefähr 33 %, gegenüber 29,4 % 1980, 22,5 % 1970 und
knapp 16% 1960. Bei diesen Angaben ist allerdings zu berücksichtigen, daß die
Arbeitnehmer seit Beginn der siebziger Jahre per saldo zunehmend Erstattungen an
zuviel gezahlter Lohnsteuer im Rahmen von Einkommensteuerveranlagungen erhalten.
Diese Beträge, die sich für 1980 auf rund I Mrd. DIV und für 1986 schätzungsweise auf
rund 18 Mrd. DIV oder rund 350 bzw. rund 800 DM je beschäftigten Arbeitnehmer
belaufen, mindern etfektivdie Steuerbelastung. Beziehtman sie in die Betrachtungen ein,
so hat die Abgabenbelastung der Arbeitnehmereinkommen 1986 bei knapp 31 % und
1980 bei etwas mehr als 28 % gelegen.



Tab. 9: Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit
in Mill. DM

Gegenstand der Nachweisung

Brunoeinkommen
aus unselbständiger Arbeil
- Sozialbeiträge der Arbeitgeber
= Bruttolohn- und -gehaltsumme

- Lohnsteuer
- Sozialbeiträge der Arbeitnehmer
= Nettolohn- und -gehaltsumme

360 640
52 740

307 900
36 300
33 000

238 600

844 410
154 260
690 150
112 050
90 910

487 190

040 640
202 320
838 320
149 480
124 330
564 510

Tab. 10: Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte
nach der Umverteilung

Jahr Veriügbares Einkommen nach der Umverleilung

lnsgesamt

I\4ill. DM %

'1960

1970
1980
1986

187 960
427 970
964 020

1 230 940

91,4
86,2
87,2
87,9

Sowohl die Einkommen aus unselbständiger Arbeit als auch die Einkommen aus
Unternehmertätigkeit und Vermögen (mit Ausnahme der nichtentnommenen Gewinne
der Unternehmen und der Vermögenseinkommen des Staates) fließen den privaten
Haushalten zu. Von dieser Summe der EMerbs- und Vermögenseinkommen müssen -
wie bereits erwähnt - (direkte) Steuern und Sozialbeikäge gezahlt werden, die ledoch
zumindest teilweise in Form von sozialen Leistungen und anderen Übertragungen den
Haushalten wiederzugute kommen. Erst die Einkommen, die sich nach dieser Umvertei-
lung ergeben, stehen zur freien Verfügung der Haushalte und können für den privaten
Verbrauch bzw. die Ersparnis verwendet werden.

1986 flossen 87,9% det verfügbaren Einkommen in den privaten Vetüauch, 12,1yo
wurden gespart. 1960 hatle die Sparquote der privaten Haushalte beiknapp 9 %, 1970 bei
14% gelegen.
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1960 1970 1980 't986

144 390
19 850

124 540
7 910

11 740
104 890

davon Verwendung für
privaten Verbrauch Ersparnis

8,6
13,8
12,8
12,1



12.7 Außenwirtschaft

12.7.1 Die Bedeutung der au Benwirtschaftlichen Verflechtungen
Welche Bedeutung den außenwidschaftlichen Verflechtungen zukomml, wird u.a.
dadurch deutlich, daß die Bundesrepublik Deutschland - nach den USA- den zweithöch-
sten Außenhandelsumsatz derWelt hat. Allerdings istdie Entwicklung des Außenhandels
nur ein Aspekt der außenwirtschaftlichen Zusammenhänge. Wichtig sind auch die
Entwicklung der Wechselkurse und der Zinssätze, die u. a. zu Bewegungen auf den Geld'
und Kapitalmärkten sowie zu Preisänderungen am Weltmarkl führen, der Reiseverkehr
ins Ausland, der ebenso wie der lmport von Gütern den Abfluß von Devisen verursacht,
und schließlich die Einbindung in internationale Organisationen mit ihren finanziellen
Verpflichlungen, z. B. gegenüber der EG, dem Weltwährungsfonds, den Entwicklungs-
ländern.

12.7.2 Außenhandel
Über den Außenhandel liefert die amlliche Statistik delaillierte Angaben, nicht nur
hinsichtlich Umlang und Handelspartner, sondern auch bezüglich der Waren, die ein-
bzw. ausgeführt werden.

Tab. 1 1 : Entwicklung von Wareneinfuhr und Warenausluhr

Jahr Eanfuhy' Ausluhr' Brutto-
sozialprodukt

Einluhrl Ausfuhrl

Mrd. DM % des Bruttosozialproduktes

1960
1965
1970
1975
1980
1981
1982
'1983

1984
1985
1986

42,7
70,4

109,6
184,3
341,4
369,2
376,5
390,2
434,3
463,8
413,7

47,9

125,3
221,6
350,3
396,9
427,7
432,3
488,2
537,2
526,4

303,0
45A,2
675,7

1029,4
1485,2
1 545,1
1 597,1
1 680,4
1 769,9
1 844,9
1 948,0

14,1
15,4
16,2
17,9
23,0
23,9
23,6

24,5
25,1
21 ,2

15,8
15,6
18,5
21,s

25,7
26,8
25,7
27,6
29,1
27,0

1 Spezialhandel enlsprschsnd dor Außenhandelsslalistik
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Die Wirtschatt der Bundesrepublik Deutschland gilt als ,,exporlabhängig". ln hohem Maße
ist sie aber auch auf lmporte (2. B. Erdöl- und Rohstotfeinfuhr) angewiesen. Dies zeigt
sich z. B. darin, daß die Relation z\.vischen Wareneinfuhr und Bruttosozialprodukt 1986
21,2%, das Verhältnis zwischen Warenausfuhr und Bruttosozialprodukt 27,0% betrug.
lnsgesamt wurden 1986 Waren im Wert von 413,7 lrrd. DM ein- und im Wert von 526,4
lrrd. DM ausgeführt.

Die lvichtigsten Handelspartner der Bundesrepublik Deutschland sind die industrialisier
ten westlichen Länder, mit denen 19AO 82% der deutschen Wareneinfuhren und 84%
der Warenausfuhren getätigtwurden. Besonderes Gewicht hat dabeider Handelmit den
Ländern der Europäischen Gemeinschaflen.

ln den letzten zweieinhalb Jahrzehnlen hat der Handel (gemessen am Außenhandelsum-
satz : Einfuhr + Ausfuhr) mit den EG-Ländern und den Staatshandelsländern in Europa
und Asien an Bedeutung gewonnen, während der Anteil des Handels mit den westlichen
industrialisierten Ländern (ohne EG) und den Entwicklungsländern zurückgegangen ist.

Für die Beurteilung von Handelsbeziehungen zu den einzelnen Ländergruppen ist auch
der ,,Außenhandelssaldo" (Wert der Ausfuhr abzüglich Wert der Einfuhr von Waren) von
lnteresse. Dabei ergibt sich im einzelnen ein differenziertes Bild. lm Warenverkehr mit
den EG-Ländern, den industrialisierten westlichen Ländern in Europa, den USA und
Kanada, den OPEC-Ländern und den Staalshandelsländern, wurden 1986 Ausluhrüber-
schüsse erzielt, während aus den Entwicklungsländern (ohne OPEC) und den übrigen
induskialisierten westlichen Ländern (darunter insbesondere Japan) mehr Waren in die
Bundesrepublik Deutschland einge,ührt als in diese Länder ausgeführt wurden.

Auch innerhalb der einzelnen Ländergruppen ergeben sich Unterschiede; so wurden
beispielsweise 1986 nach Frankreich Waren im Wertvon 62,3 Mrd. Di,4 exportiert und nur
Waren im Wert von 47,1 Mrd. Dl/ eingeführt, und umgekehrt überstieg die Einfuhr aus
den Niederlanden (47,8 l/rd. D[r), die Ausfuhr nach dorl um 2,3 lrlrd. Dlrl, um nur die
beiden Handelspartner zu nennen, mit denen die Bundesrepublik Deutschland die
größten Außenhandelsumsätze täligt. Ein mit 28,4 lrrd. DM besonders hoher Ausfuhr
überschuß wurde 1986 im Handel mil den USA erzielt. Zu Beginn der achlziger Jahre
hatten die Importe die Exporte noch überstiegen (wie zuvor bereats in den fünfziger und
sechziger Jahren).

Fragt man nach dem Einfluß von Überschüssen oder Deliziten auf das binnenwidschaft-
liche Geschehen, so ist zu beachten, daß den Güterströmen gegenläufige Geldströme
entsprechen. Zur Bezahlung der gekauften Waren und Dienstleistungen kann nur in
wenigen Fällen die einheimische Währung verwendet werden. ln der Regelbenötigt man
Devisen, vereinfacht gesprochen: Währung der Länder, in denen man einkauft, bzw.
dritter Länder, aul deren Währung sich die Handelspartner als Zahlungsmittel geeinigt
haben.

Wird ebensoviel expodiert wie importiert, können die gekauften Güter mit den Devisen
bezahlt werden, die lür die verkauften Güter eingegangen sind. Wird dagegen mehr ein-
als ausgeführt, vermindern sich die Devisenreserven des jeweiligen Landes; auf lange



Abb. 5: Außenhandel nach Ländergruppen
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Frist gesehen, schmelzen sie ganz zusammen und das entsprechende Land ist gezwun-
gen, sich mehr und mehrgegenüber anderen Ländern zu verschulden (in dieser Position
befinden sich heute beispielsweise viele Entwicklungslände0.
Außenhandelsdefizite einzelner Staaten sind Exportüberschüsse anderer Staaten. Aber
nicht nur für Defizitländer, auch für Überschußländer entstehen Probleme. Ein Export-
überschuß bedeutet - am Beispiel der Bundesrepublik Deutschland erläutert - nichts
anderes, als daß ein Teil der im lnland produzierten Güter ins Ausland fließ1, ohne daß
dafürandere Güter importiert werden. Die Personen aber, diediese Güter hergestellt und
gehandelt haben, werden für ihre Leistung in DL, bezahlt;sie können aufdem deulschen
Markt Güter nachfragen, ohne daß sie zum inländischen Angebot beigekagen haben.
Diese Nachfrage, der kein entsprechendes Güterangebot gegenübersteht, kann die
Preise in die Höhe keiben.
zunehmende Verschuldung auf der einen Seite, Preissleigerungen aut der anderen -
dies sind nur zwei Auswirkungen anhaltender Außenhandelsungleichgewichte. lnsofern
wird verständlich, warum das,,außenwirlschattliche Gleichgewicht" zu den Hauptzielen
der Wirtschattspolitik gehört.

Neben der lnformation über die VerbrauchsTBestimmungsländer der Ausfuhr und die
Herstellungs-/Ursprungsländer der Einfuhr ist die warenmäßige Aulschlüsselung der
Exporte und lmporte für die Durchleuchtung der Verflechtungen im Außenhandel von
großer Bedeutung.

Aus lab. ,2wird deullich, daß Ein- und Ausfuhr unterschiedlich skukturiert sind und daß
sich die Zusammensetzung der Warenströme im Verlaul der letzten zweieinhalb Jahr-
zehnte verändert hat.

Das Schwergewicht derAusfuhr der Bundesrepublik Deutschland liegt eindeutig beiden
Fertigwaren miteinem Anteilvon mittlerweile rund87% an der Gesamtausfuhr. DerAnteil
dieser Waren an der Einfuhr ist von etwa einem Drittel im Jahr 1960 auf über 60% der
1986 insgesamt eingeführten Waren gestiegen. Die Güterder Ernährungswirtschaft (2. B.

Tab. l2: Ein- und Ausfuhr nach Warengruppen
in Prozent

Einluhrl Ausfuhy'

1960 1970 1980 1986 1960 1970 1980 1986

Ernährungswirtschaft
Gewerbliche Wirtschaft

davon:
Rohstotfe
Halbwaren
Fertigwaren

26,3
72,7

19,1
79,6

12,7
86,0

13,2
84,8

21,7
18,9
32,2

13,5
16,1
50,0

17,3
17,6
51,2

7,5
14,5
62,8

97,4 95,9
5,3

94,0
5,2

94,1

4,6
10,4
82,4

7,6
85,8

8,7
83,4

1,4
5,8

86,9

1 Ohne Bückwaren und Eßatzlieforungen
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Die wichtigsten Exportgüter
Warenhandel der Bundesrepublik Deutschland

mit dem Ausland 1986 in N,4rd D[/
Gesaml_Ausruhr
526,4 Mrd DM

94,9

42,4

7O,1

Erzeug-
EBM Büro

EOV

@
o E d schmdr k.aq GnbH

Nahrungsmittel tierischen und pflanzlichen Ursprungs, Genu ßmittel) machten 1960 rund
ein Viertelder Einfuhr aus, 1986 nur noch etwa 13 %. Trotz dieses relativen Rückgangs ist
die Einfuhr dieser Güter nach wie vor von größerem Gewicht als die Ausfuhr, die
allerdings von 1960 bis 1986 leicht zugenommen hat. Aus fab. ,2 wird auch die relaliv
geringe Bedeutung der Ausfuhr von Rohstoffen gegenüber ihrer Einfuhr deutlich. Dies
gilt, obwohlder Anleilder Rohstotfeinfuhr an der Gesamteinfuhrzwischen 1980 und 1986
deutlich zurückgegangen ist.

Ein wichtiger Aspekt zur Beuneilung des Außenhandelsumfangs und der Austauschver-
hältnisse ist die Entwicklung der Ein- und Ausfuhrpreise. Steigen beispielsweise die
Ausfuhrpreise schneller alsdie Einfuhrpreise, bedeutetdies, daß man für eine bestimmte
Menge ausgeführter Güler einen höheren Erlös erhält und dafür mehr Güter im Ausland
einkaufen kann als zuvor.

Bei den Ausfuhrpreisen ist seit 1960 eine nahezu durchgehende Aufwärtsentwicklung
lestzustellen, während bei den Einfuhrpreisen Preisausschläge nach beiden Seiten zu
verzeichnen waren, wobei jedoch die Preissteigerungen gegenüber den Preisrückgän-
gen langfristig überwogen.

Ursache für diese Entwicklung ist im wesentlichen die unterschiedliche Warenstruktur der
Ein- und Ausfuhr der Bundesrepublik Deutschland. Bei den lmporten sind Rohstotfe und
Güter der Ernährungswirtschatt, die besonders häufig stärkeren Preisschwankungen
unterliegen, von größerer Bedeutung als bei den Exporten.
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Tab. 13: lndex der Ein- und Ausfuhrpreise
(1980 = 100)

1960
1965
1970
1975
1980
1981
1942
1983
1984
1985
1986

52,4

s2,8
75,1

100
1'13,6
116,2
115,8
122,8
124,6
101,0

54,1
56,7
61,4
83,7

r00
105,8
110,4
112,3
116,2
119,4
116,8

12.7.3 Zahlungsbilanz
Um das Bild der außenwirtschattlichen Verflechtungen zu vervollsländigen, muß der
Handelsbilanz mil dem Nachweis der Warenein- und -ausfuhr die Dienstleistungs- und
Übertragungsbilanz sowie die Kapitalbilanz gegenübergestellt werden. Dies geschieht in
der Zahlungsbilanz, die die Salden (Überschüsse oder Defizite) dieser Teilbilanzen
zusammenfa'ßt. ln der folgenden Übersicht sind vereinfacht die zusammenhänge zwi-
schen den einzelnen Bilanzen dargestellt:

Saldo der Handelsbilanz (= Warenexporte / Warenimporte)

+ Saldo der Dienstleistungsbilanz (: Expofte / lmporte von Dienstleistungen)

+ Saldo der Übertragungsbilanz (= Überlragungen aus dem Ausland Übertragun-
gen an das Ausland, z. B. zahlungen an die EG, Überweisungen der Gastarbeiter
in ihre Heimatländer u. ä.)

= Saldo der Leistungsbilanz

Saldo des kurz- und langfrisligen Kapitalverkehrs (= Kapitalimpode )4 Kapilalex'
Porte)

+ Zu- bzw. Abnahme der Nettoauslandsaktiva der Deutschen Bundesbank (im
wesentlichen Gold, Devisen)

+ Ausgleichsposten zurAuslandsposition der Deutschen Bundesbank (2. B. Neube-
wertung der Devisenbeslände)

= Saldo der Kapitalbilanz

Saldo der Leistungsbilanz = Saldo der Kapitalbilanz (t ungeklärie Beträge)
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Tab. 14: Saldo der Leistungsbilanz
in [4ill. Dl,

Jahr Saldo der Leistungsbilanz

lnsgesamt
verkehr

(fob-Werte')

Dienstleistungs- Uber
verkehr tragungen

1960
1965
1970
1975
1980
1985
1986

+ 4 783
- 6223
+ 3183
+ 10 023
- 28 480
+ 44 516
+ 80 554

+ 1447
+ 5 200
+ 20 820
+ 43282
+ 18 347
+ 84 677
+ 122 484

- 3 488
- 6 377
- 9 759
- 16 683
- 22 590
- 29 764
- 27 619

1 Sp€zialhandel zuzüglich Ergänzungen zum Warenve*ehr lnd Transirhandol. Abwsichend vom Vorgehen der
AuBenhandolsslalistik werdon b€i der Einluhr Frachl- und Veßicherungskosren herausgerechnet und d6m
Oiensileistungsverkehr zugeschlagen.

Ouslle: Dsutsche Bundesbank.

Tab. 15: Saldo der Kapitalbilanz
in [4ill. Dlll

Jahr Saldo der Kapitalbilanz Ungeklärte
Beträge

lnsgesamt Kurzrrisliger Langlristiger Verändetung Ausgleichs-
Kapilal- Kapital- der Nelto- posten
verkehr verkehr auslands- zur Auslands-

akliva der position der
Deutschen Doutschen

Bundesbank Bundesbank

1960
1965
1970
1975
1980
1985
1986

+ 6747
- 3 425
+ 6 799
+ 11 062
-29 655
+ 52 597
+ 73 915

+81
+ 934
+ 18 231

5 491
+ 9 840
+ 34 670

+ I019
- 1283
+22 650
+ 3 260

25 730

- 1 261
+ 2 814

- 1005
- 16 047
- 4 949
+ 3 730
+ 40 914
+ 102 621

- 738

-5 480
2164

+3104
+3150

-1964
-2798
-3 616
-1039
+1175
-8082
+6639
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- 5 046
- 7 878
- 16 576
- 24 237

10 397
14 311

Oue le: Deulsche Bundesbank.



Aus der Leistungsbilanz der Bundesrepublik Deutschland (Iab. ,4,) geht hervor, daß den
Außenhandelsüberschüssen Defizite beim Dienstleistungsverkehr, hauptsächlich verur-
sacht durch die Reisefreudigkeit der Deulschen, und bei den Übertragungen gegenüber
stehen.

Anders als in der Leistungsbilanz lassen sich in der Kapitalbilanz (Tab.15) keine
eindeutigen Tendenzen feststellen. Bei allen Einzelpositionen sind in den Jahren seit
1960 sowohl Überschüsse als auch Defizite (bzw. Zu- und Abnahmen) zu verzeichnen.

Der Saldo der Kapitalbilanz - bereinigt um die ,,ungeklärten Beträge" - entspricht dem
Saldo der Leislungsbilanz. Hier wird offenbar, daß den Leistungstransaktionen in Form
des Waren- und Dienstleistungsverkehrs und der Übertragungen entsprechende linan-
zielle Transaktionen gegenüberstehen müssen. Sofern die Überschüsse bzw. Delizite in
der Leistungsbilanz nicht durch Gegenbewegungen im Kapitalverkehr ausgeglichen
werden, verändern sich die Auslandsaktiva der Bundesbank (Gold, Devisen usw.)
entsprechend.
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13 Land- und Forstwirtschaft, Fischerei

13.1 Bedeutung des primären Sektors
irit der Versorgung der Bevölkerung und der Sicherstellung der Ernährung erbringt die
Agrarwirtschaft eine bedeutsame Leistung. Rund 80% des Nahrungsbedarfs können in
der Bundesrepublik Deutschland aus heimischer Produktion gedeckt werden. Dennoch
isl derAnteilder Landwirtschaft an der volkswirtschaftlichen Gesamtleistung (Bruttowert-
schöplung) mit 1,8% außerordentlich gering. Auch für die Beschäftigung spielt die
Landwirtschaft nur eine untergeo.dnele Rolle. Während um die Jahrhundertwende noch
gutjeder dritte Erwerbstätige und 1950 immerhin rund jeder vierte in diesem Bereich tätig
war, ist es geg€nwärtig nur noch etwa jeder neunzehnte.

ln diesen Zahlen kommt zum Ausdruck, daß sich in der Landwirtschaft seit Jahren ein
tiefgreifender Wandel der Produktionsstrukturen vollzieht, der hinsichtlich seiner Aus-
maße und Auswirkungen ohne Beispiel ist. Er war begleilet von der lntegration dieses
Wirtschaftsbereichs in den gemeinsamen Agrarmarkt der Europäischen Gemein-
schaften.

Tab. 1: Wichtige Eckdaten über die Bedeutung
der Land- und Forstwirtschaft 1986

Landwirtschattlich genutzte Fläche

Brullowerlschöpfung in der Land- und
Forstwirlschaft, Fischerei

Selbstversorgungsgrad der
Bundesrepublik Deutschlandl

12,0 Mill. Hektar =
48% der Fläche des Bundesgebietes

1,3 Mi . =
5,2 % aller EMerbstätigen

34,1 Mrd. DM =
1,8 % der gesamten Bruttowertschöpfung

79y.2

1 Artsil d€r lnlandspmduKion am Veörauch pllanzlichsr und lisrischer Er2augnisse, ohns Eru sugung aus Auslsnds-

2 1985/86.
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13.2 Bodennutzung
DerBoden bildetdie Grundlagelürdie landwirtschatlliche Produktion. Betrachtetman die
Veränderung der Flächennutzung in der Bundesrepublik Deutschland im Zeitablauf, so
wird deutlich, daß Wohn-, Wirtschatts- und Verkehrszwecke immer mehr Boden bean-
spruchen. Diese Entwicklung vollzieht sich überwiegend zu Lasten der Landwirtschatt.
Dennoch befindet sich immer noch rund die Hältte derGesamtfläche des Bundesgebietes
von 249 000 km' in landwirtschaftlicher Nutzung. 60 % davon sind Ackerland, knapp 2 %
als Sonderkultur angelegt (Obstanlagen, Rebland, Gartenland usw.), und der Rest wird
als Grünland genutzt.

Die Waldfläche nimmt annähernd 30% der Gesamtfäche ein. Sie hat in den letzten drei
Jahrzehnten - besonders durch Auflorstungen außerhalb der Ballungsräume und in
Regionen mit wenig ertragreichen Böden - sogar zugenommen. Unter den Bundeslän-
dern hat Hessen mit 39,6% den höchslen Waldanteil.

Verkehrsfläche 4,9%

Flächen and

Wassertläche 1,8%

erer Nuuung 1,5%Erholunqsfläche 0,6%

Betriebsfläche 0,570

Gebäude und
Freifläche 6,0%

Waldfläche 29,6% fläche 55,2%1

1 1985 13,7 Mill. Hoktar, davon 12,0 L,lil]. Iandwinschafllich genulzl

'13.3 Landwirtschaftliche Betriebe
ln keinem Wirtschaltsbereich sind seit Kriegsende die Strukturveränderungen so nach-
haltig gewesen wie in der Landwidschaft. Eine abnehmende Zahl von Betrieben war
verbunden mit wachsenden Betriebsgrößen.

24A 654
km2
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Abb. I : Aufteilung der Fläche des Bundesgebietes '1985 nach Nutzungsarten



Abb.2: Betriebe und Flächen in der Landwirtschaft

t--)1960 @1971 r 1986

Betriebe
Gr6ßenklasse:

50 ha und mehr

Landwirtschaftlich
genutzte F läche

20 bis unter 50 ha

10 bis unter 20 ha

5 bis unter 10 ha

2 bis unter 5 ha

Tausend 400 300 200 100 0 0 1 2 3 4 sNlill.ha

Von 1949 bis 1986 hat sich die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe von etwa 1,6 Mill.
aul0,7 l\rill. verringert. Allerdings beschränkte sich dieser Rückgang ausschließlich auf
die unteren und mittleren Größenklassen. So sank die zahl der Bekiebe mit einer
landwirtschaftlich genutzten Fläche von 1 bis unter 20 Hektar von 1,52 Mill. aut 501 000,
während sie bei Betrieben mil 20 Hektar und mehr von 130000 auf 207000 anstieg.

Die durchschnittliche Betriebsgröße hat sich zwischen 1949 und 1986 mehr als verdop-
pelt und betrug:

1949 8,06 Hektar
1960 9,34 Hektar
1970 11.67 Hektar
1980 15,27 Heklat
1986 16.83 Heklar

'13.4 Beschäftigte in der Landwirtschaft
Der wirtschaftliche Aufschwung nach dem Krieg veranlaßte zahlreiche lnhaber landwirt-
schaftlicher Betriebe und deren mithelfende Familienangehörige, ihre bisherige Tätigkeit
zugunslen von Beschäftigungen mit höheren Verdiensten vollständig oder teilweise
aufzugeben. Dies führte unter anderem zu einer Umwandlung von Vollerwerb§betrieben
in Neben- und Zuerwerbsbetriebe. Erleichtert wurde diese Entwicklung auch durch den
vermehrten Einsatz von l\rlaschinen und die Anwendung rationeller Arbeitsverfahren.
Beispielsweise stieg der Bestand an Schleppern im Alleinbesitz der Betriebe von 139000
im Jahr 1950 auf 1,25 Mill. im Jahr 1984. Dies wirkte sich wiederum auf Ausrichtung und
Kostensiluation der Betriebe aus.

cz
f

lot - --: :

q

-

b.
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Tab. 2: Entwicklung der Arbeitsleistung in der Landwirtschaft
1950 bis 1986

Wirtschaftsjahr Betriebliche Arbeitsleistung in AK-Einheiten

1 000 ie 100 ha landwirtschafllich genutzterFläche

1950/51
1960/61
1970171
1980
1986

3 885
2 415
1 434

980
884

29,O
18,5
11,5
8,2
7,5

13.5 Pflanzliche Produktion

13.5.1 Anbauflächen
Bei im zeitablauf nahezu gleichbleibender Verteilung der landwirtschattlich genutzten
Fläche auf die wichtigsten Kulturanen Ackerland und Dauergrünland, haben sich die
Anteile der einzelnen Fruchtarten auf dem Ackerland in den vergangenen Jahrzehnten
slark verändert. So wurden 1950 nur 55 % der Ackerfläche mit Getreide bestellt, 1986
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ln den landwirtschaftlichen Betrieben einschließlich der Haushalte der Bekiebsinhaber
gab es 1986 annähernd 1,9 l\,lill. Familienarbeitskrätte. Darunler lührten 1,6 [rill.
bekiebliche Arbeiten aus und von diesen waren lediglich 440000 im Betrieb vollbeschäf-
tigt. 450600 Personen gingen noch einer anderen Erwerbstätigkeit nach. 1985 war in
jedem zweiten Betrieb das außerbekiebliche Einkommen des Bekiebsinhabers und
seines Ehegatten größer als das betriebliche Einkommen.

Familienfremde Arbeitskräfte werden in der Landwirtschaft nur noch in sehr geringem
Umfang eingesetzt. 1986 beschäftigten lediglich rund 6% der landwirtschaltlichen
Betriebe ständig fremde Arbeitskrätte (rund 101300 Personen).

Rechnetman die Leistung der in der Landwirtschatt mit belrieblichen Arbeiten beschäftig-
ten rund 2,1 Mill. Arbeitskräfte (Familienarbeitskräfte und familienlremde Arbeitskräfte)
auf sogenannte AK-Einheiten um, so ergeben sich für 1986 rund 884000 AK-Einheiten.
Dabei entspricht eine AK-Einheit der Arbeitsleistung einer mit bekieblichen Arbeiten
vollbeschäftigten Arbeitskraft im Alter von 16 bis unter 65 Jahren. Der Zeitvergleich zeigt
dasAusmaß derAbwanderung der Menschen aus der Landwirtschatl, zugleich aber auch
die Zunahme der Flächenleistung je Arbeitskraft. Während für das Wirlschaftsjahr
1950/51 noch eine betriebliche Arbeitsleistung von 29 AK-Einheiten le 100 Hektar
errechnet wurde, wurden für 1986 auch aulgrund der forlschreitenden Technisierung nur
noch 7,5 AK-Einheiten je 100 Hektar ermittelt.



dagegen bereits 66%. Hackfrüchte wurden 1950 aul25% des Ackerlandes angebaut,
1986 nur noch auf 10%. Hinter dieser Entwicklung verbirgt sich unter anderem eine
Einschränkung des Kartotfelanbaus um 82% bei gleichzeiliger Ausdehnung des Anbaus
von Zuckerrüben um 102%. Rationalisierungsgründe und starke Veränderungen der
Ernährungsgewohnheiten waren hierfür ausschlaggebend (vgl. 4.6.1).

Abb.3: Anbau auf dem Ackerland
%

100

übr. Futterpflanzen

GrünmaisiSilomais

übr Hackfrüchte
ln

80

60

20

übr. Getreidearten
Boggen
Hater

Sommergerste
40

Getreide

0
1950/55 1986

13.5.2 Erntemengen
Neben der Größe der Anbauflächen sind die Hektarerträge für die Erntemengen
ausschlaggebend. Sie erhöhten sich in den vergangenen dreiJahrzehnten um mehr als
1OO% und haben zum Teil weiter steigende Tendenz. Am höchsten liegendie Ertragsver'
besserungen bei Getreide. Etwas geringer fallen sie im Gemüseanbau aus, der sich seit
jeher durch eine besonders hohe Bewirtschaftungsintensität auszeichnet. Die beacht-
lichen Leistungssteigerungen sind vor allem auf züchterische Verbesserungen, ertrags'
steigernde Mineraldüngung, verbesserte Anbau- und Erntetechnik sowie die Weiterent"
wicklung des Pflanzenschutzes zurückzuführen. (Zunehmende l\rineraldüngung und
Pflanzenschutz können aber auch zu Belastungen des Bodens, des Wassers und der
Nahrung führen.)

Die Obst- und Weinmosterträge sind in hohem l\,1aße vom Witterungsverlaul abhängig,
wenngleich auch hierdurch intensivere Pflege und Übergang zu besonders erlragreichen

luI]]t
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Sorten Ertragssteigerungen erzielt werden konnlen. Beim Weinmost ist nicht nur die
Erntemenge, sondern auch die Qualitäl für die Absatzchancen von entscheidender
Bedeutung.

Tab. 3: Durchschnittliche Hektarerträge und Gesamterntemengen

Frucht-, Gemüse-,
Obstart, Wein

Hektarertrag Erntemengen

1950/55 1986 1950/55 1986

Feldfrüchte:
Winterweizen
Boggen
Wintergerste
Hafer
Körnermais
mittelfrühe und späte

Kadotfeln
Zuckerrüben

Gemüse:
Weißkohl
Kopfsalat
Möhren und Karotten
Frischerbsen

Obst:
Apfel
Birnen
Süßkirschen
Pflaumen/Zwetschen

Wein:
Weißmost
Rotmost

tjeha 1000t
2759,s 9 953.6
3 365,7 1 768,3
408,4 6 537,2

2 608,6 2276,0
19,2 1302,0

2,8
2,4
3,0

2,7

6,4
4,3

7,0

22,1
34,5

36,1
51,3

24074,3
7 916,7

6 834,7
20 224,1

39,7 64,2
13,7 1a,2
25,7 34,8
3,6 5,1

kg je Baum
29,4 47,0
30,2 40,8
28,0 2a,7
22,8 26,2

hl je ha

46,9
107,4
112,9

330,3
41,8
84,9
18,4

400,1
63,0

144,2
14,8

1000t
1327,2 2180,1
438,2 498,9
119,0 138,6
417,6 419.3

1 000 ht
2 246,5 8 691,7
593,7 1370,8

Tab. 4: Qualität der Weinmosternte
Mengenanteil der Qualitätsstufen in Prozent

Qualitätsslufe

Tafelwein
Qualitälswein
Qualitäswein

mlt Prädikat

0,3
17,4 73,9

2,8
65,1

8,0
68,8

13,5
79,7

4,7
75,7
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13.6 Tierische Produktion

13.6.1 Viehbestände
Die Viehhaltung ist Grundlage der Versorgung mit tierischen Nahrungsmitteln und
zugleich Haupleinkommensquelle der Landwirtschaft. Dies läßt sich daraus ermessen,
daß elwaTOyo der Verkaufserlöse im Agrarbereich aus der tierischen Veredelungswirt-
schatt stammen.

lm Dezember 1986 wurden im Bundesgebiet 24,5 N,lill. Schweane, 15,3 Mill. Rinder und
72,1 Mill. Hühner gehalten. Seit 1950 hat sich der Schweinebestand mehr als verdoppelt
und die Haltung von Rindern um über ein Drittelerhöht. Stark rückläulig war bis 1970 die
Zahlder Plerde. Damalswurde mit einem Besland von nur noch rund 250000 Pferden der
Tiefpunkt der Entwicklunq erreicht. Seither wächst die Zahl der Plerde - vor allem durch
die zunehmende Attraktivität des Reitsports - wieder an.

lm Gegensatz zum gestiegenen Viehbestand ist die Zahl der Viehhalier seil 1950
zurückgegangen. Neben der Konzentration zu größeren Viehbeständen setzte sich die
Spezialisierung, vor allem in der Schweine- und Hühnerhaltung, durch. Diese zeichnet
sich durch geringeren Flächenbedarf, sehr hohen Viehbesatz und hochlechnisierte
Wirtschattsweise aus.

13.6.2 Schlachtungen, Milch- und Eiererzeugung
Die tierische Produktion hat seit 1950 noch stärker zugenommen als die pflanzliche
Erzeugung. Als Ursachen hierfür sind neben der Ausweitung des Viehbestandes
züchterische Maßnahmen, leistungssteigernde Fütterung und geänderte Tierhallungs-
technik zu nennen.

1986 wurden in der Bundesrepublik Deutschland 5,2 Mill. Rinder,39,4 Mill. Schweine,
0,7 Mill. Kälber und 0,8 Mill. Schafe geschlachtet; das entsprach einer Fleischerzeugung
von insgesamt 5,1 lvill. Tonnen. lnnerhalb von dreiJahrzehnten ist die Fleischerzeugung

Tab.5: Fleischerzeugungl von Rindern und Schweinen

Jahr Binder Schweine
1 000 1

1950
1960
1970
1980
1986

507,6
947,5

1274,6
,493,9
1 61 1,1

1 Einsch eßich Absch. nslete, ohne nnereen.
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1020,1
1893,7
2 614,2
3 213,6
3 335,5



Abb.4: Viehhallung
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Tab.6: Erzeugung von Kuhmilch und Herstellung
von Milcherzeugnissen

Milcherzeugnisse (1 000 t)

Speise-
quark

Trinkmilch-
absatz
(1000 Dinsgesamt

10001
kg ie
Kuh

Kondens-
vollmilch

Butler Käse

1950
1960
1970
1980
1986

13 945
19 264
21 856
24 779
26 350

125
267
368
455

370
433
469
451

2 805
2 923
3 200
3 384

2 474
3 396
3 800
4 552
4 847

406
494
576
555

164
222
408
468

sowohl bei Rindfleisch als auch bei Schweinefleisch auf mehr als das Dreifache
angestiegen. Die Erhöhung der Schlachtmenge spiegelt sich in einer Ausweitung des
Pro-Koptverbrauchs an Fleisch in nahezu gleichem Umfang wider (v91.4.6.1).

An Geflügelfleisch wurden 1986 im Bundesgebaet 330800 Tonnen, mehr als fünfmal
s'oviel wie 1965, und an Eiern 12765 Mill. Stück produziert. Die durchschnittliche
Legeleistung hat sich mit 257 Eie'n je Huhn und Jahr seit 1950 verdoppelt. Die
lrilcherzeugung stieg zwischen 1950 und 1986 um über 88%, wobei die Zahl der
i/ilchkühe leicht zurückging. Die [,lilchproduktion je Kuh stieg entsprechend in noch
größerem Umlang (+ 96%).

1 3.7 Selbstversorgungsgrad
Der Selbstversorgungsgrad istein lndikatordafür, in wieweitder Bedarfan Nahrungsmit'
teln und Futtergetreide durch die lnlandsproduktion gedecktwerden kann. lm Bundesge-
biet betrug er im Jahre '1985/86 für Nahrungsmittel insgesamt 79 %. Bezieht man die aus
dem Ausland bezogenen Futtermittel ein, mit denen inländische Tiere gefüttert werden,
erreicht der Selbstversorgungsgrad sogar 95%.

Die Versorgungslage bei einzelnen Nahrungsmitteln ist allerdings unterschiedlich. Wäh'
rend bei Weizen nahezu und bei lrilch und Käse 1985/86 eine Vollversorgung erreicht
war, lag die Butterproduktion sowie die Erzeugung von Kondensmilch, Vollmilch- und
Magermilchpulver im selben Jahr sogar erheblich über dem lnlandsverbrauch. Auch bei
Zucker, Rindlleisch und Schlachtletten überstieg die Erzeugung den Bedarf. Dagegen
blieb die heimische Produktion von Schweine- und Geflügelfleisch, Nahrungsfetten
insgesamt, Eiern, Gemüse, Obst und Futtergetreide erheblich hinter den Marktanforde-
rungen zurück. Auch die Erträge der Fischerei konnten den lnlandsbedarf nicht decken

131%).
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Abb. 5: Selbstversorgungsgrad
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Abb. 6: Die wichtigsten Handelsländer
für ernährungswirtschaftliche Güter 1986

Einfuhr %

7 I I 10

Ausfuhr %

2 3 4 5 6

2 Roggen
3 Fultergetreide

4 Fleisch insgesamt

Vereinigre Staaien 5,4

Brasilien 3,1

Bslgien u. Luxemb. 4,4

Italien 21,0

Niederlande 13,0

Frank.eich 11,6

GroSbriiannien 7,7

Belgien u.Luxemb. 7.4

Vererniqte Staaten 4,8

Dänemark 4,3

österreich 3,7

Sonstige 26,4
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Die Lücke z,ilrischen inländischer Erzeugung und inländischem Bedarl muß im Warenver'
kehr mit dem Ausland gedeckt werden. Dabei ist zu beachten, daß der Austausch
landwirtschaftlicher Güter in beiden Richtungen erfolgt. Für die Waren der Ernährungs'
wirtschatt insgesamt bekug der Einfuhrüberschuß im Jahr 1986 27,4 Mrd. DM. Er ergab
sich als Saldo aus einem Einfuhrwertvon knapp 54,8lVrd. D[,] und einem Austuhrwertvon
27,3 irlrd. DM. Die wichtigsten Lieferländer lür Nahrungsmittel sind seit langem die
Niederlande und Frankreich mit wertmäßigen Anteilen an den Nahrungsmitteleinfuhren
von rund 21Ya bzw. 13% im Jahr 1986.

13.8 Forstwirtschaft
ln der Forstwirtschaft ist ein Strukturwandel, wie er sich in der Landwirtschaft vollzieht,
nicht eingetreten. Die Waldfläche ist seit langem in etwa gleich geblieben; Steigerungen
der Flächenproduktivität u/ie in der Landwirtschatt sind in dem lraße nicht mÖglich. Doch
ist die Arbeitsproduktivität durch moderne Maschinen und Arbeitsverfahren gesteigert

worden. Bei der Anzahl der Bekiebe traten Verschiebungen ein, die aber zumindest zum
Teil darauf zurückzuführen sind, daß landwirtschattliche Bekiebe mit Waldfläche ihre
landwirtschaftlich genutzte Fläche abgaben und dadurch jetzt als Forstbetriebe erfaßt
werden.

Derzeit gibt es 105OOO Forstbetriebe, die eine Wald,läche von insgesamt 5,3 lvlill Hektar
bewirtschatten. Hinzu kommen rund 238000 landwirtschaftliche Betriebe, die ebenfalls
über - mindestens 1 Hektar - Waldfläche verfügen. Diese landwirtschaftlichen Betriebe
belvirtschaften insgesamt 1,6 lrlill. Hektar Waldtläche. Etwa weitere 0,5 Mill. Hektar Wald

- überwiegend privater Wddbesitz unter jeweils 1 Hektar Größe - werden statistisch nicht
einbezogen.

Tab. 7: Betriebe mit Waldfläche 1986

Betriebsarten Anzahl der
Betriebe mit
mindeslens
ha Waldfläche

Waldfläche

1 000 ha

Waldfläche
je Betrieb

ha

Forstbetriebe
Staatslorsten
Körperschaftsforsten
Privatforsten

Landwirtschaftliche
Betriebe mit Waldlläche

Betriebe mit
Waldfläche insgesamt

104 745
881

10 977
92 887

5 290,8
2 222,8
1 753,9
1 314,0

238 142 1551,5

50,5
2 523,0

159,8
14,1

6,5

20,0342 887 6 442,3



Von der gesamten deutschen Waldfläche (rund 7,4 lrill. Hektar) entlallen damit 30 % aut
Slaatswald, 24% auf Körperschaftswald (Gemeinden und sonstige Körperschaften
öflentlichen Rechts) und 46% auf Privatwald.

ln der Forstwirtschaft wurden im Widschaftsjahr 1982/83 etwa 13200 Beamte und
Angestellte (Betriebs- und Verwaltungspersonal) sowie etwa 22 600 Arbeitskrätte ständig
beschäftigt. Weitere 36500 Personen wurden nicht ständig oder nur vorübergehend in

der Forstwirlschaft eingesetzt. Der Holzeinschlag belief sich im Durchschnitt der Jahre
1983 bis 1986 auf 28,4 l\rill. Kubikmeter. Das entspricht einem Produklionswert von rund
3,5 lilrd. D[r.

Die wirtschaftliche Bedeutung desWaldes ist mitder Darstellung der Forstwirtschaft aber
noch nicht ausreichend beleuchtet. ln der Holzverarbeitenden lndustrie (2. B. Papierher-
stellung, Möbelindustrie usw.) und im Fremdenverkehr sind viele lrenschen vom Wald
abhängig (nach Schätzungen der Bundesregierung rund eine Million). Die Waldschäden,
die sich 1986 nach Erhebungen des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten bereits auf54% derWaldfläche erstreckten, haben nicht nur in ökologischer
Hinsicht (vgl. 19.8.1), sondern auch in ökonomischer Hinsicht bedenkliche Auswir-
kungen.

13.9 Fischerei
Die Einführung der 200-Seemeilen-Fischereizonen, die Beschränkung von Fangmengen
und andere restriklive Maßnahmen der internationalen Fischereipolitik haben die Fang-
srgebnisse der deutschen Hochsee- und Küstenfischerei negativ beeinflußt. Zwischen
'1960 und 1986 verringerten sich die Anlandungen von 644000 Tonnen aut 161000
Tonnen, also um 75 70. Hering, Kabeljau und Rotbarsch hatlen 1960 noch einen Anteil an
den Anlandungen von etwa 70%. '1986 betrug er nur noch etwa 43%. Die sonstigen
Fischarten kommen heute auf28 %, die [Iuscheln auf '19 % und Krabben und Krebse auf

Tab.8: Anlandungen der Hochsee- und Küstenlischerei
im Bundesgebiet
1 000 t Fanggewicht

Jahr lnsgesamt Darunter

Hering Kabeljau Rotbarsch

1960
1970
1980
1986

644
591
287
161

191
166

10
13

11 'l

174
59
41

153
72

15
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1O %. Reduziert hat sich inden letztenJahren auch diedeutsche Hochseefangllotte l9T0
gab es 1O8O Trawler, Logger und Hochseekutter' 1986 steuerten nur noch 649 Schitfe
(ohne Küstenfischereifahrzeuge) die Fischgründe an. Die Erzeugung von Speisefisch in

inländischen Teichwirtschaftsbekieben (vor allem Forellen und Karpfen) hat sich jedoch

in den letzlen 20 Jahren verdoppelt. Man schätzt die Ergebnisse der Binnenfischerei
heute insgesamt auf rund 24000 Tonnen.
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14 Produzierendes Gewerbe

14.1 Bedeutung des Produzierenden Gewerbes
Das Produzierende Gewerbe ist weiterhin ein Zentralbereich der Widschaft; allerdings
hat sich seine Bedeutung in den vergangenen Jahren gegenüber dem Dienstleistungs-
sektor verringert. Bis Anfang der siebziger Jahre wurde im sogenannten sekundären
Sektor mehr als die Hälfte der gesamtwirtschaftlichen Leistung erbracht, und knapp die
Hälfte der Erwerbstätigen fand in diesem Bereich einen Arbeitsplatz. lm vergangenen
Jahrzehnt nahm der Anteil des Produzierenden Gewerbes an der Bruttowertschöpfung
ab und lag 1986 bei rund 43 %. Der Anteilder Erwerbslätigen verminderte sich ebenfalls,
und zwar auf rund 41 Y".

Tab. 1 : Anteil des Produzierenden Gewerbes
an der Bruttowertschöplung, den Erwerbstätigen und
den Anlageinvestitionen der gesamten Wirtschaft
in Prozent

Jahr Bruttowertschöpfung Erwerbstätige Anlageinvestitionen

1960
1965
1970
1975
1980
1985
'1986

53

52
46
45

43

4A
49
49
45
44
41
41

30
31
27

26

Das Produzierende Gewerbe umfaßt in der Abgrenzung der amtlichen Statistik die
lnduskie und das Produzierende Handwerk. Dabeiwerden seitder Reform der lndustrie-
statistik in den Jahren 1975 bis 1977 im allgemeinen nur Unternehmen mit 20 und mehr
Beschäftigten erfaßt. lm einzelnen setzt sich das Produzierende Gewerbe aus den
Teilbereichen Energie- und Wasserversorgung, Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe
sowie Baugewerbe zusammen. Unter diesen spiell das Verarbeitende Gewerbe die
bedeutendsle Bolle.

ln den Unlernehmen des Produzierenden Gewerbes mit 20 und mehr Beschäftigten
arbeiteten 1985 82,3 % aller Beschättigten im Verarbeitenden Gewerbe, 11,77o waren
im Baugewerbe, 3,4yo in dq Energie- und Wasserversorgung und 2,7% im Bergbau
tätig.
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14.2 Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe
Nach derArtder hergestellten Güter läßt sich das Verarbeitende Gewerbe in die Bereiche
Grundstotl- und Produktionsgütergewerbe (2. B. Chemische lndustrie), lnvestitionsgüter
produzierendes Gewerbe (2.8. iraschinenbau), Verbrauchsgüter produzierendes
Gewerbe (2. B. Bekleidungsgewerbe) sowie Nahrungs- und Genußmittelgewerbe unter
gliedern. Von ihnen ist das lnvestilionsgüter produzierende Gewerbe sowohl hinsichtlich
der zahl der Unternehmen und der Beschäftigten als auch in bezug auf die Höhe des
Gesamtumsatzes der bedeutendste Bereich.

14.2.1 Unternehmensgröße
Wie in vielen anderen Wirtschaftsbereichen (2. B. im Dienstleislungsbereich) ist auch im
Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe eine Tendenz zur Konzentration, das heißt zur
Bildung größerer Unternehmenseinheiten, zu beobachten. Sie läßt sich sowohl aus der
Beschäftigten- wie aus der Umsatzentwicklung ablesen. Eine Aussage über die Konzen-
trationsentwicklung für einen längeren Zeitraum kann nur sehr allgemein gehalten sein,
da vergleichbare Daten - insbesondere wegen Berichtskreisänderungen - fehlen. Diese
liegen erst nach Abschluß der Reform der lndustrieslatistik ab 1977 vor. Belrachtet man
die Entwicklung von 1950 bis 1970, so belegen die Ergebnisse der Arbeitsstättenzählun-
gen, daß die Zahl der Unternehmen stark abgenommen hat (- 46%), bei gleichzeitig
steigenden Beschäftigtenzahlen (+ 40 %). Verschiedene Anzeichen deuten darauf hin,

Tab.2: Unternehmen mit 20 Beschättigten und mehr
im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe 1985

Bereich Unternehmen Beschäftigte Umsatz

Anzahl % 1000 % l\rill. DM %

Bergbau
Verarbeitendes Gewerbe

Grundstotf- und
Produktionsgütergewerbe
lnvestilionsgüter
produzierendes Gewerbe
Verbrauchsgüter
produzierendes Gewerbe
Nahrungs- und
Genußmittelgewerbe

lnsgesamt

3,'l
96,9

19,9

52,0

18,2

6,7

100

3s 963
1 468 067

468 634

637 984

187 633

173 8't6

1 504 030

0,2
99,8

13,8

42,9

32,7

10,4

100

97,6

31,2

12,5

11,6

100
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76
33 407

4 623

14 355

10 9s2

3 477

33 483

220
6 800

1 400

3 650

1 277

474

7 019



Tab.3: Beschäftigte der größlen Unternehmenr

Die ieweils
... größten Unlernehmen

beschäftigten

. Personen
in 1 000

1985

10
25
50

100

730
948

1 399
1 737
2117

10,4
13,5
19,9
24,7
30,2

9,0
12,1
18,3
23,6

1 Uniemehmen mii 20 Beschätl glen und mehri Unternehmensgrcße gemessen an den Beschäftiglen

daß der Konzentrationsprozeß auch nach 1970 andauerte. Die Zahl der Unternehmen
ging weiler zurück, die der Beschäftigten erhöhte sich allerdings nicht mehr, sondern
nahm tendenziell zwischen 1970 und'1984 ab. Seit 1985 zeigl die Anzahlder Beschäflig-
ten leichl steigende Tendenz.

Ordnet man die Unternehmen des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes nach der
Beschäfligtenzahl, so waren 1985 in den zehn größten rund 948000 Personen tätig.
830 Unternehmen (2,5%) hatten jeweils '1000 und mehr Beschäftigte. Dies entsprach
einer Gesamtzahl von 3,6 Mill. Personen bzw. einem Anteil von 50,9 % - gemessen an
den Unternehmen mil 20 und mehr Beschäftigten.

14.2.2 Beschäftigte, Arbeitsproduktivität1
Unter den 34 Wirtschaftsgruppen des Verarbeilenden Gewerbes sind- gemessen an den
Beschäftigtenzahlen - der Maschinenbau, die Elektrotechnik, der Straßenfahrzeugbau,
die Chemische lndustrie und das Ernährungsgewerbe am wichtigsten. ln diesen tünl
Branchen waren 1986 rund 3,8 lvlill. von insgesamt 6,9 Mill. Beschäftigten des Verarbei-
tenden Gewerbes tätig.

Von 1970 bis 1986 hat die Beschäfligtenzahl im Verarbeitenden Gewerbe um rund 20%
abgenommen. Die Zahl der geleistelen Arbeitsstunden verminderte sich ebenfalls, und
zwat um 36ya. Dennoch konnte die Produktion um 32% gesteigert werden. Die
Arbeitsproduktivität - d. h. das Produktionsergebnis je Beschäftigten- lag damit 1986 um
60% höher als 1970. Hierin zeigen sich die Auswirkungen umfangreicher Rationalisie-
runqs- und Automatisierungsmaßnahmen, die vor allem zum Ersatz menschlicher
Arbeitskraft durch lvlaschinen führten.

l Es liegon Ergebnisse von Unlernehmen mil m allgemeinen 20 Beschärtigten u nd meh r zug ru nde

Anteil an allen Beschäftigten des
Bergbaus u. Verarb. Gewerbesr

in o/"

1985 1977
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14.2.3 Produktion
ln der Produktionstätigkeit des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes während der
letzten dreiJahrzehnte spiegeln sich die Entwicklungsphasen der deutschen Wirtschalt
deutlich wider. Zwischen 1950 und 1960 - dem Jahrzehnt, das durch den Wiederaufbau
nach dem Zweiten Weltkrieg geprägt war - stieg die Produktion im Bergbau und
Verarbeitenden Gewerbe um 150 %. Von 1960 bis 1970 erhöhte sie sich nochmals um
zwei Drittel. lm letzten Jahrzehnt nahm sie um rund ein Fünftelzu. Zu Beginn derachtziger
Jahre war die Produktion rückläufig, ab 1983 hatte 5ie wiederum positive Veränderungs-
raten zu verzeichnen.

Tab.4: Enwvicklung der Produktion im Bergbau und Verarbeitenden
Gewerbe 1950 bis 1986
(Produktionsindex '1970 = 100)

Bereich 19s0 1960 1970 1980 1986

Bergbau
Grundstotf - und Produktionsgütergewerbe
lnvestitionsgüter produzierendes Gewerbe
Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe
Nahrungs- und Genußmittelgewerbe

lnsgesamt

80
21

18
28
29

06
54
58
65
64

100
100
100
100
100

82
117
122
114
121

71
115
143
110
127

25 61 100 118 125

Tab. 5: Produktion ausgewählter Erzeugnisse

Erzeugnis Einheit Jahr

19601 1970 1980 1986

Fernsehempf angsgeräte
Personenkrattwagen
Geräte und Einrichtungen

für die automatische
Datenverarbeitung

Schuhe
Herrenanzüge
Damenkleider
Wurst- und Fleischwaren
Brot
Bier

1 000 sr
1 000 sl

2 927
3 132

4 425
3 250

3 895
3 952

1 000 st.
1 000 Paar
1 000 st.
1 000 st.
1000r
1000r
'r 000 hr

2164
1674

151 906
6 650

17 980
257
659

47 324

158 336
I 537

39 318
405
827

81 609

45
103 765

5 381
36 313

862
1 272

89 569

838
83 024

23 772
992

1 238
89 129



Eine Vorstellung über die Entwicklung der mengenmäßigen Produktion seit 1960
vermittelt fah 5. Die einzelnen Erzeugnisse sind aus nahezu 6000 Positionen der
Produktionsstatistik herausgegritlen. Wie die Ergebnisse zeigen, hat sich in der Vergan-
genheit die Erzeugung von Gütern, für die ein hohes technisches Spezialwissen
erforderlich ist, ständig erhöht, während die Produktion in anderen Branchen, z. B. der
Bekleidungsinduskie, rückläufig war. Als Folge der weltweiten Arbeitsteilung fand hier
otfensichtlich eine Verlagerung von Produklionstätigkeiten ins Ausland statt.

Der Brutloproduktionswert, das heißt der gesamte Wert aller im Bergbau und Verarbeiten-
den Gewerbe erzeugten Waren und Dienstleistungen, erreichle 1985 über 1,5 Billionen
Dir. Hiervon waren etwa die Hälfte Vorleistungen anderer Unternehmen (2. B. Handels-

',vare, Vorprodukte, Rohstoffe usw., vgl. 14.2.7).

14.2.4 Umsalz
Der Umsatz im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe hatsich weitstärker erhöht als die
Produktion. Dabeiwirkt sich aus, daß in die Umsatzausweitung neben dem gestiegenen
Produktionsvolumen auch Erhöhungen des Preisniveaus eingehen. Dies wird deutlich,
wenn man die Entwicklung des Umsatzes mit der Ent\/icklung von Produktion und
Preisen verglsicht.

Zwischen 1950 und 1986 ist der Umsatz auf etwa das Achtzehnfache gestiegen, die
Produktion aber nur auf das Füntfache, und die Preise haben sich mehr als verdoppelt.
(Auch hier sei daraul hingewiesen, daß ein Zeitvergleich durch Anderungen im Berichts-
kreis beeinträchligt isl.)

Tab.6: Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe
Enlwicklung von Umsatz, Produktion und Preisen 1950 bis'1986
(19s0 = 100)

Jahr Umsatzl Produktionsindex Preisindex

1950
1960
1970
1980
't983

1984
1985
1986

100,
331
731

1 488
1 633
1 739
1861
.t 826

100
122
139
229
266
273
279
270

11950,1960:lnduslriebetriebsmitimallgemeinenl0Beschäfligi6nundmehrtab1970:BetiebevonUntemehmen
mit 20 A€schäiligt€n und mehr.

2 Bundesgebiel ohne Saarand uid Be in (West).
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100
244
409
441
462
477
500
512



Die umsatzstärksten Wirtschaftsgruppen innerhalb des Verarbeitenden Gewerbeswaren
im Jahr 1986 der Skaßenfahrzeugbau, die Chemische lndustrie, die Elektrotechnik, der
Maschinenbau und das Ernährungsgewerbe. Von ,eder djeser fünf Branchen wurden
1986 Erzeugnisse im Wertvon über 155lrrd. DM umgesetzl. Aufsieentfielen damitallein
58% des gesamten Umsatzes im Verarbeitenden Gewerbe.

14.2.5 Exportquotel
Ein großer Teil der im Verarbeitenden Gewerbe hergestellten Güter geht in den Export.
Aus der Exportquote - dem Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz - läßt sich
die Abhängigkeit bestimmter Bereiche vom Auslandsgeschätt besonders deutlich able-
sen. Zwischen 1950 und 1986 ist sie im Verarbeitenden Gewetbe vonT,3oÄ aut 30,1lo
gestiegen. Dabei lag die Exportquote im lnvestitionsgÜter produzierenden Gewerbe
immer über dem Durchschnitt des gesamten Wirtschaftsbereichs (1986 beispielsweise
bei 40%).

Besonders hoch war sie in der Wrtschaftsgruppe ,,Herstellung von Büromaschinen,
Aulomatischen Datenverarbeitungs-Geräten und -Einrichtungen"; dort wurde '1986 Über
die Hälfte des Gesamtumsatzes mit dem Ausland erzielt (54,9 %). Auch der l\.4aschinen-
bau 145,7 %), der Straßenfahrzeugbau (48,10/.\, der Lutt' und Raumfahrzeugbau
(55,8%) und die Chemische lndustrie (42,1 %) sind stark exportabhängig.

Tab. 7: Verarbeitendes Gewerbe
Exportquote in Prozent (Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz)

1950 1960 1970 1980 1986

Grundstotf- und
Produktionsgütergewerbe

lnvestitjonsgüter
produzierendes Gewerbe

Verbrauchsgüter
produzierendes Gewerbe

Nahrungs- und
Genußmittelgewerbe

lnsgesamt

15,2

25,0

7,4

1,6

15,1

17,8

27,1

10,3

2,1

18,2

22,8

34,7

14,5

7,2

24,5

28,5

40,0

20,1

9,0

30,1

10,3

13,7

0,2

7,3

14.2.6 lnvestitionen
Von den Unternehmen des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes mit 20 oder mehr
Beschättigten wurden 1985 rund 65 Mrd. D[, - und damit 9,3 Mrd. Dl, mehr als 1984 -

1 Den Berechnungen liegen unlerschiedliche Berichtskreise zugrunde, so daß ein Zeitvergleich
beeinirächtigt ist.

Bereich
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investiert. Dergrößte Teilwurde in Maschinen, maschinellen Anlagen sowie Betriebs- und
Geschättsausstattung (84%), der Rest in Grundstücken und Baulen angelegt.

Unter den Wirtschaflsgruppen täligten der Straßenfahrzeugbau, die EleKrotechnik, die
Chemische lnduskie, der Maschinenbau und das Ernährungsgewerbe die höchsten
lnvestitionen. Diese fünf Branchen hatten zusammen einen Anteil von rund 56% am
gesamten lnveslitionsvolumen des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes.

Gemessen an den Umsätzen erwiesen sich die Wirtschaftsgruppen ,,Bergbau" und
,,Herstellung und Verarbeitungvon Spalt- und Brutstoffen" als die investitionskeudigsten.
Mit einem Anteil der lnvestitionen am Umsatz von 8,4% im ,,Bergbau" und 8,1 % im
Bereich ,,Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutsloffen" lagen sie weit über
dem vergleichbaren Wert, den die Unternehmen des Bergbaus und Verarbeitenden
G€werbes '1985 im Durchschnitt (4,3%) erzielten.

Tab.8: lnvestitionen der Unternehmenl des Bergbaus
und Verarbeitenden Gewerbes 1985

MiII. DM Anieil der
lnveslitionen

am Umsatz in %

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe
Bergbau
Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe

darunter:
Gewinnung und Verarbeitung

von Steinen und Erden
Chemische lndustrie

lnvestitionsgüter produzierendes Gewerbe
darunter:
Maschinenbau
Straßenfahrzeugbau,

Reparaturen von Kraftfahrzeugen usw
Elektrotechnik,

Reparaturen von Haushaltsgeräen
Herstellung von Büromaschinen,

ADV-Geräen und -Einrichtungen
Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe
Nahrungs- und Genußmittelgewerbe

darunter:
Ernährungsgewerbe

1 761
7 342

30 475

6,4
4,1
4,8

4,3
8,
3,

4
8

5 856 3,6

9 416 5,1

8 630 5,6

1 763
8137
4 999

6,6
4,3

266

3,1

1 Urnomohmen mil 20 und mehr Beschäftiglen.

Bereich

64 649
3 026

18 011

4 678



14.2.7 Kostenstruktur
Einblick in die Kostensituation der Unternehmen im Bergbau und Verarbeitenden

Gewerbe gewähren die Erhebungen zur Kostenstruktur' Den weitaus größten Block in der

Kostenrechnung dieses Bereiches bilden die Kosten für Materialverbrauch, Einsatz an

Handelsware und Lohnarbeiten (Aufträge an Subunternehmer). Sie hatten 1985 einen
Anteil von 54,7% am Bruttoproduktion§wert, d. h. dem gesamten Wert aller in diesem
Wirtschaftsbereich erzeugten Produkte. Den zweitgröBten Kosten,aktor bildeten die

Personalkosten mit 24,3 %. Die übrigen Kosten (2. B. lvieten, Pachlen' Kostensteuern,
Abschreibungen) belrugen insgesamt 18,6%. Die Restgröße von 2,4% enthält neben
kalkulatorischen Kosten insbesondere den Gewinn des Unlernehmens.

Abb. 1: Kostenstruktur der Unternehmen des Bergbaus und Verarbeitenden
Gewerbes mit 20 Beschäftigten und mehr '1985

Brunoproduktionswert

Restgröße 2,4%

Übrige Kosten 18,6% Personalkosten 24,3%

lvlaterialverbrauch,
Einsätz von Handels\ /are,
Kosten für Lohnarbeiten 54,7 %

Zwischen den einzelnen Bereichen des Bergbaus und Veralbeitenden Gewerbes sind
beträchtliche Unterschiede in der Kostenstruktur feststellbar. So haben beispielsweise
der lvlaterialverbrauch und der Einsalz an Handelsware im Nahrungs- und Genußmittel-

sektor einen Anteilvon 63,5 % am Bruttoproduktionswert Der Personalkostenanteil liegt
mit 12,3% vergleichsweise niedrig. Dagegen wird die Produktionsleistung im lnvesti'
tionsgüter produzierenden Gewerbe mil einem relativ hohen Personaleinsatz erbracht,
was zu einem Personalkostenanteil von durchschnattlich 30,6olo am Bruttoproduktions-
wert lührt.

1,5 Bi|
DM
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14.3 Baugewerbe
Das Baugewerbe setzt sich in derAbgrenzung deramtlichen Statistikaus dem Bauhaupt-
gewerbe und dem Ausbaugewerbe zusammen. Während das Bauhauptgewerbe über-
wiegend Hoch- und Tiefbauten bis zum Rohbau errichtet, erstreckt sich die Tätigkeit des
Ausbaugewerbes auf die weitere Fertigstellung der Bauten bis zur Gebrauchsfähigkeit.
Es umfaßt Klempnerei, Gas- und Wasserinstallation, lnstallation von Heizungs-, LLlf-
tungs- und Klimaanlagen, Elekkoinstallation, Maler- und Lackiererarbeiten und ähnliche
Tätigkeiten. Das Angebotdes Baugewerbes ist somit sehr vielseitig und spiegelt in seinen
Veränderungen langfristige Umstrukturierungsprozesse wider.

Bis in die siebzigerJahre war die Bauwirtschafl eineWachstumsbranche, die ihre lmpulse
aus dem Wiederaulbau, dem Wirtschattsaufschwung und dem Wohnungsbedarf der
\,vachsenden Bevölkerung bezog. Seither ist die Wohnungspolilik durch eine stärkere
Hinwendung zu qualitativen Zielselzungen geprägt. Die Aufmerksamkeit wendet sich
immer mehr der Erhaltung und Erneuerung der Städte zu; die Modernisierung des
Wohnungsbestandes ist ebenso bedeutsam geworden wie die Neubautätigkeit.

Zu Beginn der achtziger Jahre erlebte die Baubranche einen ausgeprägten Abschwung.
Dies äußert sich u. a. in der hohen Zahl von lnsolvenzen in diesem Bereich, die 1985 mit
3228 ihren Höhepunkt erreichte. 1986 meldeten noch 3008 Bauunternehmen Konkurs
an. Damit entfielen aul diesen Sektor rund 22% aller Unternehmensinsolvenzen.

Tab. 9: Entwicklung der lnsolvenzen

lnsolvenzen insgesamt
(Unternehmen und übrige

Gemeinschuldne0

darunter
Baugewerbe

1960
1970
1980
1981
1982
1983
1984
1985
1986

2 958
4 201
I 140

11653
15 876
16 114
16 760
18 876
18 842

307
451

1 328
'I 942
2 726
2 467
2 765
3 228
3 008

14.3.1 Unternehmen, Beschäftigte, Umsätze
lm Jahr 1985 zählten zum Baugewerbe 15020 Unternehmen mit 20 oder mehr Beschäf-
tigten. Sie erzielten mit knapp 1 lIill. Arbeitskräften einen Umsatz von etwa 102 irrd. Dlr.
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Tab. 10: Unternehmenl, Beschäftigte und Umsatz
im Baugewerbe 1985

Bereich unternehmen
Anzahl

Beschäftigte
't 000

Umsatz
MiII. DM

Baugewerbe
Bauhauptgewerbe
Ausbaugewerbe

954
731

101 878
80 593
21 285

15 020
I 959
5 061

1 lJnlenehmen mit 20 und mehr Eeschäfllgten

Zwei Drittel der Bauunternehmen gehörten zum Bauhauptgewerbe, aul das auch der
größte Teil des Umsatzes (79%) entfiel.

Das Baugewerbe ist überwiegend mittelständisch skukturiert. Von allen Bauunterneh-
men mit 20 Beschättigten und mehr hatten 1985 über zwei Drittel weniger als 50 tätige
Personen. Nur rund 3 % der Unternehmen zählten mehrals 200 Beschäftigte, die meisten
davon wiederum im Bauhauptgewerbe.

Von den Beschäfligten des Baugewerbes waren 1985 etwa 731000 im Bauhauptge-
werbe und rund 223000 im Ausbaugewerbe tätig. Allerdings bleibt das Bild unvollständig,
wenn man nicht die kleineren Unternehmen mitwenigerals 20 Beschäftigten einbezieht,
die insbesondere im Ausbaugewerbe tätig sind. Hier boten die Unternehmen in der
Größenklassevon 10 bis 19 Beschätligten weiteren 91000 Personen einen Arbeitsplatz.

14.3.2 Kostenstruktur
lm Baugewerbe stellen die Personalkosten den größten Kostenfaktor dar. Gemessen am
Bruttoproduktionswert dieses Bereichs - dem Gesamtwert aller erzeugten Produkte -
ergab sich ein Anteilvon 41,3 %. Je nachdem, ob die jeweiligen Tätigkeiten der einzelnen
Branchen material- oder personalintensiv sind, diflerieren diese Anteile zum Teil erheb-
lich. Den höchsten Personalkostenanteil wiesen 1985 mil 51,7 % die Unternehmen des
Stukkateurgewerbes, der Gipserei und Verputzerei auf. Wegen der weitgehend indu-
striellen Fertigung waren die Personalkosten im Fertigteilbau mit 31,6 % von geringerer
Bedeutung. lm allgemeinen steht einem niedrigen Personalkoslenanteil ein hoher
Materialkostenanteil gegenüber.

Von den übrigen Kostenfaktoren im Baugewerbe spielen die Kosten für Fremd- und
Nachunternehmerleistungen eine wichtige Rolle. Sie erreichten 1985 einen Anteil von
14,2%. lnsbesondere die großen Unternehmen machen von dieser Möglichkeit der
Arbeitsteilung häufig Gebrauch (vgl. Abb. 2).
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[4rd. D[,

Abb.2: Kostenstruktur der Unternehmen im Baugewerbe
mit 20 Beschäftigten und mehr 1985
Brutloproduktionswert

Restgröße 0,7 %

Übrige Kosten 14,2 %

41 ,3 vr

Materialverbrauch 29,6%

Abb, 3: KostenstruKur der Unternehmen der Energie- und Wasserversorgung
mit 20 Beschäftigten und mehr 1985
Bruttoproduktionswert

Restsröße 3,0% Personalkosten 10,8%

übrige Kosten 12,'l %

Kosten für Fremd'
und Nachunter'
nehmerl€istungen
14,2%

Fremd-
kapitalzinsen 1,9 %

Abschreibungen auf
Sachanlagen 8,0%

164,1
lvlrd.D [I
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1 4.4 Energie- und Wasserversorgung

14.4. 1 Unternehmen, Beschäftigte, Umsätze
lm Bereich der Energie- und Wasserversorgung waren 1985 in 3313 Unternehmen
jnsgesamtetwa 292000 Personen beschättigt. Sie erzielten einen Umsatz von 167,3 Mrd.
DM.

Die Energie- und Wasserversorgung istdurch eine Vielzahlvon kleinen und eine geringe
Zahl von großen und umsatzstarken Unternehmen geprägt. Etwa drei Viertel der
Unternehmen hatten '1985 weniger als 20 Beschätligte. Zum Gesamtumsatz dieses
Bereichslrugen sie nur2,7 % bei. Umgekehrtgabes 58 Unternehmen mit 1000 und mehr
Beschättigten, auf die aber 61,2% des Umsatzes entfielen.

lnnerhalb der Energie- und Wasserversorgung gehörte 1985 nur ein knappes Drittel der
Unternehmen zum Teilbereich Elektrizitäisversorgung. lhr Anteil an den Beschäftigten
bekug aber 80,5 % und am Umsatz 72 %. Das bedeutet, daß es in der Elekkizitätswirl-
schatt im Durchschnill wesentlich größere Unternehmen gibt als in den übrigen Berei'
chen, d. h. der Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung. Hier ist auch die öffentliche
Hand als Unternehmer stark engagiert. 36% aller Elektrizitätsunternehmen sind wirt-
schaftliche Unternehmen der Gebietskörperschatten ohne eigene Rechtspersönlichkeit,
sogenannte Regie- und Eigenbetriebe. Hinzu kommt, daß der Staat Beteiligungen an fast
allen Kapitalgesellschatten der Elektrizitätsversorgung hält.

14.4.2 Kostenstruktur
Die Energie- und Wasserversorgung gehört zu den kapitalintensivsten Wirtschaftsberei-
chen. Gemessen am Bruttoproduktionswert waren im Jahr 1985 die Abschreibungen auf
Sachanlagen mit 8,0% und die Fremdkapitalzinsen mit 1,9% deullich höher als im
Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe oder im Baugewerbe. Der Personalkostenanteil
betrug rund 11 %, während der entsprechende Wert im Bergbau und im Verarbeitenden
Gewerbe etwa 24% und im Baugewerbe sogar rund 41 % ausmachte.

Den größten Kostenblock im Bereich der Energie- und Wasserversorgung bilden mit rund
64% der Materialverbrauch und Wareneinsatz. Das ist darauf zurückzuführen, daß in
diesem Bereich außer produzierenden Unternehmen auch Einheilen tätig sind, die
lediglich lremdbezogenes Wasser verteilen (vgl. Abb. 3).

14.5 Handwerk
Dem Handwerk- als besonders traditionsreichem Widschattszweig - kommt auch heute
noch eine große volkswirtschaftliche Bedeutung zu. Es konnte sich vor allem auf den
Gebieten behaupten, wo Spezialleistungen und die Nähe zum Kunden maBgebend sind.
Seine Tätigkeilen reichen von der Warenproduktion und der Reparatur bis zum Handel
und den Dienstleistungen. lm Jahr 1984 erwirtschafteten die selbsländigen Handwerks-
unternehmen gut 10% der Bruttowertschöpfung aller lJnternehmen.
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lm Rahmen der Stalistiken des Produzierenden Gewerbes wird das Handwerk nur
teilweise erfaßt, da lediglich produzierende Handwerksunternehmen mit 20 und mehr
Beschättigten in den Berichtskreis einbezogen sind. Um einen Gesamtüberblick zu
gewinnen, werden deshalb in mehrjährigen Absländen Handwerkszählungen durchge-
führt. Die letzte Erhebung dieser Art fand 1977 statt. Darüber hinaus gibt es viedeliähr-
liche Stichprobenerhebungen zur Erfassung kurzkistiger Entwicklungen.

'14.5.1 Unternehmen
Bei der Handwerkszählung 1977 wurden etwa 472000 selbständige Handwerksunter-
nehmen und rund 22500 handwerkliche Nebenbetriebe festgestelll. Der übeMiegende
Teil - nämlich 81 % der selbständigen Unternehmen - war im Verarbeitenden Gewerbe
und Baugewerbe tätig,6 % entfielen auf den Handel und 13 % aufden Dienstleistungsbe-
reich. ln den übrigen Wirtschaftsbereichen gibt es nur wenige Handwerksunlernehmen
(1977: 469 selbständige Unternehmen mit zusammen etwa 2300 Beschäftigten).

Tab. 11: Selbständige Handwerksunternehmen

Wirtschaftsgliederung 1968 1977

lnsgesamt
darunterl
Verarbeitendes Gewerbe
Baugewerbe
Handel
Dienstleistungen

341 306
159 12'l
25 084
70 386

22s 912
156 979
29 228
59 128

596 757 471 716

Betrachtet man die Ergebnisse der seit 1949 durchgelührten Handwerkszählungen, so
sind die rückläufigen Unternehmenszahlen besonders auffällig. lm Vergleich zu'1949 hat
sich die Zahl der selbständigen Unternehmen fast halbiert, gegenüber der vorlelzten
Zählung 1968 ist sie um gut ein Fünttel zurückgegangen.

Nach wie vor sind im Handwerk die kleineren Betriebe vorherrschend. Die Unternehmen
mit 1 bis 19 Beschäftigten machen über neun Zehntel des Handwerks aus und
beschäftigen mehr als die Hältte aller Arbeitskräfte. Nur 0,5% der Handwerksunterneh-
men haben 100 Beschäftigte und mehr.

14.5.2 Beschäftigte
DleAnzahlder Beschäftigten in Unternehmen selbständiger Handwerkerlag 1986 mit3,7
l\rill. um rund 7% niedriger als 1980. lm längerfristigen Vergleich ergibt sich allerdings
eine Zunahme - etwa gegenüber 1949 um mehr als 20%. Berücksichtigt man den
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Tab. 1 2: Beschäftigte in selbständigen Handwerksunternehment

Wirtschaftsgliederung 1967, 1976, 19Bo 1986

1 000

lnsgesamt

darunter:
V€rarbeitendes Gewerbe
Baugewerbe
Handel
Dienstleistungen

3 898,7 3 691,2 3 992,9 3 720,8

1650,7
1 711,5

127,7
406,1

1 405,1
1 564,0

210,8
508,9

1 471,1
1 663,5

230,0
625,8

1 376,6
1 431 ,7

217,8
692,2

1 §ichtag 30. Seplember.
2 Eeobnisse der Handwe.kszählung

gleichzeitigen Bückgang der Unternehmenszahl, so bedeutet dies eine Tendenz zum
größeren Unternehmen im Handwerk. Während 1949 im Durchschnitt noch nicht einmal
vier Beschäftigte je Unternehmen ermittelt wurden, waren es .1968 bereits sechs bis
sieben und bei der letzten Zählung 1977 acht.

lm Konkurrenzkampf mit der lndustrie hat das Handwerk im Laufe der Zeit tiefgreifende
Wandlungs- und Anpassungsprozesse durchlaufen. ln manchen Bereichen, z. B. beiden
Fleischern und Bäckern, konnte das Handwerk seine Posilion zwar bewahren; viele
Handwerkszweige haben aberan Bedeutung verloren, da die preisvorteile der maschinell
erzeugten Massenwaren die Verbraucher stärker anzogen, Anderen Handwerkszweigen
hat der l\rarkl die Produktionsaufgaben sogar ganz oder last vollständig entzogen; sie
beschränken ihre Tätigkeit inzwischen allenfalls auf Reparaturarbeiten, z. B. Schuster
und Uhrmacher. Daneben hat die induskielle Entwicklung aberauch neue handw€rkliche
Betätigungsbereiche hervorgebracht, z. B. das Handwerk des Krattfahrzeugmechani-
kers, Schlossers und Elekkoinstallateurs (vgl. Abb.4).
Eine Aufgliederung der Beschäftigten im Handwerk nach ihrer Stellung jm unternehmen
zeigt einen vergleichsweise hohen Anteilan Selbständigen. Nach den Ergebnissen der
letzten Zählung waren 1976 tasl 17yo det in selbständigen Handwerksunternehmen
Beschättigten tätige lnhaber bzw. mithelfende Familienangehörige; 15yo waren Ange-
stellte und 68% Arbeiter. Von den Arbeitern waren über die Hälfte (55%) Gesellen und
sonslige Facharbeiter.

Besonders bedeutsam ist die Ausbildungstätigkeit des Handwerks, die überden eigenen
Bedarl an Nachwuchskräften weit hinausgeht. Ende 1985 gab es im Handwerk ungefähr
687000 Auszubildende; das bedeutet, daß rund 38% aller Lehrlinge des Jahres 1995
eine handwerkliche Ausbildung erfuhren. lm Vergteich dazu wurden in lndustrie und
Handel rund 875000 Lehrlinge ausgebildet.



Abb. 4: Beschättigte in ausgewählten Gewerbezweigen
in Tausend

BB7

131

556

ffi 1970

ffi 1986

420

252
253

222

2'17
200

212

241

247
140

194

321
90

1a3
179

14.5.3 Umsätze
lm Jahr 1986 wurde von den selbständigen Handwerksunternehmen ein Umsatz (ohne

Mehrwertsteuer) von 326 i,ilrd. DM erwirtschaftet. Den größten Beitrag erbrachten mit

45% nach wievordie Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes, wenngleich ihrAnteil

Tab. l 3: Umsatz selbständiger Handwerksunternehmen

ffi

riji:ti;iiilirjii i!!ta :t:ifi

Wirlschaftsgliederung 19671 1986
Mrd. DM

19761

'/. o/"

lnsgesamt

darunter:
Verarbeitendes Gewerbe
Baugewerbe
Handel
Dienstleistungen

100 100 100 326

Jö
6
4

45
38
13
4

147
121
44
14

1 Ergebnisso dsr Handwo*szählung.
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gegenüber 1967 erheblich zurückgegangen isl. Auf die Handwerksunternehmen des
Baugewerbes entfielen 1986 37% des Gesamtumsatzes, im VerOleich zu 38 % im Jahr
1967. Die Handelsunternehmen des Handwerks konnten ihren Umsatzanteil auf 14%
ausweiten; die Dienstleistungsunternehmen und Freien Berule erreichten einen Anteil
von 4 o/o.
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1 5 Dienstleistungsbereich

15.1 Bedeutung des Dienstleistungsbereichs
Der Dienstleistungsbereich - oft auch als ,,terliärer Sektor" bezeichnet - produziert im
Gegensatz zum primären und sekundären Bereich (Land- und Forstwirtschaft bzw.

Produzierendes Gewerbe) keine materiellen Güter. Das Angebol dieses Bereiches ist

überaus vielfältig und umfaßt Leistungen des Handels, Gastgewerbes, Bank' und

Versicherungsgewerbes, der Freien Berufe und des Verkehrsgewerbes. Dienstleistun-
gen erbringt auch der ötfentliche Dienst (vgl. Kap 1 1 ) Der Verkehrssektor wird wegen

seiner übergreifenden Bedeutung ebenfalls gesondert behandell (vgl. Kap.17)

lnnerhalb einer hochentwickelten und deshalb in hohem lraße arbeitsteiligen Wirtschaft
wächst die B€deutung des Dienstleistungsbereichs. Der französische Wirtschafts- und

Sozialwissenschaftler Fourasti6 schätzt den tertiären Sektor sogar als ,,die große

Hotfnung des 20. Jahrhunderts" ein und mißt ihm zentrale Bedeutung für Wirtschatts-,

Skuktur- und Beschättigungsentwicklung bei. Tendenziell findet sich diese Autfassung
u. a. in denwachsenden Beschättigtenzahlen und dem steigenden Anteil dieses Bereichs

an der wirtschaftlichen Gesamlleistung bestätigt.

Während um die Jahrhundertwende nur etwa jeder vierte Erwerbstätige im tertiären
Sektor beschäftigt war, verdiente hier 1950 schon jeder dritte und 1986 mehr als jeder

zweite Erwerbstätige sein Brot. Seinen Beitrag zur Bruttowertschöpfung konnte der
Dienstleistungsbereich ebenfalls erhöhen (vgl. Kap l2) 1960 hatten Handel, Verkehr
und sonstige Dienstleistungsunternehmen (einschließlich Staat) einen Anteil an der
gesamtwirtschaftlichen Leistung von 41 %, 1986 dagegen von rund 55 %. Der Beikag von

Handel und Verkehr war rückläufig (von 18,5% auf '14,7%), während die Übrigen

Dienstleistungsunternehmen ihren Anteilvon 1 3,6oh aul27,1y" vetdoppeln konnten. Der

Anteil von Staat und privaten Haushalten an der Bruttowertschöpfung erhöhte sich im
gleichen Zeitraum von 8,8% aul 13,6%.

15.2 Handel
ln der Abgrenzung der amtlichen Statistik gehören zum Handel alle Unlernehmen, deren

Hauptaufgabe im Vertrieb von Waren, also in der Mittlertätigkeit zwischen Produzenten
und Verbrauchern, und damit in einer vielfältigen Dienstleistungslunktion besteht.

15.2.1 Unternehmen und Beschäfiigte
Einen umfassenden Überblick über die Entwicklung im Handel und seinen Teilbereichen

Großhandel, Einzelhandelund Handelsvermittlung liefern die in mehrjährigen Abständen
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stattfindenden Handels- und Gaststättenzählungen. Nach den Ergebnissen der Zählung
1985 gab es im Handelsbereich etwa eine halbe Mill. Unternehmen, die zusammen etwa
3,7 Mill. Personen beschäftiglen. Damit arbeitete in der Bundesrepublik etwa jeder
siebente Erwerbstätige in diesem Sektor.

Abb. 'l: Unternehmen und Beschäftigte
am 29. März 1985

Unternehmen

Großhandel 101 089 2O,O 't 137 179

2 360 660

170 379

Einzelhandel 339 31

Handels- 65A22
vermittlung

13,O% 4,6vo

31,O%

67,O% 64,4%o

Der bedeulendste Bereich hinsichtlach der Zahl der Unternehmen und der Beschäftigten
ist der Einzelhandel und hier wiederum der Handel mit Nahrungsmitteln, Getränken und
Tabakwaren. Jedes vierte Einzelhandelsunternehmen führte 1985 dieses Sortiment und
jeder vierte Beschäftigte im Einzelhandel war dort tätig.

ln den letzten Jahrzehnten vollzog sich im Handelsbereich ein tiefgreifender Wandel.
Zwischen 1950 und 1960 führte das allgemeine wirtschatfliche Wachstum zur Gründung
neuer Unternehmen und zur Beschättigung zusätzlicher Arbeitskrätte. ln der darauffol-
genden Zeit mußten jedoch beitendenziell weiter zunehmender Beschäftigtenzahl viele
Handelsunternehmen schließen.

Tab. 1: Entwicklung von Unternehmen und Beschäftigten im Handel

Jahr Unternehmen des
Handels

Beschäftigte im
Handel

Beschäftigte
je Unternehmen

1985 = 100 Anzahl

1950
1960
1968
1979
1985

136
147
123
103
100

63
91

100
10s
100

3,4

5,9
7,4
7,3

Beschäftigte



l/aßgeblich für diese Entwicklung waren vor allem Rationalisierungsmaßnahmen, die zu

kostengünstigeren Angebotsformen fÜhrten (Verbrauchermärkte usw ). Sie sprachen mit

ihren typischen Vorteilen, wie breiteres Warensortiment, preisgünstige Sonderangebote

usw., einen wachsenden Kundenkreis an Dadurch verschärfte sich die Konkurrenzsitua-

tion derart. daß zahlreiche lJnternehmen aus dem Markt verdrängt wurden Von dem

Auslese- und Konzentrationsprozeß war vor allem der Einzelhandel bekotten. ln diesem

Bereich verminderte sich zwischen 1960 und 1979 die Zahl der Unternehmen um mehr

als 100000 auf etwa 346000. Besonders stark reduzierte sich die Zahl der kleinen

Lebensmittelgeschäfte, die als,,Tante-Emma-Läden" längst sprichwörtlich geworden

sind. Von 1979 bis 1985 verringerte sich die Anzahl der Handelsunternehmen von rund

52OOOO auf 506 OOO. ln daesem Zeitraum war auch ein Bückgang beiden Beschättigten zu

verzeichnen.

Der Handelistdurch eine vorwiegend mittelständische Strukturgekennzeichnet. lVehr als

die Hälfte aller Handelsunternehmen beschäftigte 1985 nicht mehr als zwei Personen; in

neun von zehn Unternehmen waren weniger als zehn Beschäftigte tätig. Dazu gehören

meistens die lnhaber der Unternehmen selbst und oft auch deren Angehörige

Von erheblicher Bedeulung ist im Handelsbereich die Teilzeit- und Saisonbeschäftigung'
Dies gilt vor allem für den Einzelhandel, wo fastjeder dritte (im Großhandeljeder sechste)

Beschäftigte nur zeitweise tätig ist, und zwar immer dann, wenn besondere Belastungen

vom Stammpersonal nicht bewältigl werden kÖnnen. Eine große Rolle spielen in diesem

Zusammenhang nicht nur die starken iahreszeitlichen Schwankungen (vgl 15'23),
sondern auch die unterschiedlichen Belastungen an den verschiedenen Wochentagen,

z. B. infolge kaditioneller Einkaufsgewohnheiten der Konsumenten

15.2.2 Umsätze
Auch aus der Gliederung des Umsatzes (Verkaufswert der Waren) nach Größenklassen

werden die ausgeprägten Unterschiede zwischen der Vielzahl kleiner Handelsunlerneh-

men und den wenigen großen Unternehmen in diesem Bereich deutlich So konnten 1984

die Unternehmen mit 100 und mehr Beschättigten, die nur einen Anteilvon 0,6 % an der

Gesamtzahl aller Handelsunternehmen hatlen, mehr als 40 % des Gesamtumsatzes auf

sich vereinigen (vgl. Abb. 2).

Etwa 66 % der Umsätze entlallen auf den Großhandel,33 % aufden Einzelhandel und nur

1 % auf die Handelsvermittlung, deren Umsatz lediglich aus der Summe der Provisionen

und Kostenvergütungen besteht. Rund 47 % der Großhandelsunternehmen und 18 % der

Einzelhandelsunternehmen hatten 1984 einen Umsatz von mehr als 1 Mill' DM'

ln den sechzigerJahren konnten die Handelsunlernehmen nahezu ununterbrochen hohe

Umsatzsleigerungen verbuchen. Seit Anfang der siebziger Jahre liegen die Zuwachsra-

ten deutlich niedriger. Zu Beginn der achtzigerJahre spiegelt sich in der Umsatzentwick'
lung des Handels besonders deutlich die gesamtwirtschaftliche Situation wider' Diese

war geprägt durch eine - bereits Mitte des Jahres 1980 beginnende- Schwächephase in

den Jahren 1981 und 1982 sowie durch eine konjunkturelle Erholung in den Jahren 1983
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Abb.2: Handelsunternehmen 1985 und ihre Umsätze 1984

bis 1986, in denen das Bruttosozialprodukt realwieder anstieg (vgl. Kap. 12). Entspre-
chend waren die Handelsumsätze real- also nach Abzug der Preissteigerungen - in den
Jahren 1981 und '1982 rückläufig und stiegen in den darauffolgenden Jahren wieder an
(vgl. Abb. 3 und 4).

Abb. 3: Umsatzenlwicklung des Großhandels

1980=100

-./'-'.l.-.2a0

6o

40

20

1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 197a 1979 1980 19a1 19A2 19a3 19a4 1985 19a6

- - -% der Unternehmen machen-..%
der Umsätze

Unternehmen mit
1-2 5,2

3 I
10 -99 10,0 35,6

1O0 und mehr Beschäftigten 0,6

51,1

38,4 18,0

41,3

279



Abb. 4: Umsatzentwicklung des Einzelhandels und Enhvicklung
des Privaten Verbrauchs
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Abb. 5: lndizes der Einzelhandelsumsätze'1986
nach ausgewählten Branchen



Die durchschnittliche Umsatzentwicklung im Handelsbereich konnte von einzelnen
Wirtschaftszweigen übertrollen werden; andere verzeichneten dagegen erheblich
geringere Umsatzsteigerungen odersogar -rückgänge. So verbuchten beispielsweise die
Facheinzelhändler, die Do-it-yourself-Waren verkaufen, seit 1980 ein höheres Umsatz-
plus als die meisten ihrer Kollegen (vgl. Abb. 5).

15.2.3 Saisonverläufe im Handel
Die Umsätzedes Handels unterliegen im Jahresverlauf starken Schwankungen. Abgese-
hen von der konjunkturellen Entwicklung bestimmen - vor allem im Einzelhandel -
Feiertageoder Urlaubszeiten die Betriebsergebnisse. So sind im allgemeinen besonders
hohe Umsätze im Weihnachtsgeschäft zu beobachten. Ein weiteres - weniger ausge-
prägtes - Umsatzhoch ist in der Osterzeil (März/April) zu verzeichnen. Ausgesprochen
niedrige Umsätze werden dagegen in den Monaten Januar/Februar sowie während der
Sommerferien im August erzielt.

lm Großhandel ist der Saisonverlauf im wesentlichen durch die gleichen Spitzen und
Tiefen gekennzeichnet, die allerdings weniger stark ausgeprägt sind und gegenüber der
Umsatzentwicklung im Einzelhandel einen zeitlichen Vorlauf autweisen. Dies ist darauf
zurückzuführen, daß die Einzelhändler ihren Warenbestand an der erwaneten Umsatz-
entwicklung ausrichten und versuchen, ihre Lager rechtzeitig aufzulüllen bzw. abzu-
bauen.
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15.2.4 Kosten und Gewinne
lm Großhandel mußten 1984 durchschnittlich ungefähr 87% des Umsatzes für die
Begleichung der Lieferantenrechnungen aufgewendet werden. Die Personalkosten
beliefen sich auf durchschnittlich rund 6%, weitere etwa 6% entfielen aul die übrigen
Kosten (l\rieten, Koslen für Energie, lnstandhaltungskosten usw.). Die restlichen 1,4 %
verblieben dem Unlernehmen als Betriebsergebnis.

lm Einzelhandel, der im allgemeinen niedrigere Umsätze als der Großhandel tätigt,
mußten 1981 (aktuellere Ergebnisse liegen z.Z, nicht vo4 im Durchschnitt 70% des
Umsatzes für die Bezahlung der Lieferanten einkalkuliert werden. Die Personalkosten
lagen bei knapp 14%, Sie sind im allgemeinen höher als im Großhandel, weil u. a. die
Beratung und Betreuung der Kunden - insbesondere bei hochwertigen Gebrauchsgü-
tern - einen entsprechenden Personaleinsatz verlangen. Auch die l\rieten und Pachten,
die speziell beiguten Geschäftslagen an den Einkaulsstraßen der Großstädte hoch sind,
fallen in der Regelim Einzelhandelstärker ins Gewicht als im Gro ßhandel (198'1 :3 %). Die
sonstigen Kosten schlugen beim Einzelhandel mit I % zu Buche, Als Bekiebsergebnis
verblieben knapp 4% des Umsatzes, d. h. um einen Gewinn (vorAbzug derSteuern)von
40000 DIV zu erzielen, mußte im Durchschnitt ein Einzelhändler im Jahr Waren im Wert
von 1 l\rill. DM verkaufen.



Abb.6: Aufteilung der Gesamtleistung im Handel
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Gegenüber den Jahren 1976 und 1977 hat sich sowohl beim Großhandelals auch beim
Einzelhandel der Anteil des Bekiebsergebnisses an der Gesamtleistung verringert.
Damals hatten die entsprechenden Werte bei 1,8% (Großhandel) und bei 4,7yo
(Einzelhandel) gelegen.

15.3 Gastgewerbe

'15.3.1 Betriebsarten des Gastgewerbes
Das Gastgewerbe zeichnet sich - ähnlich wie der Handel- durch eine große Vielfalt an
Erscheinungsformen aus. Es umfaßt als größte Gruppe das Gaststättengewerbe, das
sich vorwiegend der Verpflegung und Bewirtung von Gästen Widmet, und das Beherber-
gungsgewerbe, das zusätzlich oder ausschließlich Übernachtungsmöglichkeiten an'
bietet.

7O,3%ti

: :: 13,8% : ::

-ir
;!i1::ii:rit+i:ii:iiiE#t:.4rri:i::i::::::
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Unter den Gaststätten hatten 1985 die Speise- und Schankwirtschaften mit 81 % den
größten Anteil. Auf lmbiß- und Trinkhallen entfielen zusammen rund 10%, auf Bars und
Tanzlokale 4y" und auf Caf6s und Eisdielen je 3 %.

lm Bereich des Beherbergungsgewerbes sind durch die starke Zunahme des Reisever-
kehrs (vgl. 6.5) neben das traditionelle Unterbringungsangebot neue Betriebsformen

Tab. 2: Unternehmen des Gastgewerbes
zum Zeitpunkt der Handels- und Gaststättenzählungen 1979 und 1985

Betriebsart

Anzahll
1979 1985

Anteil in %
1979 1985

Speisewirtschatten
Schankwirtschaften
lmbißhallen
Trinkhallen
Bars, Tanzlokale
Caf6s
Eisdielen

51 462
64 238
I 957
3 066
5 935
4 035
3 61'l

47,3
8,4
1 ,'l
3,9
3,0

48 545
68 093
12 037
1551
s 625
4 355
3 866

36,4
45,5

2,2
4,2
2,8
2,6

Gaststättengewerbe insgesamt 141 304 144072 100 100

Hotels
Hotels garnis
Gasthöle
Pensionen
Erholungs- und Ferienheime
Ferienz€ntren
Ferienhäuser, Ferienwohnungen
Hütten, Privatquadiere
Campingplätze

9 225
12216
10 418
3 3't9

760

1 592
4 342

805

I951
I 593
I 499
4 109

585
I

2 393
2 027

933

21,6
28,6
24,4

7,8
1,8
0,1
3,7

10,2
1,9

26,1
25,2
22,3
10,8

1,5
0,0
6,3
5,3
2,4

Beherbergungsgewerbe insgesamt 42702 38 099 100 100

Kantinen 4757 4 613

Gaslgewerbe insgesamt 188 763 186784

l Es w€rden nichl die einzelnen Hol6s usw., sondem de Untemehmen gezähll, die mehtere BeÜieb€ unterhallon
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getroten. Wachsender Beliebtheit erfreuen sich vor allem Ferienhäuser und Ferienwoh-
nungen, deren Zahl-verglichen mit Hotels und Gasthöfen -allerdings immer noch relativ
gering ist.

15.3.2 Unternehmen und Beschäftigte
Bei der Handels- und Gaststättenzählung von 1985 wurden im gesamten Gastgewerbe
rund 186800 Unternehmen ermittelt, die insgesamt rund 839000 Beschättigten oder etwa
3% aller Erwerbstätigen in der Bund€sr€publik Arbeit bot€n.66 % der Beschäftigten des
Gastgewerbes waren in Gaststätten, 30% im Beherbergungsgewerbe und 4% in
Kantinen tätig.

lm Laufe der letzten Jahrzehnte hat sich sowohl die Zahl der Unternehmen als auch di€
Zahl der Beschäftigten im Gastgewerbe slark erhöht. Der Kapazitätsausbau fand
insbesondere während der fünfziger und siebziger Jahre statt, Die Verbesserung der
Einkommenssituation breiter Schichten der Bevölkerung lührte zu einer Sleigerung der
Nachfrage nach Gastgewerbeleistungen und zu einer Auffächerung des Angebots.
Zwischen 1968 und 1979 erhöhte das Gaststättengewerbe seinen B€schäftigtenbestand
um rund 20o/., das weniger arbeitsintensive Beherb€rgungsgewerbe nur um 2 %. Von
.l979 bis 1985 hat die Zahl der im Gastgewerbe Beschättigten weiterhin zugenommen
(Gaststättengewerbe: + 6%, Beherbergungsgewerbe: + 7%1, die Zahl der Unterneh-
men im Gastgewerbe isl von 1979 bis 1985 dagegen leichtzurückgegangen (Gaststätten-
gewetbe: + 2o/o, Beherbergungsgewerbe: - 11 %).

Abb.7: Unternehmen und Beschäftigte des Gastgewerbes
am 3'1. lilai 1985

Unternehmen Beschäftigte

Beherbergungsgewerbe 38 099 254 A17

Gaststätten-gewerbe 144072 553 331

Kantinen 4613

77,'t%

@M

ffi
2,5% 3,7% 31 181
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Das Gastgewerbe isl in noch stärkerem l\raße als der Handeldurch eine kleinbekiebliche
Struktur gekennzeichnet. ln fast der Hälfte der Unternehmen sind nur ein bis zwei
Personen tätig, lediglich 7 o/. beschäftigten zehn Pelsonen oder mehr. Dabei spielt die
ilitarbeitder lnhaberund deren Ang€höri9en eine entscheidende Rolle. Außerdem istdie
Teilzeitbeschäftigung von großer Bedeutung, mit der versuchl wird, die unterschiedliche
Belastung zu einzelnen Tageszeiten, Wochenlagen und im jahreszeitlichen Verlauf
auszugleichen.

Tab.3: Entwicklung von Unternehmen und Beschäftigten
im Gastgewerbe

Unternehmen Beschäftigte Beschältigte
ie Unternehmen

1985 = 100

1950
1960
1968
1979
'1985

3,1

4,1
4,2
4,6

73
89
90

r01
100

50
77
82
94
00

15.3.3 Umsätze
Die Unlernehmen des Gastgewerbes erzielten 1984 einen durchschnittlichen Jahresum-
satz von rund 265000 DM. Umsätze unter 50000 Dlrl hatten 1984 immerhin etwa 12%
der Gastgewerbeunternehmen, dagegen verzeichneten 3,2% einen Umsatz von 1 irill.
Di, und mehr.

lnsgesaml wurden '1984 rund 50 irrd. DM im Gastgewerbe umgesetzt, damit wurde ie
Beschäftigten ein Umsatz von 60000 Dl\,i erzielt.

Die Umsatzentwicklung spiegelt die saisonalen Schwankungen des Reiseverkehrs mit

einem ausgeprägten ,,Hoch" im Sommer und einem ,,Tief" im Winter wider, das von

einem leichten Aufschwung in der Weihnachtszeit unterbrochen wird

15.3.4 Kostenstruktur
ln der Kostenstruktur im Gastgewerbe macht sich der Dienstleistungscharakter dieser
Branche besonders bemerkbar. Bei einer Gesamtleistung ie Unternehmen von rund
227OOO OM entfielen 1981 allein 21% aul Personalkosten, etwa 8% auf L4ieten und
Pachten und knapp 21% auf übrige Kosten (Brennstoffe' lnstandhaltungskosten u ä.)

Der Material- und Wareneinsatz betrug rund 38% des Umsatzes (Gesamtleistung). Als
Betriebserqebnis verblieben den lnhabern der Gastgewerbeunternehmen durchschnitt'
lich 12% des Umsatzes.

Jahr



15.4 Kreditinstitute
lm Rahmen einer hochentwickelten Volkswirlschaft spielt die Geld- und Kreditwirtschaft,
und damit das Bankensystem, eine zentrale Rolle. Als Kapitalsammelstellen und
Finanzierungsinstilute erfüllen die Banken wichtige gesamtwirtschaftliche Aufgaben.
Diese werden in der Bundesrepublik Deutschland unter der Aufsicht der Deutschen
Bundesbank wahrgenommen, die als Notenbank Hüterin der Währung isl. ilit verschie-
denen Mitteln - wie Zinspolitik, Ofien-Markt-Politik usw. - kann sie innerhalb gewisser
Grenzen die Geldversorgung der Volkswirtschaft steuern und damil zugleich Einlluß auf
Konjunktur und Wachstum nehmen. Die Deutsche Bundesbank sorgt dabeiauch fürden
nötigen Bargeldumlauf, der 1986 bei rund 124 Mrd. DM lag.

Aus der Zusammenarbeit von Bundesbank und den sogenannten Geschäftsbanken
fallen lnformationen an, die zu statistischen Ergebnissen zusammengestellt werden und
wertvolle Aufschlüsse über Slruktur und Entwicklung des Bankensystems liefern.

.15.4.1 Unternehmen
lm deutschen Bankwesen ist seit Jahren ein Fusionsprozeß im Gange. Er hat zu einer
abnehmenden Zahlvon Kredilinstituten geführt. Während 1973 3784 berichtspllichtige

Abb. 8: Kreditinstitute und ihr Geschäftsvolumen

Geschäftsvolumen insgesamt 3 551 Mrd. D[I

Kreditbanken 6,8 %

Girozentralen 0,3%

Sparkassen 12,8 %
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Sonstige
aSvo

Hypothekenbanken 14,0 %

Kreditinstitute insgesamt 4 595



Kredilinstitute (Kreditinstitute mit einer bestimmten l\rindestbilanzsumme) gezählt wur
den, gab es 1984 nur noch 3250. Ab 1985 wurden alle Kreditgenossenschatten in die

slatistische Berichtspflicht einbezogen, so daß Ende 1985 4659 und Ende 1986 4595
Kreditinstitute berichtspflichtig waren. Unter ihnen waren die Kreditgenossenschaften
zahlenmäßig am stärksten vertreten. Gemessen am Geschättsvolumen sind jedoch

andere lnstitutsgruppen, z. B. Kreditbanken, Sparkassen und Girozentralen, von weitaus
größerer Bedeutung.

15.4.2 Beschäftigte und Arbeitskosten
Nach den Ergebnissen des l\4ikrozensus 1985 waren 628000 Erwerbslätige (2,4 % aller

Erwerbstäti9en) in Kredit- oder sonstigen Finanzierungsin§tituten tätig, gegenüber

455000 im Jahr 1971.

Den im Rahmen der Arbeitskostenerhebung 1984 befragten Kreditinstituten waren im

Durchschnitt je Arbeitnehmer 61715 DM an Arbeitskosten entstanden Fast die Hälfte
(49,1 %) entfiel auf die sogenannten Personalnebenkosten' das sind im wesentlichen

Sonderzahlungen, Vergütung arbeitsfreier Tage (Urlaub, Krankheit, gesetzliche Feier
tage), Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung und Aufwendungen fürdie bekiebliche
Altersversorgung sowie für die berufliche Bildung.

1 5.4.3 Geschäftstätigkeit
Bei den Banken läßt die Bilanz - als Gegenüberslellung von Forderungen und Verbind'
lichkeiten zu einem bestimmten Stichtag- besonders deutlich Umfang und Schwerpunkte

der geschäftlichen Tätigkeit erkennen. Die Annahme von Einlagen einerseits, Kreditver'
gabe andererseits sind die wesentlichen Aulgaben des Banken§ystems, die enlspre-
chend im Bild der zusammengefaßten Bilanz erscheinen (Tab.4 und Tab.5).

Die Kredite an Nichtbanken, der bedeutendste Aktivposten in der Gesamtbilanz der

Kreditinstitute. wurden 1986 zu rund 74% an inländische Unlernehmen und Privatperso'
nen vergeben,2l % gingen an ötfentliche Haushalle im lnland' 5 % der Krediteflossen an

Kreditnehmer im Ausland.

Auf der Passivseite der Bilanz waren die Einlagen und aufgenommenen Kredile von
inländischen Unternehmen und Privatpersonen mit elwa 85% aller Einlagen und

aufgenommenen Kredite von Nichtbanken besonders bedeutsam. Darunter hatten die

Spareinlagen und Sparbriele mit rund 48% den größten Anteil Rund 12% der Einlagen

und aufgenommenen Kredite von Nichtbanken stammten von inländischen ötfentlichen

Haushalten, etwa 3% von ausländischen Gläubigern

Die Einlagen der Bausparkassen stellen wegen ihrer Zweckbindung (sie dürfen innerhalb

bestimmter Fristen ausschließlich für Wohnungsbauzwecke verwendet werden) Sparein-

laqen besonderer Art dar. Ende 1986 bestanden 25 Mill. Bausparverträge mit den 31

Bausparkassen im Bundesgebiet. Sie hielten Einlagen in Höhe von 120 l\4rd. DM und

hatten Baudarlehen mil einer Gesamtsumme von 144 Mrd. DM vergeben. Gegenüber
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Tab. 4: Aktiva der Kreditinstitute
in Mill. DM

Forderungen (Aktiva) 1970 1980 1986

Barreserve
Schecks und lnkassopapiere
Kredite an Kreditinstilute
Kredite an Nichtbanken
Beteiligungen
Sonstige Aktiva
Geschäftsvolumen insgesamt

31 241
2 356

214 013
543 733

4 990
21 528

817 861

70 898
4 029

658 266
1 542 gs2

19 061
56 154

2 351 260

a0 874
6 243

1 112152
2 232 945

32 479
86 428

3 551 121

Tab. 5: Passiva der Kreditinstitute
in Mill. DM

Verbindlichkeiten (Passiva) 1970 1980 1986

195 618 601 521 840 012

447 058
118 748

1 185 331
413 594

1 762 550
684 219

29 473
26 964

817 861

Die Ausgabe von KapitalmarKpapieren (Aktien und festverzinsliche Wertpapiere) ist ein
wesentlicher Bestandteil der Geschäflstätigkeit der Banken. Die Emission eigener
festverzinslicher Wertpapiere (2. B. Pfandbriefe, Bankobligationen) dient der Beschaf-
fung von Fremdkapital, die Ausgabe von Anleihen der ötfentlichen Hand sowie von
Anleihen und Aktien der Unternehmen übernehmen die Banken als Dienstleistungen für
diese Stellen.

1986 setzten die Kreditinstitute festverzinsliche Papiere inländischer Emittenten -
vorwiegend Bankschuldverschreibungen - im Wed von rund 257,1 Mrd. DM ab. lnsge-
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1970, als9,6 Mill. Verträgen 40,6 irrd. D[, an Einlagen und 34,7Mrd. DlVl an Baudarlehen
gegenüberstanden, war damit eine deutliche Ausweitung des Bauspargeschätts zu
verzeichnen.

Einlagen und aufgenommene Kredite
von Kreditinstituten

Einlagen und aufgenommene Kredite
von Nichtbanken

lnhaberschuldverschreibungen im Umlauf
Kapital (einschließlich otlener Rücklagen

gem. §10 KWG)
Sonstige Passiva
Geschäft svolumen insgesamt

76923 127 967
73 891 136 373

2 3s1 260 3 551 121



samt waren Ende 1986 festverzinsliche Wertpapiere mit einem Nominalwert (Nennwert)
von 1017,7lrrd. Dirl im Umlaut. Der Absatz von DM-Anleihen ausländischer Emittenten
bekug 1986 37,6 lrrd. DM. lm Umlauf befanden sich entsprechende Papiere mit einem
Nominalwert von 141,2 [rrd. Dlr.

Jahr Aktien

Absatz Umlaufl Absatz'? Umlaufl

Mill. Dl, Nominalwert

1970
'1980

1986

20 816
137 453
257 125

158 005
548 645

1 017 723

2374
3 702
4 560

55 604
91 134

114 680

2 Ourch Bareinzahlung und Umtausch von Wandelschuldveßchreibungen

lm Vergleich zu festverzinslichen Wertpapieren ist der Erwerb von Aktien mit größeren
Risiken, aber auch mit höheren Gewinnmöglichkeiten verbunden. Enlsprechend ist der
Aktienmarkt in der Bundesrepublik von geringerer Bedeutung als der Renlenmarkt (lrarkt
der festverzinslichen Wertpapiere). 1986 waren Aktien mit einem Nominalwen von 1 14,7
lrrd. Dl, im Umlauf. Der Wert der in diesem Jahr erstmals gegen Einzahlung von
Finanzmitteln abgesetzten Aktien betrug 4,6 N4rd. DM (Nominalwert).

15.5 Versicherungen
Die Versicherungswirtschatt bietet mit einem breitgefächerten Dienstleistungsangebot
materielle Absicherung gegen die verschiedenartigslen Risiken. Dadurch macht sie
Verluste und Schadensfälle kalkulierbar. Dies wird für Wirtschaft und private Haushalte
angesichts wachsender Gefahren und im Hinblick auf die Höhe möglicher Schäden
immer wichtiger.

15.5.1 Unternehmen und Beschäftigte
Diese Entwicklung stellt wachsende Ansprüche an die Leistungsfähigkeit der Versiche-
rungswirtschaft. Hierin dürfte ein Grund für die Konzenkation in diesem Bereich liegen.
Die Zahl der unter staallicher Aufsicht stehenden Versicherungsunternehmen ist allein
zwischen 1975 und 1985 von ungefähr 5700 auf 2569 zurückgegangen.
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Tab. 6: Absatz und Umlauf von Aktien und festverzinslichen
Wertpapieren inländischer Emitlenten

Festverzinsliche Wertpapiere



Nach den Ergebnissen des Mikrozensus 1985 waren in Versicherungsunternehmen
323000 Personen tätig. 1971 waren im Versicherungsgewerbe 233000 Erwerbstätige
gezählt worden.

Die Arbeitskosten beliefen sich im Bereich der Versicherungsunternehmen auf durch-
schnittlich 66847 DM je Arbeitnehmer (1984), von denen 48,5% auf Personalnebenko-
sten (vgl. 15.4.2) entfielen. Die durchschnittlichen Arbeitskosten je Arbeitnehmer lagen
damit um rund 5100 DM höher als bei Kreditinstituten.

1 5.5.2 Geschäftstätigkeit
Der Umfang der Geschäftstätigkeit läßt sich vor allem aus den abgeschlossenen
Verträgen und den Versicherungssummen ablesen. Er findet seine Entsprechung im
Vermögen der Versicherungs, ,irlschaft, die zu den größten Anlegern auf dem Kapital-
markt gehört.

Unternehmen insgesamt 2 569 Bruttobeiträge insgesamt 109 121 Mill.D[.4
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Kapitalanlagen insgesamt 440 351 lL4ill.D[,'1

Abb. 9: Versicherungsunternehmen, Bruttobeiträge, Kapitalanlagen 1985
Ohne Rückversicherungsunternehmen



Das Lebensversicherungsgeschäft betrieben 1985 in der Bundesrepublik Deutschland
105 Unternehmen. Gemessen an der Gesamtzahl aller Versicherungsunternehmen
waren dies nur 4,1 %. Die Versicherungssumme aller abgeschlossenen Lebensversiche-
rungsverträge erreichte Ende 1985 rund 1 117 Mrd. D[r. Das Beitragsaufkommen von
über 39 Mrd. Dl\4 im Jahr 1985 entsprach einem Anteil von etwa 36% am gesamten
Beitragsaufkommen aller Versicherungsunternehmenr. Die Kapitalanlagen dieser Sparte
erreichten 1985 einen Anteilvon 66% am entsprechenden Wertdergesamten Versiche-
rungswirtschaftl.

lm Unterschied zu den Lebensversicherungen wird beiden Schaden- und Unfallversiche-
rungen (2. B. Feuer-, Hausrat-, Haftpflichtversicherungen) sowie bei den Krankenversi-
cherungen lediglich das aktuelle Risiko abgedeckt und daher nicht im gleichen l/aß
Kapitalvermögen gebildet wie bei den Lebensversicherungsunlernehmen.

Für die Kranken- sowie die Schaden- und Unfallversicherungsunternehmen gibl lab.7
einen Überblick über Beiträge einerseits und Zahlungen für Versicherungslälle anderer-
Seits.

Bei den Zahlungen der privaten Krankenkassen für Versicherungsfälle (1985: rund 9,4
Mrd. DlVl) hatlen die Krankheitskosten einen Anteil von 66%. Bei den Schaden- und
Unfallversicherungen waren die Aulwendungen der Krattfahrtversicherung mit 47% von
besonderem Gewicht.

Tab.7: Beiträge und Zahlungen lür Versicherungsfälle

Jahr Schaden- und Unfallver-
sicherungsunternehmen

Brutto-
beikäge

Bruttozahlungen
für

Versicherungsfälle

Bruttoaufwendungen
für

Versicherungsfälle

Brutto-
beikä9e

t\ri . DtV
970
980
985

4 098
I 825

13 616

2 624
7 096
9 378

12791
36 397
50 693

I924
28 633
38 772

15.6 Freie Berule
Das Bild des Dienstleistungsbereichs wäre unvollständig, würde man die Freien Berufe
außer acht lassen. Allerdings ist das statistische Material über diesen Bereich wegen der
Vielfalt der Freien Berule und der besonderen Probleme ihrer Erfassung lückenhatt und
ermöglicht nur Teilaussagen.

1 Ohne Rückversicherunqsunternehmen
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zum Bereich der Freien Berufewerden alle Personen gerechnet, die selbständig in einem
wissenschaltlichen, künstlerischen, ärztlichen, beratenden und ähnlichen Berultätig sind
(nicht jedoch s€lbsländige Gewerbekeibende). Während Über die freibsrutlich im
Gesundheitsr,yesen Tätigen und über einige beratende Berufe, wie Rechtsanwälte,
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, Architekten und Ingenieure, Material vorliegt, kÖnnen
über selbständige Dolmetscher, Designer usw. kaum Angaben gemacht werden.

15.6.1 Freiberuflich tä1ige Personen und ihre Einkünfte
Eine gewisse Vorstellung von der Anzahl der freiberuflich tätigen Personen - mit einem
gesonderten Nachweis der wichtigslen Freien Berufe - vermitteln die Angaben über die
Einkommensteuerpflichtigen, Da diese Statistik erst nach Abwicklung der Einkommen-
steueFveranlagung durchgeführt werden kann, liegen zur Zeit erst Ergebnisse lür das
Jahr 1983 vor.

Tab. 8: Steuerpllichtige freiberuflich tätige Personen
mit Einkünften aus selbständiger Arbeit 1983

Berulsgi.lppen Anzahl der Durchschnitts_ Davon
SteueF oinkünft€ au§ unter 25 OOO 75 OOO

in%

pllichtigen selbsländiger 2s 000 bis DM
Aöeit (DM) OM TSOOO und

DM mehr

Rechtsanwälte und Notare
Wrtschattsprürer, Steuerberater,

Steuerbevollmächtigte,
sonstige Wirtschaftsberater

Arzte
Zahnärzte, einschließlich Denlisten,

abor ohne Zahntechniker
Tierärzte
Heilpraktiker und sonstige Heilberufe
Architekten, einschließlich

lnnenarchileklen.
Vermessungsingenieure,
Bauingenieure, sonstige lngenieure
und Techniker, Chemiker
und Chemotechniker

Künstlerische Berule
Sonstige Freie Berule
zusammen veranlagle Ehepaare,

die beide lreiberuflich tätig sind

lnsgesamt

23 000 135 983 13,1 30,9 56,0

25 287
55 789

1 't3 483
179 592

12,8
5,7

32,7
17,4

54,5
76,9

21 297
3 242

13 585

229 909
a7 044
44 051

12,2
37,9 48,5

83,7

't3,6

4'1 185
11 0't 1

91 206

88 833
35 485
48 801

4 40,7
3 26,2
I 28,2

38,9
10,5
17,9

20,
63,

24,
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1983 gab es rund 309140 Steuerpflichtige (darunter 23536 beiderseits lreiberuflich tätige
Ehepaare), die in den in fab. I genannten Berufsgruppen tätig waren. Sie hatten
durchschnittliche Jahreseinkünfte (Überschu ß der Einnahmen über die Werbungskosten)
von etwa 108000 DM. Am besten schnitten Zahnärzte und Dentisten ab;76 % lagen 1983
mit ihren jährlichen Einküntten über '100000 DM, 34 % überschritten sogar 250000 DM;
unter den Arzten hatten rund 67% Einküntte in Höhe von 1OOOOO DM und mehr. Am
unteren Ende der Einkommensskala standen die in künsllerischen Berufen Tätigen. Sie
hatlen ein Durchschnittseinkommen von 35500 Di, im Jahr.63% verdienlen sogar
weniger als 25000 DM jährlich.

15.6.2 Beschäftigte
Nach der Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschättigten waren im freiberuflichen
Gssundheits- und Velerinärwesen (Arzte, Zahnärzte, Ti€rärzte usw.)sowie in Rechtsan-
waltspraxen, Unlernehmensberatungen, ArchiteKur- und lngenieurbüros 1986 rund
788400 Personen (sozialversacherungspflichtig) beschäftigt, allein 40,3 % beim lreiberuf-
lichen G€sundheits- und Veterinärwesen.

Tab. 9: Sozialversicherungspllichtig Beschäftigte
am 30. Juni '1986

Wirtschaftsklasse Beschäftigte

Freiberuf liches Gesundheitswesen
Freiberufliches Veterinärwesen sowie Anstalten und Einrichtungen
Rechtsanwaltspraxen, Notariate, sonstige Rechtsberatung
Unternehmensberatung, Wirtschattsprüf ung
Architekten-, Bauingenieur-, Vermessungs- und sonstige Btiros

312 299
5 116

75 355
184 8S8
210761

zu den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten rechnen auch die Auszubildenden.
1985 wurden elwa 131 500 Jugendliche im Ausbildungsbereich ,,Freie Berufe" ausgebil-
det. Nahezu 96% waren Mädchen, die vor allsm eine Ausbildung als Arzt- oder
Zahnarzthelferin, als Fachgehilfin in steuer und wirtschattsberatenden Berufen sowie als
Rechtsanwalls- und Notargehilfin durchliefen. lnsgesamt entfielen aul die Frsien Berufe
1985 Anteile von 7,2% aller Auszubildenden bzw. von '16,9% der weiblichen Auszubil-
denden. Die Freien Berufe leisteten damit einen bedeutenden Beitrag zur beruflichen
Ausbildung junger Menschen.
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16 Preise und Löhne

16.1 Einlührung
Die Entwicklung der Preise berührtieden einzelnen, seies beiseinen täglichen Einkäulen
oder bei den Überlegungen, ob er sich eine Urlaubsreise, eine 9rö ßere Anschaf,ung oder
gar ein Eigenheim leislen kann. Preissteigerungen - etwa bei Grundstoffen, lnvestitions-
gütern u.ä. - sind aber ebenso für die Unternehmen von Bedeulung, da sie ganz

wesentlich ihre Koslensituation beeinflussen. Nicht zuletzl wirkt sich die allgemeine
Preisentwicklung aus, wenn es gilt, zwischen den Taritpartnern Lohn- und Gehallserhö-
hungen auszuhandeln.

Auch die Entwicklung von Löhnen und Gehältern ist für Arbeitnehmer wie für Unterneh-
men gleichermaßen bedeutsam: lür die einen sind Lohn- und Gehaltszahlungen Haupt-
bestandteil des Einkommens. lür die anderen einer der wesentlichen Kostenfaktoren.

Die engen Wechselwirkungen zwischen Preisen und Löhnen werden häufig zu dem
Schlagwort Preis-Lohn- bzw. Lohn-Preis-Spirale verkürzt. Es besagt in starker Vereinfa-
chung, daß Preissteigerungen in der Regel zu höheren Lohnforderungen führen und daß
Steigerungen der Löhne und Gehälter über erhöhte Produktionskosten und erweiterte
Nachfrage wiederum Preiserhöhungen verursachen. Unter welchen Volaussetzungen
und Einschränkungen diese Annahmen zutreffen, kann hier nicht im einzelnen diskutiert
werden. Für das Verständnis der Ausführungen zu den Löhnen und Preisen in den
lolgenden Abschnitten ist es aber wichtig, die engen Verknüpfungen dieser wirtschaft-
lichen Größen nicht aus dem Auge zu verlieren.

16.2 Preisindizes
Um die Preisentwicklungen aul den verschiedenen lrärklen slatistisch beobachten und
darstellen zu können, gibt es in der Bundesrepublik Deutschland ein nahezu lückenloses
System von Preisindizes. Für fast alle Stadien des Widschaftsablauls, vom Einkauf der
fürdie Produktion notwendigen Güler biszum AbsatzderWaren an den Endverbraucher,
werden zu diesem Zweck von der amtlichen Statistik laufend Preise erhoben und zu
lndizes weiterverarbeitet. So gibt es Preisindizes für Grundstotfe und landwirlschatlliche
Betriebsmittel, für Erzeugerpreise gewerblicher und landwirlschattlicher sowie for§twirt-
schaftlicher Produkte, tür Großhandelsverkaulspreise und schlieBlich lür Verbraucher-
preise. Darüber hinaus werden lndizes der Baupreise, der Preise lür Verkehrsleislungen
sowie lndizes der Ein- und Ausfuhrpreise berechnet.

Alle Preisindizes haben das Ziel, die Preisenhvicklung in einem bestimmten Bereich aul
eine Kennzitfer zu komprimieren und damil eine,,Nreßlatte" zu liefern, an der durch-
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schnittliche Veränderungen gegenüber einem Vergleichszeitraum quantifiziert werden
können. Wie ein solcher Preisindex zustande kommt, wird im lolgenden beispielhaft und
stark vereinfacht am Preisindex für die Lebenshaltung - dem wohl bekanntesten lndikator
des Statistischen Bundesamtes - erläutert.

16.3 Preisindex für die Lebenshaltung
Die amtlichen Preisindizes für die Lebenshaltung werden in der Öttentlichkeit häufig
falsch interpretiert. Weitverbreitet ist das lvlißverständnis, ein lndex könne unbesehen auf
die Situation des eigenen Haushalts übertragen werden. Dabeiwird verkannt, daß für die
Statistik die einzelne Person oder der einzelne Haushall stets nur als Teil des Ganzen
interessant sind. Für die Statistik tritt die Einzelbetrachtung gegenüber einer Gesamtbe-
kachtung zurück, die mit Durchschnittswerten arbeilet. Zu diesem Zweckwerden anhand
von Aufzeichnungen in Haushaltsbüchern beslimmte Haushaltstypen abgegrenzt, die
sich nach Größe, Zusammensetzung, Einkommen und Verbrauchsstruktur unterschei-

Abb. 1: Preisindex Iür die Lebenshaltung im Bundesgebiet
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den, Es sind dies Vierpersonen-Haushalte von Angestellten und Beamten mit höherem
Einkommen, Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalte mit mittlerem Einkommen und Zwei-
personen-Haushalte von Renten- und Sozialhilfeempfängern. Für diese Haushaltstypen
werden spezielle Preisindiz€s berechnet. Daneben gibt es den umtassenden Preisindex
aller privaten Haushalte.

Die Berechnung der einzelnen Preisindizes basiert auf einer gezielten Auswahl von etwa
750Waren und DienstleistunOen, die Fülle und Vielfaltdes Marhangebotes möglichstgul
repräsentieren sollen. Sie werden unter Auswertung der Anschreibungen in den Haus-
haltsbüchern in den ,,Warenkorb" der lndexberechnung aufgenommen. Entsprechend
ihrer Verbrauchsbedeutung, die sich aus dem jeweiligen Anteil am Haushaltsbudget
ableitet, wird ihnen im Warenkorb ein entsprechendes ,,Gewicht" zugeteilt. Dadurch ist
gewährleistet, daß z. B. eine Preiserhöhung bei Brot in der lndexberechnung stärker
durchschlägt als eine Verteuerung von Salz oder einem anderen Gut mit geringer
Verbrauchsbedeutung.

Für alle in den Preisindizes lür die Lebenshaltung berücksichtigten Positionen verfolgen
Preisbeobachter in 118 über das ganze Land verteilten Gemeinden im Auftrag der
amtlichen Stalistik laufend in den verschiedenartigsten Läden jede Preisveränderung.
Die einzelnen Meldungen, die indie Gesamlberechnung des lndexeingehen, summieren

Abb. 2: Jährliche Preisveränderungsraten 1963 bis 1986
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sich zu mehr als 300000 Preisreihen. Schon aus dieser imposanten Zahl wird die
umfassende Dokumentation der Preisentwicklung deutlich. ln regelmäßigen Abständen
werden die lndizes neu berechnet, um Anderungen der Verbrauchsgewohnheiten
berücksichtigen zu können.

Der Preisindex für die Lebenshaltung von Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalten mit
mitllerem Einkommen hat sich auf der Basis 1980 = 100 zwischen 1950 und 1986 von
39,8 auf 120,7 Punkte erhöht, also verdreifacht.

Welche Preissteigerungen sich von Jahr zu Jahr ercaben, zeigl Abb.2. lhr liegt der
Preisindex für di€ Lebenshaltung aller privaten Haushalie zugrunde, der erstfür die Jahre
ab 1962 ermittelt wird.

lnnerhalb dieses Zeitraums waren 1973 und 1974 mit 6,9% bzw.7,0% die höchsten
durchschnittlichen Preissteigerungsraten (lnflationsraten) zu verzeichnen, Hauptursache
hierfür waren die starken Ölpreiserhöhungen dieser Jahre. Umgekehrt wirkte sich der
Ölpreisrückgang des Jahres 1986 ganz r,vesentlich aul den Preisindex für die Lebenshal'
tung aus, der sich erslmals im dargestellten Beobachtungszeitraum verringerte, und zwar
um 0,2 ?i, gegenüber dem Vorjahr.

Abb.3: Preisindex lür die Lebenshaltung aller privaten Haushalte 1986
nach ausgewählten Gütergruppen
(1980 = 100)

100 120,7 Gesamt
index

Energie (ohne Kraftstoffe )

Güter für Bildung, Unlerhaltung, Freizeit
( ohne Dienstleistungen des Gastgewerbes )

Güter für Verkehr und Nachrichten
Übermittlung

l\4öbel, Haushaltsgeräte u.a., Giher für
die Haushaltsführung

Bekleidung, Schuhe

Güter für die Gesundheits- und Körperpflege

Wohnungsmieten

Güter für die peßönliche Ausstattung,
Dienstleislungen des Beherbergungsgewerbes
sowie Güter sonstiger Art

116,4

117.6

117 ,A

118,3

119,1

120,6

121,5
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130,1
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Wie Abb. 3 zeigt, verlief die Preisentwicklung bei den einzelnen Gütergruppen unter-
schiedlich. Bei einer allgemeinen Steigerung der Verbraucherpreise von 20,7 y. im
Zeikaum von 1980 bis 1986 sind tür Güter fürdie persönliche Ausstattung, Dienstleistun-
gen des Beherbergungsgewerbes sowie Güter sonstiger Art Preiserhöhungen von rund
30% festgestellt worden; bei Energie (ohne Kraftsloffe) betrug die Preiserhöhung
dagegen nur 16 %.

Die häufig geäußerte Vermutung, der Preisindex weise zu geringe Preissteigerungen
nach, hängt vor allem damit zusammen, daß zum einen Preissteigerungen stärker
emplunden werden als gleichbleibende oder gar sinkende Preise und daß zum anderen
häufig vergessenwird, daß in den Preisindizes durchschnittliche Preiserhöhungen lürdie
Verbrauchsausgaben eines fiktiven Haushalts erlaßt werden.

Um dies an einem Beispielzu verdeutlichen: Ein Haushalt heizt beispielsweise mil Öl und
profiliert von den Preissenkungen in diesem Bereich. Ein anderer Haushalt, der Gas
verwendet, das sich weniger (bzw. erst mit zeitlicher Verzögerung) verbilligt hal, wird
durch die Preisentwicklung in weit geringerem Umlang entlastet. lm Budget des liktiven
lndexhaushalts sind - entsprechend der anteiligen Verbrauchsbedeutung - alle Heiz-
energiearten (Gas, Kohle, Koks, Holz, Eleklrizität und Öl) vertreten, so daß auch die
unterschiedliche Preisentwicklung dieser Energiekäger entsprechend in die lndexbe-
rechnung eingeht. Aus diesem Grund wirken sich extreme Preissteigerungen oder
Preissenkungen in gemilderter Form auf die Entwicklung des Gesamtindex aus.

Ein längerfristiger Vergleich der verschiedenen Preisindizes zeigt, daß die einzelnen
Haushaltstypen von Preissteigerungen nicht gleichmäßig betroffen sind. So ist beispiels-

Tab. 1: Preisindizes für die Lebenshaltung
(1980 = 100)

Jahr
Haushalte

v.Angestellten
u. Boamten
mit höherem
Einkommen

Arbeitnehmer
haushalle mil

mitllergm
Einkommen

Zweipersonen-
Haushalte

u. Sozialhilfe-
emprängern

Einlache
Labans-
hallung

eines Kindes

Alle
privalen
Haus-
halte

50,0
60,8

100
112,2
118,7
121,5
121,4

50,5

100
112,0
118,4
120,9
120,7

48,7
61,3

100
112,1
118,7
121,1
121,4

47,2
58,7

100
111,0
117,0
118,5
1 18,9

49,7
6'1,0

100
111,9
118,4
121,0
120,7

1962
1970
1980
1982
1984
1985
1986
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weise der Preisindex für die Lebenshaltung von Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalten
mit mittlerem Einkommen von 1962 bis '1986 um 139%, der von Zweipersonen-
Haushaltenvon Renten- und Sozialhilteemplängern um 149% gestiegen Der Preisindex
lür die Lebenshaltung eines Kindes hat sich sogar um 152% erhöht.

16.4 Einzelhandels- und Großhandelsverkaufspreise
lm Unterschied zum Preisindex tür die Lebenshaltung, dersich aufdieAusgaben privater

Haushalte bezieht, mißt der lndex der Einzelhandelspreise die Entwicklung der Verkaufs'
preise im Einzelhandel. Zwar sind die Einkaufspreise der privaten Haushalte für Waren
des Einzelhandels zugleich dessen Verkaulspreise, Unterschiede ergeben sich aber
einerseits daraus, daß in den Einzelhandelspreisindex auch die Preisentwicklung von
Güt6rn einbezogen wird, die hauptsächlich von Nichthaushalten (2. B. Handwerksbe-
triebe, Behörden, Angehörige Frei€r Berufe) nachgefragt werden, und andererseits
dadurch, daß in den Preisindex für die Lebenshaltung auch die Preise von Waren und
Dienstleistungen anderer Bereiche eingehen.

Tab. 2: lndizes der Einzelhandels- und der Großhandelsverkaufspreise

Jahr lndex der
Einzelhandelspreise

1980 = 100

lndex der
Großhandelsverkauf spreise

1980 = 100

1950
1960
1970
1980
1985
1986

48,1
54,2
63,4

100
117,5
117,3

55,2
59,7

100
117,5
108,8

Seit 1980 sind die Einzelhandelspreise nicht ganz so stark gestiegen wie die Lebenshal-
tungspreise, nämlich um 17 % (1986). Von 1950 bis 1986 haben sich die Einzelhandels-
preise um rund 144% erhöht, während sich die Preise lürdie Lebenshaltung (Vierperso-

nen-Arbeitnehmerhaushalte mit mittlerem Einkommen) verdreifacht haben (vgl. 16.3
sowie ,4bb. 4).

Abb. 4 zeigl die deulliche Beschleunigung des Preisanstiegs in den Jahren von 1970 bis

1982 gegenüber dem Zeitraum 1950 bis 1970. Seit 1983 haben sich die Preissleigerun-
gen in allen Bereichen hingegen wieder deutlich verlangsamt.
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Abb.4: Entwicklung des Preisindex tür die Lebenshaltung
und des lndex der Einzelhandelspreise
(1980 = 100)

1980-100

lndex der Einzelhandelspreise

Preisind€x f. d. Lebenshaltung
eines 4-Personen-Arbeitnehrne.-
haushaltes mil milller€m Einkommen

120,7

117,3

60

4o

20

1960 1975 a0 19 a6

Die Großhandelsverkaufspreise, für die ein lndex erst ab 1960 zur Verfügung stehl, sind
von 1960 bis 1986 weniger stark gestiegen als die Einzelhandelspreise (+ 97% bzw.
+ '116%); auch in einzelnen Zeitabschnitten war der Verlauf der beiden lndizes unter-
schiedlich, was zum Teil daraul zurückzuführen isl, daß der lndex der Einzelhandels-
preise die Umsatz- bzw. l\rehrwertsteuerenthält, während der lndex der Großhandelsver-
kaufspreise ab 1968 ohne diese Steuer berechnet wird.

16.5 Preisindex für Wohngebäude
Weitaus stärker als die Preise für die Lebenshaltung und die Einzelhandelspreise haben
sich seit 1950 die Baupreise erhöht.

Für die Errichtung von Wohngebäuden mußte man 1986 etwa sechsmalsoviel bezahlen
wie 1950. Dabei sind die enormen Sleigerungen der Kaufwerte für Bauland noch nicht
berücksichtigt. Nach der Statistikder Kaufwerte für Bauland, die sich auf die Auswertung
der Unlerlagen über tatsächljch getätigte Käufe bzw. Verkäufe stützt, wurde allein
während des Bestehens dieser Statistik, d. h. in den Jahren 1962 bis 1985, nahezu eine
Verachtfachung der durchschnittlich gezahlten Quadralmeterpreise für baureifes Land
festgestellt.
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Tab. 3: Preisindex lür Wohngebäude
(Neubau; Bauleistungen am Bauwerk)
(1980 = 100)

Jahr Preisindex für Wohngebäudel

1950
1960
1970
1980
1985
'1986

19,1
30,0
52,0

100
114,5
116,2

1 Einschli€ßllch Umsalz-(Mehftorl')sleuor

Die erfaßten Kaufwerte für Bauland variieren sehr stark nach Regionen, Gemeindegrö'
ßen, örtlicher Lage, Art und Größe des Grundstücks usw. Dies zeigen beispielsweise die
Ergebnisse der Kaulwertestatistik für das Jahr 1985, als ein Quadratmeter Bauland
(baureifes Land, Rohbauland und sonstiges Bauland) im Bundesgebiet im Durchschnitt
für 78,69 Dlvl verkautt wurde, wobei der niedrigste tatsächlich bezahlte Quadratmeter-
preis bei0,18 DM und der höchste bei 5000,00 DM lag. lm dritten Vierteliahr 1986 betrug
der entsprechende Durchschnittswert 81,77 DM, der Höchstwert 2475,73 D[/l und der
niedrigste 0,29 DM.

1 6.6 Erzeugerpreise gewerblicher und
landwirtschaft licher Produkte

Erzeugerpreise sind die Preise, zu denen die von landwirtschaftlichen Botrieben und
gewerblichen Unternehmen produzierten Güter (im lnland) abgesetzt werden. Diese
Produkte gelangen inderRegelnicht unmittelbaran dieVerbraucher, sondernwerden bei
anderen Unternehmen in der Produktion eingesetzt odergehen an den Handel, der sie -
zum Teil über verschiedene Stulen - an Verbraucher oder Unternehmen absetzl.

Die größten Preissteigerungen sind im Bereich der gewerblichen Produktion bei den
bergbaulichen Erzeugnissen festzustellen, deren Preise sich seit 1950 mehr als versie-
benfacht haben und seit 1980 um 28% gestiegen sind. Die Preise für Erzeugnisse des
Nahrungs- und Genußmittelgewerbes haben sich dagegen seit 1950 nur um 90% und
seit 1980 um 13 % erhöht. Der Gesamtindex lag 1986 bei 118 gegenÜber knapp 44 im
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Tab.4: lndex der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte
(1980 : 100)

Erzeugnisse 1950 1960 1970 1980 1985 1986

43,6
17,1

40,8

39,3

52,8

59,6

53,4
29,8

50,8

55,7

51,0

53,0

121,8
133,9

146,1

120,9

118,4

117,4

114,2

60,8
36,7

53,0

5A,2

63,4

62,4

69,1

100
100

100

100

100

100

100

118,2
127,9

141 ,8

106,1

121 ,1

118,6

113,4

Jahr 1950 (Basis 1980 = 100), hatte also eine Steigerung um 171 % zu verzeichnen.
lnnerhalb eines Jahres aber sank er um 3 %, vor allem bedingl durch den Preisverfall bei
iilineralölproduKen um 36% von 1985 auf 1986.

ln längerfristiger Betrachtung weisen die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise oft kräftige
Preisausschläge nach beiden Seiten auf. Dies ist zum nicht geringen Teil auf die
unterschiedlichen Ernteverhältnisse in den einzelnen Jahren zurückzuführen. 1982 hatte
der lndex der Erzeugerpreise landwirlschaftlicher Produkte seinen bisherigen Höchst-
stand erreicht, seither ist er rückläufig.

Tab. 5: lndex der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produktel
(1980 = 100)

Erzeugnisse 1961 1970 1980 1984 1985 1986

68,6
70,4
69,1

68,4
56,6
73,6

100
100
100

'106,9

106,5
107,0

't03,1

101 ,1
103,9

98,7
96,6
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Gewerbliche Erzeugnisse insgesamt
Bergbauliche Erzeugnisse (ohne Erdgas)
Elektrischer Skom, Gas,

Fernwärme, Wasser
Erzeugnisse des Grundstoff-

und Produktionsgütergewerbes
Erzeugnisse des lnvestitionsgüter

produzierenden Gewerbes
Erzeugnisse des Verbrauchsgüter

produzierenden Gewerbes
Erzeugnisse des Nahrungs-

und Genu ßmittelgewerbes

Landwirtschattliche Produkte
insgesaml

Pflanzliche Produkte
Tierische Produkte

1 Ohne Umsatz-(Mehlwedrsteuer und ohne Aulworlungsausg e ch.



16.7 lnternalionaler Vergleich der Preisentwicklung
Ein Blick über die Grenzen läßt erkennen, daß die Verbraucherpreise in den Ländern der
Europäischen Gemeinschalten sowie einer Reihe anderer großer lndustriestaaten im
Gegensatz zur Bundesrepublik Deutschland weiter gestiegen sind. Gegenüber den
Vorjahren hat sich allerdings der Preisauttrieb (gemessen am Preisindex für die Lebens-
haltung) in allen aufgeführten 16 Ländern mit Ausnahme Griechenlands zum Teil
erheblich abgeschwächt. ln der Bundesrepublik Deutschland waren die Verbraucher-
preise im Jahr 1986 erstmals seit 1953 wieder rückläutig. ln den Niederlanden, in
Luxemburg, in Japan und in der Schweiz bekug der Preisanstieg weniger als 1%. Am
oberen Ende der Skala stand Griechenland mit Preissteigerungen von23% (vgl. Abb. 5).

Abb. 5: Preisveränderungen 1986 gegenüber'1985
im internationalen Vergleich in Prozent
Preisindex für die Lebenshaltung

Bundesrepublik Deutschland -0,2

Belgien

Oslerreich

USA

Großbritannien und Nordkland

Kanada

Italien

+0,3

+0,3

+0,6

+1,3

+1,7

I
+2,7

+3,4

+3,6

+3.9

+4,2

+ 4,2

+5,9

yo 2 oÄ

Zieht man die Entwicklung der letzten sechs Jahre für den Vergleich heran, ergibt sich ein
ähnliches Bald. ln Japan, der Bundesrepublik Deutschland, der Schweiz und den
Niederlanden lagen die Preissteigerungen von 1980 bis 1986 unter25%, während sich in

Italien die Lebenshallung um mehr als 100% und in Griechenland um mehr als 200%
verteuerte.

E+IF*itiiji j, jiii: jliji,i+,,r$

&+23,0
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16.8 Verdienste von Arbeitern und Angestellten

16.8.1 Jahresverdienste
JederArbeitnehmer weiß sichedich, was er am Monalsende- bildlich gesprochen - in der
Lohntüte hat. Nichtjedem istjedoch bekannt, was er brutto, also vor Abzug von Steuern,
Sozialabgaben u. ä., verdient. Erst recht gilt dies, wenn man auch einmalige Sonderzah-
lungen, Gratifikationen, Urlaubsgeld, l3.Monatsgehalt usw. berücksichtigt, wie es in
Iab. 6 geschieht.

Tab. 6: Bruttojahresverdienste
von (vollbeschäftigten) Arbeitern in der lndustrie und Angestellten in lndustrie,
Handel, Kreditinstituten und im Versicherungsgewerbe in Dlvl

Berufliche Stellung Geschlechl 1971

Arbeiter

Angestellte

15 987
17 298
11068

18 529
22151
13 396

33 4s4
35 515
24 402

42 707
49 035
31 392

38 279
40 582
27 986

48 611
56 329
35 522

Vergleicht man die Verdienste von Arbeitern und Angestellten, so lassen sich eine Reihe
von interessanten Entwicklungen erkennen. Die Jahresverdienste der Arbeiter haben
sich von 1971 bis 1985 um 139 %, die der Angestellten sogar um 162 % erhöht. Dadurch
hat sich auch der Abstand zwischen den Verdienslen von Arbeitern und Angestellten
vergrößert. 1971 verdiente ein Arbeiter im Durchschnitt rund 86% von dem, was ein
Angestellter bezog. 1985 lag dieser Anleil bei etwa 79 o/o. Hinsichtlich des Verdienstab-
standes ist die unterschiedliche Bereichsabgrenzung (Arbeiterverdiensle werden nur für
die lndustrie erfaßt), Betriebsgröße sowie vor allem die höherwertige Tätigkeit der
Angest€llten zu berücksichtigen. Die Ent\ivicklung ist auch davon beeinflußt, daß beson'
ders qualifizierte Arbeiter in das Angestelltenverhältnis übernommen werden.

Obwohl Frauen nach wie vorwesentlich wenigerverdienen als Männer, konnten siedoch
innerhalb der letzten Jahre ehvas an Boden gutmachen. Die Verdienste derArbeiterinnen
lagen 1985 im Durchschnitt um 31 % unterdenen ihrer männlichen Kollegen. 1971 hatte
der Abstand dagegen noch rund 36% betragen. Die entsprechende Spanne vefiingerte
sich bei den Angestellten zwischen 1971 und 1985 von 4Oo/. aul37o/".
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insgesamt
l\ränner
Frauen

insgesamt
Männer
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Die deutlichen Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern haben ver-
schiedene Ursachen. Zum einen sind Frauen im Durchschnitt weniger gut ausgebildet
(siehe dazu Kap. 2) und damit häufig in weniger qualifizierten Berulen tätig. Zum zweiten
bleiben ihnen Tätigkeiten, die durch besondere Erschwernisse (Lärm, Hitze, cefahr)
gekennzeichnet sind, aber auch durch entsprechende Zuschläge abgegollen werden,
völlig verschlossen (2. B. Tätigkeiten im Bergbau, am Hochofen o. ä.). Umgekehrt sind in
Wirtschaftsbereichen, in denen die Verdienste niedrig liegen, besonders viele Frauen
beschäftigt, z. B. in der Textil- und der Schuhindustrie (siehe 16.8.2).

Außerdem wirkt sich aus, daß l\,1änner mehr Überstunden leisten als Ftauen Ugl. Tab. 7)
und daß Frauen- auch wenn man die Ausbildungsunterschiede berücksichtigt- sowohlin
den mittleren als auch gehobenen Führungspositionen unterrepräsentierl sind.

Bei den Angestellten muß noch berücksichtigt werden, daß die Verdienste der techni-
schen Angestellten erheblich über denen der kaufmännischen Angestellten liegen
(s. Tab.9), daß abet nur 6 % derweiblichen Angestellten in technischen Berufen tätig sind
gegenüber 45% der männlichen Angestellten.

Tab. 7: Durchschnittlich bezahlte Wochenstunden der
(vollbeschäftigten) Arbeiter in der lndustrie

Jahr Frauen Männer

1960
1965
1970
1975
1980
't985

1986

46,3
45,1
44,8
41 ,2
42,1
40,9
40,8

'16.8.2 Stundenlöhne der lndustriearbeiter
Bei den Bruttostundenverdiensten der lndustriearbeiter bestehen nicht nur erhebliche
Unterschiede zwischen Männern und Frauen, sondern auch zwischen den einzelnen
Wirtschaftszweigen und den verschiedenen Leistungsgruppen.

Der Stundenlohn aller lndustriearbeiter hat sich von 1960 bis 1986 mehr als versechs-
facht, wobei die Stundenlöhne der Arbeiterinnen etwas stärker anstiegen als die ihrer
männlichen Kollegen. Auch anhand der Stundenlöhne zeigl sich also, daß der Abstand
zwischen der Bezahlung von Männern und von Frauen geringer geworden ist.
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41,4
40,7
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Beieinem Durchschnittsstundenlohn von '17,85 Dlll im Jahr 19861ür männliche lnduskie-
arbeiter wurden die höchsten Stundenlöhne mit durchschnittlich 22,77 OM in det
Mineralölverarbeitung gezahlt, die niedrigsten in der Lederverarbeitenden lndustrie mit
14,00 Dl\r. Unlerscheidet man nach sogenannten Leistungsgruppen zwischen Fachar'
beitern (Leistungsgruppe 1), angelernten Arbeitern (Leistungsgruppe 2) und Hilfsarbei'
tern (Leislungsgruppe 3), ergeben sich 1986 tür die ge§amte lndustrie folgende Durch-
schnittswerte:

Leistungsgruppe 1

Leistungsgruppe 2
Leistungsgruppe 3

18,74 DlVl

16,99 Dtvl
15,14 Dl\4

ln der Leistungsgruppe 1 variierten die Stundenlöhne für männliche lndustriearbeiter
zwischen 23,58 Dl, in der Mineralölverarbeitung und 15,01 DIV in der Lederverarbeiten-
den lndustrie. ln der Leistungsgruppe 3 lag die Bandbreile 1986 zwischen 17,71 DM
(Herstellung von Chemiefasern) und '11,89 DM (Schuhindustrie).

Tab.8: Bruttostundenverdienste der Arbeiler in der lndustrie
in DIV

Jahr lnsgesamt Männer Frauen

1960
1965
1970
1975
1980
1985
1986

2,69
4,26
6,09
9,85

13,41
16,39
'16,99

2,89
4,54
6,49

10,40
14,16
17,23
17,85

1,89
3,09
4,49
7,52

10,25
12,54
13,04

16.8.3 Monatsverdienste der Angestellten
Auch bei den Angestellten ist eine breite Fächerung der Verdienste festzustellen (vgl
fab.9). Je nachdem, welche Anforderungen und Fähigkeiten an eine Täligkeit geknüpft

sind, erfolgt eine Einordnung in die Leistungsgruppen ll bis V.

Durchweg am wenigsten verdienen die Angestellten im Einzelhandel. Besonders hoch
lagen die Durchschnitlsgehälter in der lrineralölverarbeitung, im Bereich der Herstellung
von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und 'einrichtungen und (lürtechnische
Angeslellte) im Steinkohlenbergbau.
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Tab. 9: Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste der Angestellten
in lndustrie, Handel, Kreditinstituten und im Versicherungsgewerbe 1986

Gegenstand der
Nachweisung

Kaufmännische
Angestellte

Technische
Angestellte

DM

Durchschnittswert

Höchster Werl in
Leistungsgruppe lll
Niedrigster Wert in
Leistungsgruppe V'?

lVänner
Frauen

l\4änner
Frauen

Männer
Frauen

4 045

5 207
4 212

1 982

4 653

5 461
4 7A5

2 557
2 212

1 Angestel le mit besondercn Er,ahrungen und selbsländigen Le siungon in veantwodlicher Täligkeit.
2 Angestellle in einfacher Tärigkeii, de keine Berulsausbidung erlorded.

16.9 Nominal- und Reallöhne
Bisher beschränkten sich die Nachweisungen aufdie tatsächlichen, d. h. die sogenannten
nominalen Verdienste. Preisänderungen, die die Kaufkraft der Einkommen beeinflussen,
blieben demgegenüber zunächst unberücksichtigt. Bezieht man nun den Preisverlauf in
die Betrachtung ein, so kommt man zu den Reallöhnen als einer lraßgröße für die
Entwicklung det Kaulktall (vgl. Tab. 10).

Tab. 10: Entwicklung der Nominal- und Reallöhne
lndex der durchschnittlichen Bruttowochenverdienste der lndustriearbeiter
(1980 : 100)

Nominal Real

11 ,4

34,7
49,6
72,6

100,0
104,4
108,1
1 11,0
114,7
118,5
122,2

28,6
46,9
63,0
80,4
87,9

100,0
98,2
96,5
96,0
96,9
98,0

101,2
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1950
1960
1965
1970
't975
't980

1981
1982
1983
1984
1985
1986



Ein Vergleich zeigt, daß die Reallöhne zwar deutlich hinterden NominallÖhnen zurückge-
blieben sind, gleichwohl aber bis '1980 zum Teilkrättige Steigerungsraten zu verzeichnen
waren. Während die Nominallöhne 1980 rund neunmalso hoch lagen wie 1950, war der
Reallohn oder die Kaufkratt der durchschnittlichen Bruttowocherverdienste von lndu-
shiearbeitern 1980 etwa dreieinhalb mal so hoch. ln den Jahren 198'l bis 1983 ist der
Reallohn gegenüber den Vorjahren jeweils gesunken, während der Nominallohn weiter
anstieg. Die Preissteigerungen waren also in diesen Jahren über die Lohnsteigerungen
hinausgegangen, was zuvor nur in den Jahren 1967 und 1975 der Fallgewesen war. Seit
1984 stieg auch der Reallohn wieder an und lag 1986 etwas über dem Niveau von 1980
(vgt. Abb. 6).

Einschränkend ist anzumerken, daß hier von Bruttoverdiensten ausgegangen wird. Der
für Verbrauchsausqaben maßgebliche Nenoverdienst ist von derjeweiligen Steuer- und
Abgabenbelastung abhängig.

Abb.6: Reallohnindex
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1 6.1 0 Abgabenbelastung
Von besonderem lnteresse ist neben der Entwicklung der BruttolÖhne und -gehälterauch
die Entwicklung der Abgabenlast auf Löhne bzw. Gehälter' Erst wenn Steuern und
Sozialbeiträge gezahlt sind, ergibt sich das Nettoeinkommen

Zur Quantifizierung der Abgabenlast können hilfsweise Ergebnisse der Volkswirtschatt-
lichen Gesamtrechnungen herangezogen werden. Aus diesen Ergebnissen läßt sich eine
Abgabenquote (das Verhältnis von Lohnsteuern und latsächlich gezahlten Sozialbeiträ-
gen der Arbeitnehmer zur gesamtwirtschattlichen Bruttolohn- und -gehaltsumme) ermit-

50

308

---



teln von knapp 16 % im Jahr 1960, die auf 23 % im Jahr 1970 und auf 33% im Jahr 1986
stieg. Diese Relation vermittelt lediglich eine globale Größenordnung;je nach Einkom-
menshöhe, Familiengröße usw. ergeben sich im einzelnen starke Abweichungen und
Unterschiede. Auch müßten - streng genommen - die Steuererstattungen im Rahmen
der Einkommensteuerveranlagungen von der Abgabenbelastung abgezogen werden
(vgl. 12.6).

1 6.1 1 Arbeitskosten
Wie bereits angedeutet, sind Löhne und Gehälter für die Wirtschaft ein entscheidender
Kostenfaktor. Nachdem in den vorhergehenden Abschnitten der Einkommensaspekt bei
den Arbeitnehmern im Vordergrund stand, soll im folgenden der Kostengesichtspunkt bei
den Arbeitgebern näher beleuchtet werden.

Die Arbeitskosten umfassen die Brutlolöhne und -gehälter sowie weitere Kosten, die aul
gesetzlichen Regelungen, taritvertraglichen Vereinbarungen und freiwilligen Leistungen
beruhen und unmittelbar mit der Beschättigung von Arbeitnehmern zusammenhängen.
Sie werden in der amtlichen Statistik durch die beiden Hauptbestandteile ,,Entgelt für
geleistete Arbeit" und ,,Personalnebenkosten" dargesteJlt. Hiervon ist das Enlgelt lür
geleistete Arbeit als die ,,direkte" Vergütung der Arbeitszeit deliniert; alle anderen
Kosten - wie die Vergütung arbeitsireier lage (Urlaubs-, Krankheits-, geselzliche Feier
tage), die Sonderzahlungen (vermögenswirksame Leistungen, zusätzliches Urlaubsgeld,
Gratifikationen, 13. lronatsgehalt), Arbeilgeberbeiträge zur Sozialversicherung sowie die
Aufwendungen für die betriebliche Altersversorgung und berufliche Bildung - zählen zu
den Personalnebenkosten.

Von 1972 bis 1984 sind die Personalnebenkosten im Produzierenden Gewerbe weil
stärker gewachsen (+ 191 %) als die Entgelte für geleistete Arbeit (+ 104%). Entspre-
chend hat sich in diesem Zeitraum der Anteil der Personalnebenkosten von 35,7 auf
44,2 % der Arbeitskoslen erhöht. OerTeilder Personalnebenkosten, der aufgesetzlichen
Regelungen beruht (2. B. Pflichtbeiträge der Arbeitgeber zur Sozialversicherung, Lohn-
tortzahlung im Krankheitsfall), stieg von 17,4 auf 19,3% der gesamten Arbeitskosten.

Tab. 11: Arbeitskosten je Arbeitnehmer
im Produzierenden Gewerbe

Kostenart 1984 1972

DM %

Arbeitskosten
Entgelt für qeleistete Arbeil
Personalnebenkosten

22 929
14 737
I 19'1

53 987
30 131
23 857

100
55,8
44,2
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Die Personalnebenkosten sind prozentual um so höher, je mehr Beschäftigte das
Unternehmen hat. Beispielsweise betrug 1984 das Verhältnis von Personalnebenkosten
zum Enlgelt für geleistete Arbeit bei Unternehmen mit 10 bis 49 Beschäftiglen 39:61, bei
Unternehmen mil 1 000 und mehr Beschättigten dagegen 48:52.

lnnerhalb des Produzierenden Gewerbes variierten die Arbeitskosten 1984 zwischen
89 842 DM je Arbeitnehmer in der Mineralölverarbeitung und 33300 Dl\4 je Arbeitnehmer
im Bekleidungsgewerbe (ohne Pelzwaren). Den mit 52,1 % höchsten Anteil an Personal-
nebenkoslen hatte der Wirtschattszweig Erzeugung und Verteilung von ElekkizitäI, Gas,
Dampf und Warmwasser zu verzeichnen (bei Arbeitskosten von 73369 DM je Arbeitneh-
me0;der mit 38,2 % niedrigste Anteil an Personalnebenkoslen wurde im Bekleidungsge-
werbe (ohne Pelzwaren) ermittelt.

Tab. 12: Arbeitskosten im Groß- und Einzelhandel, in Kredilinstituten
und im Versicherungsgewerbe 1984

Wirtschatlszweig Arbeitskosten je Arbeitnehmer

lnsqesamt

DM %

Großhandel
Einzelhandel
Kreditinstitute
Versicherungsgewerbe

61,0
59,6
50,9
51,5

39,0
40,4
49,1
48,5

49 294
39 422

66 847

Eine verhältnismäßig breite Streuung der Arbeilskosten ist auch im Bereich von Handel,
Banken und Versicherungen festzustellen. Während im Einzelhandel die Arbeilskosten je

Arbeitnehmer bei 39400 DM lagen, entstanden im Versicherungsgewerbe Arbeitskosten

ie Arbeitnehmer von über 66800 DM. Der Anleil der Personalnebenkosten schwankte
zwischen 39,0% und 49,1 %, also etwa in gleichem Maße wie im Produzierenden
Gewerbe.

Die Ursachen für die relativ großen Unterschiede der Arbeitskosten zwischen den
Wirtschaftszweigen sind in erster Linie in der unterschiedlichen Qualifikationsstruktur der
Arbeitnehmer zu vermuten. Bei den Personalnebenkosten wirken sich u. a. die Größen-
unterschiede zwischen den Unternehmen aus (große lJnternehmen leisten mehr Sonder-
zahlungen, mehr Autwendungen für die betriebliche Altersversorgung sowie fÜr Woh-
nungsfürsorge, Belegschaftseinrichtungen, Entlassungsentschädigungen u.ä.) Nicht
zuletzt istdie unterschiedliche wirtschaftliche Lage der Unternehmen von Bedeulung, die
einerseits den Umlang der freiwilligen Leistungen beeinllußt und andererseits auch bea

Tarituerhandlungen Berücksichtigung findet.

310

Enlgelt für Personal-
geleisteteArbeit nebenkosten



17 Verkehr

17.1 Einführung
Das Verkehrswesen hat in einer modernen lndustriegesellschatt grundlegende Bedeu-
tung. lm Wirtschaftsleben ermöglicht erst die Vermittlerrolle des Verkehrs die Arbeitstei-
lung, auf der die induskielle Produktion sowie die Verteilung der produzierten Güter
beruhen. Der Verkehr knüpft nicht nur die Verbindungen zwischen den Produzenten und
zu den Märkten, sondern auch zwischen den Beschäftigten und ihren Arbeitsslellen. Weil
überden wirlschaftlichen Bereich hinaus hat er zu einem Gewinn an Mobilität geführt und
neue Ziele erreichbar gemacht. lm Nachrichtenwesen (Telefon, Postdiensle, Rundfunk,
Fernsehen usw.)mil seinen vielfältigen technischen Möglichkeiten trägt derungehinderte
Austausch von lnformationen und lVeinungen gleichlalls zu einer schnellen Überwindung
räumlicher Entfernungen und damit zu einer verbesserten Kommunikation bei.

1 7.2 Verkehrsinfrastruktur
Wirtschaftswachstum, zunehmende Arbeitsteilung, internationale Verflechtungen, die
wachsende Reiselustund eine Reiheweaterer Faktoren haben in den lelzten Jahrzehnten
zu einer erheblichen Steigerung des Verkehrsaufkommens geführt. Voraussetzung
hierlür war der Ausbau der lnfraslruktur im Verkehrswesen. Besondere Anstrengungen
wurden im Straßenbau unternommen. Sie zeigen sich u. a. darin, daß sich das Straßen-
netz des überörtlichen Verkehrs (Bundes-, Landes- und Kreisstraßen) von 1950 bis 1985

Gegenstand der Nachweisung 1960 1970 1980 1985

km

162 300
4 110

270 000
33 010

1 579
4 383

173 240
8 350

318 000
30 568

1715
4 429
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Tab. 1: Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur
1960 bis 1985

Straßennetz
(Bundes-, Landes-, Kreisstraßen)
darunter Autobahnen

Gemeindestraßen
Schienennetz
Rohrfernleitungen
Benutzte Wasserstraßen

135 300
2 551

233 000
36 019

455

171 521
7 292

308 000
31 497

1 579
4 395



Tab. 2: Entwicklung der lnfrastruktur im Nachrichtenwesen

Gegenstand der Nachweisung

1 000

Telefonanschlüsse
Hauptanschlüsse
Nebenanschlüsse
Ötf entliche Sprechstellen

Telexanschlüsse
Postbriefkästen
Postfächer
Hörfunkteilnehmey'
Fernsehteilnehmerl

3 221
2716

57

100
272

15 892
4 635

8 700
5 040

94
80

109
393

18 883
16213

20 850
7 703

156
139
110
5'13

19 703

I Nur gebührenptlichtige Teilnehmer

um etwa 46000 km auf 173000 km erweitert hat. An Schienenwegen stehen zwarwegen
Streckenstillegungen nur noch 30600km statt 38600km zu Beginn der fünfziger Jahre
zur Vertügung, dafür ist der Verkehr auf wichtigen Strecken elektriliziert und damit
erheblich beschleunigt worden. Auch Häfen und Flugplätze wurden ausgebaut bzw. neu
angelegt, Kanäle gezogen, Flüsse schiffbar gemacht und Rohrfernleitungen gebaut.

lm Bereich des Nachrichtenverkehrs hat sich die Zahl der Telefonanschlüsse seil 1960
versechsfacht. '1985 war in neun von zehn Haushalten ein Telefon vorhanden. Die
Bundespost beförderte 1985 12,6 Mrd. Briefsendungen, gegenüber 8,5 Mrd. im Jahr
1960. Telexanschlüsse waren 1985 164000 installiert, das sind nahezu fünfmalsoviel wie
1960. Die Zahl der gebührenpflichtigen Hörfunkteilnehmer stieg in diesem Zeilraum von
rund 16 Mill. auf über23 Mill., die zahlder Fernsehteilnehmer von knapp 5lrill. auf rund
21 Mi[.

17.3 Fahrzeugbestände
Der Bestand an Krattfahrzeugen (Kratträder, Personen-, Kombinations-, Lastkrattwagen
und Zugmaschinen) stieg von I irill. '1960 aul knapp 32 lrill. im Jahr 1986. Dabei erhöhte
sich allein die Zahl der Personenkrattwagen von annähernd 4,5 l\4ill. auf 26,9 lrill. Das
sind rund sechsmal soviel wie vor 26 Jahren.

Zwischen 1960 und 1986 wurden insgesamt 52,9|\rill. Personenkraftwagen neu zugelas-
son, das sind rechnerisch 2lrill. Fahrzeuge proJahr. Dieser Durchschnittswert entspricht
etwa dem Wert des Jahres 1973, der seither lediglich 1974 unterschritten wurde. Seit
'1976 liegen die iährlichen Zulassungszahlen zl ,ischen 2,1 und 2,8 Mill. Personenkraftwa-
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1960 1970 1980 1985

25 750
11987

162
164
110
584

23 486
21 103



Tab.3: Bestand an Straßen- und Schienenfahrzeugen

Jahr Straße Schiene

Krattfahrzeuge

darunter
lnsgesamt Pkw Lkw

Personen-
wagen

Güler
wagen

Trieb-
fahrzeuge

1 000 Anzahl

1960
1970
1980
1985
1986

4 489
13 941
23 192
25 445
26917

10 083
10 489
10 160

9 575

315 125
304 2t5
337 519
310 477

8 004
16 783
27 116
30 618
31748

681
1 028
1 277
1 281
1 295

21 951
18 218
14 471
13 269

gen. Sie machen zugleich die große wirtschaftliche Bedeutung der Aulomobilindustrie
deutlich.

Der größte Teil der Personenkrattwagen wird privat genulzt. Daraus resultiert die
Zunahme des lndividualverkehrs mit ihren vielfältigen Auswirkungen aul die Verkehrssi-
tuation in den Städten und den ölfentlichen Nahverkehr.

Tab. 4: Zulassungen fabrikneuer Personenkraftwagen
einschließlich Kombinationskrattwagen

Größenklasse
Ankiebsart

N.4a ß-
einheit

1960 1970 1980 1986

Zugelassene Personen-
kraftwagen insgesamt
davon: (Hubraum)
bis 1 199 cm3
1 200 bis 1 499 cm3
1 500 bis 1 999 cm3
2 000 und mehr cm3
darunteri (Ankiebsart)
Benzinmotor
Dieselmotor

969,7

82,7

17,3

28,8
24,9
37,9

8,s

18,9
27,5
38,1
15,5

12,2
18,8
53,2
15,8

2107,1 2 426,2 2 829,41 000

%
%

27,4
97,1 27,O

2,8
91,9

8,1
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Beiden Neuzulassungen gehtdieTendenz eindeutig zum Kaufvon Personenkrattwagen
mit größerem Hubraum. Von den neu zugelassenen Personenkrattwagen hatten 1960
rund '17 % einen Hubraum mil 1 5OO und mehr cm3, 1986 mehr als zwei Drittel. Auch der
Dieselmotor ist in den letztenJahren in der Gunst der Autofahrer gestiegen. Der Anteilder
neu zugelassenen Personenkrattwagen mit Dieselankieb stieg von knapp 3% im Jahr
1960 aul rund 27% im Jahr 1986.

Die Ausstattung der Eisenbahnen hat sich seit 1960 qualilativ und quantitativ verändert.
Bei den Triebfahrzeugen, deren Gesamtzahl nahezu konstant blieb, vollzog sich in dieser
zeitspanne der Übergang von der Dampflokomotive aufdie elekkische zugbefÖrderung.
Die 77OO Dampflokomotiven, die 1960 noch zum Einsatz kamen, sind aus dem normalen
Zugbetrieb ganz verschwunden, während die Zahl der elektrischen Lokomotiven sich von
1O2O auf 2600 erhöhte und die der Dieselloks von 980 aul 4400 anstieg.

Der Bestand an Gülerwagen war 1985 mit 310000 um 1,5 o/. niedriger als zu Beginn der
sechziger Jahre. Bei den Personenwagen ist sogar ein RÜckgang um rund 40% auf
13300 zu verzeichnen.

Die Zahl der Binnen- und Seeschitfe hat seit 1960 deutlich abgenommen Während in der
Binnenschitfahrt damit - bei einer gleichzeitigen Tendenz zum Einsalz größerer Einhei-
ten - ein Rückgang des zur Verlügung stehenden Laderaums verbunden war, wurden in

der Seeschitlahrt die Kapazitäten zunächst erheblich ausgeweitet;§ie waren 1985jedoch
rund 30 % qeringerals 1980. 1985lag die Anzahlder unterder Flagge der Bundesrepublik
Deutschland fahrenden Handelsschiffe mit 1 555 Einheilen zwar um fast 43% niedriger
als 1960;die eingesetzte Tonnage war dagegen mit 5,3lrill. Bruttoregistertonnen (BRT)

noch um 11% höher. Hierfür war insbesondere die Expansion der lankschiffahrt
maßgebend. 1960 wurden 103 Tanker mit einem Raumgehalt von 633000 BRT gezählt'
1985 waren es dagegen 150 Tankschitfe mit einem Raumgehalt von 1,0 N/ill. BRT. Seit
1970 macht sich in der Seeschitfahrt der Konkurrenzdruck der sogenannten ,,Billigflag-

Tab.5: Bestand an Luft- und Wasserfahrzeugen

Jahr Lultfahrzeuge
(Flugzeuge und
Hubschrauber)

Binnenschitfe
(nur Güterschiffe)

Seeschitfe
(Handelsschifle)

Anzahl Anzahl
1000t

Tragfähigkeit Anzahl 1 000 BRT

1960
1970
1980
1985

1111
3 792
7 769
7 958

7 491

3812
3 143

2 706
2 690
1 679
1 555

4 762
8 441
7 619
5 299
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4 840
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gen" bemerkbar, der sogar zu Kapazitätsrückgängen (von 8,4 lilill. BRT 1970 auf 5,3 Mill.
BRT 1985) bei der deutschen Handelsflotte führte.

Eine deutliche Zunahme war auch beiden Luttfahrzeugen zu verzeichnen, deren Bestand
sich von rund 1100 im Jahre 1960 aul fast 8000 im Jahre 1985 erhöhte. ln diesen
Angaben sind neben den gewerblich eingesetzten Luttfahrzeugen auch die Privat- und
Sportflugzeuge enthalten.

1 7.4 Verkehrsleistungen

17.4.1 Beförderungen im Personenverkehr
1985 wurden im Bundesgebiel 34,9 Mrd. Personen mit Eisenbahnen, im ötfentlichen
Slraßenverkehr, im Luttverkehr, mit Taxis oder l\,rietwagen und im lndividualverkehr
befördert. 1960 lag die entsprechende Zahl bei 23,0 Mrd Personen. Der Vergleich wird
dadurch etwas beeinträchtigt, daß die Kleinunternehmen (mil weniger als sieben Bussen)
des ötfenllichen Straßenpersonenverkehrs seit Oktober 1984 nicht mehr in die Erhebung
einbezogen sind. Die Verkehrsleistungen beliefen sich 1985 aul rund 600 Mrd Personen-
kilometer gegenüber rund 250 Mrd. Personenkilometer im Jahr 1960 (Personenkilometer

sind die von den beförderten Personen insgesaml zurückgelegten Kilometer)

Tab. 6: Personenverkehr
1960 bis 1985

Verkehrszweig Beförderte Personen- Beförderte Personen- Belördgrle Personen_
Personen kilometor Personen kilomeler Personen kilometer

1960 1985

Mill. l\,4rd. km l\,lill. l\,{rd. km lrill. Mrd. km

Ve*ehr insgesaml
Ötfentlicher Verkehr

Eisenbahnen
Öllenll. Straßen-

personenverkehrl
Luftverkehl

Taxi- und
Mietwagenverkehr

lndividualverkehf

22 983
7 560
1 399

252.2
89,7
39,6

30 655
7 245
1 054

455,4
103,1

38,1

34 925
6 985
-t -134

601,7
118,1
43,5

6 156
5

48,5
1,6

6 170
21

58,4
6,6

5 8o9o
42

61,94
12,7

123
15 300

0,8
161,7

290
23120

1.7
350,6

335
27 605

2,0
481,6

I Sladlschnerlbähn-, U-Bahn', Straßenbahn-, Obus- und Kraftomnibusverkehr.
2 Verkeh.sleisrunger (Personsnki omele4 nur über dern Bufdesgebiel.
3 verkehr mil Personen- und Kombinäl onsk€flwager, Kraflrädem und Mopeds.
4 Ohne Verkshr der Kleinunlernehmen.
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Tab. 7: Öffentlicher Personennahverkehr
1960 bis 1985

Jahr Beförderte Personen
Mi .

Personenkilometer
l\rrd. km

1960
1970
1980
19851

7 362
7 015
7 652

57,4
60,7
65,5
57,0

1 Ohns Verkshr der Kleinunlemehmon d6s ijllentlichen Straßenpersonenve*ehß

Von den Verkehrsleistungen (gemessen in Personenkilometern) entfielen 1985 rund
80% aulden lndividualverkehr (mit Personen- und Kombinationskraftwagen, Kratträdern
und Mopeds) und 20a/" aul den öffentlichen Verkehr der Eisenbahnen, Busse und
Straßenbahnen sowie der Flugzeuge; 1960 setzten sich die Verkehrsleistungen zu 64%
aus lndividualverkehr und zu knapp 36 % aus öffenllichem Verkehr zusammen.

Die größten Leistungssteigerungen in der Personenbeförderung konnten seit 1960 der
Luttverkehr (+ 694%) und der lndividualverkehr (+ 198%) verzeichnen, während der
Personenverkehr aul Eisenbahnen stagnierte. Diese Ergebnisse verdeutlichen die
enorme Expansion des Luftverkehrs, der jedoch an den gesamten Verkehrsleistungen
nur einen geringen Anteil hat (1985: 2,1 %). Sie bestätigen aber auch erneut die
überragende Bedeutung des lndividualverkehrs mit Kraftfahrzeugen. Dies wird zusätzlich
dadurch unterstrichen, daß zwischen 1960 und 1985 im Durchschnitt jährlich 1,2 irill.
Führerscheine der Klasse 3 (Pkw)erteilt wurden und daßsich z. B. 1985 die Gesamtfahr
leistung aller zugelassenen Personenkraftwagen auf 313,4 Mrd. Kilometer (87 % aller mit
Kraftfahrzeugen gefahrenen Kilometer) beliet. Auch die Zahlen des ötfentlichen Perso-
nennahverkehrs (v91. Tab. 7) weisen darauf hin, daß die zwei Ölpreisknsen keine
anhaltende umorientierung zugunsten der ötfentlichen Verkehrsmittel bewirkt haben.
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17.4.2 Transporte im Güterverkehr
lm Güterverkehr erwies sich in den vergangenen Jahren - ebenso wie im Personenver-
kehr - die Straße als der überlegene Verkehrsweg. Der Slraßengüterverkehr konnte
seinen Anteil an der gesamten binnenländischen Verkehrsleistung (gemessen in Ton-
nenkilometern = Gewicht der beförderten Güterin Tonnen malEnlfernung in Kilometern)
auf Kosten der Eisenbahnen (1985: 25,7 %) und der Binnenschiflahrt (1985: 18,9 %) auf
über die Hältte ausdehnen (1985: 51,9 %). 1960 waren im Straßengüterverkehr 3'1,2 %
der Verkehrsleistungen erbracht worden, gegenüber 39,0 % auf Eisenbahnen und 27 ,7 y"
auf Binnenschatfen.



lrißt man statt der Verkehrsleistung das sogenannte Verkehrsaufkommen, d.h. die
lrenge der beförderten Güter (in Tonnen), hat der Straßenverkehr mit einem Anteil von
78,9% (1985) am gesamten Güterverkehr eine noch größere Bedeutung. Auf die
Eisenbahnen entfielen in dieser Abgrenzung 11,4 % und auf die Binnenschitfahrt 7,6%.

Hierwirkt sich vor allem die große Bedeutung des Straßengüternahverkehrs aus, beidem
große Gütermengen (1985: 1 965 Mill. Tonnen und damit 67,4% der insgesamt beförder-
ten Güter) über relativ kurze Strecken transportiert wurden. lm Güternahverkehr können
Lastkraftwagen auf einem dichten Straßennetz llexibler eingeselzt werden als andere
Transportmittel. Sie entsprechen damit in besonderem Maß den Transporterfordernissen
im Nahbereich.

Bei den bisherigen Betrachtungen wurde jeweils nur der sogenannte binnenländische
Verkehr einbezogen, d. h. der Seeschitfsverkehr wurde nicht berücksichtigt. Die Beson-
derheit des Güterverkehrs über See liegt darin, daß verhältnismäßig kleine Mengen von
Gülern über in der Regelgroße Entfernungen kansportiert werden. Dadurch ergibt sich in
diesem Verkehrszweig ein geringeres Verkehrsaufkommen als bei Eisenbahnen, in der
Binnenschiffahrt und im Straßenverkehr, aber eine weitaus höhere Verkehrsleistung als
in jedem anderen Vetkehßzweig (vgl. Tab.8).

Tab. 8: Güterverkehr
1960 bis 1985

Verkehrszweig 1960 1985

t\4i . t l\4rd. lkm [ri . t lvrd. tkm

Beförderte
Güter

Tonnen-
kilometer

Beförderte
Güter

Tonnen-
kilometer

Binnenländischer Verkehr
Eisenbahnen
Binnenschitfahrl
Straßenverkehr

Straßengüter-
nahverkehr

Straßengüter-
fernverkehr

Rohrfernleitungen
Luttverkehl

Seeschitfahrt'?

343,5
171,4

334,6
222,4

65,4
44,2

1 090,0 21,4 1965,0 40,6

99,2
13,3
0,08

78,1

23,7
3,0
0,03

335,7
56,8
0,7

139,0

91,6
8,7
0,3

787,4

1 V€fishrsleislLrnaen über d€m Bundossebiel sow e von und nach aerlin (west)
2 S€ove*ehr der Häien des Bundesgebletes.

56,9
40,4



Langkistig war die Ausweitung von Verkehrsaufkommen und Verkehrsleistung in den
Bereichen Slraßenverkehr, Luftverkehr und Rohrfernleitungstransporte, also den
,,modernen", in diesem Jahrhundert entwickelten Verkehrsbereichen, weit ausgeprägter
als in den traditionellen Verkehrszweigen Bahn, Binnen- und Seeschitfahrt. So stieg
beispielsweise beim Güterverkehr das Verkehrsaufkommen von 1960 bis 1985 im
Luttverkehr um 842 %, beiden Bohrlernleitungen um 327 % und im Straßengüterfernver-
kehr um 238%. ln der Seeschitfahrt erhöhte sich die lvlenge der beförderten Güter
dagegen lediglich um 78 %, in der Binnenschitfahrt um 30%. lm Eisenbahnverkehr war
ein Rückgang um 2,6% zu verzeichnen.

Dilterenziert man nach dem Anteil bestimmter Gütergruppen am Verkehrsaufkommen, so
entfielen 1985 beispielsweise 14 % dertransportierten Güter auf land- und forstwirtschaft-
liche Erzeugnisse sowie Nahrungs- und Futtermittel, 18% auf Kohle und rohes Erdö|,
14% aul Steine und Erden und 10% auf Mineralölerzeugnisse.

17.5 Energieverbrauch
1985floß fast ein Viertelder in der Bundesrepublik Deutschland verbrauchten Endenergie
in den Verkehrsbereich (ohne Seeschitfahrt, vgl. 18.7). Von dieser Energiemenge, rund
1 710 Petajoule (: 58,3 Mill. Tonnen Sleinkohleeinheiten), wurden 87,5 % im Skaßenver
ketu,7,2yo im Lullvetkehr, 3,5 % im Schienenverkehr und 1,8 % in der Binnenschitfahrt
vetüaochl (vgl. Abb. 1).

lm Vergleich zur Verteilung der Beförderungsleistungen aul die einzelnen Verkehrs'
zweige (vgl. 17.4) liegt damit der Energieverbrauch der Eisenbahnen und Binnenschitfe
sehr viel niedriger als der von Kraftfahrzeugen und Flugzeugen. Den Bemühungen, aus
diesem Grund vor allem den Güterverkehr von der Straße auf die Schienen- und
Wasserwege zu verlagern, sind aber Grenzen gesetzt. Neben den bereits erwähnten
Vorteilen der größeren Flexibilität und Unabhängigkeit im Straßenverkehr sind Lastkratt-
wagen auch wesentlich besser für den zunehmend anfallenden Transport hochwertiger
Güter geeignet als die voMiegend auf l\rassenguttransporte ausgerichtelen Verkehrs-
mittel Eisenbahn und Binnenschiff .

lm Verlauf der vergangenen zweieinhalb Jahrzehnte hat sich der Energieverbrauch im
Verkehrsbereich insgesamt mehr als verdoppelt /vgl Abb. 1). Die nahezu kontinuierli-
chen Steigerungen wurden nur durch leichte Rückgänge 1974 und 1981 (zweiJahre mit
überdurchschnittlichen Benzinpreissteigerungen) unterbrochen.

'17.6 Verkehrsunlälle
Aus dem ständig steigenden Verkehrsaufkommen - vor allem im Straßenverkehr - hat
sich eine Reihe von Problemen ergeben: lmmer mehr Flächen werden für Verkehrswege
benötigt, Auspuffgase bedrohen die Gesundheit der Nalur, Lärm und Abgase beeinträch-
ligen die Wohnlichkeit der Städte und ganz allgemein das Wohlbe,inden vieler Menschen

318



Abb. 1: Endenergieverbrauch des Verkehrs
nach Verkehrsbereichen

lvlill. Petajoule
2 200

2 000

1800

1600

1400

1200

r 000

800

600

400

200

Verkehr insgesämt

Straßenverkehr insgesamt

!!v r rfi/\i ri*\ Personenverkehr auf der Straße

oooooooooo Güterverkehr auf der straße

-....=- 
Schienenverkehr

o€< Binnenschiffahrt

0
1985

qooooooo6ooooo

1960 1965 1970
Oueller Deulsches lnslitut lür wilGchäftstoßchung, Beiin

1975 r980

319



(vgl. Kap.19), und nicht zuletzt wird ,ährlich eine große Anzahl von Personen in Unfälle
verwickelt und dabei erheblich verletzt oder gar getötet. Dabei ist die Unfalloefahr im
Straßenverkehr mit weitem Abstand am größten.

lm Jahr 1985 wurden bei rund 328000 Straßenverkehrsunfällen mit Personenschaden
8400 Personen getötet und mehr als 420000 verletzt. ln den übrigen Verkehrszweigen
starben 1985 bei insgesamt 1527 Unlällen 301 Personen und 1521 wurden verletzl.
Besonders unfallgefährdet sind junge Verkehrsteilnehmer und unter ihnen vor allem die
Führerscheinneulinge. 1985 gehörte mehr als ein Viertel der Unfalltoten im StraBenver-
kehr zur Altersgruppe der 18- bis 24jährigen. Bei den Schwerverletzten bekug der
entsprechende Anteil sogar nahezu ein Drittel. Die Einführung des ,,Führerscheins auf
Probe" im Seplember 1986 wurde nicht zuletzt mit dieser Tatsache begründet.

Abb. 2: Bei Straßenverkehrsunrällen VerunglücKe'1985
nach Altersjahren

"^-""*[%
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Tab. 9: Straßenverkehrsunfälle

Gegenstand der Nachweisung 1960 1970 1980 1985

Polizeilich erfaßte Unfälle
darunter:
Unlälle mit Personenschaden

Verunglückle
gelötete Personen
Schwerverletzte
Leichtverletzte

990127 1 392 610 1 684 261 1 840 295

349 315 377 610 379 235 327 745

.t 4 406
141 064
313 896

19193
164 437
367 358

13 041
148 952
351 511

I 400
115 533
306 562

Bei nahezu kontinuierlich zunehmenden Fahrleistungen im Straßenverkehr auf mehr als
das Dreifache (von 110 Mrd. km 1960 auf 359 Mrd. km 1985) verdoppelte sich seit 1960
die Zahl der Unfälle mit Sachschaden (von 641 000 auf 1,5 Mill.). Die Anzahl der Unfälle
mit Personenschäden verringerte sich dagegen in diesem Zeitraum um rund 6%. Die
Zahl der Getöteten erreichte 1970 ihren Höchststand und ging seitdem von 19193 auf
8400 (1985) zurück. Zugleich sank seit 1970 die Zahl der Schwer und Leichtverletzten.
Ursachen hierfür dürften im wesentlichen zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen (2.8.
Gurtptlicht) sein; au ßerdem haben sich u. a. wohl entsprechende Kampagnen im Rahmen
der Verkehrssicherheitsarbeit ausgewirkt.

Diese Ursachen dürften auch zum Bückgang der Kinderunfälle im Straßenverkehr
beigekagen haben. 1970 wurden 2167 Kinder unter 15 Jahren im Straßenverkehr
getötet, weitere 26436 wurden schwer verletzt. lm Jahr 1985 ist die Zahl der getöteten
Kinder auf 460 zurückgegangen, 12882 wurden schwer verletzl. Bei der lnterpretation
dieser Zahlen muß allerdings berücksichtigt werden, daß die Gesamtzahlder Kinder unter
15 Jahren seit 1 970 um über ein Drittel von 14,1 Mill. (Mitte 1970) auf 9,1 [rill. (Ende 1985)
zurückgegangen ist.

Knapp 70% aller Unfälle mit Personenschaden ereignen sich innerhalb von Ortschaften,
etwas mehr als 30 % auffrsier Slrecke (langjähriger Durchschnitt). Aber nicht nur absolut,
sondern auch bezogen auf die Fahrleistung, sind Straßen in Ortschaften unlallträchtiger:
Je eine lvlilliarde Fahrzeugkilometer wurden 1985 innerorts 26 und außerons 22
Personen getötet, verletzt wurden innerorts 2402 und außerods 609 Personen.

Fürdie große Gefährdung auf innerörtlichen Skaßen spieltdie Verkehrsdichte zusammen
mit einem hohen Anteilan Fußgängern und zweiradfahrern eine entscheidende Rolle. Bei
diesen Verkehrsteilnehmern sind die Unfallfolgen häutig besonders schwerwiegend.
1985 sind z. B. 60 % der in Ortschaften Getöteten Fußgänger oder Radfahrer gewesen,
außerhalb von Ortschaften waren es knapp 15 % der tödlich Verunglückten. Motorisierte
Zweiradfahrer, also Fahrer und Mitlahrer von l\rofas, lropeds und Krafträdern, sind
sowohl innerhalb als auch außerhalb von Ortschaften besonders stark gefährdet. Wenn



man bedenkt, daß die Fahrleistung der Pkw die der L4opeds und Kratträder um ein
Viellaches übertrifft- 1985 war sie 42mal höher- liegt der Anleilder Untallopfer bei den
motorisierten Zweirädern außerordentlich hoch (16% der innerhalb von Ortschaften
Getöteten und 17% der außerhalb von Ortschaften Getöteten).

Tab. I0: Bei Straßenverkehrsunlällen Getötete 1985

Ort des Unla ls Getötete

lnsgesaml darunler

Fahrer und l\ritlahrer von

Fahrädern motorisierten
Zweirädern

Personen- Fußgänger
kraftwagen

Anzahl %

lnnerhalb
von Ortschaften

darunter:
Kinder unter 15 Jahren
Außerhalb

von Ortschaften
darunter:
Kinder unter 15 Jahren

2 915

238

5 485

222

15

33

6

20

16

1

17

4

5

65

48

46

61

8

26

Hauptunfallursachen sind seitJahren nicht angepaßte Geschwindigkeit und Mißachtung
der Vorfahrt. Eine nicht geringe Rolle spielt der Alkoholeinfluß. Von rund 588000
Fahrzeugführern (Kraftfahrzeugfahrer einschließlich Motorrad- und Fahrradlahre0, die
1985 an einem Unfall mit Personenschaden beteiliqt waren, war bei über 33000 Alkohol
im Spiel.
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18 Energie und Rohstoffe

18.1 Energieverbrauch im Meinungsstreit
Vermehrter Energieeinsatz ist eine der wichtigsten Begleiterscheinungen des lechni-
schen Fortschritts und hat entscheidend zur Arbeitserleichterung, zur Steigerung der
Produktivität und zu erhöhtem materiellen Wohlstand beigetragen. Erkautt werden diese
Annehmlichkeiten u. a. durch raschen Abbau der Ressourcen und erhebliche Umweltbe-
laslungen. ZielkonlliKe zwischen demAusbau der Energieversorgung und der Sicherung
der zukünftigen Verfügbarkeit von Energie sowie den Bemühungen zum Schutz der
natürlichen Lebensgrundlagen sind unausweichlich und bestimmen immer mehr die
öflentliche Diskussion. Vor diesem Hintergrund erscheint es angebracht, die Bedeutung
der Energie- und Rohstotfwirtschatt und des Umweltschutzes (vgl. Kap. 19)statistisch zu
quantifizieren und damit zu einer objekliveren Abwägung der Argumente beizulragen.

18.2 Entwicklung des Energieverbrauchs
Zur lvlessung des Energieverbrauchs lassen sich zwei verschiedene GrÖßen heranzie-
hen: zum einen der Primärenergieverbrauch, der die aus der Nalur gewonnenen

Energiemengen angibt; zum anderen der Endenergieverbrauch, der es ermöglicht, den
Verbrauch bei den Endabnehmern (im wesentlichen lndustrie, Verkehr, Haushalte)
nachzuvollziehen. Eine Unterscheidung beider Größen ist vor allem deshalb notwendig,
weil die Primärenergieträger im Rohzustand meist nichl unmittelbar für Verbrauchs-
zwecke nutzbarsind (2. B. kann man ein Auto nicht mit Rohö|, sondern nur mit Benzin oder
Dieselkraftstotf betreiben) und daher eine Umwandlung durchgeführt werden muß, bei
der Energieverlusle entstehen.

Das vereintachte Schema der Energiebilanz verdeutlicht die Zusammenhänge:

P ri m ä r e n e tg i e ve rb r a u c h
- Nichtenergetischer Verbrauch (2. B. Verwendung als Rohstofl für die Kunststotf-

erzeugung)
Verbrauch im Energiesektor
Umwandlungsverluste

= Endeneryieverbrauch.

ln den letzten dreiJahrzehnten hat sich in der Bundesrepublik Deutschland sowohl der
Primär als auch der Endenergieverbrauch etwa verdreilacht. Die Ditterenz zwischen
beiden Größen lag 1985 bei rund 35%.
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Tab. 1: Entwicklung des Energieverbrauchs
in P8tajoule = 1or5 Joule

Jahr Primärenergieverbrauch Endenergieverbrauch

1950
1960
't 970
1971
't972
.1973

1974
1975
1976
1977
1978
'1979

1980
1981
1982
1983
1984
't985

3 971
6 199
9 870
9 948

10 383
11092
10 723
10 191
10 853
10 912
11 40'1

11 964
't l 436
10 964
10 596
10 689
11 022
11 284

2 541
4 270
6 751
6 761
7 034
7 442
7 139
6 859
7 293
7 30s
7 605
7 892
7 s29
7 221
6 888
6 916
7194
7 389

Ouell6: Albeitsgomeinschalt Engrgi€bilanzen, Eneaiebianzon der Bundes.opublk Oeulschland

Zwischen '1950 und 1973, dem Jahr der ersten Ölpreiskrise, stieg der Energieverbrauch
kontinuierlich an. Die jährlichen Zuwachsraten (bezogen aul den Primärenergiever-
brauch) lagen im Durchschnitt bei 4,5 %. Seither ist die Aufwärlsentwicklung mehrmals
unterbrochen worden. Nach einem Rückgang bis 1975 erhÖhte sich der Energiever-
brauch wieder und erreichte 1979 seinen bisherigen Höchststand. Die enormen Preis-
schübe beim Bohöl zu Beginn der achlziger Jahre (vgl. 18.8) gingen mit einem
nachlassenden Energieverbrauch einhsr. Seil1983stieg ererneutan und erreichte 1985
wieder das Niveau von 1973.

'18.3 Energieverbrauch und Wirtschaftsentwicklung
Beim Meinungsslreit um den Ausbau der Energieversorgung geht es u. a. um die Frage,
ob ein weiteres Anwachsen des Energieverbrauchs eine notwendige Bedingung küntti-
g€n Wirtschaftswachslums ist. Befürworter dieser These verweisen aufden Gleichschritt
zwischen der Entwicklung des Primärenergieverbrauchs und des realen Bruttosozialpro-
dukts, der bis '1973 zu beobachten war.
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Abb.'l : Wirtschattswachstum und Steigerung des Primärenergieverbrauchs
(1970 = 100)

140

120

1985
100

960 1965 1970 1975 1940

60

DieAuswirkungen der er§en Ölpreiskrise haben diese Entwicklung abrupt unterbrochen.
Der Primärenergieverbrauch ging seinerzeit wesentlich stärker zurück als das Bruttoso-
zialprodukt. ln diesem Zusammenhang wurde bereitsvon einer Lockerung derAbhängig-
keit (,,Entkoppelung") zwischen Wirlschattswachstum und Energieverbrauch gespro-
chen. ln den nachfolgenden Jahren kehrte die Entwicklung von Bruüosozialprodukt und
Primärenergieverbrauch teilweise zum Gleichschritt zurück, liel aber in einigen Jahren
auch wieder auseinander. Es bleibt abzuwarten, ob auf längere Sichtiene Stimmen recht
behalten werden, die es durchaus für möglich halten, daß der Einsatz energiesparender
Technologien dazu lührt, Wirtschaftswachstum bei stagnierendem oder gar rückläufigem
Energieverbrauch zu erreichen.

'18.4 Primärenergieverbrauch im Ländervergleich
Die Unterschiede im Niveau des Primärenergieverbrauchs der einzelnen Länder sind
beträchtlich. Auch wenn man sich auldie Gruppeder lndustrieländer beschränkt und den
Energieverbrauch pro Kopl betrachtet, sind die Werte recht unterschiedlich. Ursache
dafür sind in erster Linie Unterschiede im Klima, in den räumlichen Entfernungen
innerhalb des Landes und in der lndustriestruktur (Anteilder Schwerindustrie), aberauch
Unterschiede in der Verfügbarkeit der Energielräger und in deren Preisniveau. So lag
beispielsweise der Primärenergieverbrauch pro Kopf 1984 in der Bundesrepublik
Deutschland nur halb so hoch wie in Kanada. Verfügbarkeit und Preisniveau der
Energieträger prägen auch deren Bedeutung, d. h. ihren Beitrag zum gesamten Energie-

.- Brullosozialpmdukl (real)

.----.-.. Primärenergieverbrauch

325



verbrauch. Dies wird beispielsweise deutlich an den hohen Anteilen der Energie aus
Wasserkratt in Norwegen, Schweden, Kanada und Österreich, an dem hohen Anteildes
Gases in den Niederlanden oder an der groBen Bedeutung der lesten Brennstoffe in
Australien und in der Bundesrepublik Deutschland. lnfastallen Ländern ist aber nach wie
vor das l\rineralöl der wichtigste Energieträger.

Tab. 2: Primärenergieverbrauch im internationalen Vergleich 1 984

Land Primär
energie-

verbrauch
je Ein-
wohner
in Giga-
joulel

Anteile der Energielräger am Primärenergieverbrauch'?

Mineralöl Gas

%

feste
Brenn-
stolfe

Kern-
energie

Wasser-
kraft

Italien
Japan
Großbritannien

und Nordirland
Österreich
Frankreich
Niederlande
Bundesrepublik

Deutschland
Australien
Schweden
Norwegen
USA
Kanada

100
130

11,3
18,5

58,5
59,0

142
147
147
176

32,4
43,0
14,4
6,8

15,2

8,8
1,1
8,7 5,1

24,1
22,4
13,6
10,8

45,9
37,3
44,7
35,9

23,0
16,4
12,5
51,5

6,3
0,0

1,3

0,7
24,6

7,9
0,0

180
201
260
272
318
373

42,4
34,7
33,1
31,3
39,7
31,1

7,9
0,0

22,2
0,0
4,3
5,2

1,6
4,0

29,8
60,4

4,1
24,5

15,7
14,3
0,0
ia

23,9
21,4

2 Ohn6 den Saldo des Außenhandels mil Elektizität.
Quell6: lnlernalional6 EneUi6agonlur.

18.5 Rohstoffgewinnung
Die Bundesrepublik Deutschland verfügt nur über sehr geringe Rohstoftuorkommen.
Ausnahmen bilden lediglich die ergiebigen Lagerstätten von Salz, Steinkohle und
Braunkohle. Bei der Versorgung mit allen übrigen Bohstoffen und Energieträgern ist die
Bundesrepublik weitgehend auf Einluhren angewiesen.
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1985 wurden im Bundesgebiet 82,4 Mill. Tonnen Sleinkohle und 120,7 iilill. Tonnen
Braunkohle gefördert. Sleinkohle ist der einzige Energieträger, den die Bundesrepublik
Deutschland in erwähnenswertem Umfang exportiert. Die Ausfuhr beliet sich 1985 auf
8,9 lrill. Tonnen.

ln geringen i/engen verfügt die Bundesrepublik Deutschland auch übereigene Erdöl'und
Erdgasvorkommen. Sie belinden sich hauptsächlich im Norddeutschen Tiefland. lnsge-
samt belief sich die Erdölförderung 1985 auf 4,1 lrill. Tonnen. Der Anteil an der gesamten
vorfügbaren Rohölmenge betrug 6%. Einen größeren Beitrag zur Energieversorgung der
Bundesrepublik als die inländische Erdölförderung leistet die heimische Erdgasgewin-
nung. Sie erreichte 1985 ein Volumen von etwa 15 irrd. Kubikmeter.

Tab.3: Gewinnung wichtiger Rohstoffe im Bundesgebiet 1985

Rohstoff Förderung

t\ri . t Petajoulel

Braunkohle
Steinkohle
Erdöl
Erdgas

1 026
2 445

175
509

2 Md. m3, Heizwerr = 35 169 kJh3

'18.6 Energieträger
Der in den fünfziger und sechziger Jahren stark gewachsene Energiebedarl wurde
überwiegend durch den lmportvon lrineralÖl gedeckt, das sich seinerzeit gegenÜber den
heimischen Energieträgern Braun- und Steinkohle als kostengÜnstiger erwies Bei
mengenmäßig etwa gleichbleibendem Einsalz von Kohle slieg der l,ilineralölverbrauch
von '1950 bis 1980 last auf das Dreißigfache. Hierdurch hat sich die Bedeulung der
einzelnen Energieträger für die Energieversorgung der Bundesrepublik Deutschland
erheblich verändert. 1950 hatte die Kohle noch einen Anteilvon 88 %, 1980 nur noch von
knapp 30% an der gesamten Energieerzeugung, während auf Mineralöl fast die Hälfte
entfiel.

Allerdings haben die starken Ölpreiserhöhungen und die Furcht vor wachsender Abhän-
gigkeit von den Öllieferanten Ende der siebziger und zu Beginn der achtziger Jahre eine
Rückbesinnung auf die heimischen Energiequellen bewirh: Beiverminderter Einfuhrvon
Mineralöl verringerte sich der Anteil dieses Energieträgers am gesamten Energiever-
brauch auf rund 41 % im Jahr 1985. Weitgehend behauptet hat sich seither die Kohle.

120,7
82,4

4,1
14,52



Abb. 2: Primärenergieverbrauch nach Energieträgern 1 950 und'1 985
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Quolle: A.borlsgemeins.han Energiebianzen, Enosiebilanzen d6r Aundesßpubik Oeutschtand.

Nennenswerte Steigerungen verzeichnel die Kernenergie, die aus 20 in Betrieb befindli-
chen Kernkraftwerken mittlenveile rund 11 % des Energiebedarfs deckl. An der Elektrizi-
lätserzeugung der Bundesrepublik Deutschland hatte die Kernenergie im Jahr 1985
einen Anteil von rund 31 %.

Beiden Endabnehmern wirktsich die geänderte Bedeutung der Energieträger insbeson-
dere in nachlassendem Heizölverbrauch, aber wachsender Nachlrage nach Gas, Strom
und Kraftstof, aus (vgl. Abb. 5).

Tab. 4: Endenergieverbrauch nach Energieträgern

ltIt
n 747rtttttt ittt it

Jahr Feste
Brennstof[e Kraflstoffe Heizöl Gase Strom Fernwärme

Pela- %
joule

Peta- o/o

joule
Peta- %
joule

Peta- o/o

joule
Pela- Y"
joule

Pela- %
joule

'1950

1960
't970
1980
1985

112
475

1 197

1 806

0,6
12,8
38,4
30,3
24,3

235
471

1 432
1 533

122
340
718

1 1'15
1 230

12
34

127
163
191

2 041
2 398
1 356

796
822

80,3
56,2
20,1
10,6
11,1

11,0
11,3
19,0
20,7

4,8
8,0

10,6
14,8
16,7

0,5
0,8
1,9

4,4 16
1 1,1 547
17,8 2 sA6
23,'t 2253
24,4 1797

Qu€ll€: tub€ltsgameins.hafi Enorgisbilanzsn, Enaeiebilanren der Bundssrcpubtik Deutscttand.
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Abb. 3: Ausbau der Kernkrattwerksleistung
Stand: Juni 1986

BERUN t$.sr' ßl

! tn aerrieu

It) tn aau

Qu€lle: Eundosminislerium lü. Wnschaft.



Abb. 4: Primärenergieverbrauch nach lnlands- und Einfuhrenergie

Petajoule 3971 6199 9870 11436 112A4

1950 1960 1970 1980 19 85

Ouell6: Aö€ilssem6inschaft EnoQisbilanz€n, Enoßisbihnzen der Bundssrepublik Deuls.hland.

Abb. 5: Bedeutung der Energieträger beim Endenergieverbrauch

Petaroure 1973 1985

Kohle Heizol Strcm Gas Krällstolle Kohle HeizÖl Slrom Gas

Qu6ll€: tubeitsgem€in§.halt Eneeiebilänzon, En€€isbilanzen dor Bundasßpublik Deutschland.
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1 8.7 Energieverbraucher
Der Energiebedarf der drei Verbrauchergruppen lndustrie, Verkehr, Haushalte (ein-
schließlich Kleinverbraucher) hat sich in der Vergangenheit unterschiedlich entwickelt.
Während 1950 noch die lndustrie mit einem Anteil von rund 46% Hauptabnehmer von
Endenergie war und Haushalte und Klejnverbraucher nur mit 37% am Endverbrauch
partizipierten, hat sich das Verhältnis mittlerweile umgekehrt.

Abb. 6: Verbraucher von Endenergie
%
50

40

30

20

10

22.1

0 1950 1960 1970 1980 1985

ffi r^awr"eu.*.e*oo- lnllnnnl r"*r,",", ru""*,- @ v",r,"r,,
brauchereinschl mrritä-

Ouelle: Aöailsgomeinschafl Energiebilanzen, En6ßi6bilanzen der Bundesrepublik Deutschland.

Bei einer Zunahme des gesamten Endenergieverbrauchs zwischen 1950 und 1985 um
191 % betrug die entsprechende Wachstumsrate beider lnduskie 96%, bei Haushalten
und Kleinverbrauchern 274lo und beim Vetkefi 292%. Die Ursachen für diese unter-
schiedliche Entwicklung liegen insbesondere in der zunehmenden Ausstattung der
privaten Haushalte mitelekkischen Haushaltsgeräten (v91.4.7), gewachsenen Verkehrs-
leistungen (vgl. Kap. 17) und relativ sparsamerem Energieeinsatz im Rahmen der
lnduskieproduktion.

18.8 Energiepreise
Kein anderer Teilbereich im Preisindex für die Lebenshaltung hatte in den siebziger
Jahren bis Mitt€ der achtziger Jahre ähnlich starke Preissteigerungen aulzuweisen wie
die Warengruppe ,,Energie". ln dieser Entwicklung kommen die Preisschübe auf den
internationalen Rohölmärkten und ihre Folgewirkungen zum Ausdruck. Der Preis je
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Tab.5: Einfuhr von rohem Erdöl
nach Preis und lrenge'1970 bis 1986

Jahr t\ri . DM 1000t Di, je t

r970
1971
1972
't 973
1974
1975
1976
1977
1978
't 979
1980
198'l
1942
1983
1984
1985
1986

5 938
7 679
7 411
I 083

22 956
19 718
23 425
23 537
19 970
29 895
44 168
49107
44 712
37 771
4't 663
39 918
16 95'1

98
'100

102
110
102
88
97
96
94

107
96

65
66
64
66

746
230
600
493

414
669
290
375
355
876
247
542
213
934
193
569

60
77
72
82

224

244
244
212
279
456
620

579
622
622
255

Tab.6: Einfuhr von rohem Erdöl aus den wichtigsten Förderländern

Land 1976 1986

1000r 1000t DN.4 je t

Großbritannien
und Nordirland

Nigeria
SaudiArabien
Libyen
Venezuela
Algerien
Norwegen
Sowjetunion
lran
Syrien

690
I 085

18773
21 118

'I 400
10 506

1 130
3 324

18 018
1 167

18 581
9 714
7 254
6 790
5 756
4 841
4 657
3 787
2 037

992

262

211
284
251
275
280
250
249
180



eingelührte Tonne Rohöl ist von 60 DM im Jahre 1970 auf 622 DM im Jahre 1985
gestiegen, also aul mehr als das Zehnfache. 1986 sank der Rohölpreis aul 255 DM je
Tonne und fiel damit aut das Niveau vor der zweiten Ölpreiskrise lvgt. Tab. 5).

Preisunterschiede bei den einzelnen Förderländern haben neben anderen Ursachen
(2. B. neue Funde) zu einer Anderung der Rangfolge der Lieferanten getühn fugl. Tab.6).
1976 stammten noch über 90% der bundesdeutschen Ölimporte aus OPEC-Staaten,
1986 nur noch 56%. Demgegenüber erhöhte sich im gleichen Zeitraum der entspre-
chende Anteil des Nordseeöls von rund 1 % auf 36 %. Die wichtigsten Länder, aus denen
die Bundesrepublik Deutschland lvlineralöl bezog, waren 1986 das Vereinigte Königreich,
Nigeria und Saudi-Arabien.

Abb. 7: Energiepreisentwicklung
(1980 = 100)
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Die Schwankungen des Ölpreises haben nicht nur gravierende Auswirkungen auf die
Kostenrechnung der Unternehmen und das Portemonnaie der privaten Haushalte,
sondern auch auf die Leistungsbilanz der Bundesrepublik Deutschland. Der drastische
Preisanstieg für eingeführte Energie war eine der wesen ichen Ursachen dafür, daß die
deutsche Leistungsbilanz in den Jahren 1979 bis 1981 in ein zeitweilig hohes Defizit
geraten war. lritdemjüngsten Ölpreisrückgang hatsie sich umgekehrt erheblich aKiviert
(vgt. Abb. 8).



Abb. 8: Entwicklung des Ölpreisdurchschnittswertes und der Leistungsbilanz
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19 Umweltbelastung und Umweltschutz

19.1 Umweltgefährdung als Herausforderung
Zunehmende Umweltbelastungen als Folge der industriellen und technischen Entwick-
lung haben Natur- und Umweltschutz in den vergangenen Jahren mehr an Popularität
gewinnen lassen als andere Politikbereiche. Persönlich erfahrene Umwellschädigungen,
wie Lärmbelästigung, Luft- und Wasserverschmutzung, aber auch die Autklärungsarbeit
der Umwellschutzverbände und der Medien, insbesondere über das Waldsterben,
lührten in weiten Bevölkerungskreisen zu einem geschärften Bewußtsein fürdie Gefähr-
dung der natürlichen Lebensgrundlagen. Zugleich ist das Engagement für die Ziele des
Umweltschutzes gewachsen. Die Bundesregierung trug dieser Entwicklung bereits 1971
mit dem Umweltprogramm Rechnung, in dem sie der umweltpolitik den gleichen Rang
einräumte wie anderen großen öffentlichen Aufgaben. Die Einrichtung des Umweltbun-
desamtes und des Sachverständigenrats lür Umweltfragen haben in den siebziger
Jahren weitere Voraussetzungen für eine aktive Umweltpolitik geschatfen. Daneben
wurden eine Reihe wichtiger Rechtsvorschriften zum Schutz der Umwelt erlassen, wie
z. B. das Bundes-lmmissionsschutzgesetz, das Abwasserabgabengesetz und das Abfall-
beseitigungsgeselz. Gegenwärtig wird diskutiert, ob der Umweltschulz als Staatsziel in
das Grundgesetz aufgenommen werden soll.

Eine erfolgreiche Umweltpolitik benötigt als Basismaterial umfassende und gesicherte
Daten zur Beurteilung der Umweltverhältnisse. Die Ursachenforschung und die Daten-
sammlung nehmen bereits beträchtliche Ausmaße an, obgleich noch immer Lücken
vorhanden sind. Das Statistische Bundesamt führt seit 1975 in mehrjährigen Abständen
Statistiken über Wasserversorgung, Abwasser und Abfallbeseitigung durch. Seit 1982
gab der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschatl und Forsten jährlich eine Wald-
schadenserhebung in Auftrag. Überandere umweltrelevante Teilbereiche, wie Lärmbelä-
stigung und Luttverschmutzung, liegen im wesentlichen einige Daten aus dem naturwis-
senschaftlich-technischen Bereich vor, so elwa lreßergebnisse, Beobachtungsreihen
u. ä., sowie die Ergebnisse aus lreinungsumfragen, die das subjektive Emptinden zur
Umweltbelastung widerspieqeln.
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19.2 Ablälle
Abfälle, die sichtbaren Zeichen der ,Wegwerlgesellschatt", stellen trotz aller Bemühun-
gen und Ertolge um Wiederverwendung ein beachtliches Umweltproblem dar. Dabei
ergibt sich die Gefährdung der Umwelt und der menschlichen Gesundheit weniger aus
den gewaltigen l\rüllbe.gen als aus der Zusammensetzung der Abfälle.



ln der Bundesrepublik Deutschland sind 1984 insgesamt 256 irill Tonnen Abfälle
angefallen. Etwa 9'1 % der Abfälle entstehen im Produzierenden Gewerbe. Läßl man

Bauschutt und Bodenaushub (1'16 Mill. Tonnen), den im Bergbau entstehenden Abraum
(76 Mill. Tonnen), die Schlämme aus der Abwasserreinigung (1,5 Mill. Tonnen Trocken-
substanz)sowie die hausmüllähnlichen Abfälle der lnduskiebetriebe, wie z B. Kantin€n-

abfälle (5 Mall. Tonnen), außer acht, kommt man auf eine im ProduKionsprozeß anfal-
lende Ablallmenge von rund 34 Mill. Tonnen. Die mitAbstand größlen Abfallproduzenten
waren 1984 die Chemische lnduskie mit 7,7 l\rill. Tonnen und die Eisenschalfende
lndustrie mit 6,0 Mill. Tonnen produktionsspezifischen Abfällen.

Mit 20 Mill. Tonnen oder 7,6% der gesamten Abfallmenge von 1984 trugen die privaten

Haushalte, das Kleingewerbe und der Dienstleistungsbereich zur Abtallentstehung bei.
Pro Kopf der Bevölkerung fiel eine Müllmenge von etwa 362 Kilogramm im Jahr an.

Wegen ihr€s spezifischen Charakters werden die Abfälle der Krankenhäuser in der

Slatistik gesondert ausgewiesen. 1984 kam aus diesem Bereich eine Abfallmenge von

889OOO Tonnen. Ein Fünttel (193OOO Tonnen) entstand unmittelbar im Zusammenhang
mit der medizinischen Belreuung.

Die im B€reich der öltentlichen Hand anfallenden Abfallmengon (2.B beider Straßen-
reinigung oder in Kläranlagen) summierten sich 1984 auf 2,6 Mill. Tonnen.

Einer besonderen Überwachung unterliegen die soggnannten Sonderabfälle, die nach

Art, Beschatfenheit oder irenge in besonderem iraße gesundheits-, lutt' oder wasserge-
fährdend, explosibel bzw. brennbar sind. lhre Gesamtm€nge betrug 1984 2,4 Mill.

Tonnen.

Durch die verstärkle lnstallation von Abgasreinigungsanlagen hat sich der Anfall von
Filterstäuben und -schlämmen in den letzten Jahren erhöht. Nur ein Teil der gitligen
Rückstände kann nach einer Aufbereitung wieder verwgndet werden. lnsgesamt erreich-
ten die Abfälle aus der Abluftreinigung 1984 etwa 7,6 Mill. Tonnen. Der Klärschlamm aus

öffentlichen und industriellen Abwasserreinigungsanlagen enthielt rund 3,1 Mill Tonnen

Trockensubstanz.

Hausmüll und ähnliche Gewerbeabfälle sowie Bauschutt und Bodenaushub werden
größtenteils von den Abfallbeseitigungsanlagen der ötfentlichen Hand aulgenommen,
während die produktionsspezifischen Ablälle überwiegend von eigenen Einrichtungen
der lndustrie beseitigt werden.

Die öltentliche Hand unterhielt 1984 3118 Deponien, zu denen annähernd 77 Mill
Tonnen Abfälle abgefahren wurden. Hinzu kamen 46 Abfallverbrennungsanlagen' in

denen 7,5 Mill. Tonnen vernichtetwurden, so, ,ie 28 Kompostierungsanlagen, die 663 000

Tonnen verarbeiteten. 0.5 Mill. Tonnen wurden aul sonstigen Anlagen (2. B. chemischen
und physikalischen Behandlungsanlagen) beseitigt

Die lndustrie verfügte 1984 über rund 1300 betriebseigene Deponien und etwa 130

belriebseigene Ablallverbrennungsanlagen. lnsgesamt wurden in diesen Anlagen 105

Mill. Tonnen Ablälle beseitigt. Auch die industriellen Sonderablälle werden zum beträcht'
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lichen Teil in betriebseigenen Anlagen behandsll und deponiort. Daneben gibt es 208
gewerbliche Beseitigungsanlagen, diesich vonviegend mit Sonderabfällen belassen. Sie
haben '1984 rund 4 Mill. Tonnen aufgenommon, darunter auch weniger problematischo
Abfällo, z. B. Bauschutt. Ein Teil des Bauschutts wird nichl auf Deponien gelagert,
sondem zur Landschaftsgestaltung wiederverwendet.

Tab. I : An öffentliche Anlagen gelieferte Abfallmengen

Abfallart Einheit 1975 1980 '1984

lnsgesamt
darunler:

Hausmüll, hausmüllähnliche Gewerbeablälle,
einschließlich Sperrmüll, Straßenkehricht,
irarktabfälle

Bodenschutt, Bodenaushub
lndustrie- und Gewerbeablälle,

Krankenhausabfälle

lrill. r 58,7 82.7 86.1

Mi . t 2,0 3,6 4,5

Mi . t
Milt. t

31,0,), 31,7
44,2

29,6
46,5

19.3 Wassergewinnung und Abwasserbeseitigung
Häusliche und industrielle Abwässer belasten in hohem Maße die Flüsse und Seen des
Bundesgebieles. Aufdie Selbstreinigungskräfte der Gewässer bauend, wird immer noch
ein großerTeildes Abwassers unbehandelt abgeleitel. Gefäh rdet wkd hierdurch nicht nur
das Oberflächenwasser, sondern auch das Grundwasser, das insbesondere der Trink-
wasserversorgung dient.

Zwischen 1977 und 1983 wurden in der Bundesrepublik Deutschland der Natur iährlich
rund 40 Mrd. Kubikmeter Wasser entnommen; gleich hoch war die Abwassermenge.

Den größten Teil des Wassers brauchen die Wärmekraftwerke lür die ötfentliche
Versorgung, die es überwiegend als Kühlwass€r wieder ableiten. Am gesamten Abwas-
ser machte der Kühlwasseranteil 19A3 76% aus, produktionssp€zifische Abwässer
trugen mit 5% bei und 19% bestanden aus sonstigem Abwasser. Fasl ein Viertel der
Abwassermenge ('10lrrd. Kubikmeter) wurd€ mechanisch oder biologisch gereinigt. Von
der unbehandelt abgeleileten Menge (32 Mrd. Kubikmeter)stammlen 97% aus Kühlpro-
zessen, die - zwar nicht verschmut2t, aber erwärmt - direkt in ein Ob€rflächengewässer
oder jn den Untergrund lühren.

Das Abwasser der privalen Haushalte wurde 1983 zu 91 % durch öffentliche Anlagen
gssammell und abgeleitet. Das bedeutet, daß rund 91 % der B€völkerung an ein
mittlerw€ile ca.270000 km langes Kanalnetz angeschlossen sind. Rund 90% des in



Tab. 2: Wassergewinnung 1983

Wirtschattszweig Grund-
und

Quell-
wasser

Ober-
flächen-
wasser

UleF
filtrat

Wasser-
gewinnung

insge-
samt

Lilill. m3

Ötf entliche Wasserversorgung
Wasserversorgung im Bergbau und

Verarbeilenden Gewerbe
Wasserversorgung bei Wärmekraft-

werk€n tür die öffentliche Versorgung
Sonstige Wasserversorgungl

lnsgesamt

25 556
424

41 216

25 504
111

33 413

7
14

412

5 041

10 195

3775

2 872

45
299

6 991

1010 256

6 788 535

1 Z. B. Landwilischati (Bewässsrung)

ötfentlichen Kanalisationen gesammelten Abwassers wird in Kläranlagen biologisch
behandelt.

Etwa die Hälfte des industriellen Schmutzwassers wurde 1983 in knapp 7000 betriebs-
€igene Behandlungsanlagen eingeleitet, 20% gelangten unbehandelt in die ötfentliche
Kanalisation, rund 30% unbehandelt in die Gewässer.

Tab. 3: Abwasserbeseitigung 1983

Wirischaftszweig 0irekl
gingeleägtes

insgesamtl

Behan-

deltes Darunler
biologisch

Unbehan-

delles
Daunler

KühI.

Mil. m3

Öff entliche Abwasserbeseitigung
Abwasserbeseitigung im Bergbau

und Verarbeitenden Gewerbe
Abwasserbeseitigung bei Wärme-

kraftwerken für die ötfentliche
Versorgung

Sonstiqe Abwasserbeseitigung

lnsgesamt

8 209'!

I 139

I041

1 751

7 136

911

168

6 388 5 719

25 138
280

41 766

20
19'l

10 003

17
143

I207

25 118 2s 086
55

30 860

1 ln ein Gswässer ba. in den Untergruid.
2 Einschrießlich Bogenwasser.
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19.4 Unfälle mit wassergelährdenden Stoflen
Die Lagerung und insbesondere der Transport wassergefährdender Stoffe stellen eine
akute Gefahrenquelle dar, wie z.B. die durch Tankerunlälle verursachten Schäden
besonders drastisch gezeigt haben. ln der Bundesrepublik Deutschland wurden 1985
insgesamt 1 670 Unfälle beider Lagerung und beim Transport wassergefährdender Stotfe
regiskiert. Die ausgelaufenen Mengen wassergefährdender Stotfe betrugen 5239 Kubik-
meter, davon konnten insgesamt 2018 Kubikmeter aufgefangen werden. Bei87% det
Unfällewurden Unfallfolgen, wiez. B. Verunreinigung des Bodens, eines Gewässersoder
einer Wasserversorgung, festgestellt. Zwei Drittel aller Unfälle ereigneten sich mit
leichtem Heizöl und Dieselkrattstoff.

19.5 Luftverschmutzung
Hauptverursacher der Luftverunreinigung sind die gewerbliche Produktion, die industriel-
len Feuerungsanlagen, die privaten Heizungen und der Kraftfahrzeugverkehr. Die
Luttbelastungen konzentrieren sich demzulolge in den Ballungsgebieten. Nach dem
Bundes-lmmissionsschutzgesetz überwachen die Bundesländer in den Belastungsge-
bieten die luftverunreinigenden lmmissionen. Die Überschreitung bestimmter Werte hat
zu Beginn desJahres'1987 unterdem Einfluß ungünstigerWitterungsbedingungen - wie
auchschon in den Vorjahren - dazugeführt, daß in einzelnen Regionen mehrmalsSmog-
Alarm ausgelöst wurde.

Zu den Schadstotfen mit überregionaler Bedeutung gehören:
- Schweleldioxid
- Stickoxide
- Kohlenmonoxid
- Stäube
- organische Verbindungen,

Schweteldioxid

Schweleldioxid (SO, gelangl überwiegend aus Verbrennungsprozessen in Kraftwerken
und der lndustrie sowie dem Hausbrand in die Atmosphäre. Große Bedeutung kommt
über den eigenen Emissionsanteil hinaus dem Ferntransport von SO2 aus anderen
Länd€rn zu. Bei nahezu gleichbleibendem Energieverbrauch (vgl. Kap. 18) nahmen die
Emissionen an SO, besondersseit 1982 deutlich ab. Dies ist u. a. aufdie Begrenzung des
Schwefelgehalts in Brennstotfen zurückzuführen. lm Kraftwerkbereich hal sich bereits
derverstärkte Einsatzder Rauchgasentschwefelung im RahmenderGroßfeuerungsanla-
gen-Verordnung (13. Bundes-lmmissionsschutz-Verordnung) ausgewirkt. Hier konnten
die Emissionen 1984 um ca. 100 000 Tonnen vermindert werden. Durch die weitere
Wirkung der Großfeuerungsanlagen-Verordnung wird im Krattwerksektor bis in die
neunziger Jahre eine Abnahme der Emissionen um 75% erwartet.
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Abb. 1 : Ausgewiesene Bslastungsgebiete der Bundesrepublik
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Tab. 4: Ausgewählte Schadstoffemissionen

Gegenstand der Nachweisqng 't966 1972 197A 1984Maß-
einheit

Mi . r 3,2 3,7 3,4 2,6

v"

t/i t

Mitl. t

t\ri . t

%
%
%
v.

Mi . t

/.

v"
'/"
%

56,7
26,6
13,0

3,0

0,4
16,9
18,9
63,8

0,75

27,7
10,7
4,3

57,3

7,4

42,7
34,s
17,6

2,0

52,3
27,8
'15,8

4,1

2,6

62,9
24,0

3,6

3,0

%
v"

1"

23,5
25,6

5,9
45,0

12,9

28,6
17,7

48,0

12,2

27,4
13,7
4,8

54,1

9,4

0,2
14,1
51,3
34,4

1,8

0,7
12,3
16,2
30,5
40,3

0,3
'15,5

29,5
54,7

1,1

23,4
56,3
13,3
6,6

1,9

0,6
14,7
21,5
59,2

0,65

25,5
54,4
14,1
6,0

1,7

23,3
59,8
8,6
8,3

57,0
8,8

10,7

1,8

0,9
11 ,2
8,0

39,6
40,3

1,0
9,2
3,8

44,8
41,2

1,1
8,7

45,2
41,2

1 Einscn[aßlich lndustriok,altwofto.
2 Nur Fsusrungsanlagon.
3 Gsmsss6n an dar PmduKion ist davon auszugohen, daß der lalsächlicha Vatbßuch die hier nachgewiesonen

Mong6n oboßtsigt.

Qusll€: Umwsnbundosain, Oatsn zul lJmwelt 1986/87-

Schwefeldioxid (SO,
davon:

Krattwerke/Fernheizwerkel
lnduslrie
Haushalt€ und Kleinverbrauch
Verkehr

Stickoxid (NO, als NO,
davon:

Krattwerke/Fernheizwerke j

lndustrie
Haushalte und Kleinverbrauch
Verkehr

Kohlenmonoxid (CO)
davon:

Kraftwerke/Fernheizwerkel
lnduskie
Haushalle und Kleinverbrauch
Verkehr

Staub
davon:

Krattwerke/Fernheizwerke j

lndustrie
Haushalte und Kleinverbrauch
Verkehr

Organische Verbindungen (VOC)
davon:

Kraftwerke/Fernheizwerkel
lndustrie
Haushalte und Kleinverbrauch'?
Verkehr
Lösemittelverbrauch3
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Stickoxide

Die Stickoxide (NO, als NO, entstehen fast ausschließlich als Begleiterscheinung der
Verbrennungsvorgänge in den Kraftfahrzeugmotoren und Feuerungsanlagen der Kraft-
werke, lndustriebekiebe und Hausheizungen. Die Emissionen nahmen bis 1980 entspre-
chend der Steigerung des Energieverbrauchs deutlich zu. 1984 wurde ein Rückgang auf
das Niveau von 1978 erreicht. Während derAnteilder lnduskie zurückging, gewannen die
Emissionen des Skaßenverkehrs zunehmend an Gewicht und machen inzwischen mehr
als die Hälfte der Gesamtemissionen aus. Eine deutliche Verringerung des Stickoxidaus-
stoßes könnte durch den verstärklen Umstieg auf Katalysatorfahrzeuge erreicht werden.

Kohlenmonoxid

DerVerkehrträgtüberwiegendzurKohlenmonoxidbelastung (CO) inderBundesrepublik
bei. Die Konzentration dieses Schadstoffes ist um so stärker, je weniger vollständig der
Verbrennungsvorgang in Krattfahrzeugmotoren und Feuerungsanlagen abläuft. Die
Gesamtemissionen sind infolge der Optimierung der Verbrennungsvorgänge gegenüber
den siebziger Jahren deutlich zurückgegangen.

Stäube

Stäube entstehen hauptsächlich bei Verbrennungsprozessen (als Flugasche und Ruß)
sowie bei Produktionsvorgängen und dem Umschlag von Schüttgütern. Durch die
Verbesserung der Entstaubungstechniken und dle Umstellung auf flüssige und gasför
mige Brennstoffe konnten die Emissionen verglichen mit 1966 auffastein Drittelgesenkt
werden.

Oryanische Vebindungen

Die organischen Emissionen bestehen zu etwa 40% aus Lösemitteln und gehen im
wesentlichen aus Verbrennungs- und Produktionsprozessen hervor. Zwischen 1966 und
1984 haben sich die organischen Emissionen kaum verändert. Da hochtoxische Verbin-
dungen nur in relativ geringen Mengen auftreten, erlauben die Gesamlemissionen an
organlschen Verbindungen keine direkte Aussage hinsichtlich der Auswi*ungen auf die
Um, ,elt.

19.6 Lärm
Lärm gill in weilen Kreisen der Bevölkerung als große Belastung. Die letzte amtliche
Bekagung zu diesem Thema fand im Rahmen derWohnungsstichprobe 1978 statt, in der
auch Fragen zur Beurteilung derWohngegend im Hinblick auf Lärmbelästigungen gestellt
wurden. Danach gilt als häufigste Störquelle der Straßenverkehrslärm; an zweiter Stelle
liegt der Fluglärm. Neuere Untersuchungen - etwa des lnstiluts lür praxisorientierte
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Sozialforschung - bestäligen dieAussagen. Danach fühlte sich 1984 mehrals die Hältte
der Bundesbürger durch Skaßenverkehrslärm belästigt. Als weitere Störquellen wurden
neben Fluglärm laute Nachbarn, die lndustrie, der Schienenverkehr und nahegelegene
Sportplätze genannt.

19.7 Dünger, Pflanzenschutzmittel und Streusalz
Zur Verb€sserung der Erträge in Landwirtschatt und Gartenbau ist der Verbrauch von
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln in den vergangenen Jahren krältig angewachsen. Bei
Düngemitteln auf der Grundlage von Phosphat, Kali und Kalk war zwischen 1950 und
1980 etwa eine Verdoppelung der Einsatzmenge zu verzeichnen, Die Lieferung von
Stickstoffdünger an die Landwirtschaft elhöhte sich sogar auffast das Füntfache. Seither
stagnieren die Verbrauchszahlen.

Der Absatz von Pllanzenschutzmitteln weist gegenüber den fünfziger Jahren ebenfalls
starke Steigerungsraten auf. 1984 wurden rund 32000 Tonnen Wirkstolf tür Pllanzenbe-
handlungsmittel in der Bundesrepublik Deutschland verkauft. Allerdings war der Einsatz
,,giftigea' Pflanzenschutzmittel im Sinne der Gittverordnungen der Länder relativ gesehen
rückläufig. So fielen 1984 nv 17 o/o dq abgesetzten Pflanzenschutzmittel unter die
Giftverordnungen im Vergleich zu 26 % im Jahre 1979.

Streusalz wird auf bundesdeutschen Straßen und Autobahnen seit mehr als 20 Jahren
gegen Schnee und Glatteis eingesetzt. Witterungsbedingt ist der Verbrauch starken
Schwankungen unterworlen. lnsgesamt hat sich aber der Streusalzabsatz derdeutschen
Salzindustrie vom Durchschnitt der Jahre 1978- 1981 bis '1983 etwa halbiert. Die Abkehr
von Auftaumitteln, auch bei privaten Haushalten, ist auf die erheblichen Schäden
zurückzuführen, dae infolge des Streusalzgebrauchs vor allem an den Straßenbäumen
sichtbar wurden.

Tab. 5: Düngemittelaufwendung
je Hektar landwirtschattlich genutzter Fläche

Düngerart 1950/51 1960/61 1970171 1980/81 1985/86

kg Nährstoff

Stickslofi
Phosphat
Kali
Kalk

29,6
46,7
47,5

126,6
68,4
93,4

43,4
46,4
70,6
37,5

126,1
o I,J
77,5

112,9

67
87
49

,2
,2
,5



19.8 Auswirkungen der Umweltverschmutzung
Die Erforschung der möglichen, aber auch der bereits erkennbaren Auswirkungen der
Umweltverschmutzung steht noch in den Anfängen. Zwar sind die negativen Folgen
überdüngter Böden, verunreinigter G€wässer und luftverschmutzender Faktoren - etwa
an Gebäuden, an Pflanzen, Tieren oder auch an der menschlichen Gesundheit -
prinzipi€ll bekannt, lassen sich jedoch bislang noch nichl hinreichend quantifizieren.
Deshalb wird gegenwärtig verstärkl versucht, die zusammenhänge zwischen Ursache
und Wirkung zu analysieren und den Einfluß einzelner FaKoren zu bestimmen.

Über Waldschäden und gefährdete Tiere und Pflanzen liegen bereits eine Reihe
statistischer lntormationen vor. Dagegen sind beispielsweise zurVeränderung von Klein-
und Großklima oderzur Gefährdung der Böden und des Grundwassers aus statistischer
Sicht bislang noch kaum gesicherte Aussagen möglich. Dabel zeigt insbesondere der
Boden eine große Anlälligkeil gegenüber Umweltverschmutzungen, da er am Endejedes
Kreislaufs die Ablälle aufnimml, die nicht im l\reer versinken. Auf ihm lagert sich die
Luftverschmutzung ab, und er trägt einen groß€n Teil der Gewässerbelastungen. Nicht
zuletzt bringen Agrarproduktion und Landverbrauch Bodenprobleme mit sich.

19.9 Waldschäden
Seit End€ der siebziger Jahre werden in der Bundesrepublik Oeutschland großflächige
Waldschäden beobachlet, diesich nichl mehr ausschließlich aufnatürliche Ursachen wie
Schädlingsbefall, Trockenheit, Windwurf, Schneebruch oder Wildverbiß zurückführen
lassen. ln einem zusammenlassenden Bericht des Bundesministers für Forschung und
Technologie wird es als wissenschaftlich erhärtet angesshen, daß Luttschadstotfe und
ihre UmwandlungsproduKe ausschlaggebend für das Waldsterben sind. Während die

Tab. 6: Waldschäden

Einheit 1984 1986

lnsgesamt

Geschädigte Waldf läche
davon Schadstufe 1

(kränkelnd)
Schadstufe 2
(krank)
Schadstufe 3 + 4
(sehr krank u. abgestorben)

1 000 ha

1 000 ha

%

7 389

3 967

64,7

32,2

3,1

7 370

3 698

65,5

31,4

3,0

Ou6lls: aundesm n st8. Iür Emährung, Landwirschafl und Foßten
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Einwirkungen durch Schtvefeldioxid und Bodenversauerung schon seit g€raumer Zeit für
die Schäden verantwortlich gemacht wurden, sind in der Studie auch die Wirkungen der
Slickoxids näher analysiert wordgn. Sie schädigen Bläfler und Nadeln der Bäume direh
durch verstärkte Bildung von Ozon und sogenannten Photooxidaniien. Ferner lührt ein
übermäßiger Stickstoff-Eintrag in den Waldboden zur Überdüngung und damit zur
Schädigung. Dor quantitativs Beitrag dereinzelnen Schadstoffe ist noch ungeklärt. Viren,
Bakterien und Pilzo können bei den beroits erkranKen Bäumen eine verstärkende
Wrkung haben.

Wie die Waldschadenserhebungen zeigen, weisen seit Beginn der achtzigerJahre immer
mehr Bäume schwere Schäden auf. Ab 1984 - methodisch einheitlich erhoben - nimmt
die geschädigte Waldfläche um jährlich rund 2% zu. ln dieser Zeit stieg auch der Anteil
der Schadstulen 2 (krank) bis 4 (sehr krank, absterbend) von 34,4 o/o aut 35,3%.

Nach wie vor am stärksten geschädigt ist die Tanne. Durch die weitere Zunahme der
Schäden bei Buche und Eiche sind diese beiden Baumarten mit nunmehr rund 60%
geschädigter Fläche erstmals stärker betroffen als Fichte und Kiefer mit jeweils 54%.
Unterden Bundesländern haben Baden-Württemberg und Bayern die meisten Waldschä-
den. Geographische Schwerpunkte der Erkrankungen sind die süddeutschen Mittelge-
birge und - mit höchslem Anteil der Schadstule 2 bis 4 - die bayerischen Atpen.

6326

Das Krankheitsbild vom deutschen Wald
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Tab.7: Waldschäden nach Baumarlen 1984 bis 1986
in Prozent der Baumartenlläche

Baumart 't984 1985 1986

Fichte
Kiefer
Tanne
Buche
Eiche
Sonstige

51

59
a7
50
43
JI

52
58
87
55
55
31

54
54
83
60
61

34

Quolle: Bund€sminist$ lür Emährung, tandwirlschalt und For§sn

Tab.8: Waldschäden nach Bundesländern 1986

Bundesland
Waldfläche

1 000 ha
darunter geschädigt in %

Schadstule 1-4 Schadstule 2-4

Schleswig-Holstein
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Hessen
Rheinland-Pfalz
Baden-Württemberg
Bayern
Saarland

140
962
854
829
770

1 303
2 446

74

40
37
41
48
46
65
64
42

11

11

I
27
11

Qu6lle: Bundoshinistsr lür Emährung, Landw dschalt und Folsten.

19.10 Gefährdete Tiere und Pflanzen
futengetährdung und -vernichtung resultieren meist aus der Veränderung oder Zerstö-
rung der natürlichen Lebensräume. Besonders bedroht sind Gebiete, die aufgrund ihrer
selten anzutreffenden ökologischen Bedingungen ohnehin bereits einen geringen Baum

einnehmen (2. B. Feuchtgebiete). Während die Landwirtschaft inirüheren Jahrhundeden
wesentlich zur Pflege der hohen Artenvielfalt beigetragen hal, ist sie in den letzten 30
Jahren ein Hauptverursacher der Artenverarmung. Die Gründe liegen in der Nivellierung
nährstotfarmer, trockener oder nasser Standorte zugunsten landwirtschattlich besser
geeigneter Produktionsbedingungen, in Flurbereinigungen sowie in vermehrtem Einsatz
von Pflanzenschutzmitteln und Düngern. Zu d€n weiteren Verursachern derArtengefähr-
dung zählen u. a. der Tourismus und Landschaftseingrifle du.ch Rohstofigewinnung.
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Tab.9: Rote Liste der gelährdeten Tiere und Pflanzen 19841

Geqenstand
der Nachweisung

Artenzahlen
in der

Bundesrepublik
Deutschland

darunter
ausgestorben

oder
aktuell

gefährdet

Tiere
Säugetiere
Vögel
Kriechtiere
Lurche
Fische und Rundmäulef
Schnecken
Großschmetterlinge
Libellen

Pflanzen
Farn- und Blütenpllanzen
Moose
Flechten
Röhren- und Blätterpilze,

Sprödblättler und Bauchpilze

2 476
ca. 1 000
ca. 1 850

697
99

380

94
305

12
19
70

270
1 300

80

713

44
98
I

11

49
58

494
43

1 Auszug aus "Bote Lisie d6r gelährd€l€n Tier€ und Ptan2en n der Bundesrcpublk Deutschand", 1984
(Hß9. v. J. Blab u.a.).

2 Die etwa 90 einheimischen märinen Fischarlen sind hier nchl beückslchligt.

19.1 1 Gesundheitsbeeinträchtigung der Bevölkerung
Neben Lutt- und Wasserverschmutzung, Lärm und Radioaktivität sind Umweltchemika-
lien und Schadstoffrückstände in Nahrungsmitteln eine potentielle Gefahrfür die mensch-
liche Gesundheit. Dies gill vor allem für die Schwermetalle Blei, Cadmium und Queck-
silber, die sich in Pilzen und Wassertieren und beim Menschen in Leber und Nieren
anreichern können. Vielfältige Schäden bei Menschen, Tieren, Pflanzen und Mikroorga-
nismen können fernerdurch chlorierte Kohlenwasserstotfe - z. B. in Pestiziden. Lösemit-
teln oder Ausgangsprodukten für Kunststoffe - hervorgerufen werden.

Die Forschungen über den Zusammenhang zwischen Schadstoffen in der Luft und
Atemwegserkrankungen sind noch nicht abgeschlossen. Kaum mehr bestreitbar istaber,
daßdie Lutwerunreinigung solche Krankheiten begünstigt. Besonderer Beachtung bedarf
hier auch die Belastung von lnnenräumen mit Schadstotlen.

Zu den nachweisbaren umweltbedingten Erkrankungen gehörl u.a. die Lärmschwer-
hörigkeit. Sie nimmt auch unter den Berulskrankheiten eine führende Position ein (vgl.
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8.1.2). Einzelne Berufsgruppen sind in ihrer Arbeitsumgebung häufig wesentlich höheren
Schadstofikonzentralionen ausgesetzl als die übrige Bevölkerung. Beispielsweise leiden
viele Bergbauarbeiter unter Erkrankungen durch Stäube (Silikose), die in manchen Fällen
sogar einen tödlichen Ausgang nehmen.

1 9.1 2 lnternationales Umweltrecht
Die Bedrohung der natürlichen Lebensgrundlagen durch Umweltverschmutzung macht
vor Ländergrenzen nicht halt, sondern ist ein internationales Problem. Deshalb bleibt
auch der Erfolg räumlich begrenzter Umweltschutzmaßnahmen beschränK. Die Europäi-
schen Gemeinschaften trugen diesem Tatbestand Rechnung, indem sie auf der Grund-
lage ihres Umweltaktionsprogramms von 1973 eine Vielzahl bedeutsamer Umwelt-
schutzrichllinien erließen. Alle lritgliedstaaten sind verpllichtet, diese Richtlinien, die
lrindestanforderungen festlegen, in nationales Recht umzuselzen. Die im Juni 1985
gekolfene Entscheidung über die sukzessive Einführung des schadstotfarmen Autos
zeigt allerdings die Schwierigkeiten, zu einer für alle Länder behiedigenden Lösung zu
kommen, Nebendie Regelungen auf EG-Ebenelreten eine Reihe weiterer internationaler
Abkommen, die sich vornehmlich auf Fragen des Gewässerschutzes, der Luftreinhaltung
und der Abfallwirtschaft beziehen.

1 9. 1 3 Umweltschutzeinrichtungen
Ein erster Ansatzpunkt für die statistische Erfassung von Umweltschutzmaßnahmen ist
der Nachweis monetärer Größen, wie z. B. der Ausgaben für Umweltschutz und des
Wertes von Umweltschutzeinrichtungen - gemessen am Bruttoanlagevermögen für di€
Beseitigung, Verringerung oder Vermeidung von Umweltbelastungen in den Bereichen
Ablallbeseitigung, Gewässerschutz, Lärmbekämpfung und Luttreinhaltung. Das Brutto-
anlagevermögen für Umweltschutz stieg, in Preisen von 1980gerechnet, im Produzieren-
den Gewerbe von 29 Mrd. DM Anfang 1975 auf knapp 45 irrd. Di, Anfang 1985, beim
Staal im gleichen Zeitraum von 101 lrrd. DM auf '159 Mrd. DM. Hinsichtlich ihres Zwecks
unterschigden sich die Umweltschutzeinrichtungen von Staat und Produzierendem
Gewerbe beträchtlich. Während das Anlagevermögen lür Umweltschutz im Produzieren-
den Gewerbe 1985 zu 47% im Bereich der Luflreinhaltung, zu 37% für den Ger 'ässer'
schutz und ieweils zu 8% für Abfallbeseitigung und Lärmbekämpfung eingesetzt wurde,
dominierte beim Staat deullich der Gewässerschutz mit 95% des Anlagenbestandes.
Dies ist auf die große Zahl an Kanalisations- und Kläranlagen zurückzulühren Rund 4 %
der Einrichtungen des Staates dienen der Ablallbeseitigung
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19.14 Ausgaben für Umweltschutz
Die lolgenden Daten über Ausgaben für Umweltschutz beschränken sich ebenso wie die
Angaben über Umweltschutzeinrichtungen auf die Bereich€ Abfallbeseitigung, Gewäs'
serschutz, Lärmbekämpfung und Lultreinhaltung und umlassen lediglich das Produzie-



rende Gewerbe und den Staat, die aber nach Schätzungen lür'1980 zusammen mehrals
90% aller Umweltschutzausgaben tätigten.

Die Ausgaben für Umweltschutz des Produzierenden Gewerbes und des Staates
betrugen im Jahr 1984 rund 22,7 Mrd. DM. lm Vergleich zu 1975 (13,4 irrd. DM) sind sie
um fast 70% gestiegen. Dieser Anstieg ist allerdings wesentlich auf Preissteigerungen
zurückzuführen. Real, d. h. nach Ausschaltung von Preiseinflüssen, betrug die Zunahme
der Ausgaben von 1975 bis 1984 insgesamt lediglich 14%.

Von den Ausgaben lür Umweltschutz entfielen '1984 10,9 Mrd. Dl, (48%) auf das
Produzierende Gewerbe sowie 1 1,8 Mrd. DM (52 %) auf den StaatsseKor. Während der
Staat rund die Hälfte derAusgaben für lnvestitionen verwendete, hanen im Produzieren-
den Gewerbe die laufenden Ausgaben zum Betrieb der Einrichtungen lür Umwoltschutz-
zwecke mit etwa zwei Dritteln ein deutlich stärkeres Gewicht als die lnvestitionen.

Gemessen am gesamten lnveslitionsvolumen des Produzierenden Gewerbes, beliefen
sich die Umweltschulzinvestilionen '1984 mit 3,5 Mrd. DM auf gut 4%. Der Anteil der
Unternehmen, die in Umweltschutzmaßnahmen investierten, verminderte sich von
13,8% (1975) auf 6,8% (1984).

Abb.2: lnvestitionen für Umweltschutz im Produzierenden Gewerbe 1984

Abfallbeseitigung 7,8%

Lärmbekämpfung 6,4% 

-

-Luftrein'
halrung 55,9 %

Gewesserschutz 29,9 %

Von den Wirtschaftszweigen des Verarbeitenden Gewerbes gibtdie Chemische lndustrie
die höchslen Summen für Umweltschulzinvestitionen aus. Der 1984 erreichte Betrag von
603 Mill. DM entsprach etwa einem Sechstel aller lnveslitionen dieser Art und wurde nur
von der Energiewirtschaft mit 1,3 Mrd. DM ü bertrotfen. Über die Hältte der Umweltschutz-
investitionen im Produzierenden Gewerbe entfiel 1984 auf Maßnahmen zur Luftr€inhal-
tung, rund 30% auf den Gewässerschuu und der Rest auf Abfallbeseitigung und
Lärmbekämpfung.

3,5
Mrd. Dlvl
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19.15 Schadstoffarme Personenkraftwagen
und bleifreier Kraftstoff

Durch linanzielle Anreize hinsichtlich der Krattfahrzeugsteuer ist versucht worden, beim
Neukauf eines Personenkraftwagens die Wahl zugunsten eines schadstotfarmen Fahr-
zeugs zu beeinflussen. 1986 wurden rund 41 % aller neu zugelassenen Personenkraft-
wagen als schadstotfreduziert entsprechend der strengen US-Norm oder der Europa-
Norm eingestuft. Die Fahrzeuge, die die Europa-Norm einhielten, waren überwiegend
Dieselfahrzeuge. Weitere rund 15% der neu zugelassenen Personenkraftwagen erfüllten
die weniger strengen Anforderungen der Anlage XXlVzu § 47 der Straßenverkehrszulas-
sungsordnung (frühere Bezeichnung:,,bedingt schadstotfarm").

Bezogen auf den Bestand an Personenkraftwagen zu Beginn des Jahres 1987 waren
insgesamt 15,5% schadstoffreduziert. 2,8% hielten die US-Norm ein, weitere 4,2% die
Europa-Norm und 8,5 % die wenig€r restriktiven Anforderungen der Anlage XXIV.

Tab. 10: Neuzulassungen und Bestand schadstoffreduzierter
Personenkraftwagen
in Tausend

Jahr

Darunter schadslotlreduziert
gemäß §47 Straßenverkehrs-
zulassungsordnung, Anlage

Ankiebsart

Personen-
kraltwagen
insgesamt

xx l

US-Norm
XXV

Europa-Norm
xxtv

Stule A, B, C
zusammen

1985 2 379

2 829

119

665

19

414

2 053
776

397
16

Neuzulassungen

131

503

292
211

Bestand am Jahresanfang

760

1986
darunter:
mit Ottomotor

Dieselmotor

27 224 1 't31 2 320
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23 978
347

216
915

835
1481

146
519

1987
darunter:
mit Ottomotor

Dieselmotor



Für die Einhaltung der uS-Norm ist nach derzeitigem Stand der Technik bei Personen-
kraftwagen mit Ottomotor ein geregelter Dreiwegekatalysator erforderlich. Die Entschei-
dung für den Kauf eines solchen Fahrzeugs dürfte nicht zuletzt auch vom Angebol an
bleiheiem Benzin abhängen. Ende 1986 boten rund 64% aller bundesdeutschen
Tankstellen unverbleites Normalbenzin und 47% unverbleites Superbenzin an Rund
11 % der von der Mineralölindustrie an die Tankstellen geliefeden Vergaserkrattstotf-
menge waren '1986 unverbleit.

Tab. 11: Versorgung mit unverbleitem Vergaserkraftstoff
am 31 . Dezember 1986

Es boten an

Arl der Tankstelle lnsgesamt
unverbleites

Normalbenzin
unverbleites
Superbenzin

Skaßentankstellen
Autobahntankstellen

lnsgesamt

12 763
214

12977

I 400
197

19.16 Natur- und Landschaftsschutz
FürZwecke des Naturschutzes wurden im Bundesgebiet etwa 2400 Naturschutzgebiete
rechtsverbindlich festgesetzl, die der Erhaltung seltener wildlebender Tierarten und
wildwachsender Pflanzenarten dienen sollen. Die Naturschutzgebietsfläche (ohne Was-
serflächenanteile in der Nord- und Ostsee sowie der Niederelbe) bekug 1986 in der
Bundesrepublik Deutschland rund 2800 Ouadratkilometer. Mit ähnlicher Zielsetzung
wurden Nationalparke geschatfen, bei denen es sich um großräumige Gebiete von
besonderer Eigenart handelt, z. B. Teile des Wattenmeeres. Die Fläche der vier beste'
henden Nationalparke (Bayerischer Wald, Berchtesgaden, Niedersächsisches Watten-
mser und Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer) belief sich 1986 aul rund 5600
Ouadratkilometer.

Ein wirksamer Pflanzen- und Tierschutz setzt voraus, daßdie Nutzung der Schuizgebiete
durch den Menschen ausgeschlossen oder zumindest eingeschränkl wird. ln den
Nationalparken gibt es deshalb zonen, in denen keine menschliche Einflußnahme
gestattet ist. lm Nationalpark Bayerischer Wald z. B. keffen diesestrengen Schutzbestim-
mungen aul etwa die Hällte seiner Fläche zu.

Zur Raumordnung und Landschattspflege sind in landschaftlich reizvollen Gebieten der
Bundesrepublik Deutschland über 50 Naturparke auf etwa einem Fünftel der gesamten

Landfläche eingerichlet worden. Sie dienen vorrangig der Erholung der BevÖlkerung
benachbarter Großstädte und dem Fremdenverkehr.

JCt

20 150
269

20 419



Tab. 12: Naturparke, Naturschutzgebiete und Nationalparke
in der Bundesrepublik Deutschland
Sland: 1. Januar

Art dss Gebietes Anteil an der
Landfläche

1980 1986

Anzahl Fläche
km'?

1980 1986 1980 1986

Naturparke
Naturschutzgebiete
Nationalparke

62
1 386

2

63
2 3801

4

51 438
2 0572

340

54114
2 7972
5 588

20,7
0,8
0,'l

21,4
1,1
2,t

1 Ohne in€osamt 26 Narurschutzgebi€te, dis T€ib der Naiionatparke Schte§wiO-Hotslgini&hes Watrsnme€r bzw
Ni€deßächsisch6s W6tl6nmoer sind.

2 Ohne Wa§s€rlläch6nantoils in der Nord- und Ostsee sow e d6r Ni€dorctbe.
3 Aul Lardrläche und Hohsitsgowässer d6l Bundesrcpublik Osutschland bezogen.

Qualle: BundBslolschungsanslall für NatußchuE und Landschairsökologi€.
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Ausgehend von dem in der Präambeldes Grundgesetzes ausgesprochenen Auttrag, ,,als
gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europadem Frieden der Weltzu dienen", ist
die Bundesrepublik Deutschland in einer Vielzahl internationaler Organisationen ver
treten.

Von besonderer Bedeutung für ihre Außenpolitik ist die Einordnuno in das Lager der
westlichen Demokratien, vor allem aber ihre Mitgliedschaft in der Europäischen Gemein-
schaft und im Atlantischen Bündnis (NATO). Seit '1973 ist sie offiziell lritglied der
Vereinten Nationen, in deren zahkeichen Unterorganisationen sie bereits vor ihrem
Beitritt milgearbeitet hat,

Die Bundesrepublik Dsulschland unterhält zu fast allen Staaten der Welt diplomatische
Beziehungen. lm September 1987 war sie in 161 Ländern vertreten.

Vor diesem Hintergrund wurden zu einigen wichtigen Themenbereichen (Bevölkerung,
Bildung, Erwerbstätigkeit, Gesundheit, Wirtschaft) internationale Vergleichszahlen
zusammengestellt. Sie stammen aus einer Vielzahl internationaler Quellen, die vom
Statistischen Bundesamt ausgewertet werden.

Dies€ Zahlen können nurGrößenordnungen vermitteln, da Unterschiede derstatistischen
Begritfe, der Erhebungsverfahren und der Bearbeitungsmethoden die Vergleichbarkeit
derAngaben von Land zu Land erheblich beeinträchtigen. Auch hinsichtlich der Aktualität
der Ergebnisse müssen Einschränkung€n in Kauf genommen werden.

20 lnternationale Übersichten



20.1 Bevölkerung 19851

Übsßchuß

b€n€n ( )

Europa'
Bund€srepublik Doutschland
Deutsche Domokalische

R€publik und Be in (Ost)
86lgien
Buloerien
oariemaaC
Finnland
Frankeich
Griechonland
Großbrilannign und Nordirland
lrland
lsland
Italien
Jugoslawien
Luxsmburg
Niededande
Norwegen
Ostorreich
Polen
Portugal
Rumänien
Schweden
Schweiz
Sowjetunion
Spanien
Tschgchoslowakei
Türk6i
Ungarn

Agypten
Algerien

Brasilion
Kanada
Mexiko
vereinigte Staaten

China, Volksr€publik
Jäpan
Austalien und Ozeanien
Australien

Erde

0 532 700 000249 61 048 245

je 1 000 Einwohnor

9,6 11,5 - 1,9

108 16 64431 9 903111 195743 5 114337 4 910547 55 282132 1935244 5612570 3 537103 241301 57128256 231253 36641 14 563324 415384 7 565313 37 20392 10 229238 23 017450 8 36941 6 374
224021 278 618505 38 688124 15 496

7a15 49 27293 10 649
30 330 572 000

1 001 48 5032382 2-1718
42 082 680 000
I 512 135 564I976 25 5911973 78 524I373 239 283

44 383 2 866 000
1561 1 032 705
372 121790

8 510 25 000
7 647 15752

135 837 4 917 000

19,3

15,7

+ t3,0
+ 7,9
+27,1
+ 7,0

154
324

81
119

15
101
75

230
50
2

190
90

141
357

13
90

119
111
97
19

155
12
77

121
63

114
19
48

9
l6
16

3
40
26

65
108

3
2

36

13,7
11,5
13,2
10,6
12,8
14,1
11,7
13,3
17,5
15,9
10,1

11,1
12,3
12,4
't 1,5
18,2
12,3
15,8
11,8
11,5
19,6
12,5
14,5
32,5
12,2

13,5
11,2
12,0
11,4
9,8

10,1

11,8
9,0
7,1
9,5
9,1

10,8
8,5

't0,6
11,8
10,3
9,6

10,3
11,3
9,1

10,8
7,7

11,8
9,0

13,9

38
40

4
I

9,
8,

4

+ 0,2
+ 0.3
+ 1,2
- 0,8
+ 3,0
+ 4,0
+ 2,4
+ 1,5
+ 8,5
+ 8,8
+ 0,6
+ 6,8
+ 0,3
+ 3,8
+ 1,8

0,3
+ 7,9
+ 2,7
+ 5,5
+ 0,5
+ 2,4
+ 8,8
+ 4,8
+ 2,7
+23,5

1,7

+29,0
+31,2

6,3
7,0
5,6
8,7

19,0
11,9

6,7
6,3

+12,3
+ 5,6

15,7 7,5 + 8,2

1 Wsnn Daron lür 19a5 noch nicht vorag6n, Erg€bnisse lür dsn zulolzl verfügbaren ZeitpunK bzw. Zeitraum.
2 Einschl. d6s eumpÄischsn Teils d6l Sowjelunion und dsrTürkei, ohne Gönland.
3 Ohn€ Fader und Grdnland.
4 Oarunrer in Eurcpar5571 OOO km2. - 5 Darunier in Eumpa:23623 km2.
6 Einschl. kian Jaya (weslirian) und Gaza-Strcil€n §owie des asialischen Teils der Sowjstunion und der Türk€i

Bevölkerung

Geslor-

1 oOO km2 1000

354



JahrLand Schüler und Studenten
nach Bildunqsbereichen

1000

1983 2 366 5 964

Primar-

1983
1982
1983
1983
1981
1982
1983
1983
1983
1982
1983
1983
1982
1983
1983
1983
1983
1982
1983
r983
1983

1 974
432
369

4 260
s01

4 474

1983
1983
1983
1982

1982
1983
1983
1983

1983 1 620

Sekundar
bereich

456
496
434

5 226
759

5 296
5 330
2 370
't 467

342
683

1 521
45-l

1 272
604
443

19743
4 169

373
2 541

410

3 482

6 064
14122

34 032
7 446

10 245
2515

Tertiär

1 472

403
111
120

1 179
121
875

1 -120

375
379

89
154
476

81
174
223

96
5 301

731
182
335
100

1 436
1 041
1 072

12 426

Eurcpa
Bundesrepublik Deutschland
oeutsche Demokratische

nepublik und Berlin (Ost)
Dänemalk
Finnland
Frankreich
Griechenland
Großbritannien und Nordirland
Itali6n
Jugoslawien
Nioderlande
ryorwegen
Osterreich
Polen
Porlugal
FIumänien
Schweden
Schweiz
SowietLr nion
Spanien
Tschechoslowakei
Türkei
Ungarn

Afrika
Agypten
Algerien
Kenia

Brasilien
Kanada
Mexiko
V6reinigte Staaten

lndien
lndonesien
Japan
Pakislan

Austalien und Ozeanien
Auslralien

4 068
1 460
1 140

373
354

4 535
1 222
3 067

648

22 976

1 992
6 497
1 270

1983
1983
1983

5 350

4 324

3 202
-t 473

517

24 305
2 252

't 5 376
2t 411

590
96
22

77 039
29 109
11 665
6 412

5 346
616

2410
157

1 200 349

O6m Primäöerelch sind d 6 S.hul€n 2ugeordnel. die - nomaleNeise beginn€nd mitdem s€chslen Lebensjahr -
im Rahm€n dsrallg€meinen Schulpflichl eine Grundausbildung von mindsslonsvier, im Ourchschn tt abor von elwa
sechs Jahron Oauor vermineh. D6l Seklndarbsreich Lrmla 8l in d€r B€gel zwei Bildungsabschn tle (Sekundat
b€reich I und rl). Der längere Abschnilt (Sekunda6srcich l) endet in den meislen Ländem mit der Edüllung der
allgsmoinon Schulpllicht. Oel sich anschlisosnd€ kürzerc Abschnitl (Sekundaöercich ll) vemäeltein6n weiterlÜh-
renden Abschlu ß. Der Torl ä/berelch umla0l die Ausbildungsgänge nach Edüllung dff allgsmsinen Schulpllicht
zeit, di6 sn d6n jew6ls bla€n Abschluß einer Ausbildlng im Sekundarboich ll anschließ€n.

20.2 Bildungl



20.3 Erwerbstätigkeit 1 9851

Land EMerbstätige in (im)

4,7 39,9

Land- und
Forslwirt-

schatt,
Fischerei

Produ-
zier€ndon
Gewerbe

sonstigen

schatts-
bereichen

Eutupa
Bundesrepublik Deutschland
Deulsche Domok6tische

Republik und Berlin (Ost)
8619ien
Bulgaden
Dän€malk
Finnland
Frankreich
Griechenland
Großbrilanni€n und Nordirland
l and
lsland
Italion
Juqoslawien
Luxemburg
Niede ande
Norwggon
Ostoreich
Pol6n
Portugal
Rumänien
Schwod€n
Schweiz
Sowietunion
Spanien
Tschechoslowakei
Türkei
Ungarn

Kanada
Ver€inigt€ Staalen

China, Volksrepublik
lndien
lsrael
Japan
Korea, Republik
Pakistan
Singapur
Australien und Ozoanien
Australi€n
N6us66land

10,8

17.O
6,4

11,2
7,4

27,5
2,5

15,8
12,1
9,8

30,6
4,2
4,8
7,'l
8,8

23,4

47,7
29,2
44,9
27,7
32,O
31,2
26,0
32,0
24,4
35,3
29,5
33,0
33,3
27,6
27,5
38,6

48

54
43
52
54u
43
42
49

43
41
45
44
42
50
44
52
46

50
50

50
43
46

54
4g

55,3

41,5
67,9
38,1
65,9
56,8
61,4
46,5
65,5
55,8
52,6
60,7
36,4
62,5
67,6
65,4
52,,6

43,3

4,7
6,6

20,o
16,4
13,1
59,0
22,7

29,0
37,7
39,0
31,0
48,8

66,3
55,7
41,0
52,6
38,1

5.2
3,1 28,2

38,6 38,7
41,0

68
68

57

30,
65,

68,4
62,6

.0
,2

I
8

51
37
34
49
38
30
47

17,2
12,6
24,5
34,0
29,6
18,4
33,6

14,4
24,8

5,5
8,5

50,7
0,6

66 0
5
5
9
8

47
44

6 26,6
32,1

67,4
56,7

Anleil
dor Er-

werbsper-
sonen atl
der Be-

völkerung
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% d€r Erw€rbsläligen

1 Wsnn Dälsn lü 1985 noch nichl vonagsn, EEobnisso Iür don zul6t vodügbalon ZeilpunK bzw. Z€ilraum



Europa
Bundssrepubhk Deulschland
oeutsche Demokratische

Republik und Berlin (Ost)
Belgion
Dänemark
Finnland
Frankreich
Griechenland
Großbitannien und Nordhland
hland
Italien
Jugoslawion
Luxemburg
Niedsrlande
Norwegen
Osterroich
Pol6n
Portugal
Rumänien
Schwedon
Schweiz
Sowjelunion
Spanien
Tü*ei
Tschochoslowakei
Ungarn

Agypten
Algerien

Gesundheilswosen

105
94
82

155
121
62
87
97
97
60

119
125
150
112
76

87
148
114
123
55
21

125
92

8
116

64

1985'z

111 8,9

im 1. Lebens-
jähr Gestor'
bene (ohn€

Totgeborene)
je 1 000
Lebend-

geboreno

7A
82

20
25

421

494
385
442
503
581
3S3
692
774
346
673

541
493
441
573
546
652
454
409
274
390
632
354
390

815
2780

548
722
549

1910
2 545

761

9,6
9,4
7,7
6,5
8,1

14,0
9,4

10,1
10,9
24,8
9,0

8,4
11,2
18,5
't 6,7
23,4

6,8
7,1

10,5

15,3
20.4

3
3

Ane k
Chile
Kanada
Kuba
Veroinigte Staaten
Asien
China, Volksrepublik
lndign
Japan
Australien und Ozeanien
Austlali€n

34
78
41
59

19,6
8,1

16,5
10,5

20

559

Kranken-
hausbetten
je 10000
Einwohner

Einwohner
je Arzt

Anzahl

19811

l AKuellere Ergebnisse lisg€n zurZeit nicht vor; zum Tsilauch Ergobnisss vor l9Sl.
2 Wsnn Oaloi Iür 1985 noch nicht vollag€n, E.gebnisse rür den zuletzt v€dügbarcn Zoilraum'

6,0
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20.4 Gesundheitswesen

Land

1981i



20.5 Bruttoinlandsprodukl 1 985

Bruttoinlandsprodukt zu lvlarklpreisen

in % dos Brutloinlandsprodukls

+ 1,7
+ 0,3
+ 0,9
+ 0,2
-11,8+ 1,2
+ 2,3
+ 0,7

1,9
- 1,1
+ 5,5
+ 4,9
+ 7,9
+ o,2
+ o,7
- 2,1
+ 2,4
+ 0,5
+ 2,3
+ 5,2

2,7
+ 2,5

Europa
Bundesrepublik Deutschland
Deulsche Demokatische

Bepublik und Berlin (Ost)]
Belgien
Dänemark
Finnland
Frankreich
Griechenland
Großbritannien und Nordkland
lrland
lsland
Italien
Jugoslawien
Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Oslereich
Pol€n
Porlugal
Schweden
Schweiz
Spani€n
Tschechoslowakei2
Türkei
Ungam'?

Kanada
Vereinigte Staaten

Japan
Austalien und Ozednien
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20.6 Außenhandel 1985
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20.7 Wirtschaftsdaten 1 9851
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A. Einleitung

Das Wissen über die Lebensbedingungen in Deutschland verdanken wir ganz überwie-
gend der amtlichen Statistik. ln der Bundesrepublik sind es Volkszählungen, Lrikrozen-
sen, Wirtschaftsrechnungen und viele Spezialerhebungen, in denen sozio-demographi-
sche und sozio-ökonomische Daten erhoben werden, die eine .epräsentative Bestands-
aufnahme gesellschaftlicher Problemlagen und Entwicklungen ermöglichen. Sozialwis-
senschaftler haben dieses Datenmaterial oft für Sekundäranalysen herangezogen. Die
Erhebungen der amtlichen Statislik beschränken sich aber fast ausschließlich auf direkt
beobachtbare und meßbare (in unserer Terminologie ,,objektive") Tatbestände. ,,Subjek-
tive" Tatbestände, also Meinungen, Bewertungen und Wertvorstellungen, blieben außer-
halb des Erhebungsprogramms amtlicher Umlragen. Datür mag es stichhaltige Gründe
geben, aber nicht zu übersehen ist das lnformationsdefizit, das dadurch entsteht.

ln zwei Diskussionszusammenhängen wird der Erhebung subiektiver lndikatoren ein
hoher Slellenwerl beigemessen. Erstens sollle man sich im demokratisch verfaßten
Wohllahrtsstaat nicht darauf beschränken, die Lebensbedingungen gesellschattspoli-
tisch zu gestalten, sondern dabei auch beachten, wie sie von der Bevölkerung bewertet
werden. Ob die Bürger mit ihren Lebensbedingungen zulrieden oder unzufrieden sind,
sollte unmillelbar und repräsentativ erhoben werden und nicht irgendwelchen Experten-
urteilen überlassen bleiben. Die repräsentative Umlrage hal dabei vor allem den Vorzug,
daß alle Bevölkerungsgruppen von einer bestimmten Größe an vertreten sind und jeder
ausgewählte Bürger mit einer Stimme zu Wort kommt.

Das zweile Argument schließl an die Diskussion um die Messung von Lebensqualität und
Wohlfahrt an. Hier hat sich die Einsicht durchgesetzl, daß sich eine Beurteilung der
Lebensqualität einer Bevölkerung nichl auldie objektiven Lebensbedingungen beschrän-
ken darf, sondern gleichzeitig das subjektive Wohlbefinden zu betrachten ist. Was soll
eine Verbesserung objektiver Lebensbedingungen nülzen, wenn sich das subjektive
Wohlbefinden der Bevölkerung verschlechtert? Selbstverständlich kann auch das subjek-
live Wohlbefinden kein alleiniges Beurteilungskrilerium für die Wohlfahrt einer modernen
Gesellschaft sein. Obiektive Lebensbedingungen und subiektives Wohlbefinden im
Zusammenhang, die verschiedenen Konstellationen, die sich dabei ergeben können,
sind das Untersuchungsthema der modernen Wohlfahrtsforschung.
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Amtliche und nichtamtliche Statistikproduzenten legen an vielen Stellen sich ergänzende
lnformationen vor, die lür eine gesellschattliche Berichterstattung herangezogen werden
können. Die Zusammenarbeit von amtlicher Slatistik und universitären Sozialwissen-
schaftlern hat zunächslim Datenepod 1985ihren Niederschlag gefunden;der sozialwis-
senschaftliche Teildieses inlerpretierenden Datenhandbuchs konzenkierte sich auf den
Zusammenhang von ,,objektiven Lebensbedingungen und subiektivem Wohlbefinden".
Subjektive Wahrnehmungen und Bewertungen sind Teil jener lnformationslücke der
amtlichen Statistik, auf die sich Daten aus den Wohlfahrlssurveys 1978, 1980 und 1984
vorrangig bezogen haben.

Subjektive Daten, die Meinungen, Einschätzungen, Beurteilungen von lndividuen wieder'
geben, stellen auch einen Schwerpunkt im Datenrcpott 1987,Teilll, dar. Die Leitbegrilte
,,Lebenslagen" und ,,gesellschaftliche Probleme" beinhalten sowohl obiektive Aspekte
der Lebensverhältnisse als auch subjektive Situationseinschätzungen. Unter ,,Lebens-
lage" wird der Spielraum verstanden, den der einzelne lür die Befriedigung seiner
materiellen und immateriellen Bedürfnisse auf Dauer zur Verfügung hat. Lebenslagen
werden vor allem in Hinblick auf ihre Beeinflussung durch die Sozial- und Gesellschatts'
politik betrachtet.

Neben dem Konzept der ,,Lebenslagen" sind ,,gesellschattliche Probleme" ein weiterer
Leitbegritf lür die in diesem Teil enthaltenen Beikäge. Sie werden ott definiert als eine
Diskrepanz zwischen realen Lebensverhältnissen und gesellschafllichen Standards,
Ansprüchen oder Erwartungen. Sie können mehr oder weniger intensiv wahrgenommen
und thematisied werden. Schlechte Lebenslagen stellen in diesem Sinn auch ein
gesellschattliches Problsm dar und zeigen die Üb€rschneidung beider Konzepte an.

Einer der neuen Datensälze bringl nichl nur neue Themen in den Datenrepoi 1987,
sondern auch eine methodische Neuerung: Es handelt sich um Paneldaten, d.h. um
lnlormationen, die 1984 und 1985 bei denselben lndividuen erhoben wurden. Auf diese
Weise lassen sich Veränderungen auf der individuellen Ebene feststellen, die beim
Vergleich von unverbundenen punktuellen Umlragen nicht zu ermitteln sind.

Die Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschatten (ALLBUS) und das
Sozio-ökonomische Panel sind neben den Wohlfahrtssurveys wichtige Umfragen der
empirischen Sozialforschung zur Dauerbeobachtung des sozialen Wandels. Während
der ALLBUS inzwischen schon zum vierten Maldurchgeführt wurde und insgesamtzu der
wohlam meisten benutzten Datenquelle der empirischen Sozialforschung geworden ist,
stellt das Sozio-ökonomische Panel lür die Wissenschaft in der Bundesrepublik ein
entscheidendes Novum dar. Kurzbeschreibungen der beiden Umkagen, die hier heran-
gezogen werden, lauten folgendermaßen:

OeTALLBUS ist ein Forschungsprogramm zur Erhebung und Verbreitung repräsentativer
Primärdaten für die Sozialwissenschaften. Kernstück sind alle zwei Jahre wiederholte
Bevölkerungsumlragen mit einem teils konstanten, teilsvariablen Fragenprogramm, das
zentrale Bereiche der empirischen Sozialforschung abdeckt.
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Mit dem ALLBUS werden vornehmlich drei Zielsetzungen verfolgt:

das für die Sozialwissenschatten wichtige Ziel der Datenbereitstellung für Forscher und
Studenten, die keinen unmittelbaren Zugang zu Primärdaten haben;

- das wissenschaftliche Ziel der Untersuchung des langfristigen Wandels;

- das politikrelevante Ziel der deskriptiven Sozialberichterstattung.

Das Forschungsprogramm wurde Mitle der siebziger Jahre als gemeinsames Vorhaben
vom Zenlrum für Umfragen, Methoden und Analysen (ZUMA), Mannheim, und vom
Zentralarchiv für empirische Sozialforschung, Köln, konzipiert. Die bisher durchgeführten
vier Umlragen in den Jahren 1980, 1982, 1984 und 1986 wurden von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) gefördert. Verantwortliche Ankagsteller für die Serie der
ALLBUS-Umfragen waren die Professoren R. M. Lepsius, K. U. Mayer, W. irüller, F. U.
Pappi, E. K. Scheuch und R. Ziegler.

Die Grundgesamtheit der ALLBUS-Umiragen besteht aus allen wahlberechtigten Perso-
nen in der Bundesrepublik Deutschland und West-Berlin. Aus dieser Grundgesamtheit
werden auf der Grundlage derjeweils neuesten ADM-Stichprobe (Arbeitskreis deutscher
Marktforschungsinstitute) repräsentative Zufallsstichproben gezogen. Der Stichproben-
ansatz ist ieweils so gestaltet, daß die Zahl der vollständigen lnteNiews bei jeder
ALLBUS-Umfrage ca. 3000 beträgt.

Mit dem ALLBUS-Fragenprogramm werden zentrale inhaltliche Bereiche der empiri-
schen Sozialforschung abgedeckl. Kernstück ist eine ausführliche Standarddemogra-
phie. Neben Einzelkagen zu verschiedenen Bereichen gab es bisherlolgende inhaltliche
Schwerpunkte:

- 1980 Politik, Freundschattsbeziehungen
- 1982 Religion und Weltanschauung
- 1984 Soziale Ungleichheit und Wohlfahrtsstaat
- 1986 Bildung und Kulturfertigkeiten, Soziale Netzwerke

und Unterstützungsbeziehungen.

lm vorliegenden Datenrcpod 1987 sind die Kapitel 11, 14, 15,16, 17,20 und 21 mit
ALLBUS-Daten erstellt worden.

Das Sozio-ökonomische Panel ist eine bevölkerungsrepräsentative Längsschninunter-
suchung, die 1984fürdie Bundesrepublik Deutschland und West-Berlin begonnen wurde.
Diese Studie ist eine Wiederholungsbeiragung, d. h. die 1984 erstmals befragte Stich-
probe wird jedes Jahr erneut in die Untersuchung einbezogen.

Ziel des Proiektes ist es, zu einem breiten Themenbereich Verlaufsdaten für Personen,
Haushalte und Familien zu gewinnen und sowohllür die lressung objektiver Lebensbe-
dingungen als auch der subjektiv wahrgenommenen Lebensqualität Längsschnittinfor-
mationen bereitzustellen. Thematisch werden dabei Schwerpunkle auf die Bereiche
Haushaltsveränderungen, Erwerbsbeteiligung und berufliche Mobilität, Einkommen und
Transferleistungen sowieWohnen und regionale Mobilität gelegt. Darüber hinauswerden
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u. a. lnformationen zu den Bereichen Bildung und Weiterbildung, Gesundheit, Zeitver
wendung, Zulriedenheit und Werteinstellungen erhoben.

Das Sozio-ökonomische Panel ist ein Projekl des Sonderforschungsbereichs 3 ,,Mikro-
analytische Grundlagen der Gesellschaftspolitik" der Universitäten Franklurt und Mann-
heim, das in Zusammenarbeit mit dem Deutschen lnstitut lür Wirtschaftstorschung (DlW)
in Berlin durchgelührt wkd. Das Projekt unter der Leitung von Prof. Dr. Hans-Jürgen
Krupp (DlW, Berlin) wird von der Deutschen Forschungsgemeinschatt gefördert.

Beim Sozio-ökonomischen Panel handelt es sich um eine Erhebung, die sich in

mehrfacher Hinsicht von herkömmlichen Bevölkerungsumfragen unterscheidet:

- Die Untersuchunq isl als Längsschnifterhebung, genauer als jährliche Wiederholungs-
befragung bei rund 12000 Personen aus etwa 6000 repräsentativ ausgewählten
Privathaushalten in der Bundesrepublik Deutschland (einschließlich Wesl-Berlin)
angelegt, bei denen über einen längeren Zeitraum komplexe lnformationen Über ihre
sozio-ökonomische Situation und deren Veränderungen erhoben werden.

- Befragt werdenjeweils a//e sechzehnjährigen und älteren Haushaltsmitglieder, so daß
der Datensatz sowohl haushalts- als auch personenbezogene Analysen auf jeweils
repräsentativer Basis ermöglicht.

- DieAusgangsstichprobeumfaßtnebendeutschenauchausländische Privathaushalle.
Haushalte mit einem türkischen, griechischen, jugoslawischen, spanischen oder
italienischen Haushaltsvorstand wurden überproportional in die Untersuchung einbe-
zogen. Die erhobenen Daten erlauben also Aussagen über die gesamte Bevölkerung
in der Bundesrepublik Deutschland.

lm vorliegenden Datenrcpott 1987, Teil ll, sind die Kapitel 2,3,4, 6, 9, 10 und 13 mit
Paneldaten erstellt wordenr. Die Grundgesamtheit weist bei Längsschnittanalysen ernige
Besonderheilen auf, die bei der lnterpretation der Daten zu berücksichtigen sind. Es
können sämtliche Personen, die nach der ersten Befragung im Frühjahr l9S4verstorben
sind bzw. die Bundesrepublik Deutschland verlassen haben, nicht berücksichtigt werden.
Personen, die erst nach der ersten Befragung in die Bundesrepublik Deutschland
zugezogen sind oder geboren wurden, zählen ebenlalls nicht zur Längsschnitt-Grundge-
samtheit. ln Längsschnittanalysen werden sämtliche Personen einbezogen, die sowohl
bei der Erstbefragung im erslen Halbjahr 1984 als auch bei der Zweitbefragung im
Frühjahr 1985 in der Bundesrepublik Deutschland lebten und 1984 16 Jahre und älter
waren.

ALLBUS und Sozio-ökonomisches Panel sind nicht die einzigen Datensätze, die in den
folgenden Beikägen herangezogen wurden. Die Datengrundlage im Kapitel 5 bildet z. B.
eine spezielle Nebenerwerbstätigkeitsumfrage des Sonderforschungsbereichs 3; in den
Kapiteln 7, 8, 12 und 19 , die beteils im Datenreporl ,985 enthalten waren, werden Dalen

1 Die in diesem Teilvorgelegten Ergebnisse wie auch weitere Belunde werden demnächst im
Campus-Verlag unter dem Titel ,,Lebenslagen im wandel. Daton 1987" (hrsg. von Hans-JüOen
Krupp und Jürgen Schupp) erscheinen.
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aus den Wohlfahrtssurveys des Sonderforschungsbereichs 3 genulzt. lnsgesamt zeigl
sich, daß die sozialwissenschaftliche Umfrageforschung ein verbreitetes lnstrument
darstellt, um repräsentative Daten und lnlormationen über die Lebensverhällnisse der
Bürqer zu erhallen.

Ohne solche repräsenlativen Daten bliebe für viele Behauptungen und Thesen über
gesellschattliche Sachverhalte und Entwicklungstrends keine geeignete Prüfmöglichkeit.
Über die eigene Gesellschaft Bescheid zu wissen, wird nicht nur in den Sozialwissen-
schaften als hoher Wert betrachtet. ln diesem Sinne sollen die hier vorgelegten Beiträge
zur gesellschaftlichen Berichterstattung beitragen.

lwoligang Glatzer / Roland Habich)
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B. Lebenslagen in ausgewählten
Bereichen

2 Haushalt und Familie

Haushall und Familie sind unterschiedliche soziale Gebilde. Die Familie ist eine sozio-
biologische Einheii, die durch enge Verwandtschattsbeziehungen gekennzeichnet ist
Der Haushalt ist eine sozio-ökonomische Einheit, die aus zusammen wohnenden und
gemeinsam wirtschaftenden Personen besteht. Die Milglieder eines Haushalts können
also miteinander verwandt sein, aber auch ohnefamiliäre Beziehungen zusammen leben
Auch leben oft nicht alle Personen, zwischen denen Familienbeziehungen existieren, im
gleichen Haushalt zusammen. Kinder ziehen irgendwann aus der elterlichen Wohnung
aus, manche verheiratete Personen leben getrennt oder lassen sich scheiden. Die

Überschneidungen zwischen Haushalten und Familien sowiedie Häufigkeil und Stabilität
unterschiedlicher Formen des Zusammenlebens sind sozialstrukturelle Fragen, die hier
beantwortet werden sollen. Die besondere Aufmerksamkeit gilt sowohlden Haushaltsty-
pen, r,ie Einpersonenhaushalten oder nichtehelichen Lebensgemeinschaften, die von
den traditionellen Formen, in denen Haushalt und Familie identisch sind, abweichen, als
auch der Haushaltszusammenselzung von bestimmten Bevölkerungsgruppen, z. B den
in der Bundesrepublik Deutschland wohnenden Ausländern.
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2.1 Haushaltszusammensetzung und Familien
ln der amtlichen Statistik werden überwiegend zwei Ansätze zur Erfassung der Haus-
haltszusammensetzung benutzt: die HaushaltsgrÖße und die zahl der Generationen in
einem Haushall. Ein weiterer Ansatzpunkt, den die hier verwendeten Daten des Sozio-
ökonomischen Panels bieten, um die Haushaltszusammensetzung aufzuzeigen, besteht
darin, eine Haushaltstypologie aus der Stellung aller im Haushalt wohnenden Personen
zum Haushaltsvorstand abzuleiten. Allen Personen in der Panelstichprobe ist eine von elf
möglichen Slellungen zum Haushaltsvorstand zugeordnel. Bei den Haushalten treten
beinah siebzig verschiedene Kombinationen der Stellung zum Haushaltsvorstand auf.
Für die lolgenden Analysen werden sie zu den am häufigsten vorkommenden Typen
zusammengefaßt (vgt lab. 1). Die übrigen Haushaltesind in der Kategorie ,,Sonstige" zu
finden.



Tab. 1: Typen der privaten Haushalte 1985
nach Nationalität und Alter des Haushaltsvorstandes

Haushaltstyp 1985 Geburtsiahr des
Haushaltsvorstandes

1920 1940
bis bis
1939 1959

lnsge-
samt

1920
1960
bis

1968

in%

Deutsche

Einpersonenhaushalt
Ehepaar ohne Kind
Ehepaar mit Kind
Ehepaar mit Ellern
Lebensgemeinschaft
Lebensgem. mit Kind
Elternteil mit Kind
Sonstige

Alle Haushalte

Ausländer

Einpersonenhaushalt
Ehepaar ohne Kind
Ehepaar mit Kind
Ehepaar mit Eltern
Lebensgemeinschaft
Lebensgem. mit Kind
Elternteil mit Kind
Sonstige

Alle Haushalte

22
15
47

0
0

25
12
51
0
3
0
7
2

46
12
17

13
4

s 100

25
14
47

0
2
0
I
4

31
22

2
3
1

4
5

60
10
I
1

11

3
1

6

20
27
37

4
1

0

6

36

1

4
2

32
5

26

27

19
12
54

2
4
1

4

18

4
1

2
17

57 7 100

Oatenbasi§:Oas Sozio-ökonomis.hs Pan6, Längsschnilt-Dalen§alz, Welle 1 Welle 2.
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ln der Zusammensetzung der deutschen und ausländischen Haushalte lallen die
tolgenden prägnanten Unterschiede aul: Einpersonenhaushalte sind in der deutschen
Bevölkerung häufiger als in der ausländischen. Die Mehrzahl der Haushalte beider
Bevölkerungsgruppen besteht aus Ehepaaren mit oder ohne Kinder. lnnerhalb dieser
Kategorien leben 78% der ausländischen und 59 % der deutschen Ehepaare mit ihren
Kindern zusamm6n. Außerdem kommen Elternteile mit Kindern etwazweimalso häufig in
der ausländischen wie in der deutschen Bevölkerung vor.



Unter Beachtung des Alters des Haushaltsvorstandes stellt sich die Haushaltszusam-
mensetzung noch ditfercnzieiet dat.55o/o allel Haushalte mit Haushaltsvorständen, die
vor 1920 geboren wurden, sind Einpersonenhaushalle. Dies gilt sowohllür deutsche als
auch für ausländische Haushalte. Allerdings findet man 48 o/o aller deutschen Einperso-
nenhaushalte in diesem Alter, aber nur 3 % aller ausländischen Einpersonenhaushalte.
Die lrehrzahl der ausländischen Einpersonenhaushalte (88%) besteht aus Personen,
die zwischen 1920 und 1959 geboren wurden.

Die jeweilige Alterssiruklur der ausländischen und deutschen Bevölkerung §pielt eben-
lalls eine Rolle für die unterschiedlichen Anleile der Ehepaare mit und ohne Kinder in den
beiden B€völkerungsgruppen. Ein größerer Anteil der ausländischen Ehepaarewohnt mit
ihren Kindern zusammen, nicht nur weil diese mehr Kinder haben, sondern auch weil
relativ viele ausländische Ehepaare im mittleren Lebensalter in der Bundesrepublik leben.
Bei den Ehepaaren, deren Haushaltsvorstände zwischen 1940 und 1959 geboren
wurden, leben genau so viele Deutsche wie Ausländer mit ihren Kindern zusammen.
Allerdings gibt es in dieser Altersgruppe viele verheiratete ausländische Männer, die
allein leben (vgl. 2.4).

Berücksichtigt man auch das Alter der Kinder, kommt beidem Haushaltstyp ,, Elternteil mit
Kind" ein anderer Sachverhalt zur Geltung. Es stelltsich dabeiheraus, daß ausländische
Haushalte häufiger dieser Kategorie zugeordnet werden, weil ihre Kinder länger als
deutsche Kinder in der elterlichen Wohnung bleiben. Ordnel man einen Haushalt der
Kategorie ,,Elternteil mit Kind" nurdann zu, wenn ein Kind im Haushalt lebt, dasjünger ist
als 16 Jahre, heben sich die Unterschiede aut. Dabei liegt die Zahl solcher Haushalte
(366000) viel niedriger als die Zahl der alleinstehenden Väter und Mütter in der
Bundesrepublik. Schon 1982 bewegte sich die Zahl dq alleinstehenden Eltern bei
927000. Zum Teil liegt dies daran, daß in der amtlichen Statistik eine Altersgrenze von
18 statt '16 Jahren benutzl wird. Viel wichtiger aber ist, daß die Mehrheit der alleinerzie-
henden Eltern nicht allein mit ihren Kindern im Haushalt wohnt. Sie wohnen nicht mit
einem Ehepartner, sondern mit anderen Personen zusammen und gehÜen in Tab. 1 2u

den Kategorien ,,Lebensgemeinschaft mit Kind" und ,,Sonstige".

2.2 Wechsel und Stabilität der Typen privater Haushalte
Der Längsschnittcharakter der Daten des Sozio-ökonomischen Panels erlaubt, die
zeitliche Veränderung bzw. Kontinuität einzelner Haushalt§typen zu beobachten. Von
den 5184 Haushalten im Längsschnitt-Dalensatz änderten 317 (6%) zwischen den
beiden Befragungen im Frühjahr 1984 und 1985 ihren Haushaltstyp. Betrachtet man die
Stabilität von Haushaltstypen, zeigt sich insgesamt ein hoher Grad an Kontinuität lvgl
Tab.2).94% allet deulschen und 93% aller ausländischen Haushalte befinden sich 1984
und 1985 in dergleichen Kategorie. Besonders stabilsind die zahlenmäßig am stärksten
vertretenen Typen: Einpersonenhaushalte (96%), sowie Ehepaare mil Kindern (96%)
und Ehepaare ohne Kinder (94 %). Beiden Deutschen gehen die Lebensgemeinschaflen
mit und ohne Kinder relativ häufig in andere Haushaltstypen über. Von den deutschen
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Lebensgemeinschatten ohne Kinder wiesen 1985 etwa 80 % den gleichen Haushaltstyp
wie 1984auf;5 % aus dieser Gruppe trennten sich und gründeten Einpersonenhaushalte;
12 % haben geheiratet. Werden die aus Lebensgemeinschaften entstandenen Ehepaare
als unveränderte Haushalte belrachtet, dann erweisen sich Lebensgemeinschaflen
ebenso wie Ehepaare ohne Kinder in dem kurzen Zeitraum von einem Jahr als
Partnerschaften mit dem gleichen Grad an Stabilität. lvit weiteren Wellen des Sozio-
ökonomischen Panels kann analysiert werden, ob die Lebensgemeinschaft als ,,neue
Form der Verlobung" nicht nur zu Heiraten, sondern auch zu dauerhatten Ehen führt. Es
geht darum zu prüfen, ob sowohl die Scheidungsrate als auch die damit verbundenen
finanziellen Kosten und emotionalen Belastungen reduziert werden können, wenn
Partner das Zusammenleben als ,,Ehe aul Probezeit" benutzt haben. Bei den ausländi-

Tab.2: Anderung und Stabilität des Haushaltstyps 1984 und 1985

Haushaltstyp 1984 Haushaltstyp 1985
345612 78

in%

Deutsche
'l Einpersonenhaushalt
2 Ehepaar ohne Kind
3 Ehepaar mit Kind
4 Ehepaar mit Eltern
5 Lebensgemeinschatt
6 Lebensgem. mit Kind
7 Ellernteil mit Kind
8 Sonstige

Alle Haushalte

Ausländer

1 Einpersonenhaushalt
2 Ehepaar ohne Kind
3 Ehepaar mit Kind
4 Ehepaar mit Eltern
5 Lebensgemeinschaft
6 Lebensgem. mit Kind
7 Elternteil mit Kind
I Sonstige

Alle Haushalte

3
0

5

I
8

31

93
2
0

4

0
2

25

1

94
2

12

;

1-1-01
3-0--0

960--11
298
1-79 1- 2
6--63823
3 - - 2 86 1

100285
3323145

100

0

0

22

4
87

2

14

2
10
96

;
5

47

96

30

1

0

;

77
0

0

23
92

0

I

;
62

2 4

Oaterbasis:Oas Sozio-Ökonomische Pan61, Längsschnit'Dalensatz, Well61 Welle 2.
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schen Haushalten, die als Lebensgemeinschaften ohne KindeI eingestuft sind, §timmtdie
Übergangsrate zu Einpersonenhaushalten mit der entsprechenden Rate bei den Deut-
schen fast überein. Der Übergang von einer Lebensgemeinschatt zum Ehepaar, welchor
bei den Deutschen relativ häufig zu beobachten ist, kommt bei den Ausländern in der
Stichprobe nicht vor.

Wenn jedoch ein oder mehrere Kinder mit zur Lebensgemeinschaft gehörten, traten
Übergänge in andere Haushaltstypen ötter auf, wobei die Partner nur halb so oft wie in
den Lebensgemeinschatten ohne Kinder heirateten. Die Haushaltsvorstände der
Lebensgemeinschaflen mit Kindern, die sich trennlen, zählten 1985 zum Typ ,,Elternteil
mit Kind" oder zur Flestkategorie.

2.3 Räumliche Mobilität privater Haushalte
Anderungen von Haushalten lassen sich auch an anderen Merkmalen, wie z.B. der
räumlichen Mobilität, messen. Oas Umzugsverhalten von Haushalten ist für viele
sozialpolitische Probleme, erinned sei an die regional unterschiedlich hohe Arbeitslosig-
keit, von großer Bedeutung.

Tab. 3 zeigl die umgezogenen Haushalte nach Haushaltstyp und Nationalität des
Haushaltsvorstandes. Der Anteilder Haushalte, der zwischen 1984 und 1985 von einem
Haushaltstyp zum anderen wechselte, ist bei den umgezogenen Haushalten deutlich
höher (19 %)als in der Gesamtbevölkerung (6 %). Anderungen in der zusammensetzung
eines Haushalts stehen im engen Zusammenhang mit neuen Wohnbedürfnissen, die je
nach Alter des Haushaltsvorstands unterschiedlich sein können. Haushalte mit nach
1939 g€borenen Haushaltsvorständen sind häuliger unterden umgezogenen Haushalten
(72%) als in der Gesamtbevölkerung (38%) zu finden. Die Haushaltsvorstände dieser
Altersgruppe leben überwiegend in Einpersonenhaushalten oder mit Ehepartner und
Kindern zusammen. Ehepaare ohne Kinder, die in den älteren Altersklassen konzentriert
sind, zogen mit Absland seltener um. Die Tendenz, daß nicht die älteren sondern die
jüngeren Bevölkerungsgruppen öfter umziehen, läßt sich bei den verschiedenen
Umzugsraten für Haushaltstypen feststellen.

Über Umzugsgründe wird auch in Kap. 6 in Zusammenhang mit der Wohnsituation
berichtet. Zwei Gründe ohne direkten Bezug zur Wohnung (berufliche und familiäre
Veränderungen) verdienen hier eine besondere Erwähnung. Die Einpersonenhaushalte,
die familiäre Gründe als wichtigstes Umzugsmotiv nannten, bestanden zu 70yo aus
verwit'r'/eten oder geschiedenen Personen, die vor 1920 geboren waren. Hier zeigt sich,
daß familiäre Ereignisse mit erheblicher Verzögerung Konsequenzen haben können.
Ehepaare mit Kindern begründen ihre Umzüge am häufigsten (33%) mit der geringen
Größe der Wohnung. Umzüge aus beruflichen Gründen werden öfter von den Einperso-
nenhaushalten (16% der umgezogenen Einpersonenhaushalte) als von anderen Haus-
haltstypen genannt. Diesbestätigt, daß Haushalte, die kei von familiären Bindungen sind,
offensichtlich auch am leichteslen auf regionale Strukturdiskrepanzen am Arbeitsmarkt



Tab.3: Anteil der umgezogenen Haushalte und Hauptgrund
für den Umzug nach Haushaltstyp 1984/1985

Umge-
z09en

nein ja

Hauptgrund für letzten Wohnungswechsel
bei umgezogenen Haushalten

ABCDEFGHI
in%

Einpersonenhaushalt
Ehepaar ohne Kind
Ehepaar mit Kind
Ehepaar mit Eltern
Lebensgemeinschaft
Lebensgem. mit Kind
Elternteil mit Kind
Sonstige
Typ geändert 1984/1985

lnsgesamt

't5

12
5

18
19

12
12
12

9469
9732
9467
00
92 I 18
94673
87 '13

94664
80202
9378

6
5

I

"
7

4

;
8

r5
5 'l'1

123

-5

16
7

11

1

6

1'l

12
26

2

0
26

18

27
4

17

21

11

14
17

IJ

't6
17

13

A K€im Angaben; zu einem zug€zogen, der schon vor 1984 in der Wohnung wohnl6.
B Kündigung durch den Varmiaisr.
C Vofiorige Miolwohnuflg wurd6 in Eig€nlumsilonnung umgswandsll.
0 En erb 6ln6s Eig€nhsims bzw. €insr Eigsnrumswohnung.
E g€runich€ Günd6.
F Familiäre Gdndo (r. B. Honat, Sch6idting).
G GlÖBe ds Wohnung.
H Ander€ Gdnde im Zusammonhang mit dnwohnung.
I Sonsliger Grund.

Dalenbasis: Das Sozio-ökonomische Panol, Längsschniü-Datensatz, Welle 1-Well6 2.

reagieren können. Allerdings gibt die Mehrheit der Einpersonenhaushalle auch Gründe
an, die im Zusammenhang mit der Wohnung selbst stehen. Fast so viele Einpersonen-
haushalte (15%) nennen z. B. Kündigung durch den Vermieter als Hauptgrund.

2.4 Familienstand und Typen privater Haushalte
Eine Besonderheit der Daten des Sozio-ökonomischen Panels im Unlerschied zum
Mikrozensus (vgl. Teil l, Kap 1.1) besteht darin, daß für einzelne Befragungspersonen
deren Ehebiographie, die Anlangsjahr und Endiahr für jede Ehe enthält, mit den
detaillierten Haushallsdaten verknüptt werden kann. Dieser Vorteil kommt beispielsweise
bei den Haushalten zum Tragen, die in beiden Wellen (d. h. den Erhebungen von 1984
und 1985) Einpersonenhaushalte waren. Bekanntlich arbeiten in der Bundesrepublik
Deutschland viele verheiratete Ausländer, die hier getrennt von ihren Familien leben.
1985 bestanden 38% der ausländischen, aber nur2% derdeutschen Einpersonenhaus-
halte aus verheirateten, aber gekennt lebenden Personen. Allerdings unterscheidet sich



die hochgerechnete Zahl dieser Personen (rund 155000) nicht nennenswert von der
entsprechenden Zahl der verheirateten, aber getrennt lebendenden Deulschen in

Einpersonenhaushalten (rund 148000).

Bei der Mehrzahl der Ehepaare handelt es sich für beide Parlner um ihre erste Ehe.
lnsgesamt haben 5% der deutschen und 4% der ausländischen Bevölkerung mehr als
einmal geheiratet. Aber 6% der deutschen und 3% der ausländischen Bevölkerung
bestehen aus verwitweten oder geschiedenen Personen, die nach 1920 geboren sind.
Ein hoher Anteilder Personen in den deutschen nichtehelichen Lebensgemeinschatten,
die zu beiden Befragungszeitpunkten zusammenlebten, gehören dieser Gruppe an: Bei
45% dieser Lebensgemeinschaflen gibt mindestens einerder Partneran, verwitwet oder
geschieden zu sein. ln der Mehrzahl der deutschen Lebensgemeinschaften ohne Kind,
die vor dem zweiten Befragungszeitpunkt heirateten, waren beide Partner im Jahr zuvor
noch ledig. Lebensgemeinschaflen führen also häuliger zu ersten als zu zweiten und
weiteren Ehen.

2.5 Familie und Lebenszufriedenheit
lm Sozio-ökonomischen Panel wird allen Personen über 16 Jahren am Schluß des
lnterviews die Frage gestellt: ,,Wie zufrieden sind Sie gegenwärtig, alles in allem, mit
lhrem Leben?" (vgl. dazu auch Kap. 18). Die Frage ist zwar allgemein, kotzdem könnte
ein Zusammenhang zwischen der Zulriedenheit insge§aml und dem Familienstand
beslehen. Eine Korrelation bedeutet zwar nicht notwendigerweise, daß der Familienstand
der Grund der Zufriedenheit bzw. Unzukiedenheit ist. Der Familienstand in Wechselwir-
kung mit anderen FaKoren könnte die Zufriedenheit bestimmen, oder umgekehrt ist es
sogar möglich, daß der Familienstand von der Zufriedenheit abhängt. Die Feststellung
einer Korrelation zwischen Familienstand und zufriedenheil stelll deshalb nur einen
ersten Schritt dar, sich mit dem Verhältnis zwischen Familie und individueller Zufrieden-
heit auseinanderzusetzen.

Bei den Deutschen kann auf einen positiven Einfluß der Ehe auf die Zuhiedenheit
geschlossen werden. Der Anteilder Personen in erster Ehe, die eher unzufrieden sind
(6 %), liegt unter dem der Ledigen (9 %). ln der Gruppe der Personen, beidenen die ersle
Ehe aufgelöst ist und nicht wieder geheiratet wurde, liegt der Anteil der eher unzufriede-
nen Personen (12%) noch höher. Wenn eine Zweilehe besteht, schrumptt dieser Anleil
etwas (10%). Gliedert man die Stichprobe nach Geschlecht und Alter, sind bei lrännern
und Frauen sowie bei verschiedenen Altersgruppen keine deutlichen Unterschiede
erkennbar. lnsgesamt bezeichnen sich die Ausländer als weniger zufrieden als die
Deutschen. Ferner ist bei ledigen Ausländern - im Gegensatz zu den Deutschen der
Anteil der eher unzufriedenen Personen niedriger (10 %) als bei Personen, die in erster
Ehe leben (19%). Wenn man den Anteil der getrennt lebenden verheirateten Personen
an der Gesamtzahl der verheirateten Ausländer berücksichtigt, wird die These bestätigt,
daß Ehen, in denen die Partner zusammenleben, häufiger mit Zuhiedenheit als mit
Unzuf riedenheit verbunden sind.
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Tab. 4: Lebenszulriedenheit bei familiären Ereignissen

Familiäre Ereignisse
1984/1985

Anderung der Zufriedenheit'
Verschlechterung gleich- Verbesserung
stark wenig bleibend wenig stark

in%

Heirat
Scheidung
Trennung
Partner v6rslorben
Kind ausgezogen
Kind geboren

Andere Personen

1

9
2
4
3

4

4
12
17
24
10
11

10

I
29
18
I

11

7

81
57
53
53
72
77

74 9

5
2
3
4
4
2

3

1Lebenszuliedenheil:Skalavon0=,,ganzundgaruizuni€nen'bis10=,,ganzundgarzulrieden".
0-4 = ,,eher unzuf eden"i 5 = ,,t6ilyteils"i 6-10 = ,,oher zulri€den".

slark = Veränderung von ,,6her zu,riedon" z! ,,eher unzulrioden .

wenig = V€ränderung von ,,eher zulisdon" aul ,,teibneib" oder von ,,reils{eirs aur ,,sher unzu,ri€nen'

stark = Voränderung von ,eher unzulri€den" au, ,,eher alliedsn".
wsnig = Vedndorung von ,eher unzul eden" aul,,leirs/toils" oder von ,,teilsleils" aul,,eher zuliedsn'

Darenbasis: Das sozio{konomische Paner, Längsschnin-Datonsatz, w€lle 1-w6116 2.

Mit den Längsschnittinformationen des Sozio-ökonomischen Panels wurden solche
Korelationen zwischen Familiensland und Zufriedenheit eingehender untersucht. Iab.4
zeigt die Anderungen der Zufriedenheit bei Personen, die zwischen 1984 und 1985 von
einer Heirat, Scheidung oder Trennung berichteten oder durch familiäre Ereignisse, wie
demTod des Partners oder einem Auszug bzw. der Geburt eines Kindes, betrotfen waren.
Zum Vergleich stehen die Anteile der nicht betroffenen Personen, die 1985 zufriedener
oder unzufriedener als 1984 waren. Bei der Beurteilung det in Tab.4 dargestellten
Ergebnisse ist freilich zu beachten, daß die Lebenszufriedenheit auch von anderen
Faktoren als den Familienereignissen (2. B. berullichen Ereignissen) beeinflußt wird.

Beieiner Heirat ist ein kleinerer Anteilder Personen unzufriedener, ein größerer genauso
zufrieden und etwa der gleiche Anteil zufriedener als diejenigen ohne Anderung in der
familiären Situation. Eine Scheidung läßt dagegen Personen sehr oft (31 % der Fälle)
zulriedener werden. Eine Steigerung der Zufriedenheit nach einer Scheidung hängt
wahrscheinlich mit folgenden Gründen zusammen: lm Falle einer 1984 oder 1985
eingetretenen Scheidung ist die Auflösung der Beziehung amtlich anerkannt und
abgeschlossen. Es handelt sich um eine Tatsache, mil der sich die Betrotfenen schon
längst (vielleicht schon seit Jahren) auseinandergesetzl haben. Außerdem bedeutet eine
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Scheidung ottdie Klärung von wichtigen Fragen, wie die Unterhaltskosten lür Kinder, und
erötfnet die Freiheit, eine neue Beziehung bzw. Ehe einzugehen. Bei der Trennung vom
Lebensparlner oder Ehepartnerwaren Anderungen der Zufriedenheit viel häutiger als bei
den übrigen Personen leslzustellen. Wie Scheidungen sind Trennungen otfensichtlich
von B€deutung für die Zufriedenheit, aber sie können sich sowohlnegativ alsauch positiv

auswirken. lm Unterschied zu einer Scheidung bleibt die Zukunftder Beziehung beieiner
Trennung noch otlen, und eine Trennung kann mit Anderungen in dem Verhältnis
zusammenhängen, die erst kulz vor der Befragungszeit erlolgten.

Der größte Anteil der unzufriedener gewordenen Personen befindet sich unter denen,
deren Ehe- bzw. Lebenspartner inzwischen gestorben waren. Sowohl der Auszug als
auch die Geburteines Kindes sind Ereignisse, die sich im allgemeinen weder positiv noch
negativ auf die Zufriedenheit der Betroflenen auszuwirken §cheinen

(James Witte)
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3 Stabilität und Mobilität am Arbeitsmarkt

3.1 Erwerbsbeteiligung 1984 und 1985
Die Vorgänge aul dem Arbeitsmarkt sind von besonderer Bedeutung für die Wirtschafts-
und Gesellschattspolitik. lnsbesondere beider Diskussion um Beschäftigungsprobleme,
wozu auch das Thema des Abbaus der seit Jahren anhaltend hohen Arbeitslosigkeit
zählt, geht es oft um die Frage, ob die Flexibilität der Erwerbstätigen wie der Arbeitssu-
chenden ausreicht, um die lvlobilitätsprozesse zu ermöglichen, die für eine Anpassung im
Rahmen des wirtschaftlichen Strukturwandels notwendig sind. Arbeitsmarktflexibilität
wird zunehmend als wesentliche Voraussetzung sowohlfürdie wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit als auch für den sozialen Fodschritt einer cesellschatt verstanden.

Wenn die \,vissenschaftliche Forschung bei der Beantwortung dieser Frage nach Mobili-
tätsprozessen und ihren Determinanten Hilfestellung leisten soll, ist sie aul geeignete
Daten angewiesen. Diese Daten müssen neben reinen Strukturinformationen auch
Verlaulsinlormationen enthalten, um Anderungen in der Betrotfenheil oder im Verhalten
aulzudecken. Mit dem Sozio-ökonomischen Panel kann z. B. die tatsächlich gegebene
Mobilität wie auch das Flexibilitätspotential in der Bevölkerung quantifiziert werden.

Betrachtet man gleiche Personen imZeitverlauf, dann zeigen sich quantitativ bedeutende
Bewegungen auf dem Arbeitsmarkt. 8% aller Erwerbstätigen schieden zwischen dem
ersten Halbjahr 1984 und dem ersten Halbiahr 1985 zeitweise oder für immer aus dem

Tab. 1 Stabilität und Veränderung der Erwerbsbeteiligung
von Personen 1984 und l985

Erwerbsbeteiligung 1984

erwerbstätig

1985
verbleiben/sind

arbeitslos
gemeldet

nicht
erwerbstätig

in%

Erwerbstätigkeit
(einschl. betriebl. Ausbildung)

Arbeitslos gemeldet
Nichterwerbstälig

(einschl. Wehr und Zivildienst)

3
4932

5
19

2

Oalonbasi§i Das Sozio-ökonomische Panel, Uingsschnit-Dat€nsatz, Wel e 1 W6tte 2.

89
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Erwerbsleben aus. Von den 1984 arbeitslos Gemeldeten schatfte es rund ein Drittel, ein

Jahr später eine Erwerbstätigkeit auszuÜben; knapp die Hälfte war immer noch bzw'

erneut arbeitslos gemeldel. Die übrigen 19% schieden aus dem Arbeitsmarkt aus und
\a/urden nichterwerbstätig. Von den übrigen Nichterwerbstätigen übten 9% ein Jahr

später eine Erwerbstätigkeit aus.

Hinter diesen recht globalen lndikatoren der Bewegungen auf dem Arbeitsmarkt verber-
gen sich iedoch für Männer und Frauen ganz unterschiedliche spezifische Veränderun-
gen im Erwerbs- wie Berulsstatus. Betrachtet man die Situation 1985, zeigt sich, daß die

überwiegende lvlehrheit (59%) der über 1ojährigen Männer von möglichen techni-
schen und/oder organisatorischen Veränderungen am Arbeitsplatz abgesehen - die

gleiche Erwerbstätigkeit bereits 1984 ausübte, d. h. ihre berufliche Situalion blieb stabil.

Der entsprechende Anteil bei den Frauen lag mit 33% erheblich niedriger.

Beiden Frauen war überdie Hältte 1985 nicht erwerbstätig (56%) und übte auch im Jahr

zuvor keinen Beruf aus. Bei 16% der Männer und 11 % der Frauen hat sich der Erwerbs-

oder Berutsstatus gegenüber 1984 veränderl

Ein ditferenzierteres Bild übel die Prozesse am Arbeitsmarkt zeigt eine Unterscheidung
von Männern und Frauen nach Altersgruppen Hier ist die Gruppe von 1 6 bis 30 Jahren
durch die meisten Mobilitätsprozesse am Arbeilsmarkt geprägt. Neben Ubergängen

zwischen Bildungs- und Erwerbstätigkeitsphasen spielen dabei die Zusammenhänge
zwischen Mobilitäl und den Gegebenheiten in der Familie eine große Rolle. Etwa jede

fünfte dieser lrobilitätsbewegungen am Arbeitsmarkt ist dem Einstieg in das Erwerbsle-
ben zuzuschreiben. Beilvlännern wie bei Frauen dieser Altersgruppe scheiden rund 25 o/"

vom Erwerbsleben aus. lnwieweit dieses Ausscheiden heiwillig oder unfreiwillig
geschieht, bedart noch der r,veiteren Klärung (vgl. unten 3.2) Bei den Männern dieser
Altersgruppe ist jede zweite aller Veränderungen einem inner- oder zwischenbetriebli-

chen lrobilitätsvorgang zuzuschreiben. Hierbei zeigt sich' daß beiFrauen im Vergleich zu

den Männern der innerbekiebliche Stellenwechsel eine weniger wichtige Bolle spielt

Bekachtet man die Mobilitätsprozesse für die Altersgruppe der 31- bis s7jährigen' bei

denen einerseits die Übergänge aus Ausbildungsverhältnissen in den Berul bis auf

wenige Ausnahmen abgeschlossen sind und andererseits das Ausscheiden aus dem

Erwerbsleben aus Alters- oder Gesundheitsgründen praktisch noch keine Bolle spielt, so

ergibt sich, daß lediglich 6% aller Männer weder 1984 noch 1985 am Erwerbsleben

beteiligt waren. Beschäftigungsverhältnisse ohne berufliche oder betriebliche Verände-

rungen hatten zwischen der Erstbefragung 1984 und der Wiederholungsbelragung ein

Jahr später 81 % aller Männer dieser Altersgruppe. Betrachtet man die verbleibenden

13% der mobilen Fälle genauer, so zeigt sich' daß inner- bzw zwischenbetriebliche

Mobilitätsvorgänge mit rund der Hälfte aller Veränderungen dominieren

Bei den Frauen ist zu berücksichtigen, daß in der Altersgruppe von 31 bis 57 Jahren,

insbesondere bedingt durch familiäre Gründe, immerhin 43 % bereits vor 1984 nicht

erwerbstätiq waren und bis 1985 auch keine Beschäftigung aufnahmen Die berufliche

Situation hatte sich für die Mehrzahlder erwerbstätigen Frauen zwischen 1984 und 1985
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Tab.2: Stabilitäl und Veränderung der Erwerbsbeteiligung sowie der
beruflichen Situation von Männern 1984 und 1985

Erwerbsstatus 1985 l\ränner
insgesamt

darunter: Altersgruppen
30 Jahre 31 57 58 Jahre

und Jahre und
jünger älter

in Yo

Nichl erwerbstätig und auch 1984
schon nicht erwerbstätig gewesen

Erwerbstälig und seit 1984 keinel
berutliche Veränderung

Personen, beidenen seit 1984Ande-
rungen im Erwerbsy'Berutsstatus
stattgefunden haben

davon:
1985 nichl mehr erwerbstätig, aber

'1984 noch erwerbstätig
gewesen

nach 1984 innerbetr. Stellen"
wechsel vorgenommen

nach 1984 bei neuem Arbeitgeber
beschättigt

nach 1984 selbständig gemacht
nach 1984 Erwerbstätigkeit nach

Unierbrechung wieder auf-
genommen

nach 1984 erstmals Erwerbstätig-
keit begonnen

2228

59

16

JJ

16

26
4

10

11

21 6

51 81

13

25 30

16 17

19 4

68

10

92

30
6

28
3

13

1 Technische und/odor organisatorische Veränderungon am gle chen Al]3silsplalz 2äh en nach dieser Abgrenzlng
nichl als borulliche Veänderung.

Oalenbasis:Das So2io-ökonomische Panel, Längsschniti-Dalonsatz, Wele 1-Welle 2.

nicht verändert. lnleressant ist, daß Frauen - im Vergleich zu Männern - weitaus
häuligerden Arbeitsmarkt verlassen (39%), aber auch nach einer Unterbrechung (18%)
wieder eine Erwerbstätigkeil zwischen 1984 und 1985 aufgenommen haben.

Betrachtet man die Altersgruppe der über s8jährigen, so tral bei immerhin 22 % der
lränner zwischen 1984 und 1985 der Überqanq in den Ruhestand ein. Lediglich 1O%
dieser Altersklasse waren noch erwerbstätig. Bei den Frauen dieser Altersgruppe ist der
Rückzug aus dem Erwerbsleben otfensichtlich schon frühererfolgt (92 %). Aber immerhin
7% übten sowohl 1984 als auch 1985 eine Beschäftigung aus.

5
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Tab.3: Stabilität und Veränderung der Erwerbsbeteiligung sowie der
beruflichen Situation von Frauen 1984 und 1985

Erwerbsstalus 1985 Frauen
insgesamt

darunter: Altersgruppen
30 Jahre 31-57 58 Jahre

und Jahre und
jünger älter

in 'Ä

Nicht eMerbstätig und auch 1984
schon nicht erwerbslätig ger,vesen

Erwsrbstätig und seit 1984 keinel
berulliche Veränderung

Personen, beidenen seit 1984Ande-
rungen im Er, ,erbs-/Berufsslatus
stattgefunden haben

davon:
1985 nicht mehrerwerbstätig, aber

1984 noch erwerbstätig
gewesen

nach 1984 innerbek. Stellen-
wechsel vorgenommen

nach 1984 bei neuem Arbeitgeber
beschäftigt

nach 1984 selbständig gemachl
nach '1984 Erwerbstätigkeit nach

Unterbrechung wied€r auf-
genommen

nach 1984 erstmals Erwerbstätig-
keit begonnen

56

11

35

11

11

31

47

11

92

7

22

Zusammengefaßt spiegeln sich in den hier vorgestellten Längsschnittdaten von 1984 bis
zum '1. Quarlal 1985 erhebliche Mobilitätsprozesse auf dem Arbeitsmarkt wider. Aller-
dings muß man dabei zwischen den rein alters- oder lamilienbedingten Arbeitsmarktbe-
wegungen und skuklurbedingten irlobilitätsprozessen unterscheiden. Darüber hinaus
finden sich in den Daten zumindest für die Gruppe der ilänner im erwerbslähigen Alter
auch Anzeichen für eine ausgeprägte Mobilität sowohl innerhalb des Betriebes als auch in

besonderem l\raße zwischen den Bekieben.

28
24

14

1 Tochnische und/ode. organrsalo sche Voränderungen am gleichen Aöeitsplatz zählen nach dieser Abgrenzung
nichl als banrrliche Vedndorung.

Dabnbasisr Das Sozio-ökonomische Panel, Längsschnin-Dalensatz, wolle 1-w6lle 2.
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48

9

39

1'l

25
7

18

1
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3.2 Strukturen der vom Arbeitsmarkt ausscheidenden
Personen

Zunächst soll die Gruppe derjenigen Personen näher betrachtetwerden, die von 1984 bis
zum 1. Quartal 1985ausdem Erwerbsleben ausgeschieden sind, Es stellt sich die Frage,
inwieweit diese Personen unfreiwillig ihre Erwerbstätigkeit beendet haben, also wegen
Kündigung des Arbeitgebers ausscheiden mußten. lmmerhin ein Viertelaller ausgeschie-
denen Personen, bei den Männern 3'l %, bei den Frauen 20 %, mußten aul diese Weise
ihren Arbeitsplatz verlassen (vgl. Tab.4). Lediglich jeder Zehnte beendete sein Arbeits-
verhältnis durch eigene Kündigung; bei den Frauen war dies allerdings fasl jede Sechste
(18%).

Daß es bei der eigenen Kündigung geschlechtsspezifische Unterschiede gibt, wird
deullich, wenn man nach den entsprechenden Gründen fragt. So hat die Betreuung von
Kindern immerhin lü 18% dq Frauen, jedoch für keinen der lrlänner eine wichlige
Funktion bei einer Unterbrechung der Erwerbstätigkeit (vgl lab.5). Dieser Befund läßt
auf die nach wie vor in der Familie bestehende kaditionelle Rollenverteilunq schließen.
Wegen Kinderbetreuungsaufgaben reduzieren L4änner allenfalls ihren Erwerbsumlang;
eane Erwerbsunterbrechung erfolgt jedoch nur in Ausnahmefällen.

Demgegenüber gibl es keine Anzeichen lür die These, daß berufstätige Frauen insge-
samt einem erhöhten Arbeitsmarkkisiko ausgesetzt wären. 28 % der aus dem Erwerbsle-
ben ausgeschiedenen Männer und nur 18 % der Frauen mußlen von 1984 bis 1985 nach

Tab.4: Art des Ausscheidens aus der letzten Stelle

Art des Ausscheidens
aus der letzten Stelle

1984 bis 1. Quartal '1985

aus dem Erwerbsleben ausgeschiedene
Person€n

lnsgesamt Geschlecht
lvänner Frauen

in%

Kündigung durch Arbeitgeber
Arbeitsverhältnis endete automatisch bzw.

war von vornherein befristet
Ausbildungsverhällnis war beendet
Eigene Kündigung
Einvernehmliche Auflösung des Beschätti-

gungsverhältnisses
Sonstiges

26 JI

15

6

38

20

15

11

7

14
5

18

36

Oatonbasis: Oas Sozio-ökonomi§cho Pan6l, Längsschnitt-Dalensatz, W€lle 1 -wsll€ 2.
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Tab.5: Gründe des Ausscheidens aus der letzten Stelle

Gründe, die bei der Aufgabe
der Stelle eine Rolle spielten

1984 bis '1. Ouadal 1985
aus dem Erwerbsleben ausgeschiedene

Personen
lnsgesamt Geschlecht

lränner Frauen

in%

Kinderbekeuung
Gesundheitliche Gründe

(einschl. E^,1,erbs- und Berufsunfähigkeit)
Erreichen der Altersgrenze
Wehr- und Zivildienst
Arbeitsmangel/Balionalisierung

(einschl. Konkurs des Betriebes)
Aufnahme einer Fortbildung/Umschulung

oder sonst. Ausbildung
Sonstige Gründe

15

8

I
5
8
4

18

14
7

1824

I 11

29
3

40

Oatenbasis: Das Sozio-ökonomische Panel, Längsschn tl-Oat€nsalz, W6lls 1 W6 ls 2.

eigener Einschätzung wegen Arbeitsmangel oder Rationalisierung ihren Arbeitsplatz
verlassen und hanen zum Befragungszeitpunkt im 1. Quartal 1985 auch noch keine neue
Stelle gefunden. Als weitere Gründe lür eine Beendigung von Beschäftigungsverhältnis-
sen spielten bei den lvlännern der Wehr- und Zivildienst sowie die Aufnahme einer Fort-
oder Weiterbildung eine wichtige Rolle. ln der Altersgruppe 58 Jahre und älter war es in
40% der Fälle das Erreichen der Allersgrenze, das zur Beendigung der Erwerbstätigkeit
führte, bei iedem Vierten waren es gesundheitliche Gründe.

Wenn man annimmt, daß ein bekächtlicher Anteilder aus dem Erwerbsleben ausgeschie-
denen Personen dies unfreiwillig tat, nicht zuletzt wegen der seit Jahren anhaltenden
Arbeitsmarktkrise, so stelltsich die Frage nach dergeplanten zukünftigen Erwerbsbeteili
gung. Ein lndikator für die Quantifizierung des Erwerbspotentials ist der Wunsch, in
Zukunft wieder eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen.

Rund ein Viedel aller von 1984 bis zum 1. Quartal 1985 aus dem Erwerbsleben
ausgeschiedenen lvlänner hal sich endgültig vom Arbeitsmarkt zurückgezogen. Bei den
Frauen liegt die Quote sogar bei 36 %. Jedoch selbst in der Altersgruppe 58 Jahre und
äller zeigten 11 % der Ausgeschiedenen noch lnteresse an einer weiteren Beschäfli-
gungsmöglichkeit;darunterjedoch 4% (mehrals ein Drittel)mitdem Wunsch nach einem
eingeschränkten Erwerbsumf ang.



Tab.6: Zukunftspläne von aus dem Erwerbsleben
ausgeschiedenen Personen

Absicht, in Zukunft eine
Erwerbstätigkeit auizunehrnen

'1984 bis 1. Quartal 1985
aus dem Erwerbsleben ausgeschiedene

Personen
lnsgesamt Geschlecht

Männer Frauen

in%

Nein
Vielleicht
Ja
davon:

Wunsch nach Teilzeitbeschäftigung
Könnte sofort anfangen zu arbeiten bei
entsprechendem Stellenangebot

29
10
61

36
16
48

13

45

25
4

71

1

51

31

37

Dalenbass: Das Sozio Ökonomische Panel, Längsschnin-Oaiensalz, wele I Wele 2

Generell ist bei den von '1984 bis zum 1. Quartal 1985 ausgeschiedenen Erwerbsperso-
nen der Wunsch nach Teilzeitbeschäftagung bei den Männern faktisch nichl vorhanden,
jedoch bei den Frauen mit knapp einem Dritlel relativ stark ausgeprägt, um die
Doppelbelastung von Erwerbs- und Familienarbeit vereinbaren zu können. Rund die
Hältte aller ausgeschiedenen Männer würde bei einem entsprechenden Stellenangebot
sofort eine Arbeit aufnehmen.

54% aller iränner, die von 1984 bis zum 1. Quartal 1985 aus dem Erwerbsleben
ausscheiden mußten, waren beim Arbeitsamt als Arbeitslose regislriert, von den Frauen
waren es lediglich 34%. ln der Altersgruppe von 31 bis 5TJahren waren esimmerhin zwei
Drittel, die im 1. Quarlal 1985 arbeitslos gemeldet waren.

3.3 Lohnt sich Mobilität auf dem Arbeitsmarkt?
DasAusmaßvon inner- und zwischenbetrieblichen lVobilitätsvorgängen aufdem Arbeits'
markt isl beträchtlich. Hochgerechnet handelt es sich von 1984 bis zum '1. Quartal 1985
um rund 2,5 l\,lill. Veränderungen der beruflichen Siluation. Dieser quanlitativ bedeut-
same l\robilitätsvorgang istAusdruck einer erheblichen Flexibilität der Erwerbspersonen,
wobei der Begriff Flexibilität durchaus ambivalent sein kann. Wer durch llobilität
beruflichen Aufstieg erfahren hat, wird Flexibilität anders beurteilen als derienige, beidem
die gelungene berufliche Wiedereinglaederung nach einem unfreiwilligen Arbeitsplalzver



lust mil beruflichen Verschlechlerungen, wie Einkommensverlusten usw., verbunden
war. Berufliche Mobilitätsvorgänge unterliegen also subjektiven Bewertungen und Beur-
teilungen.

Alle Personen. die von 1984 bis zum 1. Ouartal 1985 eine inner oder zwischenbetriebli-
che Veränderung erfahren hatten, sollten beider Wiederholungsbehagung ihre aktuelle
mit der früheren Stelle vergleichend bewerten. ln lab. 7 ist zusammengefaßt, in welcher
Hinsicht sich die Situation an der neuen Arbeitsstelle verbessert hat.

Tab.7: Bewertung der Veränderung der neuen Stelle im Vergleich
zum lrüheren Arbeitsplatz für inner- und zwischenberuf liche
Arbeitsplatzwechsler

in%

Art der Tätigkeit
den Verdienst
Aufstiegsmöglichkeiten
di€ Arb€itszeitregelung
die Sicherheil des Arbeilsplalzes
Länge des Arbeitsweges
die Arbeitsbelastungen
die betrieblichen Sozialleistungen

55
54
41
31
29
28
22
22

67
48
36
30
29
19
24

46
38
21

20

55
51
39
27
33

50
39

24
2A
27

20

1 Mahrfachnennungen mtjgllch.
Dalenbasis: Oas Sozio-ökonomische Pänsl, Längsschniit-Datensatz, Welle 1-wele 2.

Die moisten Verbesserungen stellten die Arbeitsplatzwechsler bezüglich ihrer Arbeits-
inhalte und ihrer Entlohnung fest. irehr als die Hä|fie, bei den mobilen erwerbstätigen
Frauen sogar noch mehr, bewerteten bezüglich Art derTätigkeit und Verdienst ihre neue
Stelle als Verbesserung im Vergleich zur alten. Mehr Chancen für einen beruflichen oder
innerbetrieblichen Aufstieg in ihrer neuen Stelle sahen immerhin 41 % aller Berufs- und
Arbeitsplatzwechsler; in der Gruppe der jüngeren Arbeitnehmer im Alter von unter 30
Jahren haben sich die Aulstiegschancen sogar für 48 % verbessed.

Eine günstigere Arbeitszeitregelung sowie eine Verkürzung des Arbeitsweges strebten
otlensichtlich bei ihrem Stellenwechsel insbesondere die Frauen an (38 % bzw. 33 %).
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Stelle hat sich im Vergleich zur 1984 bis '1. Quartal '1985 inneF oder
le]a]ien verbessed in bezug aufl . . . zwischenbekiebliche Wechsel vorgenommen

lnsge- Geschlecht Altersgruppen
samt Männer Frauen 30 Jahre 31-57

und Jahre
jünger und älter



Tab.8: Vergleich der VeMendungsmöglichkeiten von berurlichen
Kenhtnissen und Fähigkeiten nach inner- oder zwischen-
betrieblichem Wechsel

Möglichkeiten der Verwendung
berullicher Kenntnisse nach
Stellenwechsel

1984 bis 1. Ouartal 1985 inner- oder
zwischenbekiebliche Wechsel vorgenommen
lnsge- Geschlecht Altersgruppen
samt irlänner Frauen 30 Jahre 31-57

und Jahre
jünger und älter

in%

M€hr
Gleich viel
Weniger

42
37
21

51
14

37
47
16

41
38
21

385

Oalsnbasis:Oäs Sozio-Ökonomis.he Pan6l, Längsschnit'Dalensatz, Welle 1 Wele 2.

Beiden Männern war der Wechsel dagegen häufiger, d. h. beijedem Dritten, mitgrößerer
Arbeitsplatzsicherheit verknüpft. lm Hinblick auf die betrieblich€n Sozialleistungen und
die Arbeitsbelastungen ergab sich nur bei jedem Vierten eine Verbesserung.

Ob Mobilitätsprozesse die beruflichen Entfaltungschancen und damit auch die berulliche
Sicherheit des einzelnen erweitern, kann mit dem subiektiven lndikator nach der
Verwendungsmöglichkeit erworbener beruflicher Kenntnisse dargestellt werden (vgl
Tab. 8). Bei 39% der inner- und zlvischenbetrieblichen i,ilobilitätsvorgänge können die
erworbenen Qualifikationen besser in der neuen Stelle angewendet werden; der Mobili'
tätsvorgang kann von daher durchaus als ,,funktional" angesehen werden, wenn frühere
Qualifikationsinvestitionen am neuen Arbeitsplatz weiter und besser genutzt werden
können. Umgekehrt geben allerdings auch 17% der Stellenwechsler an, ihre beruflichen
Kenntnisse weniger anwenden zu können. Diese Anzeichen für Qualifikationsverlusl
durch Mobilitätsvorgänge sind deutlich stärker bei Frauenberufen erkennbar, obwohlbei
Frauen die Quote für die ,,Karrieremobilität" gleichfalls stärker als bei Männern au§ge-
prägt ist, was auf eine stärkere Polarisierung bei dem inner- und zwischenbetrieblichen
Wechsel schließen läßt.
Zusammengefaßt kann man sagen, daß nicht alle Mobilitätsvorgänge auf dem Arbeits-
markt aus der Perspektive der Berufs- und Arbeitsplatzwechsler vorteilhatt sind. ln weit
über einem Drittelder Wechselwerden iedoch oflensichtlich die berullichen Entfaltungs'
chancen erweitert. Die mit dem Mobilitätsprozeß vom Arbeitnehmer geforderle Bereit'
schatt zum Arbeitsplatz- und Berufswechsel setzt, soll sie freiwillig geschehen, eine
gewisse grundlegende Sicherheit des neuen Arbeitsplatzes voraus. Fehlen hierzu die
strukturellen Voraussetzungen, sind interne Skukturverhärtungen, die sowohltechnolo-
gische als auch skukturelle Anpassungen verhindern, zwangsläufig die Folge.

44
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3.4 Nichterwerbstätige: Chancen einer beruflichen
(Wieder-) Eingliederung

Nichterwerbstätige, die eine Stelle suchen, schatfen es unter den derzeitigen Arbeits-
marktbedingungen lediglich in 36% aller Fälle, innerhalb von einem Jahr ein Beschäfti-
gungsverhältnis zu finden (vgl. Tab.9). Hochgerechnet verbergen sich dahinter immerhin
rund 1,3 iilill. Übergänge von Nichterwerbstätigkeit in Arbeit. Die Gruppe der Nichter-
werbstätigen wurde für die lolgsnden Analysen zum einen in Personen unterschieden, die
1984 (hier zum Zeitpunkl der ersten Befragung) arbeitslos gemeldet waren und zum
anderen in Nichterwerbstätige, die zwar nicht arbeitslos gemeldet waren, aber dennoch
planten, sofort oder im nächsten Jahr eine EMerbstätigkeit erstmals oder erneut
aufzunehmen. ln dieser Gruppe überwiegen Hausfrauen, weiterhin zählen Schüler und
Studenten zu diesem Kreis.

Betrachtel man die Gruppe der Nichterwerbstätigen '1984 ein Jahr später, so stellt man
fest, daß es zwischen den ehemals Arbeilslosen und den Arbeitssuchenden, aber nicht
arbeitslos Gemeldeten, deutliche Unterschiede im Hinblick auf die Beschäftigungschan-

Tab.9: Erwerbschancen von ehemals Arbeitslosen und
Arbeitssuchenden (1984) ein Jahr später (1985)

EMerbsslalus 1985

in oÄ

Erwerbstälige
darunter:

teilzeitbeschättigt

Nicht erwerbstätig
darunter:

irgendwann seit 1984
erwerbstätig gewesen
arbeilslos gemeldet

36 35 29 42 24

81532
64 65 71 58 76

49

10 13

67

49

IJ

5'1

19

10

81

l Alsabsilssuchendgeltsndie Nichl€lweösläligen und nlchlaöeilslosgomeldeten Person€n, di61984 beabsichlig-
ten, solon oder inn€halb d€s kommondon Jahros eine EMeöslätigkeil aulzunehmen.

Darenbasis: Da§ Soz otkonomische Panel, Längsschnit-Oatensalz, Welle 1 Welle 2.
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Aöeits- Aheitslose Aöeitssuchendel

lose,

Arbeits-

suchende

insgesaml Geschlecht Altersgruppen Geschlechl Alteßgruppen

1984 Männer Frauen bis34 35 63 lränner Frauen bis34 35-63
Jahre Jahre

10 18 11 12 19 I4 5 7
29 53 43 43 55 13 12 723



cen gibt. Kennzeichnend ist, daß arbeitslos gemeldete Männer gegenüber Frauen
deutlich bessere Aussichten hatten, ein Jahr späterArbeitzu linden (35o/.;F.auent29%).
Personen im Alter über 35 hatten deutlich schlechtere Wiedereingliederungschancen in

den ArbeitsmarK als iüngere Personen.

Daß die Arbeitssuchenden, die 1984 nichtarbeitslos gemeldetwaren, wesentlich leichter
als Arbeitslose ein Jahr später einen Arbeitsplatz tinden konnten, liegt sicherlich auch an
der Tatsache, daß darunter auch dieienigen, vornehmlich iÜngeren Personen enthalten
sind, die vom Bildungssystem in das Beschäftigungssystem einlreten. lmmerhin 10%
sämtlicher Übergänge in derAltersgruppe unter 35 Jahren entlallen auf den Wechselvom
allgemeinbildenden in das berufliche Bildungssystem. Weiterhin zählen auch Beschäfti-
gungen, die z. B. begleitend zu einem Studium erstmals aufgenommen werden, nach
dieser Abgrenzung als ,,neuer" Beschättigungsübergang. Dies erklärt auch, daß Teilzeit-
oder geringfügige Beschäftigungen als Alternative zur Vollerwerbstätigkeit fÜr diese
Gruppe ebenfalls eine wichtige Rolle spielen, und zwar nicht nurfür Frauen, sondern mit
10 o/. auch für Männer.

Bei Arbeitslosen, die den Übergang ins Beschättigungssystem ein Jahr später geschatft
haben, ist Teilzeitbeschäftigung nurvon untergeordneter Bedeutung. Uberdie Hälfte aller
bereits bei der Erstbefragung 1984 arbeitslos gemeldeten Männer war bei der Zweitbefla-
gung 1985 erneut oder immer noch arbeitslos. Bei den Frauen ist diese Quote zwar
geringer, allerdings suchen auch weniger Frauen ein Jahr später überhaupt noch eine
Arbeit. lmmerhin 18 % aller 1984 arbeitslosen lränner hatten zwar bei der Zweitbefra-
gung keine Beschäftigung, allerdings übten sie zwischen den beaden Erhebungen
zumindest kurzzeitig eine Beschäftigung aus. Auch dieser lndikator ist ein lndiz für die
Feststellung, daß dastatsächlicheAusmaß an Bewegungen am Arbeitsmarkt beträchtlich
ist. Allerdings verschärtt sich hi€r auch das Problem der Dauerarbeitslosigkeit. Mehrma-
lige aufeinanderfolgende Arbeitslosigkeit verringert unter Umständen die Arbeitsmarkt-
chancen der Betrolfenen weiter, weil Arbeitslosigkeit dann selbst zum negativen perso-

nalpolitischen Selektionsmerkmal werden kann.

Auch beider Gruppe der 1984 nicht arbeitslos gemeldeten, gleichwohlan Beschäfligung
interessierten Gruppe verblieb über die Hälfte weiterhin im Slatus der Nichterwerbstätig'
keit. Über ein Viertel darunter suchte in nächster Zukunft eine Beschäftigung Rund 12 %
wurden bei der Zweitbefragung 1985 auch amtlich als arbeitslos und arbeitssuchend
registriert. Bei Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit stehen vornehmlich weibliche
Arbeitskrätte beianhaltendem Arbeitsplatzdefizit vor deutlichen Problemen, erneut einen
Arbeitsplatz zu finden.

(Jürgen Schupp)



4 Strukturen der Enruerbsbeteiligung

lm 20.Jahrhundert reicht das ,,erwerbsfähige Alter" etwa vom 15. biszum 65. Lebensjahr.
Die einzelnen Phasen des Erwerbslebens sind nicht nur unterschiedlich lang, sie können
z. B. durch Wehr- oder Zivildienstzeilen, durch Arbeitslosigkeit, zweiten Bildungsweg,
Kindererziehung usw. unterbrochen werden. ln der ersten Welle des Sozio-ökonomi'
schen Panelswurde der Versuch unternommen, die wichtigsten Phasen eines Erwerbsle-
bens individuell in tabellarischer Form zu erfassen.

Die viellältigen Veränderungen der letzten hundert Jahre in allen Bereichen des Lebens
schlagen sich bei jedem Menschen auch in seiner persönlichen Erwerbsbiographie
nieder. Entsprechend zusammengefaßl können sie in Verbindung mit weiteren lrerkma'
len Aufschluß geben über viele - teilweise bisher empirisch nicht belegbare gesell-

schaftspolitisch relevante Fragen.

Dieses Kapitel beschättigt sich beispielhaft mit zwei Fragestellungen:

- Wie sieht die Beteiligung am Erwerbsleben der iränner und Frauen aus? Welche
Unterschiede gibt es zwischen der deutschen Bevölkerung und den ausländischen
Arbeitnehmern?

- Wie verlagede sich derZeitpunkt des ersten Berulseinkitts der iränner und Frauen im
Verlaufdes 20. Jahrhunderts? Welche Bestimmungsgründe gibt es für Veränderungen
und Schwankungen?

4.1 Beteiligung am Erwerbsleben
lm folgenden sollen die Slrukturen des Erwerbslebens der Personen dargestellt werden,
die im Jahr 1984 in der Bundesrepublik Deutschland wohnberechtigt waren. Hiervon
wurde zunächst eine Schichtung der Erwerbsbiographienl nach Nationalität und
Geschlechl gewählt.

Abb. 1 und 2 zeigen Erwerbstrukturen für deutsche bzw. ausländische Männer. lnsge-
samlwerden lünl ,,Tätigkeilen" (von linksunten nach rechlsoben in den Abb.) bekachtet:

- Schul- und Berufsausbildung;

- Wehr-, Zivildienst, Kriegsgefangenschaft ;

- Berufstätigkeit (Voll- und Teilzeitbeschäftigung);

- Arbeitslosigkeit, Hausmann, sonstige Tätigkeiten;
- Ruhestand.

I ln dig Analyse sind sämtliche Erwerbsbiographien einbezogen wordon, soiom sie tormal lehlerlrei
sind. Für Personen, die noch nicht das 65. Lebensjahr erreicht haben, sind sie naturgemäß noch
unvollsländig.
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Abb. '1: Beteiligung am Erwerbsleben
Deutsche Männer
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389

Ein Vergleich zwischen den deutschen und ausländischen Männern zeigt mehrere
Unterschiede:

- Die Ausbildungszeiten der Deutschen waren bedeutend länger. lm Alter von 15 Jahren
waren z. B, noch 90% der Deutschen in Ausbildung, aber nur gut 60 % der Ausländer.

- Deutliche Unterschiede zeigen sich auch im Hinblick auf den lrilitärdienst. Das Gros
der Ausländer lelstete zwischen dem 20. und 22. Lebensjahr seinen Wehrdienst. Die
Wehrdienstanteile beiden Deutschen verteilen sich über eine größere Lebensspanne;
sie deuten die Auswirkungen des Zweiten Wellkrieges an. Aul diesen Sondereinfluß
wird weiter unten noch näher eingegangen werden.

- Bei Ausländern sind die Anteile von Arbeitslosigkeit und sonstigen Tätigkeiten bedeu-
lend höher; Ursache hierfür könnten Zeiten der Arbeitslosigkeil im Heimatland
gewesen sein, die die ausländischen Arbeitnehmer möglicherweise ber,i,ogen haben,
in Deutschland Arbeit zu suchen.



Abb. 2: Beteiligung am Erwerbsleben
Ausländische Männer
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Das Erwerbsleben der Frauen wurde ebenfalls in fünl Bereiche untergliedert

Schul- und Berufsausbildung;
- Tätigkeit als Hausfrau;
- Berufstätigkeit (Voll- und Teilzeitbeschäftigung);

Arbeitslosigkeit, sonstige Tätigkeiten;
- Ruhestand.

Auch zwischen den deutschen und den ausländischen Frauen zejgen sich wichtige
Unterschiede in den Erwerbsstrukluren. Ein Vergleich det Abb. 3 und 4 läßt völlil
verschiedene L4uster im Lebensverlauf erkennenl

- Die Ausbildungszeiten der ausländischen Frauen sind sehrkurz. Mit20Jahren sind nur
noch 5% von ihnen in Schul- oder Berufsausbildung, derAnteilder deutschen Frauen
ist in diesem Aller viermal so groß.

390



Abb. 3: Beteiligung am EMerbsleben
Deutsche Frauen
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- Sehr deutlich zeigt sich bei den deutschen Frauen der Übergang zur Hausfrauentätig-
keit. Er setzt um das 20. Lebensjahr - bedingt durch Heirat - ein und steigt
kontinuierlich bis etwa zum 35. Lebensjahr. ln diesem Alter waren nahezu 6070 aller
Frauen als Hausfrau tätig. Der Anteil der ausländischen Frauen, die nur im Haushalt
lätig waren, gehtvon 50 o/o im Alterzwischen 25 und 30 Jahren biszum 60. Lebensjahr
aul 28Y. zutück.

Die Erwerbstätigkeit deutscher und ausländischer Frauen verläuft ebenso unterschied-
lich. lrit 20 Jahren waren die deutschen Frauen zu 60% erwerbstätig. Die dann
vermehrt einsetzenden Eheschließungen lassen diese Ouote bis zum 45. Lebensjahr
aul etwa 40 Prozentpunkte sinken. Der weitere Rückgang der Erwerbslätigkeit ist auf
den allmählichen Eintritt in den Ruhestand zurückzulühren. lm Gegensatz zu den
deutschen Frauen, deren höchste Arbeitsmarktbeteiligung bereits im 20 Lebensiahr
vorliegt, wird diese von den ausländischen Frauen ersl zu einem viel späteren

lrrfrtt
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Abb. 4: Beteiligung am Erwerbsleben
Ausländische Frauen
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ZeitpunK erreicht. Diese Entwicklung überrascht nicht; sie bestätigt die Ro e der
ausländischen Frau als Gastarbeiterin in der Bundesrepublik.

4.2 Bestimmungsgründe für den Eintritt
in das Berufsleben

ln diesem Abschnitl soll untersucht werden, wann im 20. Jahrhundert normalerweise der
Eintrin in das Berufsleben begonnen hal, wie sich der Einkittszeikaum entwickelt hat und
welchen Schwankungen er unlerworlen war.

lrit Hilfe der Erwerbsbiographie läßt sich nicht nur der Einlritt in das Berufsleben in
Abhängigkeit vom Geburtsjahr ermineln, es können auch die Komponenten angegeben
werden, die im wesentlichen den Zeitpunkt dieses Eintritts bestimmen2.

III!TITIT!Iaatttattttlirttiif,llIIt

2 Die tolgenden Analysen beschränken sich auf die Darctellung {ür die deutsche Bevölkerung.
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Abb.5: Einlritt in das Berulsleben
Deutsche Männer und Frauen
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Datenbasis: oas Sozio-ökonomisch€ Pan6l, Well6 1 (1984).

Abb. 5 zeigl, daß die Männer im Durchschnitt den Frauen insgesamt um ein bis zwei
Jahre verzögert in die Erwerbstätigkeit folgten; die Geburtsjahrgänge 1913 bis 1924, die
unmittelbar im Anschluß an ihre Schulausbildung zum Wehrdienst einberufen wurden,
traten sogar mit zwei bis fast vier Jahren Abstand in das Berufsleben ein.

Eine Ursache für diesen Tatbestand zeigt sich in der unterschiedlichen (durchschnittli-
chen) Länge der Schul- und Berufsausbildung lvgl. Abb. 6)3. Einige Ergebnisse sind
festzuhalten:

Die Ausbildungszeit nahm bei Männern wie Frauen zumindest seit Beginn des
20, Jahrhunderts sländig zu.

3 Hierbeiwurde unterstellt, daß bis zurVollendung des 14. Lebensjahres bereits 8,5 Jahre Schuljahre
absolviert worden sind.
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ln/bb. 5 ist derZusammenhang zwischen dem ersten Eintritt an das Berufsleben und dem
jeweiligen Geburtsjahrgang dargestellt. Als grundsätzliches Kriterium wurde das erste
Auttreten einer Vollzeitbeschättigung im Lebensverlauf der befragten Person gewählt.
War diese zu einem früheren Zeitpunkl bereits einmal teilzeit- oder geringfügig beschäf-
tigl gewesen, wurde geprüft, ob im selben und im tolgenden Jahr eine Schul- oder
Berufsausbildung absolviert wurde. Nur wenn dies nicht der Fall war, wurde der frühere
Zeitpunkt gewählt. Mit diesem Verfahren sollte vermieden werden, Aushilfstätigkeiten
während der Schul- und Semesterferien als ersten Einlritt in das Berufsleben zu werten.

Männer
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Abb. 6: Schul- und Ausbildungszeiten
Deutsche Männer und Frauen
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oatonbasis: oas Soziodkonomi§che Panel, W6ll6 1 {1984).

- Die Ausbildungsdauer der Frauen war in der ersten Jahrhunderthälfte ständig kÜrzer

als die derMänner. DerAbstand bekug im Durchschnitt etwa zweiJahre, was fast einer
Lehrzeit entspricht. Hier zeigtsich deutlich, daß damals der Berufsausbildung der Frau
weniger Bedeutung beigemessen wurde.

- Erst die Angleichung der Bildungschancen im Zuge der sogenannten Bildungsexpan-
sion fühde für die Frauen der Geburtsjahrgänge seit Ende der,ünlziger Jahre zu einem
Gleichstand in der Ausbildungszeit. Die Ergebnisse der sechziger Geburtsjahrgänge
können noch nicht ausgewiesen werden. Einmal beginnt die Ausbildungszeit iunger
Männer wegen des Wehr- bzw. Zivildienstes teilweise 18-24 lvlonate später, zum
anderen stand zum Zeitpunkt der Behagung natürlich noch nicht fest, ob die Frauen
jener Geburtsjahrgänge ihre Ausbildung nicht eher beenden würden als die iränner'

Dieweiblichen Geburtsjahrgänge von 1921 bis 1927 katen etwa ein Jahr später in das
Berufsleben ein als die Frauen, die einige Jahre früher oder später geboren \4urden
Die deutlich erkennbaren Abweichungen vom ,,Trend" sind keineswegs zufälliger Art;
sie sind vielmehrAbbild derdamaligen Gesetzgebung, dieiunge Frauen zur Teilnahme
am Reichsarbeitsdienst, Ableisten eines Pflichtjahres und späterzum Kriegshilfsdienst
verpflichtete, bevor der Eintritt in das eigentliche Berufsleben gestattet wurde

Trotz dieser Sondereinflüsse erklärt vornehmlich die unterschiedliche Ausbildungsdauer
über weite Strecken des 20. Jahrhundens den späteren Beginn der Berufslätigkeit der
Männer.
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Sonderentwicklungen lassen sich hier für die Jahrgänge 1913 bis 1925wie 1930 bis 1936
regiskieren. lrehr als 95 % aller lränner der Gebunsiahrgänge 1913 bis 1925 mußten am
Zweiten Weltkrieg teilnehmen und konnten erst anschließend erstmals erwerbstätig
werden.

Die,,weißen" Jahrgänge (etwa 1930-1936 geboren) konnten bzw. brauchten - von
Ausnahmen abgesehen - keinen Wehrdienst abzuleisten. Das sind indes genau die
Jahrgänge, beidenen das Eintrittsalter der Männer in den Beruf nurgeringfügig überdem
der Frauen lag. [rit dem Aufbau der Bundeswehr stieg der Anleil der Männer mit
Wehrdienst zügig auf etwa 50%.

Unsere Untersuchung hat die Unterschiede zwischen deulscher und ausländischer
Erwerbslätigkeit in der Bundesrepublik gezeigt: Die Schul- und Belufsausbildung von
Ausländern war kürzer und das Berufsleben ausländischer Frauen ist länger als das der
deutschen Frauen, die seit dem 30. Lebensiahr zu mehr als 50% Hausfrauen sind. lm
Durchschnitt katen diedeulschen Frauen zwischen dem 18. und 19. Lebensjahr erstmals
in das Erwerbsleben ein. Die l\ränner ergriffen ihren ersten Beruf normalerweise zwei
Jahre später.

Schul- und Ausbildungszeiten nahmen im Laufe der letzten Jahrzehnte ständig zu, der
Abstand zwischen lllännern und Frauen hat sich im zuge der fortschreitenden Gleichstel-
lung der Frauen dabei allmählich verringert.

(Rainet Pischner)
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5 Eigenarbeit, Nebenenruerb und
Haupterwerb

Das individuelle Einkommen als wichtige Ressource der Lebensgestaltung kann heute
nicht allein mit einer Haupterwerbstätigkeit erklärt werden. Neue Formen der Erwerbstä-
tigkeit im weiten Bereich derformellen und inlormellen Ökonomie kommen hinzu und sind
Bestandterl einer umfassenden Versorgungsstrategie der privaten Haushalte. Ökonomi
scheAktivitäten außerhalbdes Haushalts Marktaktivitäten als (bezahlte) Erwerbsarbeit
in Haupt- und Nebenerwerb - sowie ökonomische Aktivitäten innerhalb des Haushalts in
Form von Eigenarbeil bilden die Grundlage ökonomischer Wohlfahrt und die materielle
Basis lür die individuelle Lebensgestaltung.

ln diesem Kapitel werden Umfang und Struktur von Eigenarbeit und Erwerbsarbeit als
Versorgungsaktiviläten privater Haushalte dargeslellt. Gefragt wird, welche Bedeutung
innerhalb der Erwerbsarbeit insbesondere eine Nebenerwerbstätigkeit hat, welchen
Beitrag die Eigenarbeit erbringt und wie Eigenarbeit und Aktivitäten im Haupt- und
Nebenerwerb kombiniert als Versorgungsstrategien eingesetzt werden. Was im einzel-
nen getan wird, soll anhand von Aktivitätsprofilen aulgezeigt werden. Die Bedeutung von
Erwerbs- und Eigenarbeit wird in den drei Dimensionen: Beteiligung, Zeitaufwand und
erzieltes Einkommen konkretisiert.

Als Erwerbsarbeit wird die marktmäßige AKivität der Einkommenserzielung bezeichnet.
Neben der Haupterwerbstätigkeit beziehen wir Nebenerwerbstätigkeiten mit ein, da dem
Nebenerwerb - auch in Zeiten einer angespannten Arbeitsmarktsitualion - im Rahmen
einer Ausweichwirtschalt besondere Bedeutung zukommt. Nebenerwerbstätigkeit ist nun
nicht nur ein Phänomen, das allein als Mehrfachbeschäftigung mit einer Haupterwerbs-
lätigkeit verbunden ist. lm Unterschied zu dem in der amtlichen Statistik (Mikrozensus)
definierten Konzept (vgl. Teil l, Kap. 3.1)werden hierzusätlich bezahlteTätigkeiten auch
für Nichterwerbstätige (wie Studenten, Rentner, Hausfrauen, aber auch lür Arbeitslose)
einbezogen. Eigenarbeit wird als (produktive) ökonomische Aktivität von Personen in
privaten Haushalten abgegrenzt, die auch von eineranderen (bezahlten) Person geleistet
werden kann. Damit ist Eigenarbeit insbesondere derTeileiner Haushaltsproduktion, der
einem Austausch durch bezahlte Llarktarbeit zur Verfügung steht. Solche Do-it-yourself-
Tätigkeiten sind nicht nur aus der hier verfolgten Versorgungsperspektive interessant;mit
einem geschätzten Umsatz von über31 Mrd. DM ('1986)ist dies ein wichtiger Bereich der
Wirtschaft überhaupt.

Datengrundlage dieses Kapitels ist die ropräsentative Nebenerwerbstätigkeilsumfrage
des Sonderforschungsbereichs 3 lür das Jahr 1984'.

1 Vgl. Helberger, Chr./Merz., J./Schneider, H.r Nebenerwerbslätigkeitsumfrage 1984 Dokumen-
tation, bearb, von K. Woltf, Slb 3, Frankfurl a. M. 1985.
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5.1 Eigenarbeit und Erwerbsarbeit
in der Bundesrepublik Deutschland

lnformationen zur Verbreitung von Eigenarbeit sowie Haupt- und Nebenerwerb als
einzelne Aktivitätsbereiche und in ihrerjeweiligen Kombination sind in Abb. 1 und Tab. 1

zusammengestellt. Die jeweilige Fläche in Abb. / entspricht der Anzahl der Personen mit
einer oder mehreren Tätigkeiten.

Abb. 1: Aktivitätsspektrum: Anzahl der Personen mit HaupteMerbstätigkeit,
Nebenerwerbstätigkeit und Eigenarbeit (maßstabsgerecht)

HET = HaupiaNerbsläligkeil.
NET = Nob€nsrwell3stätiSkeit.
EA = Eiqonaöet.
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lV: Ald vilälskombinal on6n:
V Vll: ausschleDllch ene Akl viläl
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Datenbasis: Slb3-Nebsnerwebsläligkeilsuml.age 1984 (N = 7826).

397

I

lt



Tab. 1 Verbreitung von Haupterwerbstätigkeit, Nebenerwerbs-
tätigkeit und Eigenarbeit

lnsgesamt Männer Frauen Frauenanteil

in Y.

Personen mit mindestens
einer Tätigkeit
Überhaupt AKive (l Vll)
Haupterwerbstätigkeit (l V)
N€benerwerbstätigkeit (ll- lV, Vl)
Eigenarbeit (1, ll, lV, Vll)

Personen mit mindestens
zwei Tätigkeiten
MehrfachaKive (l-lV)
HET und NET4 ( , tV)
HET und EA (1, lV)
NET und EA (lll, lV)

59
42
I

28

702
60
10
26

23
6

19
5

5o'?

27
9

29

453
34
50
55

39
39
35
48

18
4

14
5

13
2
I
4

1 ln % dsr Gesamlpopulalion.
2 In % all6. Männer bzw. all6l Frauan.
3 ln % allar der jeweiligen Zails.
4 HET = Haupr€Iw€rbsräriskeir; NET : Nebonedeöstätigken; EA = Eigsnabeil.

Dalsnbasisr SlblNeboneNeösläiigkeilsumlrage 1984 (N = 7826).

Knapp 60 % aller fast 8000 Befragten üben mindestens eine Tätigkeit (Segmente l-Vll in
Abb. 1) aus, 42% det Beiragten gehen einer Hauplerwerbstätigkeit nach, ein Ergebnis,
das auch den Daten aus der Beschäftigtenstalistik entsprichl. Über I o/" der Bundesbür-
ger sind nebenerwerbstätig.

Gegenüber irikrozensusergebnissen mit 2-3 % sind über 9% Nebenerwerbstätige ein
beachllich unterschiedlicher Befund. Dies ist einerseits das Ergebnis einer intensiveren
Behagung zu diesem Themenkomplex, andererseits ist dies auf eine EMeiterung des
bef ragten Personenkreises zurückzuf ühren.

Weitaus verbreiteter als eine Nebenerwerbstätigkeit (NET)istdie Eigenarbeit (EA). Nrehr
als jeder vierte Bundesbürger stellt marktnahe Ökonomische Güter und Dienste durch
Eigenarbeit im Haushalt her, wobei hier nicht die ,,normalen" Haushaltstätigkeilen erfragt,
sondern vielmehr die über die übliche Hausarbeit hinausgehenden produktiven Aktivitä-
ten erfaßt wurden.

Bisher wurden globale Daten zum Aktivitätsspektrum genannt, die unverbunden die
Verbreilung von Eigenarbeit und Erwerbsarbeit beschreiben. lm folgenden sollen die
Kombinalionen von Haupt-, Nebenerwerb und Eigenarbeit untersucht werden. Dahinter
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steht die Frage, ob lvlehrfachtätigkeiten, also verbundene Versorgungsstrategien aus
Markt- und Haushaltsaktivitäten, schon von ihrer Verbreitung her von Bedeutung sind.
ln Verbindung von Abb. 1 mltTab. 7, die die Besetzung der einzelnen Aktivitätsbereiche
auch nach Geschlechtern untergliedert wiedergibt, sehen wir unmittelbar die Bedeutung
einer zweiten und dritten zusätzlichen Aktivität: Fastjeder Fünfte (18 %) der Befragten ist
in mehreren Aktivitätsbereichen tätig (Mehrlachaktive l-lV).2% allet Befragten (lV)
geben sogar alle drei Bereiche an.

Beiden Mehrfachtätigen überwiegt die Kombination einer haushaltsbezogenen Tätigkeit
mit einer Haupterwerbstätigkeit (Haupterwerbstätigkeit und EigenatbeitTTlo det Mehr
fachtätigen, 14% aller Befragten). Mehr als ein Drittelder Haupterwerbstätigen ist noch
zusätzlich tätig (l+ll+lV - 15% aller Beiragten), überwiegend in der Eigenarbeit.

Jederfünfte Mehrfachlätige übt mindestens zwei marKmäßige Aktivitäten aus (Haupter-
werbs- und Nebenerwerbstätigkeit: 23 % der [Iehrfachtätigen, 4 % aller Befragten). lvlehr
alsdie Hältte dieser marktmäßig besonders engagierten Personen leistet zusätzlich noch
Eigenarbeit.

Etwa ieder siebte Mehrfachtätige kombiniert Eigenarbeit mit Nebenerwerbstätigkeit
(15% der lrehrfachtätigen, 2% aller Belragten). Damit ist Eigenarbeit nicht nur als
unverbundener Bereich, sondern auch in Kombination mit marktmäßigen Aktivitäten
(58% der Eigenarbeiter sind haupt- oder nebenerwerbstätig) ein durchweg in seiner
Verbreitung bedeutender Aktivitätsbereich.

Geschlechtsspezifische Unterschiede bei den Befragten mit mehreren Tätigkeitsberei-
chen werden durch die Dominanz des l\ränneranteils in der Haupterwerbstätigkeit
geprägt. Bei der Kombination der marktmäßigen Aktivitäten (Haupterwerbslätigkeit und
Nebenerwerbstätigkeil) überwiegen die Männer mit zwei Drittel dieser Gruppei bei
ausschließlicher Kombination von Haupterwerb und Eigenarbeit sind noch knapp 60 %
dieser Gruppe lvlänner. l\ilil wachsendem Eigenarbeitsanteil kehrt sich das Bild um: Über
60% der Gruppe, die ausschließlich einer Nebenerwerbstätigkeit und Eigenarbeit
nachgeht, sind Frauen. Dies kann darauf hindeuten, daß viele Frauen eine relativ
geringfügige hauptberutliche Teilnahme durch Nebenerwerb oder nichtmarktmäßige
Aktivitäten zu ersetzen versuchen.

Strukturelle Unterschiede bei Eigenarbeit und Nebenerwerb zeigt lab. 2 auf. Schon
erwähnte geschlechtsspezifische Unterschiede werden deutlich: Die Nebenerwerbs-
quote ist bei Männern, die Eigenarbeitsquote bei Frauen höher. Altersspezifische
Unterschiede mit altersmäßig abnehmender Nebenerwerbsbeleiligung, aber überweite
Altersbereiche im Niveau relativ gleichbleibende Eigenarbeit, sind festzuhalten. lnteres-
sante Ergebnisse finden sich bei einer slrukturellen Untergliederung nach beruflicher
Stellung, wobei auch Nichtberufstätige explizit in die Befragung aufgenommen wurden:
Beamte und Arbeiter sind im Nebenerwerb und in der Eigenarbeit besonders aktiv.
Schüler/Studenten, in der Berufsausbildung Befindliche sowie Arbeitslose weisen die
höchsten Nebenerwerbsquoten auf: Vor allem diese Bevölkerungsgruppen scheinen auf
einen Nebenverdienst angewiesen zu sein.
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Nebenerwerb Eigenarbeil

in%

lnsgesamt
Geschlecht

Alter

Nichtberufs-
tätige

Ausbildung

Haushaltsgröße

Haushaltstyp

Männer
Frauen
bis 20
21-30
31-40
41-50
51-60
61 und älter
Berufsausbildung
Arbeiter
Angestellle
Beamte
Selbsländige
Vollzeit
Teilz€it
Arbeitslos
Schüler/Student
Renlner
Hausfrauen
Hauptschule

ohne Berufsabschluß
mit abgeschl. Lehre

Realschule/Fachschule
Abitur
Hochschule
1 Person
2 Personen
3 Personen
4 Personen
5 und mehr Personen
Alleinerziehende
Paare mil Kindern
1 Personenhaushalt
Paare ohne Kinder
nur Erwachsene

28
26
29
19

30
19
27

39
20
3'l
35
30
22
20
28

29
29

34
20
26
JJ

27
24
31

26

10
9

21
12
I
I
8
3

17
12
7

13
4
I

20
16
25
4
6

I
8

11

5
7

1'l
12
15
13
IJ
5
6

't1

Dal€nbasis: Stu3-Nebon€M€ösiäilgkeilsuml€gs 1984 (N = 7826).
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Die Nebenerwerbsquote der Teilzeitbeschäftigten ist gegenüber den Vollzeitbeschäftig-
len mehr als doppelt so groß; Erwerbsmuster, die sich von einer einzigen Erwerbslätigkeit
entfernen, werden hierdeutlich. Eine in lab. 2 nicht wiedergegebene geschlechtsspezifi-
sche Untergliederung der berullichen Stellung ergibt lolgendes Bild: Der typische
männliche Nebenerwerbstätige und/oder Eigenarbeitende ist vollzeilbeschättigter Arbei-
ter; die typische nebenerwerbslätige und in marktnaher Tätigkeit (Eigenarbeit) aktive
Frau ist Hausfrau; darüber hinaus sind vor allem teilzeitbeschäftigte Angestellle
nebenerwerbstätig.

Einen deutlichen Einlluß auf Zusatztätigkeiten hat die schulische Ausbildungr Ein höherer
Schulabschluß fühd zu einer höheren Nebenerwerbs- und auch Eigenarbeitsquote. Die
Größe des Haushalts ist bestimmend für weitere Aktivitäten: Je größer der Haushalt,
desto höher ist auch die Nebenerwerbsquote und damit wohl auch die Notwendigkeit
eines Zusalzverdienstes. Die Eigenarbeitsquote erhöht sich ebenfalls mit größeren
Haushalten. lm Hinblick auf den Haushaltstyp sind vor allem Paare mit Kindern im
Nebenerwerb und in der Eigenarbeit aktiv.
Zusammenfassend zeigen sich deutliche skukturelle Unterschiede der einzelnen sozio-
ökonomischen Gruppen im Hinblick auf Nebenerwerbstätigkeit und Eigenarbeit.

5.2 Aktivitätsprofile in Eigenarbeit und Nebenerwerb
Welche Tätigkeiten werden in Eigenarbeit und im Nebenerwerb ausgeübt? Beider Frage
nach der Tätigkeitsart haben die Befragten selbst die ieweilige Tätigkeit angegeben.
Zudem bestand die Möglichkeit, auch eine zweite, dritte und weitere Tätigkeit mit den
zugehörigen Zeit- und Ersparnisangaben zu nennen (mehrfache Eigenarbeit).

Die Arbeiten im Do-it-yourself-Bereich konzentrieren sich auf die Ausübung einer
einzigen Täligkeit. 75% sind ausschließlich in einerTätigkeit aktiv und nwTo/" detindet
Eigenarbeit Aktiven gehen mehr als zwei Tätigkeiten nach. Die verschiedenen Tätigkei-
ten haben wir in sieben Tätigkeitsbereiche zusammengelaßt (vgl fab. 3). Die Reihen-
folge dieser Aufzählung folgt den relativen Häufigkeiten der ausgeübten ersten Eigenar-
beit. Damit liegen Handarbeiten (Stricken, Nähen usw.) und Renovierungsarbeiten
(Streichen, Tapezieren usw.), und mit einigem Abstand Gartenarbeiten, deutlich an der
Spitzeder Do-it-yoursell-Tätigkeiten. Untergliedert nach dem Geschlecht, istdie Handar-
beil erwartungsgemäß eine absolut weibliche Domäne. lm Gegensalz dazu sind Kraft-
fahrzeugreparaturen, Reparaturen im und am Haus/Hausbau und Benovieren durchgän-
gig typische l,ränneraktivitäten.
Die vielfältigen selbstgenannten Aktivitäten im Nebenerwerb haben wir analog zur
amtlichen Statistik in die Bereiche Landwirtschafl, Produzierendes Gewerbe und Dienst-
leistungen gegliedert. Eine Aufteilung der Dienstleistungen in personenbezogene Tätig-
keiten, Handel/Verkehr, Beratung und sonstige Dienstleistungen ist angebracht, da fast
zwei Drittelaller Nebenerwerbstätigkeiten in diesem Bereich anfallen. lm Produzierenden
Gewerbe sind etwas mehr als ein Viertel aller Nebenerwerbstätigen aktiv. Die Landwirt-
schaft hat mit unter 10% aller Nebenerwerbstätigkeiten einen relativ geringen Anteil.
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Tab. 3: Aktivitätsprof ile von Eigenarbeit und NebeneMerbstätigkeit
Geschlechtsspezif ische Aufgliederung
nach Tätigkeitsbereichen

Alle Männer Frauen

in%

(Erste) Eigenarbeitl
Handarbeiten
Renovieren
Gartenarbeit
Krattf ahrzeugreparaturen
Rep. in und am Haus
Kunsthandwerk
Sonstiges

(Erste) Nebenerwerbslätigkeitl
Landwirtschaft
Produzierendes Gewerbe
Alle Dienstleistungen

Personenbezogen
Handel^/erkehr
Beratung
Sonstige

9
25
66
22
31

2
11

10
40
50
11

32
3
4

73
I

10
0
1

3
4

7
10
83

30
2

18

41
25

3
I
4
4
4

2
45
16
19
I
6
4

1 ln 7o aller Peßonen mil Eigenaöeil (N = 2273) bzw. Nebene elbslällgksil (N = 737).

Datenbasis: Slb3-Nebonelwelbsläligkeilsumrrag€ 1984 (N = 7826).

Dertypische männliche Nebenerwerbstätige wird entweder im Produzierenden Gewerbe
oder im Bereich Dienstleistungen und Handel/Verkehr aktiv, dagegen Frauen primär im
Bereich personenbezogener und sonstiger Dienstleistungen. Dies mag in der beruflichen
Slellung und der damit verbundenen Oualif ikationsstruktur der Nebenerwerbstätigen
begründet sein. Männliche Nebenerwerbstätige haben sehr häufig im Hauptberul eine
Facharbeiterstellung, wohingegen die nebenerwerbstätagen Frauen sich sehr stark aus
Hausfrauen rekrutieren.

5.3 Zeitverwendung in Haupterwerb, Nebenerwerb
und Eigenarbeit

ZurAnalyse derzeitlichen lnlensität der Aktivitätsstrukturen werden die durchschnillliche
Wochenarbeitszeit in Haupterwerb, Nebenerwerb und Eigenarbeitsowie Kombinationen
dieser drei Aktivitätsanen beljachlel (vgl. Tab. 4).
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Tab. 4: Wochenarbeitszeit und Monatseinkommen durch
Haupterwerb, Nebenerwerb und Eigenarbeit

Durchschnittl.
Wochenarbeitszeit

(in Stunden)
Alle l\,4änner Frauen

Durchschnittl.
Monatseinkommen

(in Dlr)
Alle Männer Frauen

Haupterwerb
Nebenerwerb
Eigenarbeit
Haupt- und Nebenerwerb
Hauplerwerb u. Eigenarbeit
Haupterwerb, Nebenerwerb
u. Eigenarbeit

39,9
5,7
5,2

41,4
43,2

42,2
4,7

43,7
45,2

35,5
6,6
6,4

36,5

2018
252

2 080
2 290

1 281
342
103

1 373
1 416

1 773
297

1 870
1 997

46,5 48,1 43,0 2 041 2274 1 357

Oatenbasis: Slb3'N€benerweöstäl gkeilsumtage 1984 (N = 7826)

Bei der Haupterwerbstätigkeit beträgt die durchschnittliche Wochenarbeitszeit 1984
39,9 Stunden. Et\ua 21o/. aller Haupterwerbstäligen arbeiten mehr als 40 Stunden
wöchentlich. Diesem Personenkreis wird weniger Zeit für zusätzliche Aktivitäten verblei-
ben. Der Anteil der Teilzeit-Erwerbslätigen mil 30 und weniger Stunden pro Woche an
allen Hauplerwerbstätigen beträgt etva 11yo. Eine Abgrenzung zwischen Teilzeitbe-
schäftigung als Haupterwerb und Nebenerwerbslätigkeit isl lließend.

Die durchschnittliche wöchentliche Nebenerwerbstätigkeitszeit liegt bei lasl 6 Slunden.
Fast 66% aller Nebenerwerbstätigen arbeiten fünf und weniger Stunden in der Woche.
Knapp 4y. allet Nebenerwerbstätigen arbeiten allerdings mehr als 20 Stunden in der
Woche.

Für die Eigenarbeil werden durchschnittlich 5 Stunden verwendet. Sie ist damit im
Durchschnitt etwas weniger zeitintensiv als eine Nebenerwerbstätigkeit. Beider Eigenar
beit ist die Gruppe der 5 Wochenstunden und weniger Arbeitenden mit 75 % noch größer
als bei den Nebenerwerbstätigen. Von den gesamten in der Eigenarbeii Tätigen haben
4 % eine höhere Aktivitätals 20 Wochenstunden. Die Streuung in der Zeitverwendung für
Eigenarbeit ist allerdings fasl doppelt so groß wie die im Nebenerwerb, zudem ist die Zahl
der Personen mit zeitintensiverer Eigenarbeit größer als im Nebenerwerb.

Zusammengenommen enttallen auf Nebenerwerbs- und Eigenarbeitsaktivitäten
wöchentlich meist weniger als 5 Stunden. Allerdings sind elwa 4yo dq Tätigen im
Nebenerwerb und in der Eigenarbeit mil wöchentlich mehr als 20 Stunden besonders
aktiv. Eigenarbeit wird zwar mehr als dreimal so häufig wie NebeneMerbstätigkeit
ausgeübt, es wird dafür aber im Durchschnitt wöchentlich eine Stunde weniger als im
Nebenerwerb auf qewendet.
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Die mehr,achaktiven Haupterwerbstätigen - Haupt- und Nebenerwerb (HET und NET)
oder Haupterwerb ühd Eigenarbeit (HET und EA) - arbeiten im Durchschnitt ca. 41,5

Stunden in der Woche. Von den Haupterwerbstätigen arbeiten 21 % mehr als 40
Wochenstunden und 6 % mehr als 50 Stunden Diejenigen, die neben dem Hauplerwerb
noch eine zusälzliche Tätigkeit ausüben, sind wesentlich aktiver:76% der Haupt- und

Nebenerwerbstätioen sowie 87% der im Haupterwerb und inder Eigenarbeit Tätigen sind
mehr als 40 Stunden in der Woche aktiv. irehr als 50 Stunden pro Woche arbeiten 14%
der Mehrfachaktiven (HET und NET bzw. HET und EA) Eine weitere Steigerung des
zeitlichen Aufwandes ist natürlich mit der Kombination aller marktmäßigen Aktivitäten mit

Eigenarbeit (HETund NET und EA)verbunden. Hierarbeiten 8% mehrals60,30% mehr

als 50 und 88% mehl als 40 Wochenstunden Die durchschniftliche wöchentliche
Arbeilszeit isl auf 46,5 Stunden angestiegen

Mit größerer Streuung und einem beachtlichen Anteil von Personen mit 50 bzw. 60 und

mehr Stunden in der Woche ist somit für die Mehrfachaktiven eine besondere zeitliche
lntensilät der Erwerbsarbeit in Haupt- und Nebenerwerb sowie der Eigenarbeit festzu-
halten.

5.4 Einkommen und Ersparnis aus
Haupteruerb, Nebenerwerb und Eigenarbeit

Neben marktmäßigen Einkommen aus Haupt'und Nebenerwerbstätigkeit kann auch die
monetäre Ersparnis erstellter Güter- und Dienstleistungen durch Eigenarbeit mittelbarder
Einkommenserzielung zugeordnet werden. Geht man davon aus, daß - zumindest für
einen Großteil der produzierlen Güter - entsprechende Ausgaben auf dem Markt
angefallen wären, so werden durch die Eigenerstellung Ausgaben eingespart (Einkom-
mensersatzfunktion).

lm ,olgenden sollen das persönliche Einkommen aus der Erwerbsarbeil und die Ersparnis
aus der Eigenarbeit untersucht werden. Fürdas Einkommen aus der Haupterwerbstätig-
keit wird das monatliche Nettoeinkommen des Befragten berücksichtigt. Da§ Nettoein'
kommen als verfügbares Einkommen wird mit den Einkommen aus Nebenerwerb und
den nicht besteuerten Ersparnissen verglichen.

Fürdas Einkommen aus dem Nebenerwerb verwenden wirdas erfragte Geldeinkommen
sowie bewertele immaterielle Vergütungen. Als dritte Einkommenskomponente wird die
erlragte materielle Ersparnisaus der Eigenarbeit berücksichtigt. Eswurdegefragt, wieviel
durch Eigenarbeit im Berichtszeitraum gespad wurde. Eine unmittelbar damit verbun-
dene Zusatzfrage hat die für diesen Teil der Haushaltsproduktion benötigten Materialko-
sten ermittelt. Die durch eigenerstellte Leistung angegebene Ersparnis kann somit als
Lohnäquivalenl anges€hen werden.

Das durchschnittliche monatliche Netloeinkommen aus dem Haupterwerb liegt bei 1 773
DM, aus Nebenerwerb bei 297 DM und aus Eigenarbeit bei 159 Di, im lvlonat Die
Mehrfachtäligen erzielen 1870 Dlil (HaupteMerbstätigkeit und Nebenwerbstätigkeit),
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1 997 Dl, (Haupterwerbstätigkeil und Eigenarbeit) bzw.2041 DM (Haupterwerbstäti9keit,
Nebenwerbstäligkeit und Eigenarbeit). Ahnlich den Ergebnissen zur zeitlichen lntensität
istdamit beiden zwar relativ weit verbreileten Aktivitäten im Nebenerwerb und besonders
in der Eigenarbeit nur ein relativ geringes monatliches Nebenerwerbseinkommen bzw.
eine relativ geringe monatliche Ersparnis testzuhalten (vgl. Tab. 4).

Nebenerwerbseinkommen und Ersparnis aus Eigenarbeit streuen stärker als das Ein-
kommen aus Hauptenverbstäligkeit. Die größere Streuung der Einkommen aus dem
Nebenerwerb isl auf einige wenige besonders gut Verdienende zurückzuführen. Alle
anderen Nebenerwerbseinkommen konzentrieren sich unter 250 DM pro lronat (68%
aller Personen mit Nebenerwerbseinkommen, 6% aller Befragten). Wenn auch in del
Eigenarbeit die unlerste Einkommensklasse (bis 250 DM) noch stärker besetzt ist (84%
aller Eigenarbeiter, 22 % aller Befragten), so streuen die Ersparnisse aus Eigenarbeit
stärker als die Nebenerwerbseinkommen; Ersparnisse über 1500 Di, pro Monat sind
noch bei 1 % aller Eigenarbeiter gegeben.

Die besonders Aktiven mit zweilacher marktmäßiger Tätigkeit (Haupt- und Nebener-
werbstätigkeit) und Eigenarbeit verdienen auch am meisten: durchschnittlich 2041 Dir.
Über die Hältte der Mehrfachaktiven haben ein Nettoeinkommen von über 2000 Dlll, ein
weiteres lndiz dafür, daß besser Verdienende auch in einel Zusatzaktivität mehr
verdienen als schlechter Verdienende. Zudem gilt, daß mittlere und höhere Einkommens-
bezieher bereits mehr Ersparnis aus Eigenarbeit als Einkommen aus Nebenerwerb
haben. Weitere Analysen zur Einkommensverteilung haben ergeben, daß Eigenarbeit
eher eine Domäne des Mittelstandes ist, während Nebenerwerbstätigkeit vor allem auch
das Einkommen weniger gut Verdienender erhöht.

Zusammenfassend läßt sich feststellen: Eigenarbeit und Nebenerwerb sind relativ weit
verbreitete Versorgungsaktivitäten. Sie erbringen monatlich '160 bzw.300 DM und sind
mit einem zeitlichen Einsatzvon 6 Wochenstunden in der Eigenarbeit und 5 Wochenstun-
den im NebeneMerb auch ein zeitlich relaliv bedeutender Aktivitätsteil privater Haus-
halte.

lJ oach i m M ez/Kl au s woln
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6 Wohnen und seine Bewertung

Seit Beginn der achtziger Jahre äbersteigt der Wohnungsbestand in der Bundesrepublik
Deutschland die Zahl der Haushalte. Dabei besteht in den Ballungsgebieten allerdings
nach wie vor Wohnungsmangel. Aktuelle Informationen über die Wohnungsversorgung
fehlen, da die letzte umlassende Wohnungsstichprobe 1978 erhoben wurdel. Das Sozio-
ökonomische Panel kann diese Datenlücke aufgrund einer umfangreichen Befragung zur
Wohnsituation bei Haushalten von Deulschen und Ausländern nun teilweise schließen.
Es bietet einen Überblick über Größe, Ausslattung und Qualität der genutzten wohnun-
gen und vor allem auch lnformationen über die Bewertung der Wohnsituation. Außerdem
werden die Wohnmobilität und deren Bestimmungsgründe erfragt.

6.1 Wohnungsgröße und Wohnungsausstattung
DerTrend zurgrößeren Wohnung hatte in den siebzigerJahren daz u gefÜhd, daß die Zahl
der Haushalte, die eine Wohnflächevon mehr als 80 Quadratmeter bewohnten, von 34%
(1972) aul43% (1978) gestiegen ist. Nach den Ergebnissen des Mikrozensus von 1982
waren in diesem Jahr 46% aller Wohneinheiten größer als 80 Quadratmeter (vgl. Teil l,
Kap. 5.2.1). 1985 war gemäß den Daten im Sozio-ökonomischen Panel der Anteil der
Haushalle mit entsprechenden großen Wohnungen mit 45% etwa ähnlich hoch. Die
Flächenversorgung hat sich iedoch im Durchschnitt weiter verbesserl. Als Folge des
wachsenden Anteils von Einpersonenhaushalten - dieser bekug 1985 etwa 33%
gegenüber 25% im Jahr 1970 und abnehmender Kinderzahl, ist die durchschnittliche
Wohnungsbelegung weitergesunken, und zwarvon knapp3 Personen im Jahr 1970 (vgl.

Teil l, Kap. 5.3) auf rund 2,5 Personen im Jahr 1985. Zum anderen hat sich der Anteil der
Wohnungen von 80 bis 120 Quadratmeler, nicht zuletzt wegen der Anderung gesetzlicher
Vorschritten im öflentlich geförderten Wohnungsbau, deutlich aufrund 35% erhöht, nach
30% im Jahr 1978 und 25% im Jafi 1972. Oer Anteil der Haushalte mitWohnungen von
mehrals 120 Quadratmeter Wohnfläche hatsich seitAnlang der siebziger Jahre von rund
'10% auf mehr als 15% im Jahr 1985 erhöht. Dabei handelt es sich hauptsächlich um
Eigentumswohnungen (vgl. Teil l, Kap. 5.2.1).

Deutsche lrieterhaushalte verfügten 1985 über39 Ouadratmeter Wohnraum pro Person
(vgl. Tab. 1). Ausländische Mieter hatten mit 21 Quadralmeter erheblich weniger
Wohnraum zur Verfügung. Bei den deutschen Eigentümerhaushalten war die Wohnflä-
che mit 42 Quadratmeter pro Person deutlich größer als beiden lrlieterhaushalten; dieser
Unterschied war bei den ausländischen Haushalten noch größer. Bei deutschen und

1 Dalen des Mikrozonsus 1985, mit denen die Paneldaten zur Wohnsilualion hätten verglichen und
evenluell ergänzt werden können, standen lür dissen Bericht noch nichl zur Verlügung.
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Tab. 1: Wohnungsgröße und deren Beurteilung

Deutsche Haushalte
Wohn- Beurteilungl
lläche'? viel etwas zu

zu klein zu klein groß
m2lPers. % % %

Haushalte von Ausländern
Wohn- Beurleilungl
fläche viel etwas zu

zu klein zu klein groß
m'?lPers. o/. Y. %

3
4
5

Mieter
Haushaltsgröße
1 Person
2 Personen
3 Personen
4 Personen
5 u. m. Personen

lnsgesamt
Einkommensniveau3
1. Quintil (niedrig)
2. Ouintil

Quintil (hoch)
lnsgesamt

Eigentümer
Haushaltsgröße
1 Person
2 Personen
3 Personen
4 Personen
5 u. m. Personen

lnsgesamt
Einkommensniveau3
1. Quintil (niedrig)
2. Quintil
3. Ouintil
4. Quintil
5. Quintil (hoch)

lnsgesamt

12
12
19
25

16

12
16
21

29

23

Quintil
Quintil

36
27

20
39

45
42

34
35
39

80
49

30
26
42

10
6
4
3
6
7

I
8
I
6
7
7

2
2
3
6
6
3

4
3
3
3

3

3
3
8
2
4
I
I
I
I
7
7
I

,|

3
1

1

1

1

2
,|

13
12
18
19
18
16

28

17
15
21

26
22
19

18
21

I
6
6
0
I
8

21

24
26

23

10
6

10
6
8
8

4
3
4
1

2
2

3
3
2
2
2
2

;

7

49
43

41
42

12

11

10
12
11

11

8
28
13

8

21

17
7

't3

20
15
I
I
4

11

l Beudeilung durch d€n Haushallsvoßland. Skala mil lünl Vorgaben: ,,viel zu klein", ,,en as zu k o n", ,,gerade chtig ',
,,elwas 2u groß", ,,viel zu groB i ,,zu groß" stehl lÜr: ,viel zu groB", ,elwas 2u grcß'.

2 Ouadrahster pm Peßon.
3 Haushallsnenoeinkommen nach Angaben des Halshaltsvoßrandes. Jodes Ouintil umlaßt 20% der nach ihrcr

Einkommsnshöhe geordneten Haushaltsgruppen.

Oal€nbass: Das Sozlo ökonomischo Pan€|, Wele 2 (1985).
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ausländischen Haushallen sind es ieweils die Einpersonenhaushalte, die weit über
diesem Durchschnitl liegen. ln dieser Gruppe wird bei deutschen Eigentümern und
Irietern bemerkenswert häulig über zu große Wohnungen geklagt; dabei handelt es sich
überwiegend um verwitwete Rentner, die nach dem Tod des Ehepartners die Wohnung
beibehielten. Stärker als beiden deutschen Haushalten ist beiden ausländischen Mieter-
und Eigentümerhaushalten der latente Wunsch nach einer größeren Wohnung vorhan-
den. Die ausländischen Mehrpersonenhaushalte (3 Personen und mehr) äußern häufi-
ger, daß die Wohnfläche für den Haushalt zu klein sei. Die Untedeilung nach Einkom-
mensgruppen zeigt, daß knapp ein Viertel der besser verdienenden deulschen Mieter'
haushalte mil der Wohnungsgröße unzufrieden ist; die Wohnung ist für den Haushalt

,,etwas zu klein" bzw. sogar,,viel zu klein". Von der weit übeMiegenden Zahl aller
Haushalte wird die Wohnungsgröße jedoch als ,,gerade richtig" eingestutl

Die Qualität der Wohnungen hat - gemessen an der Ausstattung mit Küche, lnnen'
toilette, Dusche/Bad und Sammelheizung (Zentral-, Etagen-, Fernheizung) - ein hohes
Niveau erreicht.

Rund 95% der Haushalte im Sozio-ökonomischen Panel erklärten 1985, daß sie über
derartige Einrichtungen verfügen, Sammelheizung war in drei Viertel der Wohnungen
vorhanden. Knapp 40% der Haushalte wohnten '1985 in Gebäuden, die vor 1949 gebaut
wurden - ausländische Mieler zu weit über der Hä|fte, deutsche l\rieterhaushalte zu

einem Drittel. Diese Gebäude sind nach dem Udeilder Mieter überwiegend renovierungs-
bedürftig; dieser lreinung waren rund 60% der deutschen irieterhaushalte und rund
70% der ausländischen Mieter. Die Wohngebäude der Eigentümer sind dagegen nur zu
knapp einem Drittel renovierungsbedürftig. Auch hier besteht ein Unterschied zwischen
deutschen und ausländischen Haushalten, bei den Ausländern ist der Anteil der
renovierungsbedürfligen Gebäude höher. Ein Grund dafür ist, daB Ausländer dazu
übergehen, Eigentum in ihren teilweise sanierungsbedürfligen Wohngebieten in den
Großstädten zu erwerben.

6.2 Wohnkosten
Die Wohnkosten, also die Miete bzw. die finanzielle Belastung durch Tilgung und Zinsen
bei den Eigentümern 0eweils inkl. Ausgaben für Wasser, Müllabfuhr, Skaßenreinigung
usw.), haben einen wesentlichen Anteilam Budgetder Haushalte. Die Belastung hat sich
in den letzten Jahren weiter erhöht, denn die Wohnkosten sind im Vergleich mit anderen
Kosten, dem Lebenshaltungsindex zufolge, überproportional gestiegen

Die Belastung der Haushalte mil Wohnkosten wird hier al§ Anteil der Wohnkosten am
Haushaltsnettoeinkommen gemessen. Aus den Ergebnissen der Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe errechnet sich lür 1983 eine Wohnkostenbelastung von 16 % für
die deutschen irieterhaushalte und von rund 17 % lür die Haushalte der Eigentümef Die

2 Vgl. Bartholmai, B.:Zur Entwicklung der l\rielbelastung prlvaler Haushalte, in: wochenberichl des
DlW. Nr. 4/1986.
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Tab.2: Wohnkosten und deren Beurteilung

Einkommensniveau2 Wohn-
kosten

Anteil am
Einkommen

Beurteilungl

günstig ange-
messen

zu hochsehr
günstig

in o/.

1. Quintil (niedrig)
2. Quintil
3. Quintil
4. Quintil
5. Ouinlil (hoch)

lnsgesamt

Eig€ntümer
1. Quintil (niedrig)
2. Ouintil
3. Quintil
4. Ouintil
5. Quintil (hoch)

lnsgesamt
Nachrichtl. (EVS 83)

1. Quintil (niedrig)
2. Ouintil
3. Quintil
4. Quintil
5. Quintil (hoch)

lnsgesamt

Deulsche Haushalle
34

20
18
13
19
16

12

13
t0
13
12

25
28
26
29
24
26

42
43
42
42
45
43

21
17
'19

18
't9

24
18
16
14
11

15

Haushalte von Ausländern
3 18 40
72241
42049
421 43
521 47
52044

Deutsch€ Haushalte
28 36 29
29 32 31

23 29 37
19 27 40
24 3'r 34

39
30
27

27

Jö
25
27
24
22
27
17

7
I

12
11

14
11

45
32
38
37
21

Haushalte von Ausländorn
83334
-554s
-21 36
71465

23 38 24
831 41

43
14
15
20

I Baud€ilung durch don Haushaltsvoßtand. Skala mit lüni Vorgab€n: ,,sshr günstig,,, ,,gün§rig,,, ,ang6m6sson,,,
,,olwas hoch", ,,vi6l zu hoch"; ,,zu hoch steht für: ,,aiwas zu hoch", ,,vi€tzu hoch,,.

2 Haushallsn€to€inkomman nach Angabon d€s Haushaltsvoßtands. Jod€s Ouintit umtaBr 20% der nach ihrsr
Einkommonshöhe g6ordnalsn Haushaltsgruppen.

Oat6nba§i§: Oäs Sozio-ökonomischs Paner, werre 2 (1985).
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Mieter
1. Quinlil (niedrig)
2. Ouintil
3. Quintil
4. Quintil
5. Quintil (hoch)

lnsgesaml
Nachrichtl. (EVS 83)



Wohnkostenbelastungen der Haushalte im Sozio-ökonomischen Panel sind mit 19% für
die deutschen Mieterhaushalte und mit 27% tür die Eigentümerhaushalte im Jahre 1985
merklich höher (vgl. Tab. 2). Dies erklärt sich nicht allein mit dem unlerschiedlichen
Entwicklungstempo von Wohnkosten und Haushalt§nettoeinkommen, sondern ist auch
einer systematischen Unterschätzung des Haushaltseinkommens in Befragungen zuzu-
schreiben3.
Die durchschnittliche Belastung der Haushalte mit Wohnkosten ist bei den unteren
Einkommensgruppen - überwiegend Arbeitslose, Rentner und Sozialhilteempfänger -
am höchsten. Ein Fünftel der Mieterhaushalte muß mindestens ein Drittel des Haushalts-
nettoeinkommens lür das Wohnen (ohne Heizkosten) ausgeben. Das Wohngeld, wel-
ches bei einigen Haushalten die Miete teilweise erheblich vermindert, ändert insgesamt
nur wenig an dieser Relation. Die Unterschiede der Belastungen in der niedrigsten
Einkommensschicht sind bekächtlich, die Nrietbelastungen betragen teilweise Über50 %.

Erslmals istauch fürdie Ausländerhaushalte die Wohnkostenbelastung nachweisbar, sie
ist bei den Mieterhaushalten geringer als bei den deutschen. Ausländer leben Überwie'
gend in kleineren Wohnungen mit mäßigem Komfod und in schlechter Lage (sanierungs-
bedürftiger Altbau). Sie zahlen dort niedrigere lrieten. Die Haushaltseinkommen sind
dagegen wegen der größeren Zahlder Einkommensbezieher im Durchschnitl höher als in

deutschen Haushalten. Bei den Ausländerhaushalten zeigt sich eine vergleichsweise
geringe Mietbelastung in allen Einkommensschichten. Auttällig ist dagegen die starke
Wohnkostenbelastung der Haushalte von Ausländern mit Wohnungseigentum von 32 %;
insbesondere in den unteren Einkommensschichten ist der Unterschied zu den deut-
schen Eigentümerhaushalten bekächtlich. Für den Vorteil, im eigenen Haus zu wohnen,
sind viele Haushalte offenbar bereit, im Vergleich mit den Llieterhaushalten, deutlich
höhere Wohnkosten zu traoen.

Die subiektive Wahrnehmung derWohnkosten (lvlietbelastung bzr,. tinanzielle Belastung
bei Wohnungseigentümern) zeigt, daß die Eigentümer ihre Belastung beim Vergleich mit
einer ihrerWohnung entsprechenden Mietwohnung überwiegend als günstig bezeichnen
(vgl. Tab. 2). Die Mieter stufen die Wohnkostenbelastung nur zu etwa einem Drittel als
günstig bzw. sehr günstig ein. Der Anteil der Haushalte, der mil den Wohnkosten mehr
oder weniger unzufrieden ist, liegt bei den deutschen Mietern mit rund einem Füntlel
wesentlich höher als bei den Eigentümern (ein Zehntel). Die Unzufriedenheit ist in den
Haushalten von Ausländern merklich höher.

6.3 Wohnzufriedenheit
Unzufriedenheit mit der Wohnsituation wird im Vergleich mit anderen Bereichen wie
Einkommen, Arbeit, Gesundheit - sellen, nämlich nur von rund 5% der Haushalte im

3 Das Nettoeinkommen wird von den Haushallsvorständen meistzu niedrig angegeben Lrnd entspricht
eher dem laufenden Haushaltseinkommen. Analysen im Sozio_ökonomischen Panel, wo die
Einkommon von zum Haushalt gehörcnden Personen auch einzeln erfaßt werden, haben gezeigl,

daß nicht nurdie Sonderzahlungen, sondern olt auch die Einkommen anderer Haushaltsmitglieder
nicht zum Haushaltseinkommen dazugerechnel werden
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Sozio-ökonomischen Panel geäußert (vgl. Tab. 3). Die riberwiegende Mehrheit der
Befragten ist mit der Wohnsituation eher zufrieden - Eigentümer in noch höherem Maße
als lVieterhaushalte. Bei den Eigentümern bestehl hinsichtlich der Wohnzufriedenheit
zwischen Deutschen und Ausländern kaum ein Unterschied. Dagegen ist die Zufrieden-

Tab. 3: Zufriedenheit mit der Wohnung

Deutschel
eher eher

zulrieden unzufrieden

Ausländel
eher eher

zulrieden unzufrieden

in%
Mieter
Einkommensniveau2
1. u. 2. Quintil (niedrig)
3. Quintil
4. u. 5. Quinlil (hoch)

lnsgesamt
Alter des Haushalts3
34 Jahre und jünger
35 bis 64 Jahre
65 Jahre und älter

lnsgesamt
Ausgewählte Gruppen
Arbeitslose
Nichterwerbstätige

Eigentümer
Einkommensniveau2
'1. u. 2. Ouintil (niedrig)
3. Ouintil
4. u. 5. Quintil (hoch)

lnsgesamt
Aller des Haushalts3
34 Jahre und jünger
35 bis 64 Jahre
65 Jahre und älter

lnsgesamt

56
60
60
58

51

64
73
58

4
4

5
4
2
5

4
21

9
49

77

87
82 0

;

,|

42
49

43

39
43
47
43

77
54
85
75

14
12
12
13

14
I

13

41
45

79

87
82

75
85

75

1 Beunoilung durch den Haushallsvoßtand. Zul €denhoilsskala von 0 bis 10: ,,eher zulioden" = 6 bis 10i ,,oher
unzurnaden"=0bis4.

2 Haushaltsneto€inkommen nach Angaben d6s Hausha[svoßtands. Jed6s Ouiniil umlaßl20% der nach ihror
Einkommonshöhe geordner€n Haushalrsgrupp€n.

3 Durchschnltlsaller der Haushallsmilgli€dsr ohne Kinder unl€r 18 Jahren.

Dalenbasis: Oas Sozioäkonohische Panol, Welle 1 (1984).
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heit von deutschen und ausländischen i,rieterhaushalten deutlich verschieden: l\,lehr als
10% der Haushalte von Ausländern, aber nur knapp 5% der Deutschen sind mit der
Wohnung unzufrieden. ln beiden Gruppen handelt es sich hauptsächlich um junge
Haushalte sowie Haushalle von Arbeitslosen. Diese Haushalte verlügen in der Regel nur
über ein geringes Einkommen, zählen also bei der Wohnungsversorgung zu den
Problemgruppen.

DerZusammenhang zwischen Einkommenshöhe und wohnzufriedenheil ist eng. ln den
unteren Einkommensgruppen z€igt sich die hier eigentlich zu erwartende grÖßere

Unzufriedenheit mit der Wohnsituation deshalb weniger deutlich, weil die Rentnerhaus-
halte, di€ in der irehrzahl ebenfalls nur ein geringes Einkommen haben, mit ihrer
Wohnung überwiegend zufrieden sind. Diese Zufriedenheit €rklärt sich iedoch, darauf
deuten die objektiven Wohnbedingungen der Rentnerhaushalte hin, eher aus einer
geringeren Anspruchshaltung dieser Bevölkerungsgruppe im Vergleich mitjungen Haus-
halten.

6.4 Wohnmobilität
ln der ersten Panelwelle (1984) haüen 6% de. Haushalle und 2 % der Haushaltsmitglie-
der geäußert, daß sie in den kommenden 12 ironaten umziehen würden. Tatsächlich sind
rund 7 o/o dq Haushalte umgezogen; dabei handelt es §ich zu etwa der Hältte um die
Haushalte, welch€ zuvor die Absicht zum Umzug erklärt hatten. Unter den Haushalten,
die ihre Wohnung kurzlristig gewechselt haben, sind überwiegend junge Einpersonen-
haushalte zu finden.

Unzufriedenheit mit der Wohnung ist nicht der wichtigste Grund für einen Wohnungs-
wechsel. Die Wohnungswechsler im Sozio-ökonomischen Panel, die im Zeitraum von
einem Jahr (Frühjahr 1984 bis Frühjahr 1985) umgezogen waren, haben sich zu 59 %

hinsichflich der Wohnungsausstattung verbessen (vgl. Tab. 4).ln ähnlicher Größenord-
nung hat sich beiden Wohnungswechslern die Wohnungsgröße verbessert Bei einem
Fünftel war sie etwa gleich geblieben. Wohnungsausstattung und -größe sind wichtige
Bestimmungsgründe der l\riete. Daher ist es nicht überraschend, wenn sich die Wohn-
kosten nach dem Umzug erhöht haben. Dieses war bei knapp der Hältte der Haushalte
der Fall. B€i 28% der Haushalte, die im Zeilraum zwischen der ersten und zweiten
Befragung umgezogen waren, hatte sich die finanzielle Belastung allerdings verringert
Hierbei handelt es sich überwiegend um Haushalle, die in eine kleinere Wohnung
umzogen. Auch für diese Haushalte hat sich die WohnungsgrÖße ,,verbessert", sie war
zwar kleiner, aber nun otlensichtlich den Bedürfnissen des Haushalts angemessener.

Allein die Höhe der i/ietbelastung (Anteilder Miete am Haushaltsnettoeinkommen) und/
oder die Unzufriedenheit darüber ist otfenbar ebentalls kein wichtiger Grund, die
Wohnung zu wechseln. Wie die Außerungen derWohnungswechsler zeigen, veranlaßten
den Umzug im wesentlichen äußere Zwänge, die sich neben einer Kündigung durch den
Vermieter hauptsächlich aus gravierenden Anderungen der familiären oder beruflichen
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Tab.4: Beurteilung der neuen Wohnung durch Wohnungswechsler

Einkommensniveaul Beurteilung2 der neuen Wohnung im Vergleich zur alten hinsichtlich . . .

Kosten Größe Aus- Gegend/ Umwelt Verkehrs- Nachbar-
stattung Lage verbindg. schatts-

kontakle

in%

Es haben sich . . .

verbessert
darunter:

'1. Quintll (niedrig)
5. Quintil (hoch)

nicht verändert
darunter:

'1. Quintil (niedrig)
5. Ouintil (hoch)

verschlechtert
darunter:

1. Ouintil (niedrig)
2. Quintil (hoch)

28 61 59 51 42 29 24

5
1

I
2

I
4

24

6
3

48

14
6

13
9

18

10

31

10
7

41
3

51

12 7
4

7
2

21

14
3

10

16
6

14

8

1'1

4
13

11

4
17

6
13

20

5 6
2

4
1

5
4

1 tlaushallsnst@inkomm€n nach Angaben d6s Haushaltsvorslands. Jodes Ouintil umlaßt 20% de. nach ihr6r
Einkommenshöhs geordnsl€n Haushallsgrupp€n.

2 Beutuilung dulch dan Haushaltsvoßland.

Dalonbasisr oas Sozio-ökonomischB Panel, W€lle 2 (1985).

Situation ergaben (vgl, Tab. 5). Oet Antell der zwangsweisen Räumung der bisherigen
Wohnung durch Kündigung seitens des Vermieters bzw. durch Umwandlung von
l\rietwohnungen in Eigentumswohnungen ist mit knapp 10% beträchtlich. Von diesen
Kündigungen waren hauptsächlich die einkommensschwachen Haushalte betrotlen.

Familiäre Gründe - wie eine Scheidung, derWegzugvon Kindern, aberauch Heiratoder
die Geburt von Kindern - sowie berufliche Gründe veranlaßten reichlich 40 o/. der
Haushalte, die Wohnung zu wechseln. Etwa gleich hoch warderAnteilder Haushalte, die
eine Verbesserung der Wohnsitualion anslrebten. Die Molive waren hier im einzelnen:
der Erwerb eines Eigenheims, die Wohnungsgröße, -lage und -ausstattung sowie die
günstigere l\,iliete. Der Wunsch nach einem Eigenheim - und damit in der Regel auch
nach einer größeren Wohnung - ist nach wie vor hoch. Allerdings können sich diesen
Wunsch überwiegend nur di€ besser verdienenden Haushalte errüllen; in der Regel
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Tab. 5: Gründe lür Wohnungswechsell

Fami- Berut Kündi-liäre liche gung
Gründe Gründe d. Ver-

mieter

Erwerb Andere Son-
Eigen- Gründe'? stigeheim Gründe

Woh-
nungs-
größe

in%

Haushaltsgröße
1 bis 2 Personen
3 und mehr Personen
Alter des Haushalts3
34 Jahre und iünger
35 bis 64 Jahre

Deutsche Haushalte

14
28

42012 18

I
6

43I
35
20

32
7

32
2

12
IJ

6
20

5
I 6

6
10

14
4

6

15
7

I
6

Haushaltsgröße
1 bis 2 Personen
3 und mehr Personen
Alter des Haushalts3
34 Jahre und jünger
35 bis 64 Jahre

24
1'1

Haushalte von Ausländern

145-'t9 35 3

62025294
1 Beunsifuno duoh Wohnunqswechslsr (Haushaltsvoßtand), die ihre Wohnung im Zeillaum von Frühjahr 1 984 b]s

Fdhjahr 1985 gewechsell habon.
2 Andeß Gründ€ im zusammenhang mil d€r Wohnung (2.8. die Faumaufieilung).
3 All6r des Haushahsvoßland§.

Oarenbasis: Oas Sozio-Ökonomische Panel, Welle 2 (1985).
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11
16

11
17

16
16

12
20

handelt essich dabeium Ehepaare mit Kindern. Diese Haushaltesind otfenbarauch eher
geneigt, die relativ hohen Wohnkosten über viele Jahre zu tragen. Die Wohnmobilitäl ist
beiderunteren Einkommensgruppe am höchsten. Dabeispielen an erster Stelle lamiliäre
Gründe eine Rolle; von Bedeulung sind auch die Wohn' und Berufssituation

(Chtistian Harz / Herbei Lahmannl



7 Einkommen und Einkommenszufriedenheit

7.1 Einkommensverteilung:
Fragestellungen und Meßverlahren

Nach einem jahrzehntelangen Wachstum des Volkseinkommens hat in der Bundesrepu-
blik zu Beginn der achlziger Jahre eine Stagnationsphase begonnen, deren Ende noch
nicht absehbar ist. Einer weit verbreiteten Autfassung zufolge hat das früher vorhandene
Einkommenswachstum die Verteilungskonflikte um das Volkseinkommen gemildert.
Demnach müßten bei einer Stagnation des Volkseinkommens die Verteilungskonflikte
zunehmen. Ob die Bevölkerung auf die geringeren bzw. fehlenden Wachstumsraten des
Einkommens mit Unzukiedenheit reagiert, ist eine Frageslellung dieses Beitrags. Dar-
über hinaus wird die Frage untersucht, welche Lebensbereiche mit der Einkommensun-
gleichheitzusammenhängen, d. h. inwieweit ungleiche Haushaltseinkommen mit Dispari-
täten in den objektiven Lebensbedingungen und dem subiektiven Wohlbefinden verbun-
den sind.

Als Voraussetzung für solche Analysen istzu klären, nach welchem Einkommenskonzept
die Haushalte geschichtet werden sollen. Es ist leicht einzusehen, daß das gesamte
Haushaltsnetloeinkommen kein guter Maßstab für das ,,Einkommensniveau" bzw. die
,,Bedarfsdeckungsmöglichkeiten" eines Haushaltes ist. Denn sonst wären z.B. ein
Einpersonenhaushalt und ein Fünfpersonenhaushalt beim gleichen Einkommen als
gleich wohlhabend einzustufen. Der Fünfpersonenhaushalt benötigt aber weit mehr
Einkommen, um seinen größeren Ausgabenbedarf zu decken. Bekachlet man das
Haushaltseinkommen je Haushaltsmitglied, dann tritt das entgegengesetzte Problem auf.
Der Fünfpersonenhaushalt benöligt nichl das Füntlache an Einkommen, um die gleichen
Bedarfsdeckungsmöglichkeiten zu erreichen wie der Einpersonenhaushalt. Dies beruht
darauf, daß mehrere Personen gemeinsam relativ billiger wirtschaften können als bei
gelrennter Haushaltsführung.

Zur Lösung dieses Problems werden Gewichtungen der Personen eines Haushalts nach
dem angenommenen Einkommensbedarl vorgenommen. Hierzu wird vom Einkommen
der ersten Person eines Haushalts ausgegangen; sie hat einen Bedarf von '!. lst eine
zweite Person vorhanden, so benötigt diese zusätzlich das 0,7fache der erslen Person;
für die dritle Person wird das 0,ofache benötigt, fürdievierte Person undjedeweitere das
0,sfache. Das gewichtete Haushaltseinkommen je Haushaltsmitglied, der lndikator für
das Einkommensniveau, ergibt sich aus der Division des Haushaltseinkommens durch
das von der Personenzahl abhängige Gewicht, beispielsweise beim Dreipersonenhaus-
halt durch 2,3 (1 +0,7+0,6 = 2,3). Die Haushalte werden nach der Höhe ihres so
errechnelen Einkommensniveaus geordnet und in Gruppen von jeweils 20% (,,Quintile")
zusammengefaßt.
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7.2 Einkommensungleichheit und Ungleichheit der
Lebensqualität

Das Haushaltseinkommen stellt neben den Beiträgen ausdereigenen Haushaltsproduk-
lion und dem Angebot ötfentlicher Güter die zentrale Ressource dar, um den Bedarf an

Gütern und Diensten zu decken und insbesondere die materiellen Bedürfnisse der
lndividuen zu belriedigen. Vom Haushaltseinkommen hängt weitgehend der erreichbare
Lebensstandard ab, welcher als Voraussetzung einer guten Lebensqualität betrachtet
wird.

Tab. 1 : Objektive und subjektive Wohlfahrtsmaße
nach dem Einkommensniveau der Haushalte (Quintile) 1984

Einkommensniveau (Ouintile) Alle'
Befragte

1

unten
5

oben
2 3 4

Geschirrspüler
Videorecorder

Pkw vorhanden

Telefon

Weniger als
1 Baum je Person

Wohnungs-/
Hauseigentum

Zufriedenheit mit
Lebensstandard2

Zufriedenheit mit
Umweltschutz2

Kein Mitglied
in einem Verein

Keine engen Freunde

Einsam

Angste und Sorgen

Zufriedenheit mit
dem Leben2

45
20
17

15

42
29
18

22

v.

'/.

%

@

a

%

%

@

40

17

25

42
35

25

18

17

13

13

12

63

84

to
69

91

16

64
92

34
16

67

93

21 15 5 4 I

51 44 47 46 46 47

6,0 6,9 7,3 7,9 8,2 7,2

20
12

69

90

42

22

83
97

3,8 3,7 3,9 3,9 3,7 3,8

51

34

6,9 7,5 7,2 7,8 7,6 7,4

1 Alls 8eLagi6, di€ Einkommensangabsn gemachl haben. Das Einkommen isl sin Gegonstand, zu d6m di6
Bundosbürger nur sohr zurückhaltend Auskunt geb6n. 30 % d Belragten dos wohllahrissurvoys 1984 hab6n keins
Einkommonsangaben gemachl. Das Bisikooin6l unvollkomm€nen Eepläs6niaiivitätd Dalen isl im Einkommons_
boEich besondsß hoch.

2 W6d€ auf dar Zufiiodenh8itsskala von 0- 1 0.

Oatanbasis: Wohllahdssurvoy 1984 (N = 2 064).
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Ein unterschiedliches Einkommensniveau wirkt sich bei der Haushaltsausstattung am

stärksten bei jenen Gütern aus, die noch nicht sehr verbreitet sind. Beispiele sind die

Geschirrspülmaschine und - weniger prägnant- der Videorecorder. BeiGütern wie dem
Auto und dem Telefon ist der relative Abstand zwischen den Einkommensschichten
geringer. Aber auch bei einem existenznotwendigen Gut wie der Wohnung gibt es starke
Variationen mit dem Einkommensniveau. Eine Wohndichte von mehr als einem Raum ie
Person (ohne Küche)ist 1984 beiiedem tünften Haushaltim niedrigslen Einkommensbe'
reich vorhanden, während so gut wie alle Haushalte im obersten Einkommensbereich
diesen Wohnstandard erreichen. Was jedoch das Haus- und Wohneigentum bekifft, so
streut es über alle Einkommensbereiche ziemlich gleichmäßig Vererbung und Selbsthilfe
beim Hausbau kagen otfensichtlich dazu bei, daß so teure Güter wie l'läuser und
wohnungen relativ gleichmäßig auf allen Einkommensniveaus vorhanden sind. Die
Ditferenzierung zwischen den Einkommensschichten wird bei der Größe und der
Ausstattung der Wohnungen und Häuser festzustellen sein. Die alles in allem bessere
Ausstattung der höheren Einkommensschichten drückt sich in einer höheren zufrieden'
heit mit dem Lebensstandard aus: von 6,0 bis 8,2 rcichen die Wede (vgl Tab l).

Nur geringe Unterschiede gibt es hingegen bei der Unzuhi€denheit mit dem Umwelt-
schutz: Sie ist in allen Einkommensschichten nahezu gleichmäßig hoch Ein hohes
Einkommen stellt kein allgemein brauchbares lvlittel dar, um sich den Auswirkungen der
Umweltprobleme individuell zu entziehen.

Auch außerhalb käuflicher lrarktprodukte kann ein hohes Einkommen von Vorteil sein
und mehr Lebenschancen erölfnen. Dabei können zusätzliche Faktoren, die mit dem
Einkommen verbunden sind, z.B. unterschiedliche Bildung, verstärkend wirken So
lassen sich große Unterschiede beider l\ritgliedschaft in Vereinen und im Vorhandensein
von Freunden zwischen den Einkommensniveaus feststellen. Ein Zusammenhang
zwischen dem Einkommensniveau und den lndikatoren subjektiven Wohlbefindens ist in

vielen Fällen vorhanden. lnsbesondere zwischen dem obersten und dem untersten
Einkommensquintil gibt es markante Unterschiede bei der Lebenszukiedenheit, bei der
Einsamkeit und vor allem bei den Angsten und Sorgen. Ein hohes Haushaltseinkommen
führt nicht unbedingt zu einem hohen positiven Wohlbefinden, es reduziert aber Angste
und Sorgen nachdrücklich.

7.3 Die Einkommenszufriedenheit nach
Einkommensniveau und Haushaltsgröße

Die Zutriedenheit mit dem Haushaltseinkommen stellt eine direkte Bewertung des
Haushaltseinkommens dar. Aufgrund unterschiedlicher Bewertungsmaßstäbe, unter'
schiedlicher Bezugsgruppen und anderer vermittelnder Faktoren ist theoretisch nicht zu
erwarten, daß es einen sehr engen Zusamm€nhang zwischen dem Einkommensniveau
und der Einkommenszufriedenheit gibt. Wie Tab. 2 zeigl, ist die Richtung des statisti-
schen Zusammenhangs aber eindeutig: Der Anteilder Unzufriedenheit steigt mit sinken-
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dem Haushaltseinkommen, der Anteil der sehr Zufriedenen steigt mit zunehmendem
Haushaltseinkommen. Eine Mehrheit der Bevölkerung tendiert zu einer eher mittleren
Zufriedenheit. Widersprüchliche Einkommenspositionen sind ebenfalls zu beobachten:
Der Anteil ,,dissonanter" Befragter, die sich im obersten Einkommensquintil als unzufrie-
den einstufen, liegt bei 7,5o/., der Anteil ,,resignierter" Befragter im untersten Einkom-
mensquintil, die ihr Haushaltseinkommen als sehr gul einstufen, liegt bei 3,5%. Beides
sind Randerscheinungen.

Tab. 2: Zufriedenheit mit dem Haushaltseinkommen
nach dem Einkommensniveau

Zufriedenheit
mil dem Haushalts-
einkommenj

Einkommensniveau (Quinlile) Zu-
sammen

unlen
5

oben
2 3 4

Sehr hoch (10)
Mittel (5-9)
Sehr niedrig (0-4)
lnsgesamt

11 ,4
77,2
11 ,4

100

70,3
20,4

100

18,1
74,5

7,3

100

69,3
7,5

100

16,8
70,1
13,1

100

1 Wede aul der Zuliedenheilsskala von 0 10.

Oalenbas sr Wohllahnssurvgy 1984 (N = 2 064)

Auch aus den Durchschnittszahlen für die Einkommenszukiedenheit (Iab.3) geht die
Stärke derZufriedenheitsunterschiede zwischen den Einkommensniveaus hervor. 1984
hat die unterste Einkommensschicht eine Einkommenszufriedenheit von 5,1, die oberste
Einkommensschicht von 7,8. Die Einkommenszufriedenheit ist im Zeitablauf gesunkenl
sie liegt 1984 niedriger als 1978 und 1980. lm Vergleich von 1984 mit 1980 und 1978 hat
vor allem die unterste Einkommensschicht einen Zufriedenheitsverlust erfahren. Vor
allem dies hat dazu beigetragen, daß die Einkommenszufriedenheit insgesamt geringer
geworden ist. Aber auch beider höchsten Einkommensschicht istdie Einkommenszufrie-
denheit, wenn auch geringfügiger, zurückgegangen. Die Einkommensstagnation am
Beginn der achtziger Jahre äußert sich also in einem Rückgang der Einkommenszufrie-
denheit, der vor allem auf einem Sinken der Einkommenszufriedenheit bei der untersten
Einkommensschicht beruht.

Der Vergleich der Einkommenszufriedenheit in verschiedenen Haushaltsgrößen zeigt,
daß mit Ausnahme der Einpersonenhaushalte alle Haushalte ungefähr die gleiche
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3,5
59,9
36,6
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Tab. 3: Die Einkommenszutriedenheit nach dem Einkommensniveau
der Haushalte im Zeitablaul

Einkommensniveau (Ouintile) Zufriedenheitl
19801978 1984

1

2

4
5

nten

ben

U

o

6,0
6,8
7,4
7,6
8,1

7,2

5,8
6,4
7,2
7,4
8,2

5,1
6,5
6,8
7,5
7,8

Zusammen' 7,0

1 W6de auld6r Zufried€nhsltsskala von 0-10.
2 Nur Bstragre, dio Einkommensangaben gsmachi haben-

Datenba§i§l wohlrahrtssufley 1978 (N = 2 012), 1980 (N = 2 427).1944 N = 2064).

durchschnittliche Einkommenszufriedenheit erreichen (Tab. 4). sei den Einpersonen-
haushalten liegl nicht nurdie durchschnittliche Einkommenszufriedenheit am niedrigsten,
es bestehen auch besonders große Zufriedenheitsunterschiede. Die Alleinlebenden
stellen einen Sonderfall dar, weil bei ihnen Erzielung und Verausgabung des Haushalts-
einkommens in einer Hand liegen und deshalb ein enger zusammenhang zwischen der
Zufriedenheit und dem tatsächlichen Haushaltseinkommen zu erwaden ist.

Tab.4: Die Einkommenszuf riedenheitl nach der Haushaltsgröße und
dem Einkommensniveau 1984

Einkommensniveau
(Quintile) 2

Haushaltsgröße
3 4 5

und mehr

1

2
3
4
5

nten

ben

U

o

3,9
5,9
6,9
6,6
7,3

6,1

5,0
6,'1

6,4
7,3
7,9

6,9

4,3
6,1
6,8
7,9

6,7

5,8
7,0
7,5

7,7

7,0

5,8
7,2
7,8

8,6

6,8Zusammen

1 Werts aui der Zltriedenheitsskala von 0 10.

Datenbasisr wohllahrtssuryey 1984 (N = 2 064).
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7.4 Die Wahrnehmung der eigenen Einkommensposition
Soziale Vergleiche sind wichtige Bestimmungsfaktoren der Einkommenszulriedenheit.
lnsbesondere die Wahrnehmung des eigenen Haushaltseinkommens im Vergleich zum
Haushaltseinkommen eines durchschnittlichen Bundesbürgers ist ein starker Einflußfak-
tor. Je tieler das eigene Haushallseinkommen unler dem Haushaltseinkommen eines
durchschnittlichen Bundesbürgers eingestufl wird, desto höher istdie Einkommensunzu-
lriedenheit. Umgekehrt steigl die Einkommenszufriedenheit, ie höher das eigene Haus-
haltseinkommen über dem eines durchschnittlichen Bundesbürgers eingestuft wird.
Verglichen mit den Zufriedenheitsunlerschieden zwischen hohen und niedrigen Einkom-
mensschichten sind die Zufriedenheilsunlerschiede zwischen verschiedenen wahrge-
nommenen Einkommenspositionen weit stärker. Über die Haushallseinkommen anderer
Haushalte bestehen bei den Bundesbürgern normalerweise nur Vermutungen und
Annahmen. Iab. 5 zeigt, wie die Befragten ihr Haushaltseinkommen im Vergleich zum
Haushaltseinkommen eines durchschnittlichen Bundesbürgers einstulen.

707o der Bundesbürger stufen 1980 ihr eigenes Haushaltseinkommen ebenso hoch wie
und höher als das Haushaltseinkommen eines durchschnittlichen Bundesbürgers ein.

Tab. 5: Die Einstufung des eigenen Haushaltseinkommens im Ver-
gleich zum Haushaltseinkommen eines durchschnittlichen
Bundesbürgers 1980

Eigenes Einkommen
im Vergleich
zum Bundesbürger1

Einkommensniveau (Quintile) Alle
Be,ragte

1

unten
5

oben
2 3 4

inYo

Weit höher
Etwas höher
Gleich
Etwas niedriger
Weit niedriger

lnsgesamt

1,4
13,6
27,9
28,6
28,5

100

5,5
32,2
28,4
24,9

9,0

100

8,4
35,5
27,5
23,8
4,8

100

11 ,7
40,8
28,7
'15,1

3,7

100

26,1
5't,3

8,1
0,7

100

10,6
34,6
25,3
20,2
9,4

100

Anzahl 361 356 365 351 355 r 789

1 Weit höher: dr6i und mohr Einhoilon höher aul z6hnsluligor Leit6.; elwas höh6r: 6inB und zwsi Einheilen höhsr;
9l6ich: id€ntisch€ Einslulung äul zehnstulig* Leitq elwas niodiger: eins und zwei Einhoiren niodrigeriwoir
niediger: dr6i und mshr Einhgilen ni€dig6r.

Oalsnbasis: Wohllahnssurvey 1980 (N = 2 427).
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Dies muß keine Übertreibung der eigenen Einkommensposition darstellen, weil auch
statistisch gesehen nur 30% der Haushalte ein Einkommen unterhalb des häufigsten
Wertesder Haushaltseinkommen haben. Der häuligsteWen liegtbeieiner Einkommens-
verteilung immer viel tiefer als der arithmetische ilittelwert. Daß die Wahrnehmung der
eigenen Einkommensposition der Tendenz nach realistisch ist, zeigt sich vor allem im
untersten und obersten Einkommensquintil: unten stufen sich 57% der lndividuen
unterhalb des durchschnittlichen Bundesbürgers ein, oben sind es 77%, die sich
oberhalb einstufen. Daneben ist freilich sowohl das Phänomen einer Überhöhung der
eigenen Einkommensposition wie auch das Problem ihrer Unterschätzung zu beob'
achten.

Die Wahrnehmung der relativen Einkommensposition ist einer der wichtigsten Einflußfak-
toren der Einkommensunzufriedenheit. Daneben sind weitere Faktoren wirksam, wie
überproportionale Einkommensverbesserungen bzw. -verschlechterungen oder Ande-
rungen der Erwartungsspanne, die zwischen dem Einkommen, das man lür die Zukuntt
erwartet und dem Einkommen, über das man gegenwärtig vertügt, bestehl. Es wirkt also
ein Komplex von Einllußfaktoren zusammen, so daß sich kein eindeutiges Ergebnis fÜr

die mittelfristige Entwicklung der Einkommenszufriedenheitvorhersagen läßt. Keinesfalls
isl es so, daß das Ausbleiben hoher Wachstumsraten unmittelbar in Unzufriedenheit mit
der eigenen Einkommenssituation umschlägt.

(Woffgang Glatzer)
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8 Bildung und Arbeitsmarkt

8.1 Bildungschancen und Stellenwert der Bildung
ln derSchule und in der Berufsausbildung werden neben der Wissensvermittlung soziale
Chancen verteilt. Hier fallen bereits wesentliche Entscheidungen darüber, was einer im
späteren Berufsleben erreichen kann. Die Verringerung der Chancenungleichheiten war
das erklärte Ziel der Bildungsreform in den sechziger Jahren. Und mit dem Ausbau des
Bildungssystems sollte die soziale Herkunfl als Bedingung dafür, was einerwerden kann,
an Bedeutung verlieren.

Nicht, aus welcher Familie iemand kommt, sondern welche schulische und berufliche
Ausbildung jemand absolviert hat, sollte zum Kriterium des beruflichen Erfolges werden.
Und niemand sollte vorab von Bildungsangeboten und -chancen bewu ßt ausgeschlossen
werden. Trolz kritischer Einwände gegen bestimmte Folgen der Bildungsexpansion ist
der Erfolg unbestreitbar: lmmer mehr Personen haben eine bessere Ausbildung absol-
viert, die Chancen, an einer berullichen Ausbildung teilzuhaben, sind slark gewachsen.

Dies istjedoch nur als ein Anlangserfolg zu betrachten, denn nur die jüngeren Altersgrup-
pen hatten die Möglichkeit, daran teilzuhaben. Für die gesamte Bevölkerung gilt immer
noch der enge Zusammenhang zwischen der Bildung der Eltern und ihrer Kinder. Die
,,Vererbung" von Schulabschlüssen von der einen Generation aul die nächste ist in
unserer Gesellschaft immer noch von Bedeutung (vgl. Teil I, Kap. 2.9).

8.2 Verteilung von Bildungsabschlüssen
Ein Blick auf den Zusammenhang z\,i,ischen sozialem Status der Bevölkerung und dem
erreichten Bildungsniveau verdeutlicht die Wichtigkeit von Bildung für die Erreichung
höherer Positionen. Je höherdersoziale Status, um so höher ist auch das dafürerforder-
liche Ausbildungsniveau. Während für Arbeiterpositionen überwiegend der Besuch der
Hauptschule und eine gewerbliche Lehre notwendig sind, ist bereits für einfache und
mittlere Angestelltenpositionen mehr als der Hauptschulabschluß erforderlich. Die
soziale Zuordnung erfolgt sicherlich nichl ausschließlich über die erworbenen Qualitika-
tionen inderSchule und derberuflichen Erstausbildung. Trolzdemgilt, daßBildung immer
mehrzu einer notwendigen Voraussetzung für eine gute Position wird - gleichwohl reicht
die Ausbildung allein dalür nicht meht aus (vgl. Tab. 1).
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Tab. 1: Bildungsabschlüsse in einzelnen Statusgruppen

Erwerbstätige

Selb- Beamte Angestellte Arbeiter

Nichterwerbslätige

Rentner Hausfrauen Arbeits-
lose

Ausbildunqsniveau
gehob.,
höhere

einf.,
mittl. beiter

Sonst. bis 59 60 Jahre
Jahre u. älter

quali-
liziert

un-, an-
gelernt

in Y"

5
15
21

47
28
13

46
41

5

17
13
18

17
18
16

24
30

6

4
7
3
4

0
2

11

3

4
2
1

3

0
0

2
1

2

0

11

3 1010

1

2
0
0

0
0

0

0
2
1

2

0
0

0

714 10 12

1

3

4

0
2

5
3

1

2
4
1

4
4

1

2
8

19

0

11

1

4
11

1

3
27
I

4
62
I

10

0
5

5

0
0

0

4
2

14
8

7

4
0

11

1

10
67
10
10

0
4

27
14

oalenbßis: Wohllahdssurvey 1984 (N = 2 064).

50 27

N)(,

ständige

Sozialer Stalus

Volks-, Hauptschule
ohne Lehre
mit gewerbl. Lehre
mil kaufmännischer Lehre

Beruf sf achschulabschlu ß.

Berull. Praktikum
l\4ittlere Reife

ohne Lehre
mit gewerbl. Lehre
mit kaufmännischer Lehre

lvleister-, Technikerschule
Fachhochschulreif e, Abitur

ohne Ausbildung
mit Lehre

Fachhochschul-.
Hochschulabschluß



8.3 Der Ertrag von Bildung
Der individuelle Nutzen einer Ausbildung liegt vor allem in der Verwerlbarkeit aul dem
Arbeitsmarkt. Bildung ist damit zugleich ein wesentliches lrerkmal dafür, zu welcher
sozialen Schicht der einzelne gehört. Eine tehlende oder ungenügende Ausbildung kann
deshalb zur entscheidenden Barriere werden, im Berulsleben erfolgreich zu sein:
beispielsweise, indem die Arbeitsmarktchancen generell beeinträchligt werden, der
Zugang zu höheren beruflichen Positionen auf Dauer ausgeschlossen und intergenera-
tionaler Aulstieg behindert wird (vgl. Tab. 2).

Die subjektiven Arbeitsmarktchancen, bei Verlust des Arbeitsplatzes leicht wieder eine
gleichwertige Stelle zu tinden, werden in hohem Maße durch die Situation auf dem
Arbeitsmarkt determiniert. Diese Chancen sind '1980 noch relativ hoch und variieren
kaum über die verschiedenen Bildungsgruppen. Erst die Arbeitsmarktprobleme der
achtziger Jahre wirken sich auf die individuellen Einschätzungen der eigenen Arbeits-
marktchancen deutlich aus. lm Zeitverlaufvon 1980 bis 1984 scheintsich dabeivorallem
die Situation für Arbeilnehmer, die keine oder eine kaufmännische Ausbildung haben,
verschlechtert zu haben.

Die wahrgenommene Zugehörigkeit zur Arbeiterschicht wird, auch vermittelt über die
Berufstäligkeit, im wesentlichen bereits durch das Ausbildungsniveau bestimmt. Perso-
nen, die höchstens den Hauptschulabschluß und anschließend keine oder eine gewerbli-
che Lehre absolvierl haben, ordnen sich mehrheitlich der Arbeiterschicht zu, während
bereits eine kaufmännische Ausbildung die Zugehörigkeit zur irittelschicht bestimmt.

lm Verlaul der Schul- und Berufsausbildung werden zugleich immer Statusansprüche
erworben. Werviel in seine Ausbildung investiert, eMarlet im Arbeitsleben eine entspre-
chende Belohnung. Erwerbstätige mit einer qualifizierten Ausbildung nehmen entspre-
chend häufiger als andere Arbeitnehmer einen intergenerationalen Aufstieg wahr: Sie
haben sich im Vergleich mit ihrem Vater verbessert. Arbeitnehmer, die mit ihrer Bildung
zufrieden sind, äußern auch eine hohe Arbeitszufriedenheit. Wer eine gute berufliche
Position erreicht hal, ist nicht nur mit seiner Arbeit, sondern auch mit seiner Bildung
zulrieden, die lnvestition in die Ausbildung hat sich in diesem Sinne gelohnt.

Ob die eigene Ausbildung im konkreten Fall für den gegenwärtigen Arbeitsplatz ange-
messen oder ungenügend ist oder ob der Arbeitnehmer sogar überqualifiziert ist, wurde
1984 mit der Frage erfaßt, über welche Qualifikation ein möglicher Nachfolger vertügen
müßte. Über und Unterqualifikation tretfen jeweils nur für jeden zehnten Arbeitnehmer
zu: Nach den Angaben der Erwerbslätigen genügt bei 80'lo die eigene Qualifikation.
Ausbildungsadäquat konnten sich vor allem Arbeitnehmer mit einem Berufsfachschulab-
schluß oder mit einem (FachrHochschulabschluß plazieren. Entgegen olt geäußerten
Vermutungen mußten sich also nicht die besser Gebildeten mit Arbeitsplätzen geringerer
Qualifikationsanforderungen begnügen, sondern EMerbstätige mit mittlerem Bildungs-
niveau.

(Roland Habich)
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Tab. 2: AspeKe des Ertrag
zugehörigkeit und

es von Bildung: Subjektive Arbeitsmarktchancen, Selbsteinstufung der Schicht-
Bewertung der beruf lichen Position

Volks-, Hauptschule

mit
kaulm.
Lehre

Berufs-
fach-
schul-

abschluß
ohne
Lehre

mit
kaufm
Lehre

l\4eister, Fach-,
Techn.- Hoch-
schule schul-

abschluß

Mittlere Reife

ohne
Lehre

mit
gewerbl.

Lehre

mit
gewerbl

Lehre

Arbeitsmarktchancenl
Stelle finden wäre leicht

1980
1984

Schichtzugehörigkeit'?
Arbeiterschichl
Mittelschicht

lntergeneralionaler Auf stieg
Berufliche Stellung ist im
Vergleich mil Vatef

niedriger
höher

Beruf liche Oualif ikation
eines Nachfolgersa

gleiche Qualifikation
geringere Qualif ikation
höhere Oualitikation

41
35

28
62

21
6'l

12
48

21
40

21
47

46
21

23
51 65

34
10

34

45

50
43

44
2520

20
64

89
2
I

87
4

7
74

24

2
55

1435

84
5

11

76
13
11

17
37

11

59

78
11

12

70
11

19

N)(n 1 EM6Ösiäti9€. 21984, 3 EMeÖstälge 1978. 4 Efrerbstätige 1984. - Dalonbasisr Wohltahnssurv€y 1978, 1980, 1984 (N = 2 O'12t N : 2 427t N = 2 064).
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9 Bildung und Lebensgestaltung

Schul- und Berufsausbildung haben eine große Bedeutung lür die Menschen. Sie
beeinflussen nicht nur das Arbeitsleben, sondern auch die Privatsphäre. Bildung begleitet
junge lrenschen viele Jahre während ihres Heranwachsens und prägl sie damit stark.
Wegen der unterschiedlichen Schuldauer und der unterschiedlichen Stoftuermittlung wird
z.B. ein Gymnasiast anders geprägt als ein Hauptschüler. Darüber hinaus kommen
Unterschiede durch die Existenz von Zugangsvoraussetzungen für Schulen zustande.
Wer z. B. das Gymnasium besuchen will, muß vorher gezeigt haben, daß er gut lernen
kann.

lm folgenden soll analysien werden, wie sich Personen mit verschiedenen Bildungsni'
veaus im privaten Leben und im Arbeilsleben unterscheiden. Zum privaten Leben werden
die Zeitverwendung und die Einstellungen dargestellt. Dabeiwirken sich aber nicht nur
Bildung, sondern auch Geschlecht und vorallen Dingen Alteraus. Wenn beiBefragungen
z. B. Akademiker relativ staatskritisch erscheinen, so liegt es auch daran, daß dieser
Personenkreis im Durchschnitt iünger ist. Bedingt durch die Bildungsexpansion ab den
sechziger Jahren, drangen vermehrt junge Leute in die Hochschulen und verringerten
damit den Altersdurchschnitt der Akademiker (und erhöhlen den der Nichtakademike0.
Die Berechnungen in den Bereichen ,,zeitverwendung" und ,,Einstellungen" wurden
deshalb aufder Basis in allen Bildungskategorien gleicher, durchschnittlicher Alters- und
Geschlechtsanteile vorgenommen. Unterschiede zwischen den Bildungskalegorien kön-
nen damit nicht auf den Einfluß von Alter oder Geschlecht zurückgelührt werden.

9.1 Bildung und Zeitverwendung
Iab. r zeigtfür Werktage die durchschnittliche Dauer von Tätigkeiten, die im allgemeinen
einen großen Zeitumfang eines l\renschen beanspruchen. Bei der lnterpretation ist zu

beachten, daß Durchschnittswerte lür die Gesamtbevölkerung berechnet wurden; d. h.

auch für solche Personen, die der betretfenden Tätigkeit nicht nachgehen. So erklären
sich z. B. die niedrigen Zeitangaben beim Beruf (hier inklusive Arbeitsweg und eventueller
Nebenerwerbstätigkeiten).

Für Hausarbeit und Besorgungen wenden Personen mit höherer Bildung wenigerZeit aul
Dies kommtzum Teildadurch, daß die Erwerbsbeteiligung und damit der Zeitautwand für
den Berul in den einzelnen Bildungskalegorien unterschiedlich ist. Wenn die EMerbsbe-
teiligung geringer ist, gibt es mehr ,, Nur"-Hauslrauen/-männer, die nichtdie Hausarbeit an
einem kurzen Feierabend erledigen müssen. Aber auch bei etwa gleichen Zeitangaben
für den Beruf nehmen sich Bessergebildete weniger Zeit für den Haushalt
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Tab. 1: Täglicher Zeitaufwand nach Bildungsgruppen 1985

Schul- und Hausarbeil,
beruflicher Besorgungen
Bildungsabschluß

Berul Ausbildung, Basteln, Fernsehen, Hobbies,
Lernen Gartenarb., Video Sonsliqes

Reparaturen

Stunden pro Werktaq (Mitlelwerte)

Hauptschulel
ohne Lehre
mit Lehre
Sonstige'

Realschule
ohne Lehre
mit Lehre
Sonstige'?

Gymnasium3
mit Lehre
Sonstige'?

Hochschulea

09
07
07

3,
3,

5,03
4,76
5,70

1,04
1 ,19
1 ,26

2,48
2,37
2,12

1,38
1,55
1,48

3,05
2,77
2,74

3,91
5,66
5,80

0,12
0,13
0,17

2,14
2,16
1,97

1,46
1,74
1,68

0,03
0,07
0,12

2,45
2,35

2,20

0,12
0,34

0,32

2,06
1,89

1 ,62

5,11
5,66

6,72

0,82
0,94
1,04

0,84
1,03

0,94 1,73

63
64

1 Einschli6ßlich ohne Abschluß.
2 Berulss.hulo ohne Lehre, Berutstachschu e, Hande s$hule, Fachschule, Schule d. Gesundheilswgsens, Beamlen

3 Elnschließlich Fachhochschulrelfe.
4 Elnschließlich Fachhochschule und hgenieurschu e,

Oalenbasis:oas Sozio-ökonomische Panel, Läng§sch n tr- O arsn salz, Welle 1 Werre2.

Personen mit höherer Schulbildung verwenden mehr Zeit lür Ausbildung und Lernen als
Personen ohne Berufsausbildung oder mit Lehre. Bei Fernsehen und Video sind die
Verhältnisse genau umgekehrt. l\rehr Bildung führt hier zu geringerem Zeitaulwand.
Gegenüber anderen Schulbildungskategorien gehen Hauptschüler seltener bzw. mit
weniger Zeit Hobbies und sonstigen Tätigkeiten nach, aber häufiger bzw. mit mehr Zeit
Tätigkeiten wie Basteln, Garten- und Reparaturarbeiten. lnnerhalb der Schulbildungska-
tegorien sind bei letzterem geringe Zeitangaben bei Personen ohne Berulsausbildung
oder mit Lehre zu beobachten.

Iab. 2 stellt verschiedene Freizeitaktivitäten für Personen dar, die diese Tätigkeiten
mindestens einmal im Monat ausüben. Die Vermutung, daß besonders Hochgebildete
kulturelle Veranstaltungen (Theater, Vorträge, Konzerte) besuchen, wird bestätigt.
lnnerhalb der Schulbildungskategorien ist derAnteilbei Personen ohne Berufsausbildung
oder mit Lehre besonders gering. Aber auch bei anderen Freizeitaktivitäten zeigen
Hochgebildete eine relativ hohe Aktivität: bei ehrenamtlichen Tätigkeiten in Verernen,
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Tab.2: Bildung und Zeiwerwendung lür Freizeitaktivitäten 1985

Schul- und Besuch von Aktiver Gesellig- Ehrenamt-

berullicher kullurellen Kino, Tanz-, Sport keit iche

Bildungsabschluß Veranstalt. Sportveranst. Tätigkeiten

in o/.

[,iit- (Kommunal-)

hellen Politik

14

11

12
15

15
18

68
71

74
32
37

3
2
3

5
3
6

8
9

7

19
24

26

17

16
17

22

80
79
81

26
36
36

27
39

37

28
30

38
28

29

11

34

40

1 Einschließlich ohne abschluB.
2 Aerubschuleohne Lohß, B€tulslachschule, Handelss.hule, Fachschule, Schured. Gesundheitswesens, Eeamten_

3 Einschrigßlich Fachhochschukeife-
4 Einschli€ßlich Fachhochschule und lngsneußchule.

oatsnbasis:Das sozio-Ökonomisch€ Pansl, Längss.hnin-oalensatz, w€lle 1-welle 2.

64
78

a4

Verbänden und bei sozialen Diensten, bei Beteiligung in der Politik - Beteiligung in
Bürgerinitiativen, Parteien, Kommunalpolitik - und bei aktivem Sport. Beiaktivem Sport
istdie Teilnahme der Realschüler allerdings kaum geringeralsdie der Gymnasiasten und
bei Besuch von Kino, Tanz- und Spodveranstaltungen sogar noch etwas höher. Bei

Geselligkeit läßt sich eine etwas geringere Aktivität von Personen ohne Berulsausbildung
oder mit Lehre beobachten. Beim irlithelfen (,,. . ., wenn bei Freunden, Verwandten oder
Nachbarn etwas zu tun ist")sind demgegenüber Unlerschiede zwischen den Bildungska-
tegorien eher uneinheitlich.

9.2 Bildung und Einstellungen
ln Tab. 3 wid eine wichtige Dimension der Wertorientierung bei Personen mit unter-
schiedlicher Bildung ausgewiesen, die in soziologischen Studien öfter untersucht wird
Man versucht hier mit ausgewählten lndikatoren darzustellen, ob jemand eher der Ethik
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Hauptschulel
ohne Lehre
mit Lehre
Sonstige2

Realschule
ohne Lehre
mit Lehre
Sonstige2

Gymnasium3
mil Lehre
Sonstige'?

Hochschulea

I
13
16

15
16
18

14
22

25



der industriellen oder postinduskiellen Gesellschaft zuzurechnen ist. Als ,,lvlaterialist"
wkd dabeijemand eingestuft, der bei den Politikzielen ,,Aufrechterhaltung von Ruhe und
Ordnung" und ,,Kampfgegen steigende Preise" eine höhere Priorität wünscht als beiden
Zielen ,,lilehr Einfluß der Bürger auf die Entscheidungen der Regierung" und ,,Schutz des
Rechtes auf freie l/leinungsäußerung". Für einen ,,Postmaterialisten" gilt die umgekehrte
Prioritätsordnung. Dem liegt die Vorstellung zugrunde, daß Personen, deren materielle
Bedürlnisse weitgehend befriedigt sind, weitergehende, ,,postmaterielle" Bedürfnisse
entwickeln. Die Ergebnisse in fab. 3 bestätigen diese Vorstellung. Der Anteit der
Materialisten nimmt mil zunehmender Bildung ab und umgekehrt derAnteilder postmate-
rialisten zu. Höhere Bildung bedeutet aber auch höheres Einkommen und andere
ökonomische Vorteile und damit eher eine Bekiedigung der materiellen Bedürfnisse und
die Entwicklung von postmateriellen Bedürfnissen.

Tab.3: Bildung und Einstellungen 1985

Schul- und

berullicher

Bildungs-

abschluß

Matoria. Post Slaals-

listen materia- einmischung allg.-

li§en zu zu wirt.

stark gering Entw.

Große Sorgen um Poltik-

eig. Schutz Erhall. Scherh. interesse

\l/lrt. der des des eig. (sehr) übed.
Situal. Umwell FrledensAöeilspl. slai( nicht

in%

Hauptschul€l
ohne Lehre 47
mit Lehre 38
sonstige2 37

Realschule
ohne Lehre 2a
mit Lehre 30
sonstige'? 28

Gymnasium3
mil Lehre 21
sonstige2 22

Hochschulea 12

35
19

23

18
6

12

6
10
11

17

15
12
12

10
547

47
60

60

13
't4
19

41
37

43
47

43

49

18
13
7

18
27

29
16
15

13
18
20

12
10
7

32 27
36 22
33 20

17
25

38

46 52
46 48
55 50

46 40
29 25

56 56
60 54

62 54

25 41

27

22

14
J

10

3
7

3

1 Eins.hligßlich ohn€ Abs.hluß.
2 Beru,sschul€ ohno Lohß, B€rurslachschule, Handersschuto, Fachschut€, Schule d. Ge§undheit§w6sens, Beamten

3 Einschli€ßlich Fachho.hs.hukeiie.
4 Ernschl6ßich Fachhochschule und lngenrou'schut€

Dalenbssis: Das Sozlo.{,konomlscho Panel, Längsschnitt-Datensalz, WeUe 1-Wetto 2.
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Die Gruppen, die der freien lvleinungsäußerung und dem Einfluß des Bürgers auf die

Politik hohe Priorität einräumen, glauben häufiger, daß der Staat sich zu stark in das

Leben der Bürger einmischt, und umgekehrt seltener, daß sich der Staat mehr um seine

Bürger kümmern sollte.

Der Schutz der Umwelt und die Erhaltung des Friedens machen Personen mit höherer

Schulbildung häufiger große Sorgen als anderen. Ein Zusammenhang von Bildungsni'
veau und Sorgen um die allgemeine wirtschattliche Entwicklung ist nicht eindeutig

erkennbar. Die Beurteilung der individuellen Lage zeigt demgegenüber wieder einen

deutlichen Zusammenhang mit Bildung. Mit Ausnahme der Akademiker haben Besserge-

bildete geringere Sorgen um ihre eigene widschaftliche Situation und um die Sicherheit
ihres Arbeitsplatzes.

9.3 Bildung und Arbeitsleben
Tab. 4 verdeullichl, daß Bessergebildete auch hÖher entlohnt werden. Akademiker
verdienen im Durchschnitt etwa doppelt soviel wie HauptschÜler ohne Berufsausbildung
Sie arbeiten dafür allerdings auch etwas längerr im Durchschnitl 2,7 Stunden pro Woche

oder - bei einer s-Tage-Woche 30 Minuten pro Tag mehr als Hauptschüler ohne
Berufsausbildung. Die höheren Einkommen der Bessergebildeten sind auch Kompensa'
tion für Kosten und Einkommensverzicht während der Ausbildung. Bezogen auf das
Lebenseinkommen sind die Entlohnungsunterschiede geringer, als sie nach dem
l\ronatseinkommen erscheinen.

Neben einem höheren Einkommen führt mehr Bildung auch zu einer höheren Beschäfti'
gungsstabilität. Die Häufigkeit von Arbeilslosigkeit in den letzten zehn Jahren liegt mit

durchschnittlich 2,3 Arbeitslosigkeitsperioden bei Hauptschülern ohne Berufsausbildung

am höchsten und nimmt mit zunehmender Bildung wieder ab. Für die Dauer der
Arbeitslosigkeit gilt das gleiche. Akademiker bilden hier allerdings jeweils eine Aus-

nahme. Wenn diese Angaben auch die gegenwärtige Arbeitsplalzsicherheit nicht wider'
spiegeln müssen, so zeigt doch ein Vergleich mit den Sorgen um die Sicherheit des
Arbeilsplatzes, daß diese den zurückliegenden Arbeitsmarkterfahrungen in etwa entspre'
chen.

Beim Stellenwechsel in den Jahren 1984 und 1985 ergibt sich, daß es innerhalb der

Schulbildungskategorien bei höherer Berufsausbildung eherzu einem Wechsel innerhelb

eines Unternehmens kommt. Besonders häufig haben Akademiker die Stelle innerhalb

oder außerhalb eines Unternehmens gewechselt.

Als weiterer Vorteil führt mehr Bildung auch zu besseren Arbeitsplatzbedingungen
Bessergebildete haben eine größere Kontrolle über ihre Arbeit und ihr Arbeitsumfeld Sie

können ihren Arbeitsablauf häufiger selbst bestimmen, unterliegen seltener einer slren-
gen Kontrolle, haben mehr Abwechslung und können häufiger über Bezahlung und
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Tab.4: Bildung und Arbeitsleben lg85

Schul- und berullicher Bildungsabschluß
Hauptschulel Realschule/Gymnasium Gymnasiums

ohne L. Lehre sonst.2 Lehre sonstige, Hochschulea

Durchschninswerte

Einkommen in DIV
Brutto (pro lvlonat) 2400 2876 3527 23Og
Netto (pro Monal) 1 688 1 962 2 323 21Og

Wochenarbeitszeit in Stunden
Normal 40,4 40,4 40,4 40,5
Tatsächlich 43,0 43,6 44,9 44.s

Arbeilslosigkeit in den letzten 10 Jahren (1975-1985)
Häufigkeits 2,31 1,66 1,53 1,22
Dauer (lronate)s 9,99 7,13 7,52 6.09

Stellenwechsel in den letzten zwei Jahren (1984-1985)
im Unternehmen 1,23 1,48 2,03 1,48
zwischen
Unternehmen 4,07 3,34 1,87 2.BO

3 446
2 342

4 815
3 403

40,2
43,8

39,9
45,7

1,05
5,58

1,25
6,37

2,50

2,61

3,05

4,05

1 Einschließlich ohne AbschluS.
2 Berulsschul€ ohne Leh.o, Berulslachschule, Handetsschule, Fachschute, Schuts d. cesundheitswesens. Beamren,

3 Eins.hli€ßlich Fachhochschulrei,o.
4 Enschli€ßlicl FächhoLnscnul€ Jno r1geneJßchJre.
5 Durchschnitswerlo 1984.

Dalenbasis: Das Soz o-ökonomische Panet, Längsschnt-Datensalz, We e i-welts 2.

Beförd€rung von l\ritarbeitern mitentscheiden. Sie müssen seltener in Wechsel- oder
Nachtschicht arbeiten oder ihre Arbeitszeit dem Arbeitsanlall anpassen. Die Arbeit ist
seltener körperlich schwer und mit belaslenden Umwelleinflüssen verbunden.

Für diese besseren Arbeitsbedingungen muß allerdings auch ötter hohe nervliche
Anspannung bei der Arbeit in Kauf genommen werden. Für Bessergebildete ist aber der
Beruf auch häufiger so wichtig, daß sie bereit sind, vieles für ihn zu opfern.

(Hubed Vorholt / Chtistot Helbeeet)

431



10 Gesundheit

Gesundheit - dies zeigen immer wieder Umfrageergebnisse nimmt im Leben der

meisten lvlenschen einen sehr hohen Stellenwert ein Um entscheiden zu können, ob und

welche Veränderungen in diesem Bereich angestrebt werden solien, sind empirisch

fundierte lnformationen über die gesundheitliche Siluation des einzelnen, einer Gruppe

oder einer ganzen Bevölkerung von 9roßem lnteresse

Eine Möglichkeit, den Gesundheitstand einer Bevölkerung zu messen, ist durch die

Bezugnahme auf objektive Daten gegeben Allerdings ist von dem Kontinuum, das sich

zwischen Gesundheit und Krankheit autspannt, nahezu nur das eine Extrem, der Tod,

objektiv meßbar. ln dem Maß, in dem es gelingt, die allgemeine Lebenserwartung

nachhallig zu steigern, verliert jedoch die Beschreibung der lrortalität zugunsten der

Betrachtung der lrorbidität und der von ihr ausgehenden Beeinträchtigung der Lebens-

qualität an lnteresse. Zwar sind auch im Morbiditätszusammenhang Aussagen anhand

von objeKiven bzw. objektivierenden Kriterien wie z. B. der Häuligkeit und der Länge

von Krankenhausaufenlhallen oder der Beschreibung der Gesundheit von lndividuen

durch medizinisches Fachpersonal - möglich Da iedoch der enge Zusammenhang

zwischen solchen Größen und der gesundheitlichen Lage nicht notwendigerweise
gegeben sein muß, bleibt fraglich, inwiewelt auf diese Art eine umfassende und

hinreichende iressung von Gesundheit gelingen kann.

Einen anderen Weg, die interessierenden lnformationen zu gewinnen, bietetdie Verwen-

dung sogenannler subiektiver Gesundheitsindikatoren, wie z. B. des selbsteingeschätz-

ten Gesundheitsstatus' oder der selbstbewerteten Behinderung bzw Einschränkung des

alltäglichen Lebens durch gesundheilliche Beeinträchtigungen. Da in diesem Ansatz
Gesundheit und Krankheit von den Betrotfenen (Befragten) jeweils selbst deliniert
werden, kann die Vielfaltvon individuell unterschiedlichen Gesundheits- bzw. Krankheits-

situationen in die Betrachtung mit einbezogen werden. Durch die Ergänzung objektiver
Gesundheitsindikatoren um die subieklive Einschätzung ist es möglich, eineAnnäherung
an die Komplexität von Gesundheit zu erreichen, wie sie auch in der umtassenden

Definition der Weltgesundheitsorganisation (WHO) zum Ausdruck kommt: Gesundheit

als Zustand vollständigen physischen, psychischen und sozialen Wohlbelindens und

nicht nur als Abwesenheit von Krankheit und Gebrechen.

Weiterhin sind subiektive Gesundheitsindikatoren auch insofern von Bedeutung, als sie

die Situationen widerspiegeln, aus denen sich die Nutzung von Gesundheitsangeboten

enlwickelt. Diese lnanspruchnahme istjedoch oftmals die Grundlage, auf der überhaupt

erst objeKive lndikatoren (Zahl der Krankenhausaufenthalte, Grad der amtlich lestge-

stellten Behinderung usw.) ermittelt werden können
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Entsprechend diesen Überlegungen wird nachfolgend zunächst die Gesundheitslage und
ihr€ Veränderung im Zeitablauf beschrieben sowie der Zusammenhang mit objektiven
lndikatoren dargestellt. Daß Gesundheit nicht nur eine Voraussetzung für die Teilnahme
an anderen Lebensbereichen ist (,,Gesundheit ist nicht alles, aber alles ist nichts ohne
Gesundheit"), sondern auch als Ergebnis dieser Partizipation angesehen werden kann,
macht die Bekachtung der Beziehung zwischen Erwerbsstatus und verschiedenen
Gesundheitsindikatoren deutlich. Abschließend wird auf die Gesundheitsversorgung
eingegangen.

10.1 Objektive und sublektive Gesundheitsindikatoren
Die hohe Wertschätzung der Gesundheit durch die Bevölkerung geht mit einer hohen
Gesundheitszukiedenheit einher - wie aus lab. , zu entnehmen ast. Dabei spiegelt sich
die mit dem Alter ansteigende Krankheitsanfälligkeil deutlich in einer geringeren Zutrie-
denheitwider. Bemerkenswert ist allerdings, daß noch im Altervon 60 Jahren und älterca.
30% der Personen mit ihrer Gesundheit eher zufrieden waren. Gegenüberden Männern
ist derAnteilder Frauen, die mil ihrer Gesundheit zufriedenwaren, in allen Allersgruppen
geringer. Dieser Unterschied korrespondiert jedoch nicht mit einem größeren Anteil von

Tab. 1: Subiektive Gesundheitsindikatoren 1984 und 1985

Belragte
ins- 18-39

gesaml Jahre

l\4änner
40-59
Jahre

60
Jahre
u. älter

18-39
Jahre

Frauen
40-59
Jahre

60
Jahre

u. älter

in%

Eher unzufrieden mit ihrer Gesundheit warenl
1984 17 7
1985 16 7

Eher zufrieden mit ihrer Gesundheit warenl
1984 68 87
1985 68 86

66
68

18
15

31
29

18
17

31
30

60

Es fühlten sich bei der Ertüllung alltäglicher Aufgaben, z.B. in Haushalt, Beruf oder
Ausbildung, stark behindert2
1984 14 3 13 3s 3 15 28
1985 13 3 13 33 3 12 29

46
48

I
I

80
80

48
52

l Zulriodenn€ilsskala von 0-10:,,sher Unzufried€ns" = 0-4i ,6hff Zulri€dane" = 6-10.
2 Behindorungslla$ umlaßl dis Ausp.ägung€n ,,übohaupt nichl", ,sin wenig" und ,,stark"

Oal€nbas,s Oas Sozo-orcnomEch6 Pänel. Langsschnin.Datonsarz. We,t6 1 W€tr6 2.
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Frauen, die sich bei der Erfüllung alltäglicher Aufgaben in Haushalt, Beruf usw. siark
behindert fühlten. lm Gegenteil zeigt sich für die über 60jährigen lränner sogar eine
stärkere Beeinträchtigung gegenüber gleichaltrigen Frauen.

zwischen den Ergebnissen der Panelbefragung für 1984 und 1985 sind außer bei den
über 60jährigen l\rännern keine erheblichen Veränderungen in der Einschätzung der
Gesundheil festzustellen. Dies könnte die Schlußfolgerung nahelegen, daß eine starke
Konstanz in der Gesundheitszulriedenheit gegeben ist. Betrachtet man allerdings
Personen in bezug auf die Veränderung ihrer Gesundheilszufriedenheit, so wird ersicht-
lich, daß diese Folgerung lalsch ist (vgl lab.2). lnsbesondere die Personen, die 1984 mit
ihrer Gesundheit eher unzufrieden waren, gaben 1985 eine wesentlich günstigere
Einschätzung ihrer Gesundheit und waren zu einem hohen Prozentsatz eher zufrieden.
Personen, die 1984 eher zufrieden waren, blieben zum überwiegenden Teil 1985
ebenlalls zufrieden. Auch hier zeigt sich ein starker Allerseinlluß. So ist im Gegensatz zu

Tab. 2: Veränderung der subiektiven Gesundheitszufriedenheit
von 1984 auf 1985

Von den 1984 mit ihrer Gesundheit
eher unzulriedenenl eher zufriedenenl

16-39 40-59 60 16 39 40-59 60
Jahre und älter Jahre u. älter

in o/.

Männer
waren auch 1985 mit
ihrer Gesundheil
eher unzulrieden
weder zufrieden noch
unzufrieden
eher zufrieden

Frau€n
waren auch 1985 mit
ihrer Gesundheil
eher unzufrieden
weder zufrieden noch
un2uhieden
eher zufrieden

56
18

43

45
24

31 26

24 87

76

4
5

12
13

14
20

29
21

50 28

51

21
55
21

5
I

65

1 Zulri€dsnhsitsskala von 0-10: ,,eher unzulri€dsn" = 0-4r ,wedsr zufrigdon noch unzu,ieden" = 5; ,,eh€I

Oatenbasis: Oas Sozio-ökonomisctu Panel, Längsschn8-Dalensaiz, Welle 1 Welle 2.
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jüngeren bei älteren Personen ein höherer Anteil derer festzustellen, die 1985 unzufrie-
den blieben, wenn sie es 1984 schon waren bzw. die 1985 unzufrieden wurden, obwohl
sie noch 1984 mit ihrer Gesundheit eher zulrieden waren.

Mögliche Gründe für die erheblichen Veränderungen in der Gesundheitseinschätzung
könnlen u.a. darin liegen, daß einerseits akute, vorübergehende Krankheiten oder
Beschwerden die Gesundheitseinschätzung und deren Veränderung beeinflussen oder
aber andererseits ein gewisses ,, Eingewöhnen" in chronische Krankheilen oder Behinde-
rungen slattfindel, also Personen mitahren Krankheiten besserumgehen können undvon
daher zufriedener sind, obwohl sich an dem Vorliegen der Krankheit - den ,,objektiven"
Bedingungen - nichts geändert hat.

Das Zusammenwirken von eher objekliven Bedingungen wie chronischer Krankheit oder
Schwerbehinderung bzw. Erwerbsminderung und dem subjektiven Empfinden zeigt
fab, 3. Chronische Krankheiten und Schwerbehinderungen bewirken eine vergleichs-

Tab. 3: Objektive und subjektive Gesundheitsindikatoren 1 985

langfristige oder
chronische

Krankheiten oder
Beschwerden

hatten
ja nein

Von denen, die 1985
nach amtlicher Feststellung eine

Schwerbehinderung oder Erwerbs-
minderung hatten von

o% 1-2910 30 49%50-100%

in%

waren mit ihrer Gesundheit
eher unzufriedenl 37
weder zufrieden noch
unzufrieden 24
eher zufrieden 39

6 13 19 30 45

15 22
3443

29
52

lühlten sich bei der Erfüllung
alltäglicher Aufgaben, z. B. in
Haushalt, Beruf oder Ausbil
dung,
überhaupt nicht 20
ein wenig 44
stark 36
behindert

81

17
2

24
50
26

10
30
60

67

I

1 zul eienheilsskala von 0-10: .eher unzulrloden = 0-4; ,,wsder zulrieden noch unar,rieden" = 5t ,,eh€r

Daleibasis:Oas So2io-ökonomische Panel, Längsschn fl-Oatensalz. wells 1 Wete 2.

4J5

18
54
27

't2
82



weise n€gative Einschätzung der Gesundheit und schränken die Möglichkeit von
Personen ein, ihre alltäglichen Aufgaben in Haushalt, Beruf oder Ausbildung wahrzuneh-
men: So waren 37% der Personen mit chronischen Krankheiten eher unzufrieden mit
ihrer Gesundheit bzw. 36% in der Erfüllung alltäglicher Aufgaben stark beeinträchtigt
gegenüber 6% bzw. 2% derjenigen, die keine chronischen Krankheiten au,wiesen.

Noch wesentlich stärker als die Belastung durch chronische Krankheiien wird jene durch
eine über 50% hinausgehende Erwerbsminderung empfunden. Die Belrotfenen waren
zu 45% eher unzufrieden mit ihrer Gesundheit und sogar zu 60% stark beeinkächtigt in
der Erlüllung alltäglicherAufgaben gegenübet 13% bzw.8% det Personen, die - obwohl
nicht erwerbsgemindert - sich kotzdem als mil ihrer Gesundheit unzufrieden bzw. im
alltäglichen Leben eingeschränkt bezeichneten. Demgegenüber äu ßerlen sich allerdings
über30 % der chronisch kranken bzw. der schwerstbehinderten Personen eher zufrieden
über ihre Gesundheit. Dieses Ergebnis kann als Beleg für die oben beschriebene
Vermulung dienen, daß sich Personen trotz objektiv schlechter Bedingungen mit ihrer
Gesundheil zufrieden fühlen können.

10.2 Gesundheitsstand und Eruerbstätigkeit
lm vorhergehenden Abschnitt wurde vor allem dargestellt, wie objektive gesundheitliche
Bedingungen subjektiv empfunden und als Beeinträchtigung des alltäglichen Lebsns
wahrgenommen werden. Iab. 4 dokumentiert die Unlerschiede in den subjektiven und
objektiven Gesundheitsmerkmalen zwischen Personen, die einer Erwerbslätigkeit nach-
gehen und solchen, die arbeitslos oder nicht erwerbstätig sind. Die negativste Konstella-
tion der Gesundheitsindikatoren wies 1985 die Gruppe der Nichterwerbstätigen auf. Sie
waren zu einem hohen Anteil eher unzulrieden (25%), stark in der Erfüllung ihrer
alltäglichen Aufgaben beeinträchtigt (47%) und verzeichneten den höchsten Anteil an
Schwerstbehinderten (15%). Dies liegt u. a. daran, daß zu dieser Gruppe Personen
zählen, die aus Alters- bzw. Gesundheitsgründen aus der EMerbstätigkeit ausgeschie-
den sind.

Durch gleichlalls schlechtere gesundheitliche Bedingungen gegenüber Erwerbstätigen
zeichnet€n sich arbeilslose Personen aus. Sie waren zu einem ähnlich hohen Prozent-
satz mit ihrer Gesundheit unzu,rieden (24%)wie die Nichterwerbstätigen. Zudem lag bei
8% der Arbeitslosen eine fünfzigprozentige oder höhere Erwerbsminderung und bei4%
ein€ solche zwischen 30% und 50% vor. Dies könnte darauf hindeuten, daB Personen
aus gesundheitlichen Gründen von Arbeitslosigkeit betrolfen sind bzw. in der Arbeitslo-
sigkeit gehallen werdenl.

Obwohl für Arbeitslose und Nichterwerbstätige die gesundheitlichen Beeinkächtigungen
am schwerwiegendsten erscheinen, wird aus lab.4 deutlich, daß auch regelmäßig voll
erwerbstätige und teilzeitbeschäftigte Personen mit ihrer Gesundheit nichl rundum

1 Allerdings sind Arbeitslosg im Sozio-ökonomischen Pan€l leicht unlerrepräsentiert, so daß der
Antoil der Schwerstbehinderten an den Arbeitslosen verzert sein könnle.
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Tab. 4: Enverbsstatus und Gesundheitsindikatoren 1985

Von den Personen mit dem Erwerbsstatus
regelmäßig regelmäßig arb€itslos nicht

voll teilzeit- erwerbstätig
eMerbstätig beschättigt

in%

waren mit ihrer Gesundheit
eher unzufriedenr 'lO 11 24 25
weder zukieden noch
unzufrieden 14 19 16 18
eher zufrieden 77 70 60 57
fühlten sich beider Erfüllung alltäglicher Aufgaben, z. B. Haushalt, Beruf oderAusbildung,
überhaupt nicht 71 67 67 45
ein wenig 23 26 18 32
stark6T'1523
behinded
hatten langfristige oder chronische Krankheiten oder Beschwerden
ja 24 31 31 47
nein 76 69 69 54
hatten eine amtlich lestgestellte Schwerbehinderung oder Erwerbsminderung von
30- 50% 2 2 4 2
50-'100%54815

zufrieden waren: So hanen immerhin 5 % bzw. 4o/o det Voll bzw. Teilzeitbeschäftigten
eine Schwerslbehindetung, lilten zu 24./o bzw. 31 % an chronischen Krankheiten oder
Beschwerden und fühlten sich zu 5 % bzw.7 % stark in der Erfüllung alltäglicherAufgabon
beeinkächtigt.

10.3 lnanspruchnahme medizinischer Leistungen
Die Nachfrage nach medizinischen Leistungen dient neben der Vorsorge bzw. Früher-
kennung von Krankheiten überwiegend der Wiederherstellung der cesundheit, die
insbesondere bei Krankenhausaufenthalten im Vordergrund steht, während fürArztbesu-
che beide Aspekte relevanl sind. Frauen weisen allerdings häulig in beiden Bereichen der
Gesundheitsversorgung eine von irännern abweichende lnanspruchnahmemotivalion

1 Zuliedenhsilsskala von 0-10: "sher unzuliBden = 0-4i "w€der zutrieden noch unzulriedan' = 5; ,,eher
zufi€den" = 6-10.

oai€nbasisr Oas Sozio-ökonomische Pansl, Längsschnitl-Oatansatz, Wello 1 -Wollo 2.
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auf, da stationäre Aufenthalte iniungen Jahren zum Teilnichtdurch Krankheiten, sondern
durch Geburten bedingt sind. Ebenso stehen bei Besuchen von Gynäkologen eher
Vorsorge- und Früherkennungsmaßnahmen im Vordergrund.

Die Frage nach Anzahl und Dauer der Krankenhausaufenthalte bezog sich auf das
vorhergehende Jahr, so daß fab. 5 die lnanspruchnahme des stationären Bereichs der
Jahre 1983 und l984wiedergibt. Dabeilassen sich geschlechtsspezifische Unterschiede
erkennen: Oer Anteil von Frauen mit Krankenhausaufenthalten war in fast allen Alters-
gruppen höher als derienige gleichalkiger l\ränner. Die durchschnittliche Anzahl der
Krankenhausaufenthalte war jedoch für Frauen geringer als lür Männer' Besonders
ausgeprägt waren diese unterschiede in der Altersgruppe der unter 4ojährigen, in der
darüber hinaus die Frauen eine wesentlich geringere Verweildauer als die lvänner zu

verzeichnen hatten. Dieses Ergebnis belegt die Annahme, daß der stalionäre Aufenthalt
von Frauen injüngeren Jahren zu einem nicht unerheblichen Teildurch Geburten bedingt
isl.

Tab.5: Krankenhausaufenthalte 1983 und 1984

[,4änner Frauen Personen, die lang-
lrislige oder chroni-

60 sche Krankheiten

u. äller oder Beschwerden
hatten

ja nein

16-39 40-59
Jahre

16-39 40-59
Jahre

60
u. älter

irindestens eine Nacht im Krankenhaus (in %)
1983 7 10 14 12
1984 7913 14

Durchschnittliche Anzahl von Aufenthalten je Patient
1983 1,3 1,5 1,4 1,2
1984 1.7 1 ,9 1 ,2 1 ,4

Durchschnittliche Anzahl von Nächten ie Patienl'1983 19 23 28 12
1984 17 2s 29 13

1,4
1,8

1,3
1,3

1,4
'1,6

1,2
1,4

19 29
15
15

12
11

14
15

17
17

8
I

29
28

Oatenbasis:Oss Sozio-Ökonomische Panel, Längsschnilt_Datsnsalz, welle 1-Welle 2

Über den Alterseinfluß hinaus wird erwartungsgemäß eine starke Beziehung zwischen
dem Vorliegen von chronischen Krankheilen und der lnanspruchnahme von stationären
Leistungen deutlich. Nicht nur der Anteilvon Personen mit stationären Aufenthalten, die
an chronischen Krankheiten litten, war mit 17% wesentlich höher als für Personen ohne
solche Krankheiten (8%); auch die durchschnittliche VeMeildauerlür chronisch Kranke
lag mit nahezu 30 Nächten doppelt so hoch wie fÜr nichtchronisch Kranke.
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Für viele irenschen stellt ein Krankenhausaulenthalt einen tiefen Einschnitt in ihr Leben
dar. Besonders betroffen sind jedoch diejenigen Personen, die über einen längeren
Zeitraum hinweg oderwiederholt Krankenhausaulenthalte hinnehmen müssen. ln lab. 6
ist der Anteilder sowohl '1983 als auch 1984 stationär versorgten Patienten sowie deren
durchschnittliche Verweildauer in beiden Jahren dargestellt. Zwar war diese Gruppe
vergleichsweise klein, wobeijedoch die Anzahl ihrer Krankenhausaulenthalte ebenso wie
die Verweildauer nahezu doppell so hoch wie in der Ein-Jahres-Betrachlung war. Auch
hier gilt die Aussage, daß chronisch Kranke und Altere besonders betroflen sind.
Allerdings unterschieden sich Verweildauer und Anzahl der Aufenthalte von chronisch
kranken und nicht chronisch kranken Patienten nicht so deutlach wie dies für den Ein-
Jahres-Zeitraum der Fallwar. Eine mögliche Erklärung istdarin zu sehen, daß Personen,
die während eines Zeitraums von zwei Jahren häufiger im Krankenhaus sind, zwar nicht
unbedingt an chronischen Krankheiten leiden, aber doch sehr schwerwiegende, diesen
vergleichbare andere Krankheiten oder aber Unfallfolgen auFweisen.

Tab. 6: Krankenhausaufenthalte in beiden Jahren,
sowohl 1983 als auch 1984

Frauen Personen, die lang-
fristige oder chroni-

60 sche Krankheiten
u. äller oder Beschwerden

hatten
ja nein

16-39 40-59 60 16-39 40-59
Jahre u. älter Jahre

Sowohl 1983 als
auch '1984 jeweils
mindestens eine
Nacht
(in %)
Durchschnittliche
Anzahl von Aulent-
halten je Patient in
beiden Jahren
Durchschnittliche
Anzahlvon Nächten
je Patient in beiden
Jahren

2 454467 2

2,9 2,9 2,9 2,7 3,5 2,a 3,1 2,7

50 49 70 32 53 67 61 42

Oatenbasis:Das So2io-Ökonomische Panel, Läng§schnin Dalensalz, W€lle 1-woll€ 2

Zur Darstellung der lnanspruchnahme ambulanter ärztlicher Leistungen wurden die
Fragen nach den Besuchen bei Arzten aller Fachrichtungen (außer Zahnmedizin)
herangezogen. Erfragt wurden die Besuche lür einen dreimonatigen Zeitraum im
jeweiligen Bef ragungsjahr.
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Tab.7: Arztbesuche 1984 und 1985

Männer Frausn Personen, die

16-39 40-59 60 16-39 40 59 60 langlnslige oder

Jahre u. älter Jaie u. äller cironische

Krankheiten

oder Bgschw8r-

d€n hatten

ja nein

nach amtlicher Feststellung eine

Schwerbehinderung oder En|erbs-

minderung halten

v0n

0./o 1-29% 30-49% 50-100%

Keine Aztbesuche
(in ok)
1984 53 43 23 33 28 16 14
1985 53 42 18 33 28 16 14

1 u. mehr Arztbesuche (in %)
1S84 47 57 77 68 72 84 86
1985 47 58 A2 67 72 84 86

Durchschnittliche Anzahl der Arztbesuche ie Patient
1984 3,5 4,8 5,5 3,7 5,0 6,4 6,9
1985 3,5 5,3 5,8 3,7 5,2 5,9 6,8

17
23

18
'18

10
10

3,3 4,2 6,7
3,4 4,4 7,8

8,
I,

7,1
7,1

44 37
43 36

56 63 83 82 90
57 64 78 82 90

2
0

Dalsnbasi§: Oas Sozio-ökonomi§chs Panol. Längsschnifi-Dälensatz, W€ll6 1 Well6 2

Wie aus lar. 7 zu entnehmen ist, gab es einen deutlichen Alterseinfluß aul die
lnanspruchnahme ambulanter ärztlicher Leistungen, dersich sowohlin einem steigenden
Anteil von Personen mit Arztbesuchen als auch in einer dgutlichen Erhöhung der
durchschnittlichen Anzahl von Arztbesuchen je Palient (Frequenz) äu ßerte. Unterschiede
in d€r lnanspruchnahme zwischen Männern und Frauen zeigten sich in einem höheren
Anteilvon Frauen mitArzlbesuch und in einer zumeist höheren Frequenz. Der gegenüber
den Männern in der jüngsten Altersklasse vergleichsweise hohe Anteil von Frauen mit
Arztkontakt dürfte weitgehend aus deren Teilnahme an Vorsorge- und Früherkennungs-
untersuchungen bei Gynäkologen resultieren. Auch das Vorliegen von chronischen
Krankheiten und Schwerbehinderungen, insbesondere mit einem Grad von 50% und
mehr, führtesowohlzu einem höheren Anteilvon Personen mit Arztkontakten als auch zu
deutlich höheren Frequenzen.

lm Vergleich der Arztbesuche der Jahre 1984 und 1985 ließen sich nur wenige
Unterschiede leststellen. Lediglich beiden über60jährigen Männern und den Erwerbsge-
minderten von unter 30% fanden stärkere Veränderungen statt. Der Anteil der lränner,
die 60 Jahre und älter waren und einen Arztkontakt autwiesen, ist 1985 gegenüber 1984
uon 77 yo aul82% gestiegen. Dagegen ist der Anteil der Patienten mit einer bis zu
dreißigprozentigen Erwerbsminderung von 83% (1984)aul78% (1985)gelallen. Diese
Entwicklung kann auch durchjene Personen, die in eine andere Allersgruppe wechselten
bzw. in eine höhere Erwerbsminderung eingestuft wurden, hervorgerufen worden sein.
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Tab.8: Veränderung der Arztbesuchel und Veränderung
der subjektiven Gesundheitszuf riedenheit

Von den Personen, die 1985 mit ihrer Gesundheit
unzufriedener gleich(un)zufrie- zufriedener

als'1984 den wie 1984 als 1984
waren2

ir Y.

hatten 1985 mehr
Arztbesuche als 1984
gleich viele Arztbesuche
wie 1984
weniger Arztbesuche
als 1984

4A

26

31

24

45

l Eine Voränderung der Aztbesucho wurde angenommen: wenn beiwsnig€r als 20 Azibesucher in jed€m dsrbeiden
Borragungsz€illtiume ein Arztbesuch mehr oderwenigerats in der Voryeiode edotgre;w€nn in einer po od6 m6hr
und indsrand€ren wenignals20Eosuchevodagen. Beimshrais20 B€suchern in jeder dgl beiden pe odenwurde
keino V€rändsrung anganommen.

2 Eife Vodndsrung der Zujiedonheil wurd€ angenommen, wsnn sich die Aigabe aut der von O 10 €ichendgn
Zulriedenheitsskala von 6inem Jähr zum anderen um mehr ats einen punkr änderre.

Daionbasis: Das Sozio{konomlsche Panet, Länqsschnin-Darensatz. We e t-wele 2.

lnwieweit sich die lnanspruchnahme von ambulanten ärz ichen Leistungen verändert,
wenn sich die subjektive Zufriedenheit mit der Gesundheit wandelt, illustriert fab. A Sie
zeigt, daß diejenigen Personen, die im Vergleich 2u 1984 mit ihrer Gesundheit 1985
unzufriedener waren, auch 1985 zu einem hohen Anteil(48%) vermehrtArAe konsultier
ten als 1984 und daß Personen, die gegenüber 1984 mit ihrer Gesundheit 1985
zufriedener waren, zu einem ebenlalls hohen Anteil (45 %) 1985 wenigerArztbesuche als
1984 angaben.

(Hanld Möhlnann / Pia Zollmann)
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11 Wahrnehmung der wirtschaftlichen
Entwicklung im regionalen Vergleich

442

ln der Bundesrepublik Deulschland wird seit geraumer Zeit ein Nord-Süd-Gefälle der
wirtschattlichen Prosperität konstatiert. lm Norden scheinen sich ehemalige Standortvor
teile (2. B. Werft- und lrontanindustrie) unwiderruflich in Nachteile verwandell zu haben,

im Süden scheint die wirtschaflliche Dynamik durch prosperierende zukunftsindustrien
(2. B. Elektronik, Luft- und Raumfahrt) gesichert. Wenngleich dieses Bild allzu plakativ ist

und das Niveau der wirtschaftlichen Leistungskrafl durchaus nichtso eindeutig zu Lasten

der traditionellen Schwerpunktregionen ausfällt, verläuft die Entwicklung der letzten

Jahre tendenziell zugunsten der süddeutschen Begionen. lnsbesondere autdem Arbeits-

marKbzw. beiden Arbeitslosenzahlen kann man von einem Nord-Süd'Gefälle sprechen

Dieses Gefälle, wie überhaupt regionale Disparitäten in den Lebensumständen, spiegelt
sich nicht nur in obiektiven Unterschieden der Winschaftsstruklur, der Arbeitsmarktsitua'
tion oder sonstigen ob,ektiven lndikatoren der wirtschattlichen Leistungskraft Vielmehr
spielen gerade im wirlschafllichen Bereich subjektive Erwartungen, Hoffnungen und

Befürchtungen, lnvestitions- und Konsumbereitschattvon Unternehmen und von privaten

Haushalten eine große Flolle.

Entsprechende subjektive lndikatoren sind daher u.a. ein wesentliches Element der

Konjunkturbeobachtung. Die Beeinllussung des subiektiven lvleinungsklimas bzw' die

Schatfung einer positiven Grundstimmung ist zugleich ein wichliges lnstrument der

Wirtschafts- und Regionalpolitik. Die subjektive Einschätzung der wirt§chattlichen Lage

ist jedoch auch unabhängig von der Verwertung im politischen Bereich als genereller

lndikatorder materiellen Lebensumstände von zentraler Bedeutung. lm ALLBUS wurden
'! 982, 1984 und 1986 Einschätzungen der allgemeinen wirtschattlichen Lage in der
Bundesrepublik und der eigenen wirtschattlichen Lage erhoben. Daneben wurde gekagt,

wie man jeweils die Entwicklung für das nächste Jahr einschätze Die Umlragen fanden
jeweils im Frühjahr stan, also '1982 ,,in der Krise" vor, 1984 und 1986 im vielbeschwore'
nen Aufschwung nach der,,Wende", wobei 1986 durch die Landtagswahlen in Nieder-

sachsen, Bayern und Hamburg und die vorausgegangenen Wahlen des Jahres 1985

dieser Aufschwung bzw. die wirtschaftliche Lage in ihrer regionalen Ausprägung beson-

ders stark ins Zentrum der Auseinandersetzung gerückt wurde.

Zur Erfassung der regionalen Unterschiede und zurBeobachtung des Nord-Süd-Gefälles
in der Wahrnehmung der Bevölkerung wird im folgenden nach Bundesländern zwischen

,,Nord" (Schleswig-Holstein, Hamburg, Niedersachsen, Bremen, Nordrhein'Westfalen,
Berlin),,,Mine" (Hessen, Rheinland-Plalz, Saarland) und,,Süd" (Baden-Württemberg,

Bayern) unterschieden.



11.1 Allgemeine wirtschaftliche Lage und
persönliche Situation

Vergleicht man zunächst die Einschälzung der allgemeinen wirtschaftlichen Lage in der
Bundesrepublik Deutschlandl, dann zeigt sich, daß 1982 kaum ein regionaler Unter-
schied in der recht negativen Einschätzung der Lage (,,schlecht", ,,sehr schlecht") besteht
(vgl. Abb. 1 .3\. Dagegen zeigt sich 1984 im Süden eine deutlich positivere Einschätzung
(vgl. Abb. 1.lJ bzw. dort wie in der ,,lrlitte" eine schwächer ausgeprägte negative Sicht
(vgl. Abb. 1,3), Bildet man den Saldo von positiven und negativen Beurteilungen, dann
ergibt sich lolgendes Resultat: Während 1982 allgemein die negativen Urteile überwie-
gen, schwächt sich dies bis 1984 deutlich ab, im Süden übeMiegen jetzt sogar die
eindeutig positiven (,,gut", ,,sehr gut") Bewertungen. Diese Entwicklung setzt sich 1986
verstärkt lort und erlaßt nun auch die mittleren und nördlichen Bundesländer. Dabei bleibt
jedoch das Nord'Süd-Gefälle erhalten: So schätzen 1986 im Norden 33% der Befragten
die allgemeine Lage als,,gut" ein, in der lvitte 40%, im Süden 46%i im Norden
übersteigen nun ebenfalls die positiven Wertungen die negativen, aber nur um 20 Pro-
zentpunkte, während im Süden um 36 Prozentpunkte mehr positive als negative
Einschätzungen vorliegen.

Nach diesen Daten werden also augenscheinlich sowohl der ,,Aufschwung" als auch das
Nord-Süd-Gefälle beslätigt. Freilich handelt es sich hier nicht nur um die Beurteilung der
überschaubaren Lebensumstände, sondern um die Außerungen einer mehr oder weniger
begründbaren Stimmungslage, die nicht zuletzt von der Berichterstattung der (regional
gelärbten) Medien beeinflußt ist. lnsolern ist es nicht verwunderlich, daß genau das Bild
widergespiegelt wird, das in der veröffentlichten Meinung diskutiert wird.

Die Frage isl, ob die Beurteilung der überschaubaren Lebensumstände dem entspricht.
Wie sich bei der Einschätzung der ,,persönlichen Situation" in Äbb. I zeigt, ist dies nur in
höchst eingeschränkter Wease der Fall: Zunächst ist die Beurteilung der ,,eigenen"
wirtschattlichen Lage 1982'?sehr viel positiver als das düstere Bild, das man von der
Allgemeinsituation entwirtt - etwa die Hältte der Befragten beurteilt ihre Lage als ,,gut"
oder ,,sehr gut", nur ca. 1 1 % als ,,schlecht" oder ,,sehr schlecht". Ein Nord-Süd-Gelälle ist
dabei kaum festzustellen.

Dieses bereits 1982 relativ günstige Bild verändert sich bis 1984 kaum weiter zum
Besseren; insgesamt ergibt sich sogar eine leichte Zunahme der negativen Beurteilun-
gen, di€ auf die Werte in ,,Nord" und ,,Mitte" zurückzuführen ist (Abä. ,.3). Gleichzeitig
erhöht sich der Anteil der positiven Bewertungen, insbesondere im Süden (Äbb. 7. , ). Dort
wird '1984 zu einem erheblichen Teildie ambivalente Beudeilung (,,teils/teils") von 1982 in
eine positive Sicht überführt, seies, weilman tatsächlich eine Besserung erfahren hat, sei
es, daß man den Appellen zum Abbau von Schwarzmalerei und zur Hinwendung zum
Positiven folgt (/Abb. ,.2). ln jedem Fall zeigt sich bereiis 1984 im Süden ein stärkeres

l Frage:,,Wie beurt€ilgn Sie ganz allgemein die heutige wirtschaflliche Lage in dorBundesr€publik?"

2 Frago: ,Wie beurleilen Sie heute lhre e/gere wirtschaftliche Lage?"
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Abb. 1: Einschätzung der wirtschaftlichen Lage '1982, '1984 und 1986
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Überwiegen der positiven Bewertung, während ansonsten ein unveränderles Bewer-
tungsniveau vorliegt.

1986 setzt sich dann die im Süden begonnene positive Einschätzung der persönlichen
Lage fort und erfaßt auch die nördlichen und mittleren Bundesländer. Auch hier schlägt
die unsichere Beurteilung (,,teils,/leils") der Jahre 1982 und 1984 tendenziell in eine



positive Bewertung um. Dagegen verändert sich auch 1986 das Niveau der negativen
Bewertung nicht: ln allen drei Regionstypen kennzeichnen 10% der Befragten ihre Lage
unverändert als ,,schlecht". Der Aufschwung, so scheint es, läuft an den Benachteiligten
vorbei - ohne Nord-Süd-Gelälle.

lnsgesamt zeigen sich - gegenüber der Einschätzung der allgemeinen Lage - auf der
persönlichen Ebene zwischen 1982 und 1986 weniger Wandel und geringere regionale
Unterschiede. Tatsächlich ist die Lebenssituation eanzelner Bürger bzw. Haushalte -
solern und solange sie eine feste Beschäftigung auf dem Arbeilsmarkt innehaben oder
vom System der sozialen Sicherung ihren Lebensunterhalt beziehen - angesichts der
bestehenden Schutzklauseln, Tarifbestimmungen us\,. relaliv stabil und innerhalb weni-
gerJahre in derMehrzahlder Fälle bzw. im Durchschnitt nicht dramatischen Veränderun-
gen unterworfen. Dies gilt insbesondere lür Bevölkerungsumlragen, bei denen benachtei-
ligte Gruppen in der Regel unlerrepräsentiert sind (Arbeitslosenquote im ALLBUS 19861

3,6 %; Sozialhilfe: 2,1o/"tvgl.Teil l, Kap.3.7 und 9.7).

Wennsich trotz dieser persönlich erfahrenen Stabilität in derBeurteilung derallgemeinen
Lage die aulgezeigten Schwankungen ergeben, so bieten sich dafür zwei Erklärungsan-
sätze an: Erslens können Kenntnisse über positive oder negative Entwicklungen außer-
halb der eigenen Lebenssituation zu einer abweichenden Beurteilung führen, seies, daß
man andere Gruppen zum iraßstab nimmt, seies, daß man wirtschattliche lvlechanismen
jenseits des privaten Konsumentenhaushalts seinem Urteil zugrunde legt.

Der zweite Ansatz führt Schwankungen in der Beurteilung einer nicht oder nur begrenzt
überschau- und überprüfbaren Situation vor allem auf das ötfentliche Meinungsklima
zurück. Dieses Klima war'1982 angesichts der Situation aul dem Arbeitsmarkt, der
Konjunkturlage und der Auseinandersetzungen um Lösungsstrategien in der damaligen
Regierungskoalition außerordentlich kritisch bzw. krisenbewußt. Hinweise aul das gesi-
cherte hohe Niveau des Lebensstandards für die überwiegende Mehrheit überzeugten in
diesem Klima kaum. Entsprechend groß ist 1982 die mit den vorliegenden Daten
nachweisbare Kluft zwischen der allgemeinen Lage und der persönlichen Situation.

Diese Kluft beginnt sich 1984 und verstärkt'1986 zu schließen. Dazu hat - neben den
tatsächlichen Verbesserungen der wirtschatllichen Lage - ,,ahrscheinlich in hohem
Maße d€r Abbau von Krisenstimmung und die Beschwörung des - erzielten oder
erzielbaren - Aufschwungs beigekagen. Diese Wirkung der gewandelten ölfentlichen
Meinung zeigt sich neben den Niveauveränderungen vor allem auch in dem zunehmen-
den Nord'Süd-Gelälle in der Beurleilung der allgemeinen Lage, die bei den persönlichen
Lebensverhältnissen keine Entsprechung lindet.

Ansonsten aber gleicht sich die Beurteilung der allgemeinen Lage im Niveau der
persönlichen Situation an, wobei vor allem im Süden die positiven Erlahrungen im
überschaubaren Bereich auf die allgemeine Lage übedragen zu werden scheinen. lm
negativen Bereich reduziert sich entsprechend der Anteil negativer Bewertungen der
allgemeinen Lage aul die Größenordnung, zu der auch im privaten Bereich negalive
Erf ahrungen vorliegen.
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1 1.2 Einschätzung der zukünftigen wirtschaftlichen
Entwicklung

Eine Diskrepanz zwischen den eigenen Erfahrungen und derWahrnehmung der Gesamt-
lage könnte Rückwirkungen positiver oder negaliver Art auf die Erwartungen haben, mit
denen man in die Zukuntt blickt und die zum Teil Grundlage von weiterreichenden
Entscheidungen sind. Es liegt aul der Hand, daß diese Erwartungen auf einer unsicheren
Basis stehen, wenn sie sich nicht vornehmlich auf die persönlichen Lebensumstände,
sondern auf politische ,,Klimalagen" stützen. Dies kann sich - bei überzogen optimisti-
scher Erwartung - durchaus posiliv auf die allgemeine Entwicklung auswirken; es kann
aber auch eine Tendenz zu immer hettigeren Umschlägen der Stimmungsbarometer
daraus eMachsen, die zu ebenso hektischen ötfentlichen wie privaten Maßnahmen
verleiten könnte.

Diese Ge,ahr erscheint jedoch angesichts der Ergebnisse der Umlragen nicht sehr
ausgeprägt, zumindesl nicht auf privater Ebene. Betrachtet man die kurzfristigen
Erwartungen3, dann zeigt sich (vgl. Abb. 2.4 1982, 1984 und '1986 eine weitaus
überwiegende Stabilitätserwartung. Die positiven (vgl. Abb. 2.1) wie negativen (vgl
Abb. 2.3) Vetändetungserwartungen sind nicht dramatisch, zeigen aber eine klare
Tendenz: oie positive Erwartung nimmt deutlich zu, die negative deutlich ab. Dabeisind
die l\renschen in den nördlichen und mittleren Bundesländern optimistischer als in den
südlichen. wo man 1986 eher Konstanz auf dem hohen Niveau des ereichlen Standards
erwartel, während man in ,,Nord" und ,,Mitte" erst '1986 verstärkt aul Verbesserungen
setzt.

3 Frags: ,,Was glaubon Sie, wie wird lhre e,oene wirtschaftliche Lage /h e/l?em Jal,r sein? Erwarten
Sie, daß lhre wirlschattliche Lage dann: wesentlich besser, etwas besser, gleichbleibend, elwas
schlechter oder wesentlich schlechter ssin wird als heute?"

Je nach Sichtder Dinge bieten sich für diese zunehmende Entsprechung von allgemeiner
und persönlicher Lage zwei lnterpretationen und Bewertungen an. Einmal kann man den
Abbau von Krisenklima und die Rückbesinnung auf die eigene Lebenssituation als
Maßstab zur Einordnung der weiteren Umwelt begrüßen. Umgekehrt könnte man den
Abbau kritischer Grundhaltungen, die Propagierung einer positiven Grundstimmung und
die Orienlierung an der vorherrschenden privaten Lebenssituation angesichts der
Strukturprobleme und der kritischen Lage auf dem Arbeitsmarkt negativ beurieilen und
als Ausgrenzungstendenz von benachteiligten l\ilinderheiten bewerten.

Welchervon beiden lnterpretationen mehr Gewicht zukommt, kann hier nicht entschieden

',erden, ebensowenig wie das Ausmaß, in dem die tatsächlichen positiven wirtschaftli-
chen Veränderungen in die Bewertung Eingang gefunden haben. Festzuhalten bleibt,
daß im Beobachtungszeitraum der relativ stabilen Situation im privaten Bereich eine
starke Veränderung in der Beurteilung der allgemeinen Lage gegenübersteht.
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Abb. 2: Einschätzung der wirtschaftlichen Entwicklung für das nächste Jahr
1982, 1 984 und '1986
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Beiden Erwartungen bezüglich derallgemeinen Entwicklung! zeigt sich dieseZurückhaF
tung im Südon ebenlalls. Allerdingssind dae regionalen Unterschiede in den Erwadungen
geringerals beider Bewertung derjeweiligen Lage. Ansonslen läßt sich aber auch beiden

4 Frage: ,Und wie wird es in einen Jahr sein? E1tarten Si6, daß die wirtschaftliche Lage in der
Bundesrepublik im allgemeinen dann: wesentlich besser, etwas besser, gleichbleibend, etwas
schlschter oder wesenllich schlechter sein wird als heule?"
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Erwartungen die Tendenz einer Angleichung derprivaten und derallgemeinen Bewertun-
gen registrieren, wobei die auf die Ötfentlichkeit bezogenen Erwartungen stärkeren
Schwankungen unlerliegen als im Privatberoich. Dadurch kommt es zu einem vergleich-
baren Niveau negativet (Abb.2.3)wie positiyet lAbb. 2.1\ Erwatlungen, vor allem aber zu
einer Angleichung der Stabilitätserwartungen (,4bb. 22).
Bemerkenswert ist dabei, daß die positive wie negative Einschätzung der allgemeinen
Zukunttsaussichten 1984 - also nach dem Regierungswechsel die deutlichste
Veränderung erlahren hat, um dann relativ konstant zu bleiben (bei den negativen
EMartungen) oder gar abzusinken (bei den Erwartungen weiterer Verbesserungen).
Entsprechend nimmt 1986 die Stabilitätserwartung zu (Abb. 2.4 - aul einem deutlich
höher bewedeten Niveau (vgl. Abb. l).
Dagegen erfährt die Einschätzung der allgemeinen Wirtschaftslage 1986 die deutlichste
Veränderung. 1984 hatte sich otfenbar eine optimistische Zukunftserwartung durchge-
setzt, die 1986 durch die Einschätzung der tatsächlichen Situation bestätigt wurde.

Demnach zeichnet sich in den vorliegenden Daten tatsächlich ein Umschwung, eine
Wende, ab. Dieser Umschwung bezieht sich allerdings - beiden Erwartungen wie bei
d€n Bewertungen - vor allem auf die vom einzelnen nicht überschaubare allgemeine
Lage, weniger aut die persönlichen Erwartungen und Erfahrungen. Es scheint vor allem
ein Umschwung des lvleinungsklimas vorzuliegen, das 1982 nicht nur außerordentlich
negativwar, sondern für viele Befragte den persönlichen Erfahrungen kraß widersprach.

Hatdieser Umschwung des Klimas nun den Aufschwung gebracht? Dies scheint ein Teil
der Belragten subiektiv durchaus anzunehmen - üb€rwiegend und dominierend ist
allerdings die Feststellung und Erwartung von Stabilität im überschaubaren Lebensbe-
reich - eine Stabilität, die auch tür die negaliven Erfahrungen und Erwartungen gilt.

(Fetdinand Böltken)
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12 Schichtung und Mobilität

Soziale Schichtung und soziale Nrobilität sind Begritfe, die sich auf die vertikale
Gliederung der Gesellschaft und die Veränderung der Position von Personen in einer
Statushierarchie beziehen. Soziale Schichtung bezeichnet eine strukturelle Ungleichheit
zwischen sozialen Positionen, die sich z. B. in Einkommens-, Prestige'und Einflußdiffe-
renzen manifestiert. Unter verlikaler Mobilität werden Statusveränderungen in der
Generationenfolge oder im Lebensverlaul verstanden.

Die Bundesrepublik und andere westliche lndustriegesellschaften verstehen sich als
,,otfene Mittelschichtgesellschaften": Die lvlehrheit der Bevölkerung wird der lvlittelschicht
zugerechnet, und die Chancen im Prozeß der Statuszuweisung sind idealerweise an
Leistungskriterien geknüpltund gerecht verteilt. Das impliziert, daß auch Arbeiter und ihre
Kinder reale und gerechte Chancen haben müssen, beruflich und sozial aufzusteigen.
genauso wie Angehörige der Mittel- und Oberschicht sich ihren Status selbst erwerben,
d. h. auch mit einem Risiko rechnen müssen, sozial abzusteigen.

12.1 Statuslagen und subjektive Schichtzugehörigkeit
Iaä., zeigt, wie sich die eMachsene Bevölkerung der Bundesrepublik auf sozioÖkonomi-
sche Statuslaqen verteilt, welchen sozialen Schichten sie sich subjeKiv zuordnel und
w€lche Bildungs- und Einkommensunterschiede damil verbunden sind.

Die Zuordnung zu sozioökonomischen Statuslagen erfolgt nach der beruflichen Stellung
der Erwerbstätigen, dem außerberuflichen Status der Nichtenverbstätigen sowie auch
nach deren früherem Erwerbsstatus und dem Alter. Die Ungleichh€it der Lebensbedin-
gungen zwischen den so unterschiedenen Statusgruppen äußert sich keineswegs nur in
Bildungs- und Einkommensdifferenzen. Allerdings sind Bildung und Einkommen insofem
von besonderer Bsdeutung, als sie wichtige Mittel lür die Geslaltung der gesamten
Lebensverhällnisse darstellen.

Deutliche Bildungsunterschiede linden sich vor allem zwischen Arbeitern und anderen
Erwerbstätigen, aber auch zwischen der älteren und jüngeren Generation. Über eine
höhere Schulbildung, d. h. wenigstens die mittlere Reife, verfügt nur ein geringer Anteil
der Arbeiter, Rentner, die ehemals als Arbeiter erwerbstätig waran, und der älteren
Hausfrauen. Für Beamte, höhere Angestellte sowie Jugendliche, die sich noch in der
Ausbildung befinden, stellt das Fehlen eines höheren Schulabschlusses dagegen die
Ausnahme dar.

Gemesssn am Niveau des korrigierten Haushalts-Pro-Kopt-Einkommens gibt es zwi-
schen den betrachteten Slatusgruppen belrächtliche Untorschiede in der Höhe des
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ä Tab. 1: Sozioökonomischer Status und Schichtzugehörigkeito
Sozioökonomischer Status Subjektive Schicht

l/ittel- Obere Miüel.
schicht Oberschicht

Anteil
höhere

Schulbildungl

Netto-
haushalts-

einkommen
Pro-Kopl'?

DM

lns-
gesamt

Arbeiter-
schicht

keine der
Schichlen

in%

Selbständige und mithelfende
Familienangehörige

Beamle
Gehobene, höhere Angestellte
Einf. mittlere Angestellte
Qualifizierte Arbeiter, Meister
Un-, angelernte Arbeiler
Benlner - ehemalige Arbeiter
Renlner sonstige
Hausfrauen bis 59 Jahre
Hausfrauen 60 Jahre u. älter
Schüler, Studenten,
Auszubildende
Arbeitslose
Sonstige Nichterwerbstätige
lnsgesamt

6
5
7

15
9
6
6

10
15
8

7
2
2

00

11

7

16
56

71
20
34
46

21

42

56

15
22
20
12
4

1;
7

21
3

11

73
77
53
10
7
3

41
26
13

;
1

1

1

1

2
1

7
12

1500
1800
1850
1510
1240
1220
1090
1420
1080
1 130

87
32

1 100
800

2 38 1330

1 Poßonon, die mindesiens über d e mitt eE Relle verfügen.
2 Korigisnes Haushalls-Prc-KopiEinkommen. Dabe wid angenommen, daß ein Zweipeßonenhaushall das 1,7lache, en Dreipersonenhaushall das 2,3fache und ein

das Vieltache um 0.5.
Datonbasis: Wohliah ssuryey 1984 (N = 2064).
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69

35
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57
4a
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erreichbaren Lebensstandards. Ngben dem sozioökonomischen Status wirken sich auch
die Stellung im Lebenszyklus und die davon nicht unabhängige Haushaltsstruktur aufdie
hier betrachtete Einkommensgröße aus. Uber die höchsten Pro-Kopf-Einkommen verfü-
gen Beamte und gehobene oder höhere Angeslellte. Unterdurchschnittliche Einkommen
ergeben sich für Rentner, die als Arbeitererwerbsfähig waren, Hausfrauen, Personen, die
sich noch in der Ausbildung befinden, und Arbeitslose.

Während der berufliche und außerberufliche soziale Status, Bildung und Einkommen
lndikatoren für die objektive Stellung in der SozialstruKur und soziale Ungleichheit sind,
gibt die subjektive Schichteinstufung Aufschluß darüber, wo sich einzelne BevÖlkerungs-
gruppen innerhalb der hierarchischen Struktur einer Gesellschafl ihrem Bewußtsein nach
einordnen, welchem sozialen Milieu sie sich zugehÖrig betrachten und aus welcher
Perspektive sie am gesellschattlichen Leben teilhaben: l\rehr als jeder zweite erwach-
sene Bundesbürger zählt sich zur Minelschicht, jeder dritte zur Arbeiterschicht und jeder
zehntegibtan, derOberen Mittel- und Oberschicht anzugehören. Aulschlußreich sind die
zusammenhänge, die zwischen sozioökonomischerStatuslage und subjektiverSchicht'
einstufung zu beobachten sind. So zeigt sich, daß gegenwärtig oderehemalsals Arbeiter
beschäftigte Erwerbstätige und Rentner sich auch in ihrem Bewußtsein nach wie vor
mehrheitlich der Arbeiterschicht zugehörig fühlen. Allerdings ist bemerkenswert, daß
immerhin viervon zehn Facharbeitern, Vorarbeitern und l\4eistern sich als Angehörige der
lrittelschicht bezeichnen. Weitergehende Analysen ergeben, daß Arbeiter sich vor allem
dann der Minelschicht zugehörig fühlen, wenn sie ein eigenes Haus besitzen und
außerhalb der lndustrie beschättigt sind. Größere Anteile von Befragten, die §ich der
Oberen Mittel- und Oberschicht zuordnen, finden sich unter den Beamten, vor allem
denen der oberen Laulbahngruppen, den höheren Angestellten, den Selbständigen,
Schülern, Studenten und Pensionären.

12.2 lntergenerationale Mobilität
lndikatoren der intergenerationalen Mobilität messen Zusammenhänge zwischen dem
eigensn sozialen Status und dersozialen Herkunft, gemessen am beruflichen Status des
Vaters. Die Art und Slärke dieses Zusammenhangs gibt Aulschlußdarüber, wie offen eine
Gesellschaft ist und inwieweitvon Chancengleichheil oderChancengerechtigkeit gespro-

chen werden kann. lm irittelpunkt des lnteresses stehen die folgenden vier Fragestel-
lungenl:

1 Für die untersuchung inter und intragenerationaler Mobilitälsprozesse verwendelen wir als
Datenbasis die Studi€ ,,Oualirikation und Bgrufsve auf", die 1979 gemeinsam vom lnstitut IÜr
Albgitsmadd- und Berulsiorschunq (lAB) und dem Bundesinslitul für Bsrulsbildungslorschung
(BIBB) durchgeführt und dem Sfb 3 Über das Zentralarchiv lür empirische Sozialforschung
,reundlich6fteise zurVorlügung gestelltwurde- Die nachfolgend verwendelen Llobilitäts_lndikalo_
ren gehen überwi€gond auf einen Vorschlag von K._U. Mayer zurück. vgl. dazu [rayer, K._u.,
Soziale Ungleichheit und Mobililät, Ansätze zu einem System sozialer lndikatoren, int Zapl. W.
(Hrsg.), Lebensbedingungen in der Bundesrepublik, Sozialor Wandel und Wohlfahrtsentwicklung,
FrankfuruNew York 1977, S. 149 208.
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2 Die f€tegorisn dos berullich€n Stafus wurden so zusammengeraßt, da8 si6 mit Ausnahmo d€r
Solbständigenpositionen 6in6 hi€rarchische Glied€rung darstellen und Bow€gung€n zwischen den
Katogo on als Aul- und Abstiege interpreti€rl werden können. Beider lntelpretation der nachlol-
gend präsonlienen Ergobnisse isl zu bodcksichtigen, daß di6 ältor€ d€r beiden hier betrachtot6n
Alt6rsgruppgn mil den oxtrem schwi€rigon Bedingungen der unmittelbar€n Nachkiegszoit in das
Berulsloben 6ing6troten ist und di6 dämit zusammenhängenden Benachteiligungon auch im
weitoren Berulsvorlaut nichl mehr vollstäindig ausgeglichan werden konnten. Vgl. auch lllüllor, W.,
Der Lebonslaul von G6burtskohonen, in: M. Kohli(Hrsg.), Soziologied6s Leb€nslauls, Darmstadu
Nouwied 1979.
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- Welcher Anteil der Söhne aus bestimmten Herkunftsgruppen verbleibt in diesen
Statuskategorien, d. h. in welchem Maße wird der soziale Status vom Vater auf den
Sohn vererbt?

- Wie groß sind die Chancen für die Söhne unterschiedlicher Herkunftsgruppen, von
einer Generation zur anderen sozial aufzusteigen?

- We groß ist das Risiko, in der Generationenfolge sozial abzusteigen?
- Sind herkunftsbedingte Chancenunterschiede auch bei Erwerbstäligen mit gleichem

Bildunqsniveau zu beobachten?

Um auch Veränderungen der Mobilität zwischen den Generationen im Zeitablauf
beobachtenzu könn€n, w€rden zweiAlterskohorten verglichen: männliche Erwerbstälige
im Alter von 31 bis 39 Jahren der Geburtsjahrgänge '1931 bis 1939 bzw. 1940 bis 1948.
Für die ältere Kohorte wird die berufliche Slellung des Jahres 1970,1ür diejüngere die des
Jahres 1979 der beruflichen Stellung des Vaters gegenübergestellt, die dieser innehatte,
als der Sohn '15 Jahre alt waf. Die Analysen beschränken sich auf männliche Erwerbs-
tätige, weil sich ein Vergleich des beruflichen Status von Töchtern und ihren Vätern
autgrund der geschlechtsspezifisch€n Unterschiede in der Berufsstruklur verbietet.

Bei der Untersuchung der Mobilität zwischen den Generationen ist zu berücksichtigen,
daß die Mobilitätschancen auch durch Prozesse des struKurellen Wandels beeinflußt
werden. Sowohldurch die Schrumpfung als auch durch die Expansionvon Statuskatego-
rien wird Mobilität strukturell erzwungen. Beschäftigungskaiegorien, die im Vergleich von
Vätern und Söhnen geschrumpft sind, sind vor allem selbständige Tätigkeiten, am
stärksten in der Landwirtschatl, sowie ungelernte Arbeitertäligkeiten. Deren Anzahl hat
sich beispielsweise in derjüngeren derbeiden unterschisdenen Alterskohorten, bezogen
auf die Häufigkeit ungelernter Arbeitertätigkeiten in der Vatergeneration, um 53%
verkleinert. Für die iüngere Kohorle zeigt sich darüber hinaus auch ein Bückgang bei
qualifizierten Arbeitern und einlachen Angestellten. Stark€ Expansionstendenzen sind
dagegen beiden mittleren, gehobenen und höheren Angestellten- und Beamtentätigkei-
ten f€stzustellen.

Dieso strukturell€n Veränderungen wirken sich nachhaltig auf die lröglichkeiten der
Slatusvererbung sowie die Aufstiegschancen und Abstiegsrisiken zwischen den Genera-
tionen aus.

Die ,,Vererbungsquote" gibt an, welcher Anteil der Söhne in der Slatuskategorie des
Vaters verbleibt. Je nach Herkunttsgruppe variiert dieser Anteilzwischen '10% (lreister



und einfache Angestellle) und 35% (Facharbeiter). EMartungsg€mäß sinkt die Verer
bungsquote in den schrumplenden Statuskategorien und bleibt dort weitgehend stabil
oder nimml sogar leicht zu, wo die Beschättigtenanteile sich vergrößert haben.

Als sozialerAufstieg sollen zunächst alle Bewegungen in höhere Statuskategorien gelten,
wobei Selbständigenpositionen bei dieser Betrachtung ausgenommen bleiben müssen.
Wie an der Quote abzulesen ist, sind die inlerg€nerationalen Aufstiegschancen um so
größer, je niedriger der soziale Slatus d6s Vaters ist, ln diesem Besultat kommen vor

Tab.2: lntergenerationale Mobilität: Auf- und Abstiegsquoten lür
männliche Erwerbstätige

Berulliche Stellung
des Vaters

Aufstiege Aufstiege
in nicht

benachbarte
höhere

Kategorien
1970' 19791 1970 1979

Abstiege Abstiege
zu un- und
angelernten

Arbeitern

1970 1979 1970 1979

in%

Landwirte -2

Ungelernte Arbeiter 76

Angelernte Arbeiter 55

Facharbeiter 37

Vorarbeiter, einfache Beamte 40

Meister, einfache Angestellte 33

Werkmeister, mittlere
Angestellle u. Beamte 25

Höhere Angestellte,
gohobene Beamte 24

Leitende Angestellte,
höhere Beamte

Selbständige außerhalb der
Landwirtschatt

88

68

47

46

40

40

48

23

16

24 18

44 57

22

30

36

7

17

44

48

3

12

30

34

17

10

12

11

99

38 '13 302265

3641

50 2

a4

46

64

1 Oie Angaben lür 1970 beziehen sich aul die G€bunsjahqänge 1931 bis 1939, di6 Angaber lür 1979 auldi.
G€burtsjahßänge 19,10 bis 1944.

2 lndikalor nichl delini€ .

Dat€nbasis: Qualitikalion und Bsrulsvoiaul, B€fragung &s IAB lnd AIBA 1979, elgena Barschnung€n.
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allem sogenannte ,,Boden- und Deckeneffekte" zum Ausdruck: Wer ganz unten beginnt,
kann nuraulsleigen oder seinen Herkunttsstatus beibehalten, wer seinen Ausgangspunkt
bereits weit oben hat, dem steht nur noch wenig ,,Aufstiegsraum" zur Verfügung.

Tab.3: lntergenerationale Mobilität: Zugangschancen zu den beiden
höchsten Angestellten- und Beamtenkategorien für männliche
Erwerbstätige

Berufliche Stellung des Vaters 19701

Söhne
mit Abitur,
Fachhoch-
schulreile

't 9791
Söhne

mit Abitur,
Fachhoch-
schulreile

Alle
Söhne

Alle
Söhne

in%

Landwirte

Arbeiter

Einfache Angestellte u. Beamte,
Meister

Mittlere Angestellte u. Beamte,
Werkmeister

Gehobene Beamle,
höhere Angestellte

Höhere Beamte, leitende Angestellte

Selbständige außerhalb
der Landwirtschaft

lnsgesamt

18

11

22

38

55

54

25

52

63

75

82

71

60

69

4

5

12

25

50

52

84

74

65

55

69

75

68

18

12

1 Dio Angaban lür 1970 beziehen sich aut die Geburlsjah€änge 1931 bis 1939, dio angab€n tür 1979 aul di€
Gabunsjahqänge 1940 bis 1944.

Dalenbasis: Oualilikalion und Berulsvenaul, Belraglng des IAA und AIBB 1979, €igene Ber€chnungon.

Zahl der Fälle 3 979 319 3 470 542

lm Kohortenvergleich ist mit Ausnahme der höchsten Statusgruppe eine Verbesserung
der Aufstiegschancen über alle beruflichen Stellungen hinweg zu beobachten. Diese
Tendenz ist auch dann zu e*ennen, wenn Aufstieg enger definiert wird und lediglich
Bewegungen in nichl benachbarte Kategorien Berücksichligung finden.
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Das Risiko, im Generationenveroleich sozial abzusteigen, ist dementsprechend für die
jüngere der beiden betrachteten Kohorten geringer geworden Der Tendenz nach ist es

eMartungsgemäß um so größei, ie hÖher der Status des Vaters ist. Allerdings ist die
Gefahr einer ,,sozialen Deklassierung", d. h. eines Abstiegs in die Gruppe der un- und

ang€lernten Arbeiterlür die Mittelschichtsöhne sehr gering: Der Anteil derjenigen, die un-

oder angelernte Arbeiter geworden sind, bewegt sich zwischen 1o/. undT%.

Tab. 3 isl zu €ntnehmen, wie ungleich die Chancen vedeilt sind, Zugang zu den

statushöchsten Arbeilnehmerpositionen zu gewinnen: nur jeder zehnte zwischen 1940

und 1948 geborene Arbeitersohn, aber mehr als ieder zweite Sohn eines höheren
Beamten oder leitenden Angestellten nahm 1979 eine entsprechende Position ein

Die Feststellung, daß die Söhne von Vätern mit einem hohen berullichen Status über
bessere Chancen verfügen, selbst entsprechende Positionen einzunehmen, lührt zu der
weitergehenden Frage, überwelche lrechanismen dieserZusammenhangvermitteltwird
und welche Bedeutung Bildungsabschlüsse lür die Statuszuweisung haben. Wie lab S

zeigt, fallen die Herkuntlsunterschiede wesentlich geringer aus, wenn Personen mit
gleichen Bildungsabschlüssen, d. h. hier die Söhne mit Abitur oder der Fachhochschul'
reife, verglichen werden. Allerdings werden die Herkunttsunterschiede in den Zugangs-
chancen zu den statushohen Berufen auch lür Personen, die über gleich hohe Bildungs-
abschlüsse verfügen, lediglich reduziert und nicht vollständig ausgeglichen, wobei die
Höhe des erreichten Bildungsabschlusses zudem selbst maßgeblich von der sozialen
Herkunft determiniert ist (vgl. Teil l, Kap. 2).

Die Abhängigkeit der Zugangschancen von der sozialen Herkuntt vor und nach Kontrolle
des Bildungsabschlusses bleibt im Vergleich der beiden bekachteten Kohorten unverän-
dert. Allerdings sind die Chancen, eine höhere Angestellten' oder Beamtenposition
einzunehmen, für die Anqehörigen derjüngeren Kohorten wegen der Zunahme entspre-
chender Positionen insgesamt größergeworden. Diese Expansion höherer Angestellten-
und Beamtenpositionen ist denjenigen Herkunttsgruppen Überpropodional zugute
gekommen, die, wie z. B. die Söhne von Arbeitern und Landwirten, nur über vergleichs-
weise geringe Zugangschancen zu derartigen Berufen verfügen. Die Verbesserung der
Chancen für diese Gruppen ist neben einer Veränderung der Beschäftigtenstruktur auch
auf eine überproportionale Vergrößerung des Abiturientenanteils zurückzulÜhren

1 2.3 lntragenerationale Mobilität
lntragenerationale Mobilität umfaßt Veränderungen des beruflichen Status innerhalb der
individuellen Erwerbsbiographie. Von besonderem lnteressesind dabeidie Chancen und
Risiken unterschiedlicher Beschäftigtengruppen, während ihres Erwerbslebens beruflich
auf- oder abzusteigen.

Wir beschränken uns an dieser Stelle darauf, den Berufsverlauf in den ersten '10 bis '14

Jahren nach dem Eintritt in das Erwerbsleben zu betrachten und vergleichen zwei
Berulseintrittskohorten: Erwerbstätige, die zwischen 1956 und 1960 und Erwerbstätige,
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die zwischen 1965 und 1969 erstmals berufstätig waren. Für beide Gruppen betrachten
wirden beruflichen Statuszum Zeitpunkt ihrerersten Berufstätigkeit nach derAusbildung
und stellen ihm den beruflichen Status gegenüber, den sie 10 bis 14 Jahre später, d. h.
1970 bis 1979, innehatten.

Tab. 4: lntragenerationale Mobilität: Berufliche Aulstiegschancen und
Abstiegsrisiken f ür männliche EMerbstätige

Berufliche Slellung
nach Abschluß
der Ausbildung

Aufstiege Aufstiege
in nicht

benachbarte
Kategorien

19701 19791 i97o 1979

Abstiege

1970 1979

Abstiege
in nicht

benachbarte
Kategorien

't 970 1979

in%

Ungelernte Arbeiter 58

Angelemte Arbeiter 25

Facharbeiter 30

Vorarbeiter, einlache B eamte 27

Meister, einfache Angestellte 38

Werkmeister, mittlere
Angestellte u. Beamte 25

Höhere Angestellte,
gehobene Beamte '15

Leitende Angestellte,
höhere Beamte

,|

5

1

I

0

I

I

62

32

36

50

41

37

10

24

7

23

29

48

16

1

10

10

10

12 19 5 4 4 4

12742

19 5 14 3

1 Di€ Angab6n Iür 1970 b€ziehen sich aul Psßonon , di€ zwis.hsn 1956 und 1960, di€ Angabon lür 1979 auf
Pel§onen, die ischon 1965 und 1969 eßlmals bsrulstätig waßn.

2 lndikator nictn defini€n.
DalenbÄsis: Ouarilikation und 46rußv€daul, Bolßgung des IAB und BIBB 1979, 6igene Bercchnungen.

ln den Aufstiegsquolen machen sich zunächst wieder die sogenannten Boden- und
Deckeneffekte bemerkbar, wenn festzuslellen ist, daß ungelernte Arbeiter die besten und
höh€re Angeslellte und gehobene Beamle die schlechtesten Aufstiegschancen haben.
Bemerkenswert isl jedoch, daß angelernte Arbeiler und Facharbeiler - obwohl sie
thsoretisch über mehr Aufstiegschancen verfügen - seltener beruflich aufsteigen als die
Erwerbstätigen in den unteren Angestellten- und Beamtenberufen. Dieses Muster bleibt
im Prinzip auch dann erhalten, wenn als Aufstieg nur die Bewegungen in höhere, nicht
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benachbarto Statuskategorien gewert€t werden. Allerdings reduziert sich unter diesen
Umständen die Aufstiegsquote der ungelernten Arbeiter beträchtlich. Die mit Abstand
besten, so definierten Aufstiegschancen hab€n einlache Beamte. lm Kohortenvergleich
haben sich die Aulstiegschancen der Tendenz nach leicht, für einzelne Gruppen sogar
deutlich verbessert.

Berufliche Abstiege sind im Vergleich zu Aufstiegen w€itaus seltener zu verzeichnen.
Allerdings isl bei der lnterpretation de. insgesamt rechl niedrigen Abstiegsquoten zu
berücksichtigen, daß die verwendeten lndikatoren zur intragenerationalen Mobililät
allenfalls die erste Hältte des Berulslebens umfassen und das Risiko eines beruflichen
Abstiegs möglicherweise gerade in späteren Phasen des Erwerbslebens, die hier nicht
erlaßt werden, zunimmt.

(Heinz-Hebett No )
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1 3 Subjektives Wohlbefinden

lntormationen überdas subjehive Wohlbefinden der Bundesbürger sind eine notwendige
Ergänzung zu lnformationen über die objektiven Lebenslagen von Haushalten und

lndividuen. Denn nur dann. wenn bekannt ist, wie die Lebensbedingungen der Bürger
sind und wie die einzelnen Personen und Familien ihre eigene Situation bewerten, wie
zufrieden oder unzufrieden sie z. B. mit ihrem Einkommen oder ihrer Wohnung sind,
welche Sorgen und Probleme sie haben, kann ein umfassendes Bild der Lebensqualität
erstellt werden.

Die Antworten auf Fragen nach der Zufriedenheit mit dem Leben und nach der
Zufriedenheit mit einzelnen Lebensbereichen stellen wichtige lndikatoren für das subjek'
live Wohlbelinden der Bevölkerung dar. Sie geben uns Aufschluß darüber, wie der
einzelne Bürger vor dem Hintergrund seiner spezifischen Erwartungen und Ansprüche
die objektiv gegebene Situation bilanzierend bewertet. Zufriedenheit und Unzufriedenheit
sind in diesem zusammenhang iraße, die verschiedene Dimensionen individueller
Bewertungsprozesse vereinigen: Sie sagen uns etwas über das wahrgenommene
Verhältnis zwischen obiektiver Lage und subiektiver Bewertung, sie repräsentieren das
Ergebnis von Vergleichsprozessen etwa mil Freunden und Bekannten, und sie weisen
z. B. im Falle von massiv geäußerter Unzufriedenheit aut potentielle Handlungen hin,
diese Unzufriedenheit und die sie verursachende Situation zu ändern. Dieso Angaben
sind wichtige lndikatoren für das Wohllahrtsniveau in der Bundesrepublik Deutschland
und lür die von den Bürgern wahrgenommene Lebensqualität.

13.1 Zufriedenheit in Lebensbereichen
Die Untersuchungen zur Lebensqualität und deren Entwicklung in den letzten zehn
Jahren hatten insgesamt das Ergebnis, daß das Wohlfahrtsniveau in der Bundesrepublik
Deutschland trotz nicht unbedeutender Veränderungen aul wirtschattlichem und politi
schem Gebiet aul eher hohem Niveau stabil bleibt. Auch der scheinbar widersprüchliche
Befund von zum Teil dramatischen Veränderungen hin zu negaliven Bewertungen in

einzelnen Lebensbereichen, wie z. B. im Umweltschutz, ändert bisher kaum etwas an

diesem generellen lruster.

Die Daten aus dem Sozio-ökonomischen Panel unterstützen diese These. Obwohl die
Panelergebnisse aufgrund einer anderen Befragungsmethode (alle Haushaltsmitglieder
über 16 Jahren wurden befragt; Deutsche und Ausländer sind in der Stichprobe) nicht
unmittelbar mit den Ergebnissen aus den Wohlfahrtssurveys vergleichbar sind, werden
die diesbezüglichen Befunde in der Tendenz bestätigt.
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Tab. 1: Zufriedenheit in Lebensbereichen 1984

lnsge-
samt Männer

Altersgruppen
Frauen bis 29. J. 30-59 J. 60 u. ä.

in%

Zufriedenheit mit:

Gesundheit
- eher unzufrieden
- eher zufrieden

davon hochzufrieden
Mitl€lwertl

Einkommen
- eher unzufrieden
- eher zufrieden

davon hochzukieden
Mittelwert

Wohnung
- eher unzulrieden
- eher zufrieden

davon hochzufrieden
Mittelwert

Arbeit
- eher unzufrieden
- eher zufrieden

davon hochzufrieden
Mittelwert

Tätigkeit im Haushalt
eher unzufrieden

- eher zufrieden
davon hochzufrieden

Mittelwert

Freie Zeit
- eher unzufrieden
- eher zufrieden

davon hochzufrieden
Mittelwert

to
72
21

7,0

18

19
6,7

6
86

8,1

15
70
19
6,9

31
47
11

12
6,2

19

17
6,6 5

'19

64
14
6

26
56
I

10

31
7,7

10
82
35
70

15

25

9
82

7,8

5
88
40
8,3

I
84
25

7,7

I
79
22

7,4

I
81
29
7,7

7
84

7,8

16
68
21

6,8

12
81
29
7,6

19
60
18
6,5

10
75
21

7,2

16
63
14
6,s

12
70
19
7,0

11

24

12
79

7,4

14
75
27

13
63
22

7,3

16
70
23
7,0

6
75
41

8,1

17
68
20

6,8

20
63
15
6,4

10
81

7,8

I
83
26

7,7

12
71
20
7,0

13
77
27
7,4

1 Hi€rbei handell es sich nichl um Prozenlangabon, sond€rn um sinen Skalenwert. Skalenvogabo vor 0 = ,,ganz und
gar unzulri€dsn" bis 10 = ,,ganz irnd ga/ zulieden". "Eher unzuli€den" = 0 4, "eher zulieden = 6-10,
,hochzulrieden" = 10,

Oatsnbasis:Oas Sozio-ökonomische Panol, Längsschnitt,Oatonsat2. Wslle 1 W6tte 2.
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Bei den im Sozio-ökonomischen Panel jährlich erfragten zufriedenheitenr mit privaten

Lebensbereichen (vgl faD. /) finden wir 1984 die höchsten Zufriedenheitsmittelwerte im
Wohnungsbereich (7,8) und im Bereich der Arbeit (7,7), die relativ niedrigsten Werte
li€gen mit 6,8 im Bereich der Gesundheit und mit 6,4 im Einkommensbereich. Entspre'
chend liegen die höchsten Unzufriedenheitsanteile mit 20% im Einkommensbereich und
mit'17% bei der Gesundheit, während hohe Anteile von Hochzufriedenen vor allem im
Wohnungsbereich (33%) und im Freizeitbereich 127 %) autueten. Ein Vergleich der
Werte von 1984 und 1985 macht zunächst deutlich, daß keine großen Veränderungen
stattgefunden haben. ln allen Bereichen ist eine leicht sinkende Tendenz festzustellen,
wobei vor allem der Anteil del Hochzulriedenen zurückgehti die über die Lilittelwerte
qebildete Rangordnung bleibt iedoch 1985 erhalten.

Hinter diesen globalen Zufriedenheitswerten der Gesamtbevölkerung verbergen sich
zum Teil beachtenswerte Unterschiede zwischen oinzelnen Bevölkerungsgruppen. Die
wesentlichen Ursachen liegen darin, daß objeKive Lebensbedingungen ungleich verteilt

Abb. I:Zulriedenheit in Lebensbereichen nach ausgewählten objektiven
lndikatoren

1.1 Zufriedenheit mit dem Einkommen
Mittelwert

9
8
7

6
5
4

1.
Quintil

3 2. 3. 4.

Einkommensquintile
5.

Quintil

Fragei,Wig zulrieden sind Sie heute mitden folgenden Boreichen lhres Lebens?". Skalenvorgabe
von O = ,.ganz und gar unzulri€den" bis 10 = ,,ganz und gar zufiieden" ,ür die Bereich€G€sundhoit,
Haushallseinkommen, Wohnung, Arbert {nur: Erwglbstälige), Haushaltstäligkeit (nur: im Haushall
Tätige) und Freizeit.
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1.2 Zutriedenheit mit der Wohnung
Mittelwert
I
8
7
6
5

4
3

-2om2 20-30 30-40 4o+m2
Wohnfläche pro person

B 1984

H 1985

8

1.3 Zufriedenheit mit der Gesundheit
Mittelwert

1-2 3-5 6-10 11+
Anzahl der Arztbesuche

6

5
4
3

kein

Oatenbasis:Das Sozio-ökonomische Panel, Längsschnit-Datensalz, We e 1-Wo[e 2.
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sind und daß verschiedene Gruppen unlerschiedliche Ansprüche und EMartungen
haben. So äußern z.B. ältere Personen bekanntermaßen eher gesundheitliche

Beschwerden als iüngere Personen, und dies drückt sich dann auch in der entsprechen-

den Zufriedenheitsbewertung aus (siehe auch Kap. 10.1); die Wohnungszufriedenheit
hängt nicht nur von den ieweiligen, individuell verschiedenen Ansprüchen an die
Wohnung ab, sondern auch von obiektiven Bedingungen der Wohnungsgröße und
-ausstattung (siehe auch Kap. 6.3). ln,4bb. / wird beispielhaft dargestellt, wie verschie-

dene Bevölkerungsgruppen ungleiche Lebensbedingungen bewerten

Dabei soll auf einige Veränderungen zwischen 1984 und 1985 aulmerksam gemacht

werden. So zeigen sich sowohlfür'1984 als auch für'1985 im Wohnungs-, Einkommens-

und Gesundheitsbereich deutliche Zusammenhänge zwischen den ausgewählten obiek'
tiven lndikatoren und den subjektiven Bewertungen.

Die Feststellung, daß das Wohlfahrtsniveau in der Bundesrepublik insgesamt gesehen

auf relativ hohem Niveau stabil bleibt, darf auch nicht darüber hinwegtäuschen, daß wir
auf der individuellen Ebene erhebliche Unterschiede registrieren. Gründe für derartige
Fluktuationen sind z. B. darin zu sehen, daß Veränderungen auf der obiektiven Seite

stattgefunden haben (2. B. Wohnungswechsel; Veränderungen in der beruflichen Tätig-
keit) oder daß persönliche Wichtigkeiten einzelner Lebensbereiche auch einem Wandel

unterliegen.

Betrachtet man die Zufriedenhgjtsangaben zu einzelnen Lebensbereichen zwischen

1984 und 1985, dann scheinen auf den ersten Blick erhebliche Veränderungen stattge'
lunden zu haben, wobei in den meisten Bereichen mehr Verschlechterungen als

Verbesserungen erkennbat sind (vgl. Tab 2)

Tab. 2: lndividuelle Zufriedenheitsverläufe 1 984 bis 1 985

Zufriedenheit
mit

Zufriedenheit 1985 im
Vergleich zu 1984

besser gleich schlechter

Von den 1984
eher Unzu- eher Zu-
lriedenen friedenen

sind ,l985

eher zu- eher unzu-
frieden frieden

in o/.

Gesundheit
Wohnung
Einkommen
Arbeit
Freizeit
Tätigkeit im Haushalt

32

31
35
36

34

52
47

39
36

39
40

52 11

5
11

5
11

9

Datenbasis: Da§ Sorio-ökonomischs Pane , Lringsschnilt_Dalensalz, Wel e I WBlle 2.

462

27

24
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Doch diese Angaben stellen nicht notwendigerweise eine beachtenswerte Wende zu
Unzufriedenheit dar. Sprünge von ,,Zufriedenheit" in ,,Unzufriedenheit,, sind eher Aus-
nahmen. Während z. B. jeder Zehnte, der 1984 mit seiner Gesundheit zufrieden war, ein
Jahr später damit eher unzufrieden ist, äußert sich etwa jeder Zweite, der 1984 eher
unzufrieden war, ein Jahr später als zufrieden.

Aus weiteren Auswertungen wird deutlich, daß beide Exkempositionen (hohe Zufrieden-
heit und massive Unzufriedenheit) weniger stabil sind als Miielpositionen. lndividuelle
Veränderungen über die Zeit aus solchen extremen Belindlichkeiten sind daher wahr-
scheinlicher als andere Fluktuationen. Wir ziehen daraus den Schluß, daß z. B. eine hohe
Unzufriedenheit im allgemeinen kein Dauerzusland ist, sondern eher eine kurzzeitige
individuelle Bewertung darstellt.

13.2 Sorgen der Bundesbürger
Sorgen sind neben dem Ausmaß der Zufriedenheit wichtige Komponenten, die das
subjektive Wohlbelinden beeinflussen. Zwischen beiden Dimensionen besteht zwar ein
Zusammenhang, es gibtjedoch auch einen deutlichen qualitativen Unterschied: Sorgen
sind für das lndividuum bedrohlicher als Unzufriedenheit, da sie Ausdruck einer größeren
Deprivation sind. [/an kann das damit erklären, daß Bewertungen in der Regel vor dem
Hintergrund eines ,,lst-Soll-Vergleichs" stattlinden. Sowohl bei Unzufriedenheil als auch
bei Sorgen erreicht der,,lst"-Zustand nicht das ,,Soll". Bei den Sorgen ist diese
Diskrepanz jedoch höher.

lm Sozio-ökonomischen Panel wurde den Befragten ein Fragenkalalog zu dem Aspekt
Sorgen vorgelegt'?. Es ergibt sich dabei eine Antwortverteilung, die den Ergebnissen des
Wohllahrtssurveys entspricht. Ötfentliche Bereiche werden eher mit einem größeren
Ausmaß von negativen Einschätzungen bewertet als private Bereiche (vgl. Tab. 3).Von
den angesprochenen Lebensbereichen stehen sowohl 1984 als auch 1985 die Sorgen
um den Schutz der Umwell und die Sicherung des Friedens an der Spitze_ Bei beiden
lndikatoren ist allerdings ein leichter Rückgang von,,großen Sorgen,, feslzustellen.

Große Sorgen um die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung äußert rund ein Drittelder
Befragten, während rund ein Fünftel die eigene wirtschafltiche Situation und deutlich
weniger als ein Fünftel die Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes anlührt.

Die Prozentpunktunterschiede weisen dabeiaufein interessantes phänomen hin:Bis aul
die Sorgen um die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung ist bei allen anderen problem-
bereichen eine Verbesserung sichttich häuliger zu beobachten als eine Verschlechte-
rung.

2,Wieistesmitdenlolgendencobieten?lvachenSiesichdagroße(einige,keine)Sorgen?_umdie
wirtschattliche Entwicklung? um die eigene wirlschalfliche Situation? - um d;n SchuE der
Umwell? - um die Erhaliung des Friedens? - um die Sicherheit lhres Arbeitsptal2es?,.
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Tab.3: Sorgen in der Bevölkerung 1984 und 1985

Sorgen um ..
die allge-

meine wirt- die eigene
schattliche den Schulz die Erhaltung wirtschattl.
EnMicklung der Umwelt des Friedens Situation

die Sicher-
heit des
eigenen

Arbeitspl.

in o/.

1984
Große Sorgen
Einige Sorgen
Keine Sorgen

1985
Große Sorgen
Einige Sorgen
Keine Sorgen

1984-1985
Sorgen 1985

größer als 1984
Sorgen '1985

geringer als 1984

16

24 23

34
54
12

54

10

16
31

32
55
13

47
45
I

12
28

40
8

49
40
11

19

24

14

23

Datanbasis: Oas Sozio-{rkonomischo Pansl, Längss.hnit'Datsnsatz, W€lle 1 -Well€ 2.

13.3 Sorgen und Unzufriedenheit
Der Zusammenhang zwischen beiden Dimensionen soll im lolgenden am Beispiel der

Einkommenszufriedenheit und der Einstellung zur wirtschaftlichen Situation aufgez€igt
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20
41
39

20
42
38

22

21

Eine Analyse nach soziodemographischen Gesichispunkten erbringt lÜr besonders
betrotfene Gruppen deutliche Zusammenhänge. Große Sorgen um die Sicherheit ihres
Arbeilsplalzes haben insbesondere Jüngere; Sorgen um ihre wirtschaftliche Situation
machen sich vor allem Landwirte, Arbeitslose, Alleinerziehende, Geschiedene und
natürlich einkommensschwache Gruppen. Große Sorgen über die allgemeine wirt§chatt'
liche Entwicklung finden wir vor allem bei Landwirten und Arbeitslosen; die objektiv und/
odersubjektiv wahrgenommene Beeintlächtigung der eigenen Lebenschancen durch die
allgemeine wirtschaftliche Entwicklung scheint sich in diesem Belund auszudrücken
Auch hierzeigen sich deulliche individuelle Veränderungen zwischen 1984 und 1985. Bei

den lndikatoren ,,allgemeine wirtschattliche Entwicklung" und ,,eigene wirtschattliche
Situation" ist eine Verschlechterung häufiger zu beobachten als eine Verbesserung Bei

den drei anderen Problembereichen verhält es sich genau umgekehn (vgl Tab.3)



Tab. 4: Zufriedenheit mit dem Einkommen und Sorgen
um die wirtschaftliche Situation 1984-1985

lnsgesamt

1984 198s

Veränderungen von 1984 nach 1985
Unzufrieden und Zufrieden und
Sorgen keine Sorgen keine

Sorgen Sorgen
1984 1984 1984 1984

in%

Unzufrieden/Sorgen
Unzuf rieden/keine Sorgen
Zufrieden/Sorgen
Zuf rieden/keine Sorgen

12
11

10
68

11

12
I

69

50
17
12

23
27
I

41

18
10
20

4
7
I

8'l

Oalsnbasis:Oas Sozio-ökonomis.he Panet, Länasschnin-Oärensatz. Walte 1-Wotie 2.

werden. Das allgemeine Ergebnis, daß zu beiden Belragungszeitpunkten die Mehrheit
der Bevölkerung mit ihrer finanziellen Situation zufrieden ist und keine Sorgen hat (ygl
Iab. 4,) verdeutlicht noch einmal das von der Bevölkerung wahrgenommene hohe und
stabile Wohlfahrtsniveau. Aberimmerhin rund ein Zehntel bildet das andere Extrem: Es ist
unzufrieden und äu ßert große Sorgen, doch dürfte in dieser cruppe eine hohe individuelle
Fluktuation auttreten.

Ein positives subjektives Wohlbefinden (Zulriedenheit und keine Sorgen) ist stabiler als
ein negatives (Unzufriedenhejt und Sorgen). Während in der letztgenannten cruppe bei
50 % keine Veränderungen zu registrieren sind, bekägt der entsprechende Wert für das
positive subiektive Wohlbefinden 81 70. Die geringere Stabilität bei negativen Zusländen
ist dabei auch aul vermehrte individuelle Anstrengungen zur Verbesserung der eigenen
Lebenssituation zurückzuführen. Dabei muß sich keineswegs die objektive Lebenssitua-
tion verändert haben. Denkbarsind ebenso psychische Anpassungsprozesse im Bereich
individueller Ansprüche und Orientierungen, die in eine resignative Form von Zufrieden-
heit münden.

13.4 Lebenszufriedenheit
Die allgemeine Lebenszufriedenheit ist ein globales Maß für das individue e Wohlbefin-
den. ln diesem lndikator dokumenliert sich über die einzelnen Lebensbereiche hinweg
eine übergreifende Bilanzierung der persönlichen Lebensumstände. Wir benutzen des-
halb diesen lndikator als zentrales lraß für die wahrgenommene Lebensqualilät.

Die entsprechenden Angaben der Betragten für 1984 und 1905 (ygl Abb. 2)weichen nut
unwesentlich von den Ergebnissen früher€r Befragungen im Rahmen der Wohlfahrtssur-
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veys ab. Die große Mehrheit äußert sich als mit ihrem Leben zufrieden und - gemessen

an individuellen Veränderungen zwischen 1984 und 1985 - bleibt es auch: Mehr als zwei

Dritlelordnen sich zu beiden Zeitpunkten im oberen Skalenbereich ein. Demgegenüber

ist, noch stärkerals beiden Einzelzufriedenheiten, eine zeitlich andauernde Unzulrieden-
heit nahezu ausgeschlossen. Lediglich 2 % aller Belragten äußern sich in beiden Jahren
als mit ihrem Leben unzulrieden.

Abb. 2: Lebenszulriedenheit '1984 und 1985

Prozent
30

20

15

10

5

0
0 1 2 34567

Ausprägungen
I I 10

E tge+

H tges

==
=

Oaionbasi§: Da§ Sozlo-Ökoiomlsche Pan€|, Längsschnitl_Datensatz, Welle 1 -Welle 2.

Man darf allerdings aus diesen Ergebnissen nicht voreilig den SchluB ziehen, daß alle

Bevölkerungsgruppen gleichermaßen eine hohe allgemeine Lebenszufriedenheit aufwei-

sen. Ungleiche objektive Lebensbedingungen z B. im Einkommensbereich beeinllussen

nicht nur die Zufriedenheit mit dem Einkommen, sondern darÜber hinaus auch die

allgemsine Lebenszukiedenheit.

Unterschiede in der allgemeinen Lebenszufriedenheit zeigen sich vor allem dann, wenn

man nicht nurdie obiektiven Bedingungen, sondern auch die subiektiven Einschätzungen

der einzelnen Lebensbereiche betrachtet laÖ. Sverdeutlicht, daß die zufriedenheit oder
Unzufriedenheit in den verschiedenen Lebensbereichen insgesamt eine nicht unbedeu-

lende Auswirkung auf das globale subjektive Wohlbefinden haben
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Tab. 5: Allgemeines subjektives Wohlbefinden in Abhängigkeit
von der Zulriedenheit in Lebensbereichen 1984 und 1985

Allgemeine Lebenszuf riedenheit
1984 1985

irittelwert Mitlelwert

lnsgesamt

Zufriedenheitl in Lebensbereichen
Gesundheil

Unzufrieden
Teils/teils
Zulrieden

Einkommen
Unzufrieden
Teils/teils
Zufrieden

Wohnung
Unzufrieden
Teils/teils
Zultieden

Arbeil
Unzufrieden
TeilMeils
Zufri€den

Tätigkeil im Haushalt
Unzufrieden
Teils/teils
Zufrieden

Freizeit
Unzufrieden
Teils/teils
Zutuieden

7,4 7,2

5,7
6,6
7,7

5,8
7,0
7,9

6,0
6,9
8,0

5,6
6,7
7,4

6,4
7,7

5,6
6,1
7,4

6,4
7,8

5,7
6,4
7,6

6,1
6,6
7,8

5,8
6,5
7,6

6,3
6,7
7,7

6,0
6,6
7,5

l Ska envorgabe von 0 = ,,ganz und gar unzurri€len" bis 1o = ,,ganz und garzutriedon r,,unzutrieden, = O-4;,,teis/
leils" = 5t,,zulrisden" = 6 10.

Datenbasis: Oäs Sozio ökonomische Pane, Längsschnitt-oatensatz, Welle 1 Wette 2.

Die Daten des Sozio-ökonomischen Panels bielen jedoch nicht nur lnformationen zum
jeweiligen Erhebungszeitpunkt, sie bieten darüber hinaus die lröglichkeit, die Einschät-
zung der Behaglen über die zukünftige Entwicklung (gemessen an der in einem Jahr
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Tab. 6: En,artete Lebenszufriedenheit in einem Jahr und tatsächliche
Entwicklung der Lebenszufriedenheit 1984 bis 1985

Lebenszukiedenheitl9S5 Verbesserung
im Vergleich zu 1984

gleichbleibend Verschlechterung

in lo

Erwartete Zuf riedenheitl

Tatsächliche Entwicklung'?
1984- 1985

Verbesserung
Gleichbleibend
Verschl€chterung

lnsgesamt

17

25
26
48

41

't9

52
22
26

32

27
30
43

28

1 E Äd€le ZuldBdenhsil: Angabon im JahI 1984 über die vermutetB Zuldod€nh€it oin Jähr spätel
2 Tarsüchliche Entwicklung: voql€ich dsl angsbe von 1985 mii der von 1984.

Darenbasis: Das soziotkonomi§.he Pan6l, Ljings§chnilt_Dalen§alz, w6lle 1 well€ 2.

13.5 Lebenszufriedenheit, Sorgen und Unzufriedenheit
in einzelnen Lebensbereichen

Wie Sorgen und Unzufriedenheit in einzelnen Lebensbereichen gemeinsam die allge-

meine Lebenszurriedenheit in einem negativen Sinn beeinflussen, soll hier kurz skizziert
werden. Einzelne Sorgen und Unzufriedenheit in wenigen Bereichen beeinträchtigen
insgesamt kaum das allgemeine Wohlbefinden. Problematisch wird die Situation aber

dann, wenn die Delizite kumulieren. So hatte 1984 und 1985 jeweils fast die Hälfte der

Befragten mindestens in drei Lebensbereichen Sorgen oderwar unzulrieden; 15 % bzw.
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erwarteten allgemeinen Lebenszulriedenheit) mit der tatsächlichen Situation ein Jahr
später zu vergleichen. Die zukÜnftig erwanete Lebenszuiriedenheit zeigt, ob die Bürqer

eine eher zukunflsoptimistische oder'pessimistische Einstellung besitzen

Die Mehrheit der Bürger ist weder besonders optimistisch noch besonders pessimistisch

(vgl. Tab.6), dochbesteht ein erkennbarer Zusammenhang zwischen der Einschätzung
(erwartete Lebenszufriedenheit in einem Jah0 und dem latsächlichen Wohlbetinden
(Lebenszufriedenheit 1985): Befragte, die eine Verbesserung erwaden, können dies

mehrheitlich auch ,,realisieren". Das subieklive Wohlbefinden erscheint daher als relativ

stabil und ist in der Einschätzung der Bürger eher aul Kontinuität als auf antizipierte

Umbrüche gerichtet.



13% hatten sogar in mindestens fünf Lebensbereichen subjektive Delizlle (vgl. Tab. 7).
Und diese Kumulalion von negativem Wohlbefinden wirkt sich natürlich aul das allge-
meine subjektive Wohlbefinden aus: lm letztgenannten Fall lag der Anteil der mit dem
Leben Unzufriedenen 1984 bei50 %, 1985 bei40 %. lm Vergleich dazu waren es deuflich
weniger als 5%, wenn keine Sorgen oder spezifische Unzufriedenheiten berichtet
wurden.

Tab.7: Kumulation von Sorgen und Unzulriedenheit

Summe der genannten
Unzuhiedenheiten und
Sorgen

1984 1985 Allgemeine Lebenszuf riedenheit
Anteil ,,unzutrieden"

'r 984 1985 1984 1985

in% Mittelwert

0
1

2
3
4
5 und mehr

13
16
23
21
13
15

0
5
I

't8
17
53

8,3

7,8
7,7
7,0
6,0

7,9

7,5
7,5
6,6
6,0

J
6
6

l1
30

Dalenbasis: Oas Sozio-ökonomische Panel, Längsschnitt-Oatensatz, Wstt€ 1 -Wstte 2.

Eine tielergehende Analyse läßt auch hier kaum hohe Defizite über die Zeit hinweg
erkennen. Die wenigslen Bekagten haben im Vergleich 1984 mit'1985 konstantgleich viel
Sorgen oder Unzukiedenheiten. Veränderungen schlagen sich dabei jeweils aul die
Lebenszufriedenheit nieder, die sich entsprechend verbessert oder verschlechtert.

lnsgesamt machen die Analysen mit den Daten aus dem Sozio-ökonomischen Panel
deullich, daß das erreichte Wohlfahftsniveau nur punktuell beeinlrächtigt wjrd, Stabilität
des subjektiven Wohlbefindens ist eher die Regel als die Ausnahme.

(Roland Habich / Detlef Landua / Hans-Michael Moht)
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C. Gesellschaftliche Probleme

14 Bildungsexpansion und Einstellungen
zur Bildung

ln allen westlichen lndustrieländern läßt sich in den letzten dreiJahrzehnten beobachten,
was heute unter dem Schlagwort ,,Bildungsexpansion" bekannt ist: DerAnteilder Schüler
eines jeweiligen Jahrgangs ist im Sekundarschulwesen stark angestiegen. ln Deutsch'
land ist dieser Anstieg zwischen 1965 und 1975 besonders stark und wird von Perioden
relativer Stagnation der Bildungsbeteiligung umrahmt (vgl Teil l, Kap. 2.3). Objektiv
bedeutetdie Bildungsexpansion eine enorme Sleigerung von Lebenschancen - nicht nur
für die bekotfenen Schüler, sondern lür die gesamte Bevölkerung; die Chancen ieder
Familie, Kinder aul eine weiterführende Schule zu schicken, haben sich im Zeit.aum von
1965 bis 1975 etwa verdoppelt. Wie spiegelt sich diese obieklive Entwicklung in den
subjektiven Einstellungen der Bevölkerung? Gibt es Parallelen oder Widersprüche
zwischen beiden Entwicklungen? Wird die Bildungsexpansion als eine Steigerung von
Bildungschancen empf unden?

14.1 Bildungsexpansion und Ungleichheit zwischen den
Generationen

Natürlich steigert die Bildungsexpansion die Bildungschancen der Schüler. Solange das
Bildungsangebot stagniert, wird jeder Alterslahrgang etwa gleich viele Mitglieder in

weiterführende Schulen schicken;die Kindersind nicht besser ausgebildet als ihre Eltern,
es gibt keine Ungleichheit zwischen den Generationen. Alter und Bildung sind unabhän-
gig voneinander. Sobald aber das Bildungsangebot expandiert, kommt es zuerst den
jüngeren Jahrgängen zugute; sie werden besser ausgebildetals ihre Eltern, es entstehen
Ungleichheilen zwischen den Generationen. Alter hängt dann negativ mit Bildung
zusammen. Jede nachfolgende Generation, die ein noch besseres Angebot ausschöpft,
wird die Ungleichheit zwischen den Generationen vergrößern und den negativen Zusam-
menhang zwischen Alter und Bildung verstärken. Aber das Bildungsangebot kann nicht

beliebig gesteigert werdeni zudem nimmt das Alter der besser ausgebildeten Generatio-
nen zu, und der Anteil der schlechter ausgebildeten älteren Generationen geht zwangs-
läufig zurück. Die Ungleichheit zwischen den Generationen muß sich also wieder
verringern, der negative Zusammenhang zwischen Alter und Bildung wieder ab§chwä-
chen. Die Bildungsexpansion schatft also vorübergehend Ungleichheiten zwischen den
Generationeni aber nach ihrem Abschluß ist die Gleichheit wiederhergestellt - allerdangs

auf einem höheren Niveau als zuvor.
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Tab. 1: Ausbildungsgrad in den Alterskohorten 1958 bis 1986:
Prozentsatz weiterführender Abschlüsse (RealschuleiAbitur)

Alterskohorten
(Geburtsjahrqänqe)

1963-1968
1957-1962
1950- 1956
1940- 1949
't925 1939
1909- 1924
1894- 1908
vor 1894
Zusammenhang Tau C2
Prozentsatzditf erenz3

73

44

29
20

74
63
51

40
34
31
27

18
'19

20
15
18

-.02
0

29
18
181

151
'10

-.07
14

43
30
25

21

-.1 1

53 47

1 Di6 Allelsgrsnzen disser Kohonon sind nur nähetungswe se zurre,l6nd.
2 Tau C i§ sin MaB,ftdie Stärke des Zusammenhangs zwische. Allsßkohodon und Aihungsqualilikalionen. Oas

Minusz€ichon zol9l an, daD mil höhorem Allor das B ldlngsn veau niedr ger wird. Iau C kann Wsn6 zwischsn + 1

und - I annehmen.
3 Zwischen iüngster und ältesler Gruppe.
Datenbasls: 1958 Zenilalarchiv-Sludie (ZA) 0022 (N= 1850),1963 ZA-Studie 0021 (N = 1819),1973zA-Siudiel021
(N = 4150), 1979 ZUMABUS (N = 2007), 1986 ALLAUS (N = 309s).

ln lab. , ist der Zusammenhang zwischen Alter und weiterführenden Schulabschlüssen
für fünf Zeitpunkte zwischen '1958 und 1986 dargestellt. Er kann für jeden Zeitpunkt am
Korrelationskoelfizienten und an der Prozentsatzditferenz zwischen derjüngsten und der
ältesten Gruppe abgelesen werden. 1958 - vor der Bildungsexpansion - ist die
Korrelation zwischen Alter und Bildung Null; es besteht so gut wie kein Unterschied im
Prozentsatz weiterführender Schulabschlüsse zwischen den verschiedenen Altersgrup-
pen. Zwischen 1963 und 1979 mit der Bildungsexpansion - kommt eine negative
Bsziehung zwischen Alter und Bildung auf; zwischen 1979 und 1986 - nach der
Bildungsexpansion - verstärkt sich die Ditferenz zwischen der jüngsten und ältesten
Altersgruppe nicht mehr. Otfenbar hal die negative Verbindung zwischen Alter und
Bildung, die durch die Bildungsexpansion hervorgerufen war, Ende der siebziger Jahre
ihren Höhepunkt erreicht; in den nächsten Jahren kann man erwarten, daß sie wieder
abllaut. Das kann man sich veranschaulichen, indem man das Schicksal der Generatio-
nen zwischen 1958 und 1968 verfolgt. Sie sind als,,Kohorten" dargestellt, als Gruppen
einer konstanten Spanne von Geburtsjahrgängen, die im Beobachtungszeitraum gleich-
sam milaltern: Es werden zwar nicht dieselben Personen, aberdieselben Personengrup-
pen in neuen Stichproben fürjeden Zeitpunkt beiragt. 1958 hat die jüngste wie die älteste
Kohorte zu 18olo weiterführende Abschlüsse, und dieser Prozentsalz steigert sich bis
1986 - durch nachgeholte Erstabschlüsse und durch Weiterbildung - auf 40% bzw.
27yo. Det Ptozenlsatz derer, die in der iüngsten Kohorte schon weiterführende
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Abschlüsse haben, steigert sich bis 1979 aul73 % und bis 1986 auf 74 %. Zwischen 1958
und 1979 öffnet sich eine Schere zwischen den Generationen bis zu 53 Proz€ntpunkten,
die sich '1986 wieder etwas auf 47 Prozentpunhe schließt.

Oie Bildungsexpansion schatft also Ungleichheiten zwischen den Generationen. Diese
werden wohlersl in 20 Jahren wieder abgeklungen sein, wenn man für ihren Niedergang
etwa den gleichen Zeitraum ansetztwie für ihren Aufstieg. Wichtiger sind die Auswirkun-
gen, die die Ungleichheiten aul das Verhältnis zwischen den Generationen haben
könnten. Zunächst steigern die höheren Abschlüsse in den Generationen Chancen der
Orientierung und derTeilhabe in Wirtschaft und Politik - so wie es von den lnitiatoren der
Bildungsexpansion gewünschtwar. lm Verhältniszu den älteren Generationen haben die
jüngeren also tatsächlich einen Vorieil: Sie kennen sich besser aus, und sie können
besser sagen, was sie wollen. Auf der anderen Seite können die älteren Gene.ationen
gegen die größere Versiertheit und die größ€re Eloquenz der jüngeren ihre Erfahrung
mobilisieren. Zwar kennzeichnet der KonfliK zwischen übernommenem und erlebtem
Wissen immerdas Verhältnis zwischen den Generationen, durch die Bildungsexpansion
abersind die Gewichte heute zugunsten deriüngeren Generation verlagert. Sie meint, mit
höheren Abschlüssen auch Anspruch auf mehr Gehör erworben zu haben. Darauf aber
könnten die älteren Generationen mit Ressentiment antworten. Kurzum:Die gesteigerten
Orientierungs- und Teilhabechancen erhöhen die Konlliktträchtigkeit des Verhältnisses
der Generalionen.

Aber Bildung bedeutet nicht nur Orientierungs- und Teilhabechancen in Wirtschaft und
Politik, sondern auch Statuschancen in der privaten Lebensplanung. Hieraberstehen die
jüngeren Generationen nicht mit den älteren, sondern untereinander im Konflikt. Die
jüngeren Generationen hoffen, ihre höheren Abschlüsse in mehr Status, in mehr
Einkommen, Einfluß und Prestige realisieren zu können. Aber die besseren beruflichen
Positionen sind an die älteren Generationen vergeben und werden nicht in dem gleichen
Ausmaß kei, wie die besseren Abschlüsse in der jüngeren Generation expandieren -
sieht man von der vorübergehenden Expansion des staatlichen Dienstleistungssektors
ab, dernoch bis in die Mitte der siebzigerJahre Personen mit höheren Bildungsabschlüs-
sen aufnehmen konnte. Wenn dem Anstieg des Bildungsniveaus in den iüngeren
Generationen kein Anwachsen höherer beruflicher Positionen mehr entspricht, dann
bedeutet ein erhöhtes Bildungsniveau eine schärfere Konkurrenz innerhalb deriüngeren
Generation. Di€ Erwartungen sind gestiegen, die Flealisierungschancen geschwunden.
Das könnte das Verhältnis zwischen den Generationen waederum belasten. Dieiüngeren
Generationen könnten ihrerseits Ressentiments gegen die älteren hegen, die EMartun-
gen geweckt haben, aber die Realisierung blockieren.

14.2 Wahrnehmung von Bildungschancen
,,Hat bei uns jeder die Möglichkeit, sich ganz nach seiner Begabung und seinen
Fähigkeiten auszubilden?" Mitdieser Frage wurde die Wahrnehmung von Bildungschan-
cen zwischen 1958 und 1986 viermal gemessen. 1958 und 1963 hiellen elwa 7oy" det
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Bevölkerung Chancengleichheit für realisiert, 1979 und 1986 aber nur noch knapp über
50% (vgl. Tab.2,). Die Bildungsexpansion wird als l\rinderung von Lebenschancen
empfunden;der stärkste Rückgang liegt in der Phase des akuten Wandels zwischen 1963
und 1979, während nach 1979 mit dem Abklingen der Expansion die wahrgenommenen
Chancen wieder etwas günstiger beurteilt werden.

Tab.2: Bewertung von Bildungschancen 1958 bis 1986

Was meinen Sie: Hat bei uns heute jeder die Möglichkeit, sich
ganz nach seiner Begabung und seinen Fähigkeiten auszubilden?

1958 1963 1979 1986

in%

Ja
Nein
Weiß nicht, keine Antwort

66

2

50
39
11

4127

Oatonbasis: 1958 Slrzel€wicz, W./Raäpke, H.-0./Schul€nb€rg, W: Bildung und g€s€tlschanlichas Aewußisein,
stulrgad: Enke venag 1973, s.74 (N = 1850), l963Zentlatarchiv-Studie Nr_ m21 (N = 1819),1979 ZUMABUS {N =
2007), 1986 ALLBUS (N = 3095).

Tab.3: Bewertung von Bildungschancen nach Altersgruppen

Was meinen Sie: Hat bei uns heute jeder die iröglichkeit, sich
ganz nach seiner Begabung und seinen Fähigkeiten auszubilden?

Ja-Antworten Korrelations-
16-34 35-49 über 49 Ditfe- koelfizient
Jahre Jahre Jahre renz' Tau B,

in Yo

1958
1963
1979
1986

65
70
44
45

64
75
56
57

.07

.04

.21

.19

1 Zwisch€n jüngsior und ällesl€r Gruppg.
2 Tau a isl 6in Maß Iür die Stä e d€s Zusammonhängs zwischen AleGgruppon und der Bewadung von

Bildung§chancon. Es kann Werte eischsn - 1 und + 1 annehmen.
Ostonbasis: siehe Tab. 2,
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72

68

7
5

24
21



Nicht alle Bevölkerungsgruppen sind in gleicher Weise von der Bildungsexpansion
betrotfen. Wie wkd die Entwicklung der Chancengleichheit von denen wahrgenommen,

die die Bildungsexpansion selbst durchlaufen haben - von den JÜngeren und den besser

Ausgebildeten? Die wahrgenommene Chancengleichheit (vgl lab. 3) sinkt viel stärker in

derjüngsten als in der ältesten Gruppe und viel mehr in der besser ausgebildeten als in

der Gruppe mit Hauptschulabschluß. So, wie mit der Bildungsexpansion eine negative

Korrelation zwischen Alter und tatsächlichen Bildungschancen entsteht, 5o ergibt sich

eine positive Korrelation zwischen Alter und wahrgenommenen Bildungschancen. Vor

der Bildungsexpansion - 1958 und 1963 - ist die positive Wahrnehmung von Bildungs-

chancen in der älteren Gruppe nur wenig grÖßer als in deriüngeren Generation, nach der
Bildungsexpansion - 1979 und 1986 - jedoch erheblich stärker ausgeprägt

Ein ähnliches Bild bietet die Bewertung von Bildungschancen nach unterschiedlichen
Bildungsniveaus (vgl Tab.4).Vot det Blldungsexpansion - '1958 und 1963 glaubten

die besser Ausgebildeten häufiger, nach der Bildungsexpansion - 1979 und 1986 -
jedoch seltener an Chancengleichheit als die Hauptschulabsolventen.

Tab. 4: Bewertung von Bildungschancen nach Allgemeinbildung

Was meinen Sie: Hat bei uns heute jeder die MÖglichkeit, sich ganz nach
seiner Begabung und seinen Fähigkeiten auszubilden?

Ja-Antworten Korrelations-
Hauptschule mehr als Ditfe- koetfizient

Hauptschule rcnz1 Tau 82

in o/"

1958
1963
1979
1986

74

48

8
3

14

-8

.05

.02

.13
-.09

1 Zwischen jüngsl€r und ältestor Gruppe.
2 Tau B i§r ein Maß lü di6 sldlke des zusammenhangs zwischen aheßgruppsn und der Bewedung von

Bildungschancen. Es kann W€ne eischen - 1 und + 1 annehmen.

Dalenbasis: siehe Tab. 2.

Mit der Bildungsexpansion sind die Chancen jeder Familie, Kinder auf weiterlührende
Schulen zu schicken, obiektiv gewachsen. Aber subiektiv wird in der Bevölkerung ein
Rückgang von Chancen empfunden. Diese Empfindung ist besonders stark in den
Gruppen ausgeprägt, die unmittelbare Nutznießer der Expansion waren:dieJungen und
die besser Ausgebildeten. Wenn sie die Expansion bewerten, sind offenbar nicht
Orientierungs- und Teilhabechancen der i,raßstab, sondern relative Statuschancen der
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privaten Lebensplanung. Denn vor allem diese Chancen können durch eine Expansion
von Bildungsabschlüssen ohne eine Erweilerung des Angebots entsprechender Berufs-
positionen gemindert worden sein.

Der stärkste Rückgang wahrgenommener Chancengleichheit findet sich in denjüngeren
Kohorten mit besserer Ausbildung; ihnen folgen diejüngeren Kohorten mit Hauptschulab-
schluß und schließlich die älteren Kohorten, beidenen gleich aufwelchem Bildungsni-
veau - die Wahrnehmung von Chancengleichheil kaum zurückgeht oder sogar zunimmt.
Die jüngeren Kohorten haben selbst die Bildungsexpansion durchlaufen und sind nach
Abschluß von Schule oder Studium in den Beruf gegangen. ln dieser Gruppe wird der
Rückgang von Bildungschancen daher besonders stark empfunden - bei den besser
Ausgebildelen wohlals größere Konkurrenz in weiterführenden Schulen und Minderung
von Berufschancen trotz hoher Bildungsabschlüsse, bei den Hauptschulabsolventen
wohl als relative Benachteiligung und Verdrängung durch besser Ausgebildete. Von den
jüngeren unt€rscheiden sich die älteren Kohorten deutlich. Sie befanden sich in der Regel
schon vor der Bildungsexpansion in den ihrem jeweiligen Bildungsabschluß angemesse-
nen Berufspositionen und brauchten keine dergenannten Erfahrungen zu machen, durch
die die jüngeren Kohorten überrascht wurden. Aus diesem Grunde bleibt die Wahrneh-
mung von Chancengleichheit in den älteren Kohorten auf jedem Bildungsniveau im
wesentlichen konstant.

14.3 Wahrgenommene Wichtigkeit schulischer
Leistungen

W€nn höhere Bildungsabschlüsse in den Augen der Bevölkerung keine besseren
Statuschancen lür die individuelle Lebensplanung mehr garantieren, dann läge es nahe,
die Wichtigkeit der Bildung überhaupt abzuwerten. Das aber geschieht nicht. Wie fab. 5
zeigt, steigt der Anteil derer, die glauben, ,,Erfolg im Leben sei von einer guten
schulischen Leistung abhängig", zwischen 1979 und '1986 - nach der Bildungsexpan-
sion - noch an und sowohl 1979 als auch 1986 glaubten weit mehr als die Hälfte der
Bevölkerung, daß in Zukunlt Schulleistungen für den Lebenserfolg wichtiger werden,
obwohldiese Einschätzung leicht rückläufig ist. Die Chancen im Bildungswettlauf sehen
schlechter aus, aber man ist trotzdem stärker gezwungen mitzurennen.

Die Desillusionierung über das Bildungswesen müßte dort am größten sein, wo Folgen
der Bildungsexpansion am ehesten spürbar sind: bei den jüngeren und besser Ausgebil-
deten. Iab. 6zeigt, daß die eingeschätzte Wichtigkeil von Schulleistungen mit dem Alter
steigt und mit der Bildung sinkt: Die jungen Altersgruppen und die Bevölkerung mit
Gymnasialabschluß glauben am wenigsten, daß die Schulleistung allein hinreichend für
den Lebenserfolg ist. Für die Einschätzung der Bedeutung der Schule linden sich die
gleichen Zusammenhänge wie fürdie Wahrnehmung von Chancengleichheit nach 1979:
eine positive Korrelation mit Alter und eine negative Korrelation mit Bildung.
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Tab. 5: Schulleistung und Lebenserfolg:
Gegenwärtige Einschätzung 1979 bis 1986
und Zukunftserwartung 1979 bis 1986

lst lhrer Meinung nach der Erfolg im Leben von einer guten schulischen Leistung
abhängig, oder kann man es auch ohne Schulleistungen im Leben zu etwas bringen?

1979 1986

in%

Erfolg im Leben ist abhängig von guler Schulleistung
Eine gule Schulleistung ist lür den Erfolg im Leben notwendig,
aber sie reicht nicht allein
Erfolg im Leben ist ohne gute Schulleistung möglich
Weiß nicht, keine Antwort

Und wie glauben Sie wird sich dies in der Zukunfl entwickeln? Werden gute schulische
L€istungen lür den Erlolg im Leben wichtiger oder weniger wichtig werden oder werden
sie genauso wichtig bleiben wie heute?

Zukunttserwartung
in Y"

28

49

0

30

49
21

0

1979 1986

Wichtiger
Genauso wichtig
Weniger wichtig
Weiß nicht, keine Antwort

54

5
4

58

I
0

Oatsnbasis: 1979 ZUMABUS {N = 2007), 1986 ALLBUS (N = 3095)

Tab. 6: Schulleistung und Lebensedolg: Gegenwärtige Einschätzung
in Alters- und Bildungsgruppen 1986

Schulleistung

Aller Bildung
16-34 35-49 über 49 Haupt- Real- Gymna-

Jahre schule schule sium

in Y.

Notwendig lür Lebenserfolg
Notwendig, aber nicht hinreichend
Nicht notwendig

4A
19

36
43
21

41
21

24
57
20

21
56

18
60
22

Dal€nbasisr ALLBUS 1986 (N = 3095)
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Das Vertrauen in den statussichernden wert von Bildung wächst mit dem Alter und tällt
mit der Bildung. Während die Alteren die Wichtigkeitvon Schulleistungen erfahren haben,
sind die Jüngeren hier skeptisch. Während die schlechter Ausgebildeten noch glauben,

eine gute Schulleistung wäre eine Gewähr für den Lebenserfolg, sehen dies die besser
Ausgebildeten viel zurückhaltender. Die Skepsis der Jungen und der gut Ausgebildeten
können gleichermaßen eine Spätfolge der Bildungsexpansion sein.

14.4 Lebenschancen, Erfahrungen und Einstellungen
Die Bildungsexpansion bringt objektiv einen Zuwachs an Lebenschancen mit sich. Aber
sie wird subjektiv nicht so empfunden. Chancen und Einstellungen folgen zwei verschie-
denen Trends.

Beide Trends sind gut dokumentiert: die Bildungsexpansion durch amtliche statistische
Daten, der Rückgang positiver Einstellungen zum Bildungswesen durch die hier vorge-
stellten Befragungen. Der Widerspruch zwischen beiden Trends aber Iäßt sich aul einer
Ebene erklären, über die man nur Vermutungen hegen kann: den Erlahrungen der
betrotfenen Menschen. Die Erfahrungen sind durch die zunehmende Konkurrenz im
Bildungswesen sowie durch gesteigerte Erwartungen und die Entwertung von Bildungs-
abschlüssen als Statusgarantien bestimml, durch die die Bildungsexpansion in Zwei,el
gezogen wird. Aber das ist nicht die einzig mögliche Erklärung für den Widerspruch
zwischen den Trends. Eine andere Erklärung wäre, daß die Bildungsexpansion generell
kritische Einstellungen zu Politik und Gesellschaftgeförded und damit spezifisch auch die
Betrachtung des Bildungswesens pessimistisch eingelärbl hat. Wenn Bildung Chancen
der Orienlierung und Teilhabe vermittelt, dann könnten objektiv gestiegene Bildungs-
chancen durchaus mit wachsender Kritik am Bildungswesen einhergehen - ganz
unabhängig davon, wie sich die Statuschancen durch Bildung gleichzeitig entwickeln und
welche Erfahrungen mit Baldungsabschlüssen verknüpft sind. Auch in dieser Perspektive
könnte die Bildungsexpansion sich gleichsam selbst geschadet haben. Welche der
beiden Erklärungen eher zulrifft, wird man kaum entscheiden können, vermutlich haben
beide zu den registrierten Widersprüchen beigetragen.

lHeiner Meulemann)
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15 Bildung und Paftnenruahl

lm Selbstverständnis der Beteiligten und nach den normativen Erwartungen Dritler istdie
Wahleines Ehepartners Ergebnis einer individuellen, in hohem Maße gefühlsbestimmten
Entscheidung. Das bedeutetjedoch nicht, daß beider Partnerwahl keine Regelmäßigkei-
len beobachtel werden können. Heiralen innerhalb und zwischen Angehörigen verschie-
denersozialer, ethnischer und religiöser Gruppen sind keineswegs gleich wahrscheinlich.
Vielmehr läßt sich stets eine mehr oder minderstarke Tendenz zur Endogaoie feststellen,
d. h. eine ausgeprägte Neigung, den Partner aus der eigenen und nicht aus einerfremden
Gruppe zu wählen. Wie l\,1obilität oder geselliger Umgang, so sind auch Heiratsbeziehun-
gen aussagekrättige lndikatoren der Otlenheit oder Geschlossenheit sozialer Gruppen
und der zwischen ihnen bestehenden sozialen Distanz.

Ein Merkmal von ungeminderter Relevanz für Heiratsentscheidungen in unserer Gesell-
schaft sind Bildungsunterschiede: So sind z. B. Heiraten zwischen Volks- bzw. Haupt'
schülern ohne Lehre und Akademikern sehr selten; ihr Anteil beträgt im irikrozensus
'1971 gerade 0,3 % aller Ehen. Daß Frauen höherausgebildet sind als ihre Ehemänner, ist
auch heute noch seltener der Fall als umgekehrt. Diese Frage soll im folgenden näher
betrachtet werden.

15.1 Bildungsexpansion
ln den lelzten Jahrzehnten isl nichtnurdas Bildungsniveau allgemein gesliegen, sondern
die Ausbildungsabschlüsse der Frauen haben sich stärker denen der Männer angegli-
chen. Welche Folgen hatdiese Entwicklung für die Häufigkeit, mitder Frauen und Männer
unterschiedlicher Ausbildungsniveaus einander heiraten?

Durch einen Vergleich verschiedener Geburtsjahrgangsgruppen, sogenannter Kohorten,
soll diese Frage beantworlet werden. Bei den fünl Kohorten werden ieweils elf bis zwölf
Geburtsjahrgänge zusammengelaß1. Aufgrund der allgemeinbildenden und beruflichen
Ausbildungsabschlüsse werden sechs Ausbildungsgruppen unterschieden:

L Volks-/Hauptschule (mit oder ohne Abschlu ß) und keine Lehre (bzw. keine mindestens
zweijährige Ausbildung);

2. Volksy'Hauptschule und gewerbliche, hauswirtschaftliche oder landwirlschaftliche
Lehre;

3. Volks-/Hauptschule mit kaufmännischer Lehre (oder Berulsfachschulabschluß bzw.
beruflichem Praktikum);

4. Mittlere Abschlüsse: Mittlere Reile. Realschulabschluß, Fachoberschule, Berufsfach-
oder Fachschule. ireisler oder Technikerschule, Fachhochschulreife;
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Abb. 1 : Wandlungen des Ausbildungsniveaus bei Frauen und Männern
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5. Abitur (ohne abgeschlossenes Studium), Fachhochschul- oder lngenieurschulab-
SChIUß;

6. Hochschulabschluß.

Der Datensatz wurde durch eine Zusammenfassung von dreiAllOemeinen Bevölkerungs-
umfragen (ALLBUS 1980, 1982, 1984) gebildet.

Abb. , spiegelt die stetige Anhebung des Bildungsniveaus wider. ln groben Zügen kann
man diese Entwicklung wie folgl beschreiben: Zunächst verbesserl sich vor allem die
berufliche Bildung. Das gilt insbesonderefür Frauen, während selbstdie ältesten Männer
überwiegend zumindesteine Lehre abgeschlossen haben. Bis zu den in der ersten Hältte
der dreißiger Jahre Geborenen vollziehtsich die Entwicklung in mäßigem Tempo, ja man
kann sogarvon einergewissen Verlangsamung beiden Gebudsjahrgängen von 1924 bis
1934 sprechen, die kurz vor oder während des Zweiten Weltkrieges ihre Schul- und
Berufsausbildung absolviert haben. lJngefähr ab dem Jahrgang 1935, der beiKriegsende
seine Grundschulzeit abgeschlossen hat, beschleunigt sich die Entwicklung auf allen
Ebenen, vor allem jedoch im Bereich der weiterführenden Schulen und der Universitäten.
ln diesem halben Jahrhunderl seit 1935 hat sich die durchschnittliche Ausbildungsdauer
der Männervon '10,5 auf 1 '1,6 und der Frauen von 9,3 auf 10,9 Jahre erhöht. Ein Vergleich
der Anteile verschiedener Bildungsgruppen über die Zeit hinweg zeigt, daß sich die
Bildungsprofile von Männern und Frauen angegllchen habenl.

15.2 Partnerwahl und Bildung im Wandel
Belrachtet man die Entwicklung des Ausbildungsniveaus von Ehepartnern, dann ist der
allgemeine Trend eindeutig: Kontinuierlich nimmt der Anteil der Ehen zu, in denen die
Frau einen höheren Ausbildungsabschluß besitzt als der Mann, während sich der Anteil
der Ehen verringert, in denen der Mann besser ausgebildet ist. Standen unler den zu
Beginn dieses Jahrhunderts geborenen Ehepartnern, die in den zwanziger und Anfang
der dreißiger Jahre heirateten, die Chancen noch 6 zu 1, daß der Mann den höheren
Ausbildungsabschluß besaß, so stehen sie in der jüngsten Kohorte, die überwiegend in
den siebziger Jahren die Ehe schloß, ,,nur noch" '1,5 zu 1. Der Anteil der Ehen, in denen
die PartnerdasselbeAusbildungsniveaubesitzen,schwanktdagegen - ohneeindeutige
Tendenz - und liegt bei etwa einem Dritlel (vgl. Abb.2).

Das Bild ist ditferenzierter, wenn man die Veränderungen ausderSicht von Ehemännern
und -frauen eines bestimmten Ausbildungsniveaus betrachtet. Die Daten erlauben zwei
generelle Aussagen (vgl. Tab. 1 und Tab. 2).

1 Diese Tr6nds, und vor allem die V6ränd6rung der relativen Anteile von Frauen und Männern in
verschiedenen Ausbildungsgruppen, werden durch die Dalen korekl beschrioben, auch wenn
generell - wie last immer in Umlragen - derAnteilder höheren Bildungsgruppen im Vergleich zur
amtlich€n Slalistik überschätzl wird.
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Abb. 2:Wandlungen im Verhältnis des Ausbildungsniveaus von Ehepartnern
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Dalenbasls: ALLBUS 1980, 19S2, 1984 (Kumuieder Oatensarz, N = 6669).

Die größlen Veränderungen haben sich aus der Sicht der lvlänner ergeben. Die
Wahrscheinlichkeit, eine geringer ausgebildete Frau zu heirat€n, ist vor allem bei
Männern mit niedrigerem und mit höherem Ausbildungsniveau gesunken, hat sich
dagegen nur wenig bei denen mit mittleren Abschlüssen verringerl. Spiegelbildlich dazu
ist die Wahrscheinlichkeit bei Lilännern mit niedrigeren Ausbildungsabschlüssen und mit
Abitur oder Fachhochschulreife gestiegen, eine Ehe mit einer besser ausgebildeten Frau
zu schließen.

Aus der Sicht der Frauen sind die Anderungen wesentlich geringer. Die Wahrscheinlich-
keit, ,,nach oben zu heiraten", steigt nur für die VolksJHauptschülerinnen ohne Lehre,
sinktjedoch lür Frauen mit mittleren Abschlüssen, die nun etwas häufiger ,,nach unten"
heiralen.

Die relative Verbesserung des Ausbildungsniveaus der Ehepartner im Vergleich zum
eigenen ist besonders groß aus der Sicht der höher und der geringer ausgebildeten
Männer. Aus der Sicht der Frauen hat sich insgesamt weniger geändert. Hier sind vor
allem Frauen mit mittleren Abschlüssen zunehmend häufiger besser ausgebildet als ihre
Männer.
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Tab. 1: Das Verhältnis der Ausbildungsniveaus
von Männern und ihren Ehelrauen

Ausbildungs-
niveau der
Männer

Ausbildungs-
niveau ihrer
Ehefrauen

Geburtsjahrgänge
1900 11 1912-23 1924 34 ',1935-45 1946-56

inL

Abitur,
Fachhoch-
schule
Mittlere
Abschlüsse

Universität gleich
niedriger
höher
gleich
niedriger

höher
gleich
niedriger

höher
gleich
niedriger
höher
gleich
niedriger

höher
gleich

18

0
13
87

5

62
I

24
67

17
70
11

89

15
85

3
11

86

5
29
66
11

28
61

24
16
60

18
82

29
71

8
11

81

4
40
56
17
54
29

41
19
40

68

46
54

10
13
77

6
40
54
18
59
23

57
24
19

54
46

Volks-/Haupt-
schule mil
Hm. Lehre

VolksrHaupt-
schule mit
gewerbl. Lehre

Volks-/Haupl-
schule ohne
Lehre

Oalenbass ALLBUS 1980, 1982, 1984 (kumuleder oatensalz N = 6669)

15.3 Barrieren und Heiratschancen
Es liegt nahe, die meisten beschriebenen Trends aut den historischen ProzeB der
Anhebung und Angleichung der Ausbildungsniveaus beider Geschlechter zurückzufüh'
ren. Daß Frauen ,,nach oben" und Männer ,,nach unten" heiraten, erscheint aufgrund der
unterschiedlichen Ausbildungsprofile nicht überraschend - wie auch die Tatsache, daß
sich diese Tendenz im Zuge der Angleichung derAusbildungsniveaus abgeschwächt hat.

lm Prinzip ist diese Elklärung sicher richtig, bedarf jedoch der Präzisierung. Deutet man
Heiraten als präferenz- und normgesteuertes Wahlverhalten unter einer Menge mögli'
cher Partner und nimmt an, daß Bildung ein wesentliches, wenn auch keineswegs das
einzige Auswahlkriterium ist, dann kann man zwei Aspekte unterscheiden.
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Tab.2: Das Verhältnis der Ausbildungsniveaus
von Frauen und ihren Ehemännern

Ausbildungs-
niveau ihrer
Ehemänner

Geburtsjahrgänge
1900-11 1912-23 1924-34 1935-45 1946-56

in o/"

Universität

Volks-/Haupt-
schule mil
kfm. Lehre

Volks-/Haupt-
schule mit
gewerbl. Lehre

Volks-/Haupt-
schule ohne
Lehre

gleich
niedriger

höher
gleich
niedriger
höher
gleich
niedriger

höher
gleich
niedriger

höher
gleich
niedriger

höher
gleich

67

38

29

40
42
18

33
35
32
38

11

69
31

66
34

72
2A

50
28
22

34
41
25

28

34
58
I

77
23

39

37

74
26

31
30
33
39
28

39
26
35

6

82
18

Abitur,
Fachhoch-
schule

Mittlere
Abschlüsse

36
25

36

27

38
30

59
10

76
24

Daienbdis: ALLBUS 1980, 1982, 1984 (kumulierier Oalensatz, N = 6669).

Erstens: Die Chance, daß zwei potentielle Partner mit bestimmten Bildungsabschlüssen
sich kennenlernen, hängt von der Gelegenheit ab, die ihrerseits (auch) mit dem Anteil
einer Ausbildungsgruppe unterden Heiratskandidaten zunimmt. Es isteben wahr§chein-
licher, daß potentielle Partner aus großen Gruppen sich begegnen als aus kleinen.

Zweitens: Neben diesen quantitativen Bestimmungsfaktoren spielen die sozialen Barrie'
ren zwischen Ausbildungsniveaus eine wichtige Rolle. lhre Höhe läßt sich daran
erkennen, wie unwahrscheinlich es wird, sie zu überwinden. Eine eingehende Analyse'?

2 Die in Tab. 3 und 4 datgeslelllen Ergebnisse beruhen aul einem komplexen statislischen
Analyseverlahren, der log-linearen Analyse von bildungsspezifischen Heiratsmuslern in den lünl
Allerskohorten. Vgl. Zlegler, R.: Bildungsexpansion und Parlnetuahl, in: Hradil, S.483 (Hrsg.):
Sozialstruktur im Umbruch, Opladen 1985, S. S5-106.
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zeigt, daß sie in der Tat beträchtlich sind. Si€ bewirken, daß - bei Berücksichtigung der
unterschiedlichen, geschlechtsspezilischen Bildungsprofile - im Vergleich zu einer
Heirat unter bildungsgleichen Partnern die Chancen einer Eheschließung sich etwa
halbieren, wenn die Partner um eine Stufe in ihren Ausbildungsniveaus ditferieren. Die
Chancen vermindern sich auf ungefähr ein Viertel, wenn die Dillerenz zwei Ausbildungs-
stufen beträgt, auf 12 % bei drei, auf 6% bei vier und auf etwa 3% bei fünf Stufen, d. h.
wenn einer der Ehepartner einen Universitätsabschluß besitzt und der andere die Volks-
bzw. Hauptschule besucht und keine Lehre abgeschlossen hal.

Diese Durchschnittswerte müssen in zweierlei Hinsicht differenziert werden. Die Barrie-
ren sind nicht alle gleich hoch. Zwar bestehen im großen und ganzen keine wesentlichen
Unterschiede in der Höhe der Barrieren zwischen den vier unteren Ausbildungsabschlüs-
sen, aber diese Barrieren unterscheiden sich von denen zwischen den drei oberen
Ausbildungsniveaus (d.h. zwischen der Gruppe mit mittleren Abschlüssen und den
Abilurienten/Fachhochschülern sowie zwischen diesen und den Hochschulabsolventen),
die ihrerseits ungefähr gleich hoch sind.

Tab. 3: Wandlungen ln der relativen Höhe der Barrieren
zwischen Ausbildungsgruppen

1900
1911

1945
- 1956

Geburtsjahrgänge
1912 1924 1935

-1923 -1934 - 1945

lm Vergleich zu den Barrieren zwi-
schen den 4 unteren slnd die Barrie-
ren zwischen den 3 oberen Aus-
bildungsgruppen um ... % höh€r

0 12 31 36 46

Dalenbasis: aLLBUS 1980, 1982, 1984 (kumuriener Dar€nsarz, N = 6669).

lm Zeitvergleich zeigt sich nun ein klarer Trend. Die Barrieren zwischen den oberen drei
Ausbildungsniveaus haben sich eindeutig erhöht, während die Barrieren zwischen den
unteren vier Ausbildungsgruppen eher niedriger geworden sind. ln der ältesten Kohorte
(Geburlsjahrgänge 1900 bis 1911) waren sie noch unge,ähr gleich hoch, unter den
jüngsten Geburtsjahrgängen (1946 bis 1956)sind dieoberen Barrieren dagegen um 46 %
höher als die unteren. Die Bildungsexpansion und die lendenzielle Angleichung der
Bildungschancen von Frau€n und Männern haben also die Bildungsbarrieren bei der
Partnerwahl keineswegs generell verringert. Nur die unteren und mittleren Ausbildungs-
gruppen sind einander nähergekommen, während die Akademiker und Akademikerinnen
eher zu diesen Gruppen auf Distanz gehen und ihresgleichen heiraten.

Vergleichtman schließlich die Bedeutung der Ditferenzen zwischen den Ausbildungspro-
filen von Frauen und Männern mit deI der Barrieren zwischen den Ausbildungsgruppen,
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Tab.4: Unterschiedliche Bildungsprolile von Frauen und Männern
und Barrieren zwischen den Ausbildungsgruppen
als Erklärung bildungsspezifischer Heiratsmuster

Beitrag zur Erklärung
bildungsspezif ischer Heiratsmuster

Geburtsjahrgänge

in%

52 41

41 5850

Oatenbäsis: ALLAUS 1980, 1982, 1984 (kumuliener OatensaE N = 6669).

so ergibt sich folgendes Bild:Werden in der ältesten Kohorte noch 45 % der Unterschiede
in den bildungsspezifischen Heiratsmustern durch die Abweichungen der Ausbildungs-
profile von Frauen und Männern erklärt, sind es in der jüngsten Kohorte nur noch 33 %.
Gleichzeitig steigt die Bedeutung der Barrieren von 48 % auf 59 %. (Die restlichen 5-9 %
lassen sich nicht in einfacherWeise diesen beiden Bestimmungsfaktoren zurechnen.) lm
Zuge ihrer Einebnung verlieren also die quantitativen Unterschiede zwischen den
Ausbildungsniveaus von Frauen und Männern für die nach wie vor bestehenden
bildungsspezifischen Heiratsmuster an Bedeutung, während die Relevanz der Barrieren
zwischen den Ausbildungsgruppen zunimmt. Das Abweichen der zweitältesten Kohorte
von diesem generellen Trend verweist au, einen interessanten historischen Zusammen-
hang. Diese Ehepaare haben überwiegend während oder unmittelbar nach dem Zweiten
Weltkrieg geheiratet, einer Zeit, in der offensichtlich die Ba(ieren zwischen den Ausbil-
dungsgruppen vorübergehend an Bedeutung verloren haben.

Wie kann man nun die Anderungen der Barrieren erklären? Die Daten lassen folgende
Erklärung plausibel erscheinen. Steigen di€ Chancen, einen mindestens ,,ranggleichen"
Eheparlner zu linden, dann so ist zu vermuten - nimmt die Bereitschaft ab, einen
,,rangniedrigeren" Partner zu heiraten. Bei konsensualer Partnerwahl haben jedoch die
höheren Ausbildungsgruppen eine größere Chance, ihre Präerenzen durchzusetzen, als
die niedrigeren, denen im wörtlichen Sinne,,keine andere Wahl bleibt". Der durch die
Bildungsexpansion verursachle Wandelwirkt sich also nicht nurdirekt überdie Verschie-
bung der r€lativen Anteile einzelner Ausbildungsgruppen, sondern auch indirekt überdie
dadurch veränderten Prälerenzen aus und führt zu einer stärkeren Abschließung der
oberen Bildungsgruppen bei der Partnerwahl.

(Rolf Zieglel
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16 Entwicklung des politischen lnteresses

Das polilische lnteresse soll als lndikator gelten lür das Maß an Bereitschaft, lnformatio'
nen über politische Sachverhalte aufzunehmen und den Ablauf der Politik zu verlolgen
Die Entwicklung dieses lndikators kann daher verdeutlichen, wie sich diese Form der
politischen Teilnahme in dem vorgegebenen Zeitraum darslellt, ob bestimmte Gruppen
innerhalb der Bevölkerung unterschiedlich auf die neue polilische Lage reagieren.

16.1 Die Ausgangslage 1980 bis 1986
DieJahre 1980 bis 1986 waren in der Bundesrepublik Deutschland durch Veränderungen
in der ,,politischen Landschafl" geprägt. ln diesem Zeitraum sind die Grünen von einer
außerparlamentarischen Protestbewegung zu einer parlamentsfähigen Partei gewach'

sen. lm Zusammenhang damit sind die AntiAtomkratt-, die Frauen- und Friedensbewe'
gung als Ausdruck einer Wert-Neuorientierung zu nennen, die sich in ihren Handlungslor
men von den als €tabliert empfundenen Gesellschafts' und Machtstrukturen absetzen
wollen.

Diese Entwicklungen können im Rahmen eines Wertwandels gesehen werden, der sich
etwaseit Ende des Zweiten Weltkrieges vollzogen hat, weg von traditionalen Orientierun-
gen, hinzu einer gewünschten Teilhabean und ldentifikation mitBereichen, in deneneine
größere Selbst- oder Mitbestimmung möglich ist.

Eine [röglichkeit, diese Tendenzen zu operationalisieren, ist die Frage nach dem
politischen lnteresser, wobei Politik als ein Bereich potentieller lvlitbestimmung im

obengenannten Sinne angesehen wird. Anhandvon Daten aus der Allgemeinen Bevölke-
rungsumfrage der Sozialwissenschatten (ALLBUS) soll die Entwicklungsrichtung des
politischen lnteresses dargestellt werden.

Für die Analyse wurde die Gesamtheit der behagten Personen nach spezifischen
Merkmalen untergliedert. Einen Schwerpunkt bildete die politische Orientierung der
Beiragten, die durch die Wahlabsicht und durch die Selbsteinstu,ung auf einer,,Links'
Bechts-Skala" abgebildet werden konnte'. Wirkt sich diese auf den Trend oder auf das

1 Die Frage nach dem politischen lnteresse ist mit der Formulierung abgelragl worden: ,Wb stark
interessieren Sie sich 1ür Polilik: sehr slark, stark, miüel, wenig oder Überhaupt ncht?" Die
Anlworlon sind imrolgenden in der Regel2u dreiKalegorien zusammengelaßt worden:,,sehr slark
und stark", ,,mittel" und ,wenig und Überhaupt nicht".

2 Die entsprechende Fraqe laulet: ,, Viel€ Loute verwenden die Beg ritfe ,,links" und,,rechts", wenn es
darum geht, unterschiedliche politische Einstellungon zu kennzeichnen. Wir haben hier einen
Maßstab. der von links nach rechts verläuft. Wenn Sie an lhre eigenen politischen Ansichlen
denken. wowürden Si€ diese Ansichten aul dieserSkala oinsturen? I\rachen Sie bitte ein Kreuz in
eines der Kästchen." Dem Belraglen liegt dazu eino zehnstufige Skala vor, aul det eine
Selbsteinsturung möglich ist. Fürdie Auswertung wurden die miltleren Werle,,5" und ,,6" als,,Milte"
zusammengeraßt und die jeweils außen liegenden Bereiche,,1" bis,,4" als,Links" und ,,7" bis,.10"
als,,Bechts".
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Niveau des politischen lnteresses aus, gibt es erkennbare Differenzierungen im Raum
der iraditionellen ,,Links-Rechts'!Einschätzung? Dann sollte untersucht werden, inwie-
weit sich geschlechtsspezifische Unterschiede in der Entwicklung aufzeigen lassen
Dabei stand vor allem die Frage im Mittelpunkt, obund in welchen Zusammenhängen sich
derAnteilvon politisch interessierlen Frauen ändert, deriaallgemein erheblich unterdem
der lränner angesiedelt ist (vgl. auch Kap. 19.2). Außerdem wurde das Alter der
Befragten in die Auswertung einbezogen, um die lnteressenstruktur im Altersprofil zu
untersuchen, und es lvurde noch die Selbsteinstufung aul der ,,Oben-Unten-Skala"
berücksichtigt, die die subiektive Wahrnehmung der Position in der Gesellschalt als
möglichen Parameter der Stärke des politischen lnteresses einbeziehen sollte3.

Seit einigen Jahren wird in Umfragen der Sozialforschung zusätzlich zu der präferierten

Partei auch die Frage nach der Einstulung auf einer zehnstufigen ,,Links'Rechts-Skala"
gestellt. Der/die Bekagte hat so die Möglichkeit, neben der oft aus pragmatischen

Gründen gewählten Partei eine eher ideale Selbsteinstutung in ein Schema der politi-

schon Gegenpole ,,Links" und ,,Rechts" vorzunehmen. Es sei dahingeslellt, ob diese
Begritfe auch heute noch den klassischen Gegensatz in einem politischen System
repräsentieren: als ergänzende lnformation zur Wahlabsicht einerseits und als häulig

Tab. 1 : Antworwerteilung aul der ,,Links-Rechts-Skala"

1980 1982 1986

in%

Links 1

2
3
4
5
6
7
I

Bechts 10

Mittelwertr

1,9
2,4

10,8
17,4
26,9
15,0
9,8

4,1

5,89

0,7
2,0
5,7
8,8

16,4
30,7
14,1
11,9

4,3
5,97

2,1

9,3
9,6

19,9

12,4
10,4
4,7
3,3

5,72

1 Skalenwsd au, der ,Links-Aachls-Sk€la'.
Oatonbasis: ALLBUS 1980 (N = 2955), 1982 (N = 2991), 1986 (N = 3095)

3,,lnunsererGesellschallgibtesBevölkerungsgruppen,dieeherobenstehenundsolche,dieeher
unlen stehen. Wir haben hiereine Skala. die von oben nach unten verläuft. Wenn Sie an sich selbst
denken: wo aul dieser Skala würdon Sie sjch einordnen?". Die zehnsluiige Skala wurde für die
Auswerlungen zusammengefaßt in,,Oben",,Miue" und,,Unlen".
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eingesetztes lnstrument andererseits erhält die Links-Rechts-Skala ihre Legitimation. ln
Iab. , ist die Veränderung auf der Links-Rechts-Skala im Zeikaum von 1980 bis 1986
dargestellt.

Ebenso wie die Links-Bechts-Einstufung wird - wenn auch nicht so häufig eingesetzt -
die ,,Oben-Unten-Skala" als lnstrument in der Sozialforschung genutzt. Dieses Konzept
ersetzt oder ergänzt u. a. die Selbsteinstufung im herkömmlichen Schichtsystem nach
,,Unterschicht", ,,Arbeiterschicht", ,,|\rittelschicht" und ,,Oberschicht". Zusätzlich zu die-
sen vier werden ofl noch weitere Schichten zur Einstufung angeboten, wie z. B. ,,Obere
Mittelschicht" usw. Die Vergleichbarkeit solchermaßen unterschiedlich erhobener lnfor-
mation isl eingeschränkt. Das mag ein Grund sein, auf die Oben-Unten-Skala zurückzu-
greifen. Ein anderer Grund aber ist die Wandlung des Bedeutungsinhaltes von Begriffen
wie ,,Oberschichl" oder ,,Arbeiterschichl", die in einer differenzierten lnduskiegesell-
schaft immer mehr ihre FunKion als Statusbestimmung verlieren. Die zehnstufige Oben-
Unten-Skala bietet von daher eine angemessenere Arl der Selbsteinschätzung in der
gesellschaftlichen Hierarchie, da sie sich nicht an einzelnen Begriffen, sondern an einem
Gegensatzpaar orientien. ln Tab.2 ist die Veränderung auf der Oben-Unten-Skala im
Zeitraum von 1980 bis 1986 dargestellt.

Tab. 2: Antwortverteilung aul der ,,Oben-Unten-Skala"

1982 1986

in Yo

Unten 1

2
3
4
5
6
7
I

Oben 10

Mittelwertl

1,0

5,5
9,6

19,0
33,9
17,2
8,9
1,8
't,0

5,77

0,6
1,9
6,7

11,9
15,0
33,1
17,2
10,6
2,0
1,0

5,78

0,9
1,9
4,5

19,9
34,6
17,5
8,9
1,7
0,9
5,80

Der Mittelwert auf der Links-Rechts-Skala schwankt im unlersuchten Zeitraum stärker als
die Mittelwerte auf der Oben-Unten-Skala. Wenn man die ,,Oben-Unten-Links-Rechts"-
Selbsteinstufung als Einordnung auf einer zweidimensionalen Ebene interpretierl, zeigt
sich hier, daß der Bewegungsspielraum auf der,,Horizontalen" (politische Einordnung)
größer ist als auf der ,,Vertikalen" (Gesellschaftshierarchie).
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16.2 Trends im politischen lnteresse
Abb, / zeigtdie Entwicklung despolitischen lnteresses zwischen 198Ound 1986,wobei-
wie auch in den folgenden Abbildungen - jeweils der Prozentanteit der polilisch ,,stark,,
lnleressierten erfaßtwurde. Dabeiläßt sich das allgemein höhere Niveau des lnteresses
bei lrännern ablesen, welches zwischen 1982 und 1986 wieder konstant ansteigt. Der
Anteil von Frauen, die stark politisch inleressiert sind, nimmt zwischen i9B2 und 1986
slärker zu als bei den iränner.

Abb. 1:Politisches lnteresse 1980 bis 1986
Geschlecht

Dal€nbasis: ALLBUS 1980 (N = 2955). 1982 (N = 2991), 1984 (N = 3oo4), 1986 (N = 3095).

/4bb. 2stellt die Enlwicklung des politischen lnteresses ditferenziert nach derWahlabsicht
dar. Dabei ist festzustellen, daß die Anhänger der kleineren Parteien, F.D.p. und die
Grünen, höhere Werte aufweisen als die der großen Parteien. Unter den kleinen wächst
das lnleresse beiden Grünen-Anhängern stärker und isl auch altgemein höherals das der
F.D.P.-Anhänger. Die Tendenz bei CDU- und SPD-Anhängern verläufl nahezu gleich.
Das deutet darauf hin, daß die kleineren Parteien, die von ihrer Konzeption her auf klar
definierte, wenn auch teilweise kleine Bevölkerungsgruppen zielen, von der größeren
lnformiertheit der politisch stark lnteressierten mehr profitieren als die großen Volkspar
teien, die sich in ihrer Zielgruppendefinition wesentlich heterogener darsteilen. Derstarke
Anstieg bei den Grün€n-Anhängern 1986 könnte mit der wachsenden Brisanz der
Umweltproblematik zusammenhängen.
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Dalenbas s: ALLBU§ 1980 (N = 2955), 1982 (N = 2991) 1984 (N = 3004) 1986 (N = 3095).

Betrachtet man dazu ergänzend das polilische lnteresse in Abhängigkeit der Oben'
Unten-selbsteinstufung, dann ist folgendes erkennbarr Je höher die Einstulung auf der
vertikalen Skala, um so stärker ausgeprägt ist das geäußerte politische lnleresse.

Die Links-Rechts-Selbsteinstufung, die für das Jahr 1984 nicht verfügbar ist, ist die
Grundlage der Abb. 3. Hier ist zu sehen, daß dieienigen, die sich ,,Links" eingeordnet
haben, weit mehr als die anderen, stark politisch interessiert sind und daß die ,,Miüe" auf
dem niedrigsten Level der drei Gruppen angesiedelt ist, also am wenigsten lnteresse
aufweist. Die ldentilikation mit einer der beiden politischen Richtungen ,,Links" oder

,,Rechts" geht demnach einher mit dem Bedürlnis, sich über Politik inlormiert zu halten.

ln den folgenden Abbildungen sind die Befragtenuntergruppen zusätzlich noch nach dem
Geschlecht aufgegliedert worden. Dabei ergeben sich weitere Aufschlüsse, die teilweise

die bereits beschriebene Entwicklung bestätigen und andererseits einige Tendenzen
relativieren.

Abb. 4 stelltdie weiblichen und männlichen Anhängerder großen Padeien dar' Sie ist eine

nahezu exakte Wiederholung des Schaubildes aus Abb r, in dem die Entwicklung nur

nach dem Geschlecht getrennt wurde. Die CDU-lllänner liegen leicht über den SPD-

lrännern und die SPD-Frauen geringfügig höher als die CDU'Frauen' Die Kurven

bestätigen au ßerdem den Trend aus,4bb.2, derdie relative Konstanz der Entwicklung bei

den Anhängern der Volksparteien nachweist.
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Abb.3: Politisches lnteresse 1980 bis'1986
Links-Bechts-Selbsteinschätzung
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Abb. 4: Politisches lnteresse 1980 bis '1986
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Abb. 6: Politisches lnteresse l9S0 bis 1986
Geschlecht - Gewsrkschattsmitglied
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Abb. 5: Politisches lnteresse 1980 bis 1986
Geschlecht - Wahlabsicht F.D.P. oder Grüne
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ln /4bb. 5 ist das lnteresse der weiblichen und männlichen Anhänger von Grünen und
F.D.P. dargestellt. Hi€r wird sichtbar, wie stark das lnteresse der Grünen-Anhänger
zunimmt, sowohl beiden lrännern als auch - noch etwas mehr - beiden Frauen, wobei
der Prozentanteil der stark interessierten Männer von 1980 im Jahr 1986 noch nicht
wieder erreicht wurde. Die Grünen-Anhängerinnen erreichen 1986 das höchste Niveau
aller weiblichen Befragtengruppen. Unter den F.D.P.-Anhängern entwickelt sich das
lnteresss gegenläufig, abnehmend bei den lrännern, zunehmend bei den Frauen.

ln/4bb. 6sind die Gewerkschaftsmitglieder (DGBoder DAG)gekennt nach iilännern und
Frauen abgebildel. Während der Anteil politisch inter€ssierter lränner seit '1980 fasl
unverändert ist, steigt er beiden Gewerkschatts-Frauen kontinuierlich an und nähert sich
dem Prozentsatz der männlichen Kollegen langsam an.
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Abb. 7 und I stellen das politische lnteressenprofil am Altersverlauf, gelrennt nach
Geschlecht für 1980 bis 1986 dar. Das Hauptaugenmerk sollte auf die Strukturvon 1986
gerichtel sein, da sich hiereine sonst eher untypische Abweichung in derAltersklasse von
60 bis 74 Jahren ergibt. Der Anteil der stark interessierten 60- bis 74jährigen nimmt
sowohl im Vergleich mit 1980 als auch im Vergleich mit den anderen Altersklassen im
gleichen Erhebungsjahr deutlich zu, und das gilt insbesondere für die weibtichen
Angehörigen dieses Alters.
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Abb. 7: Politisches lnteresse 1980
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Abb. 8: Politisches lnteresse 1986
Alter und Geschlecht
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16.3 Stellenwert des politischen lnteresses
Allgemein läßt sich festhalten, daß der Anteil von Personen, die ein starkes politisches

lnteresse erkennen ließen, im Jahr 1986 über alle Befragtengruppen gemes§en
gegenüber den vorherigen Erhebungszeitpunkten - gewachsen ist, wenn auch unter-
schiedlich deutlich. Ausnahmen bilden die F.D.P -Anhänger, die männlichen Gewerk'
schaftsmitglieder und die,,l\ritte"'Männer.

Zum Profildes lnteresses ist zu bemerken, daß es beiden Anhängern derbeiden großen

Parteien nahezu identisch verläuft, wohingegen die kleinen Parteien unter ihren Anhän-
gern einen vergleichsweise hohen Anteilan politisch lnteressierten verzeichnen können,
die in ihrer Entwicklung allerdings weit weniger homogen verlaufen

Beiden weiblichen Befragten, die gemessen an der Gesamtheit - einen wesentlich
geringeren Anteil an politisch lnteres§ierten repräsentieren, ist die Höhe und vor allem

auch der Zuwachs bis'1986 bemerkenswert, der sich beiden Frauen abzeichnet, die sich
als ,,Links" einstufen, die in Gewerkschaflen lvlitglied sind oder die §ich als Anhängerin'
nen der Grünen verstehen.

Uneinheitlich ist das Bild, wenn man das politasche lnteresse nach Altersklassen
unterscheidet. 1980 ist es bei den Frauen über alle Altersklassen nahezu konstant und

nimmt ab beiden Männern, die 60Jahreund ältersind. 1984 hatdas lnteressebeiden 30-
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bis 44jähragen den höchsten Wert und nimmt dann sowohlbeiden Frauen als auch bei
den lvännern wieder ab. Die Besonderheit der Entwicklung im Jahre 1986 liegt bei den
Frauen in derAltersklasse der 60- bis 74jährigen mit einem vergleichsweise hohen Wert.
Die eingangs beschriebene Veränderung der ,,politischen Landschaft" in der Bundesre-
publik Deulschland, die durch das Anwachsen der sogenannten alternativen Bewegun-
gen mitbestimmt wurde, wird insofern durch die Ergebnisse unterstülzt, als das politische
lnteresse der sie vertretenden Bekagtengruppen sowohl in derTendenz deutlich stärker
als der Durchschnitt zunimmt, als auch in der Höhe über den verglejchbaren Gruppen
liegt. Die aufgeworfenen Sinnlragen führen otfenbar zu dem Wunsch, zumindest durch
lnlormalion an den Entwicklungen teilzuhaben.

(Rolf Uhel
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17 Einstellungen zu Gastarbeitern

1 7.1 Einstellungen zu Gastarbeitern und
gesellschaft liche Vorurteile

Gastarbeiter und ihre Familien bzw. Ausländer insgesamt bilden in der Bundesrepublik
Oeutschland einen Bevölkerungsanteil von ca.7 y.. ln Großstädten erreichen sie etwa
12%, in einzelnen Stadtgebieten stellen sie bis zu 30 o/o der Bevölkerung. Gastarbeiter
und ihre Familien zählen insolern - in der Schule, am Arbeitsplatz, in der Nachbarschaft,
im Straßenbild - längst zum bundesrepublikanischen Alltag.

Diese Normalität erweist sich heilich als brüchiger, die Lebensplanung von Ausländern
als unsichererund gefährdeter als diejenige einheimischer Bürger, vor allem in Krisenzei'
ten, wenn tatsächliche oder vermeintliche lnteressengegensätze bestehen. Die hohe
Arbeitslosigkeit von Ausländern, die Entlaslungsversuche des Arbeitsmarkts durch
Anwerbestopp und Bückkehrprämien, Begelungen zur Familienzusammenführung usw.
spiegeln die - in der Regel als selbstverständlich emplundene - Vorrangstellung
einheimischer lnteressen wider.

Boi Ungleichbehandlung bzw. bei objektiver Benachteiligung von Ausländern oder
sonstigen Gruppen besteht die Tendenz, daB diese nicht nur mit dem Vorrang eigener
lnteress€n begründet, sondern mit negativ zu bew€rtenden Eigenschatten solcher
Gruppen zu rechtfertigen qesucht wird. Obiektive Benachteiligungen von Fremdgruppen
bzw. eine entsprechend privilegierte Position der eigenen Gruppe gehen daher häufig
einher mit negativen Vorurteilen und Aversionen, ohnedaß der RechtfertigungscharaKer
dieser Einstellungen bewu ßt sein muß. Sie können deshalb auch eine Dauerhaftigkeitund
Eigengesetzlichkeit gewinnen, die über den jeweiligen Anlaß bzw. Entstehungszusam-
menhang hinauswirkt.

Negative Einstellungen gegenüber Gastarbeitern bzw. Ausländern sind daher in wirt-
schaftlichen Krisensituationen zwar ein besonders aktuelles Thema, §ie werden aber
darüber hinaus als verfestigle Vorurteile zum gesellschaftlichen Dauerproblem.

lm ALLBUS werden deshalb Einstellungen zu Gastarbeitern regelmäßig beobachlet;
daneben werden die Kontakte mit Ausländern erhoben und u. a. untersucht, inwieweit
sich Einstellungen zu Vorurteilen ohne konkreten Erfahrungshintergrund verlestigen.
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17.2,,Gastarbeiter",,,ausländische Arbeitnehmer" -
zum alltäglichen Gebrauch der Begriffe

lm ALLBUS 1980 und 1984 wurde die Einstellung zu Gastarbeitern mit jeweils vier
i/einungsvorgaben zu erfassen versucht, denen man mehr oder weniger zustimmen
konntel. Sie hatten folgenden Wortlaut:

A - Gastarbeiter sollten ihren Lebensstil ein bißchen besser an den der Deutschen
anpassen.

B - Wenn Arbeitsplätze knappwerden, sollte man die Gastarbeiler wieder in ihre Heimat
zurückschicken.

C Man sollle Gaslarbeitern jede politische Betätigung in Deutschland untersagen.

O -Gastarbeiter sollten sich ihre Ehepartner unter ihren eigenen Landsleuten aus-
wählen.

Angesichts dieser Slatements ist zunächst überlegenswert, wie sehr in der kurzen
Zeitspanne zwischen 1980 und 1984 der (immer schon unpassende) Terminus ,,Gastar-
beiter" ungebräuchlich geworden ist. Beim heute häufiger verwendeten Ausdruck des
,,ausländischen Arbeitnehmers" wird die Gast-Rolle (aufZeit, unter besonderem Schutz)
ausgeklammert und zugleich die Beschränkung auf den ,,Arbeiter"-Stalus aufgegeben.
Noch kennzeichnender für die heutige Diskussion ist die Loslösung vom Beschättigten-
Stalus überhaupt: lmmer gebräuchlicher wird die schlichte Bezeichnung ,,Ausländer", die
zum Teildurch die Umschreibung ,,ausländischer Iritbürger" aus der Nähe zu hinlänglich
bekannten emotionsgeladenen negativen ,,Ausländer"-Parolen herauszunehmen ver-
sucht wird. Das ,,Ausländer-Problem" istzunehmend ein Problem ausländischer Familien
mit allen Alltagsproblemen bei der Wohnungssuche, bei Behörden, beim Einkauf, in der
Schule und am Arbeitsplat2 geworden.

Trotzdieser möglichen Problem- und Begritfsverschiebungen sind die einzelnen ,,Gastar-
beiter"-Aussagen aber so formuliert, daß sie von den Befragten auch 1984 unschweraul
die ,,Ausländerproblematik" bezogen werden können: Die angesprochonen probleme
sind ja, unabhängig von den Etiketten, weitgehend die gleichen geblieben, selbst wenn
sich die Gewichte verschoben haben mögen.

17.3 Einstellungen zu Gastarbeitern 1980 und 1984
Welche Entwicklung der Einstellungen ist zwischen 1980 und 1984 eingetreten? Welche
Auswirkungen hatten die Dauerarbeitslosigkeit, die ,,Wende", die Diskussionen um
Familienzusammenführung, AbschiebepraKiken, Rückzugsprämi€n, die Asylantenpro-
blematik usw.? Und welche Auswirkungen hat es, daßAusländer mitihren Familien sowie

1 Vorgegebon wurdg sine Skala von 1 (= ,,Stimme überhaupt nicht zu") bis 7 (= ,Stimm6 voll und
ganz zu").
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Abb. '1 : Zustimmung zu Gastarbeitern 1980 und 1984
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oalenbasis:ALLBUS 1980 (N = 2955), 1984 (N = 3004).

Dabei werden 1980 wie 1984 die einzelnen Meinungsvorgaben weitgehend in der

gleichen Rangfolge bewertet, das Einstellungsmuster scheint demnach weitgehend

it"bil,Di" Abt"hnrng uon ,,Mischehen" ist die,,härteste" Aussage, der man am wenigsten

zustimmt, die Forderung nach Anpassung des Lebensstils ist der "mildeste" lndikatorfür

eine ablehnende Einstellung gegenüber Ausländern. Dieser relativ moderaten Aussage

wird 1980 wie 1984 mehrheitlich zugestimmt. Ansonstenwerden die negativen Forderun-

gen 1984 weniger befürwortet, wobei die Ablehnung politischer Betäligung von Gastar-

beitern eine nur geringfügige Verminderung erfahren hat.

Eine deutliche Veränderung istdagegen beiden Au§sagen festzustellen, die sich aufden
Lebensalltag der Gastarbeiter beziehen lnsbesondere wird die Ausweisung bzw'

498

ihren Lebensgewohnheiten im Alltag sichtbarer geworden sind? Diese Fragen können

hier nicht in aller Ditferenziertheit behandelt werden. Einige Tendenzen lassen sich

jedoch aus den folgenden einlachen Vergleichen ersehen.

Betrachten wir zunächst die Zustimmung zu den einzelnen Aussagen - die wegen der

negativen Formulierungen den Grad der Gastarbeiter- oder Ausländerablehnung kenn'

zei;hnen - so zeigt sich (vgt. Abb.7,) zwischen 1980 und 1984 bei allen Aussagen eine

Abnahme der negaliven Einstellung
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erzwungene Rückkehr 1984 weit weniger gefordert. Oflenbar ist die existentielle Gefähr-
dung, die damit für die ausländischen Familien verbunden isl, vielen Befragten angesichts
der größeren Sichtbarkeit der Ausländer stärker bewu ßt geworden. Wenn dennoch 40 %
dieser Forderung zustimmen, wird deutlich, welch hohes l\.4aß an Dislanz trotz der
Abnahme der negativen Einstellungen besteht. lnsgesamt führtjedoch die abnehmende
Tendenz bei allen Aussagen dazu, daß die castarbeilerablehnung 1984 insgesamt
deutlich geringer als 1980 auslälll (vgl. Abb 2).

Abb. 2: Einstellung zu Gastarbeitern 1980 und 1984
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Datenbas sr ALLBUS 1980 (N = 2955), 1984 (N = 3oo4)

Die Ablehnung von Gastarbeitern sinkt mit steigender Schutbildung; diese Tendenz
bestätigt sich 1980 und 1984. Allerdings sind 1984 die Unterschiede zwischen den
Bildungsgruppen weniger ausgeprägt, weil die Gastarbeilerablehnung vor allem bei
niedriger und mittlerer Schulbildung eine Abschwächung erfährt. Bekagte mit höherem
Schulabschluß (Abitur/Hochschulreife) bleiben dagegen 1984 praktisch auf dem niedri-
gen Niveau an Gastarbeiterablehnung, das sieschon 1980 auszeichnete. Diesem Niveau
sind nun zwischen 1980 und 1984 nach den vorliegenden Daten die weniger Gebildeten
näher gekommen, dennoch bleibt immer noch eine deutliche Beziehung zwischen
Gastarbeiterablehnung und Bildungsgrad bestehen (vgl. Abb. 3).

Konslanz zeichnet auch die Beziehung zwischen Alter und negativer Einstellung zu
Gastarbeitern aus: Die älteren Jahrgänge zeigen 1984 wie 1980 eine höhere Gastarbei-
terablehnung als jüngere, allerdings auf einem allgemein niedrigeren Niveau (vgt
Abb.4).
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Abb. 3: Negative Einstellung zu Gastarbeitern 1980 und '1984

nach Schulabschlu ß
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Abb. 4: Negative Einstellung zu Gastarbeitern '1980 und 1984 nach Alter

Datonbasls: ALLBUS 1980 (N = 2955), 1984 (N = 3004).
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17.4 Kontakte mit Gastarbeitern und ihr Einfluß
auf die Einstellungen

Nach den dargestellten Ergebnissen scheint eine generelle Abschwächung der Gastar-
beiterablehnung vorzuliegen. Woraul ist diese Abschwächung zurückzuführen? Handelt
es sich lediglich um eine flüchtige Anderung des Meinungsklimas, möglicherweise um ein
Ergebnis derveränderten Bedeutung des Begriffs ,,Gastarbeiter"? Oder ist sie Ausdruck
konkreter Veränderungen im Verhältnis zu Gastarbeitern bzw. Ausländern? ln Ansätzen
können wir dies überprüfen, indem wir den Zusammenhang zwischen der Gastarbeiter-
einstellung und den Kenntnissen über bzw, den Konlakten zu Gastarbeitern für l9B0 und
1984 vergleichen.

Dabei z€igt sich zunächsl, daß 1984 mehr persönliche Kontakte zu Gastarbeitern
angegeben wurden, und zwar nicht vornehmlich am Arbeitsplatz und im Nachbarbereich,
sondern vorallem im Freundes- und Bekanntenkreis. Wenn man annimmt, daß Kontakte
am Arbeitsplatz und im Nachbarbereich mehr oder weniger unfreiwillig zustande kom-
men, während familiäre und vor allem Kontakte im Freundeskreis frei gewählt sind, dann
haben also Kontakte aufgrund freier Entscheidung zugenommen, wenngleich immer
noch die Familie weitgehend von solchen Erfahrungen ausgespart bleibl (vgl ,Abb. 5).
Gerade freigewählte Kontakte sind esjedoch, die 1980 wie 1984 die Einstellung zu

Abb. 5: KontaKe zu Gastarbeitern 1980 und 1984
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Abb.6: Negative Einstellungen zu Gastarbeitern 1980 und 1984
bei Vorhandensein verschiedener Kontakte
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Datenbasis: ALLBUS 1980 (N = 2955), 1984 (N = 3004).

Gaslarbeitern berühren: Ob Kontakte in der Nachbarschaft oder am Arbeilsplatz vorlie-
gen, spielt für die Einstellung gegenüber Gastarbeitern nur eine geringe Rolle, während

iersonen mit Kontakten zu Ausländern im Familien- oder Freundeskreis 6ine deutlich

positivere Einstellung zu Ausländern äußern.

h fab. 1 wid das Ergebnis unterstrichen und vertieft. 1984 werden nicht nur mehr

Kontakte berichtet, es ist auch in Hinsicht aufdie Einstellung zu Ausländern bedeutsamer,

ob solche persönlichen Beziehungen vorliegen: Kontakte sind häufiger u n d bedeutsamer

geworden'?. zwar ist auch ohne Kontakt eine deutliche Abnahme der Gastarbeiterableh-

;ung zu beobachten (um ca. 7 Prozentpunkte), vor allem aber sinkt die negative

Einslellung, wenn es zu persönlichen Kontaklen kommt Es ist hier nicht zu unterschei-

den, inwieweit generell positive Einstellungen zu mehr Kontakten und diese wiederum

zum Abbau negativer Einstellungen beigevagen haben Für den ersten zusammenhang

bzw. die wahrscheinliche Wechselwirkung spricht insbesondere die Zunahme von

Kontakten im Freundeskreis, die besonders eng mit der Einstellung gegenüber Gastar'

beitern zusammenhängen

lm Gegensatz zu Kontakten mit Freunden und Bekannten sind Begegnungen am

Arbeitsplatz und in der Nachbarschaft kaum angestiegen;die Beziehung zwischen diesen

Kontakten und der Einstellung ist jedoch auch hier stärker geworden. Das spricht dann

dafür, daß die Qualität der Kontakte positiver erlebt wird.

2 Vgl. die slgigenden Korrelationsmaße in Iab. ,
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Tab. 1: Kontaktformen und Einstellungen zu Gastarbettern

Kontakte
am Arbeitsplatz in der Familieim Nachbar-

bereich
ja nein ja nein ja nein

im Freundes-
kreis

ja nein

in%

Einstellung 1984
Positiv
Negativ

Korrelationr

69
31

63
37

0,12

56
44

69
31

56
44

56
44

76
24

53
47

0,46

59
41

0,60

0,00

0,24

38

0,2a

0,43

72
28

81

19
63
37

85
15

62

1 Slärk6 des Zusammenhangs zwischen Kontaktlom und Einstettuig. Jo höh$ die Ko e ationi dosto slärker der

Dalenbas s: ALLBUS 1980 (N = 2955), 1984 (N = 3004).

17.5,,Aus|änderproblem" - ein,,Türkenproblem"?
Dieses insgesamt recht positive Bild ist freilich - abgesehen davon, daß der Vergleich
zweier Zeitpunkte kaum eine Tendenzaussage erlaubt - sogleich einzuschränken:
Erstens isl der Grad der Gastarbeiterablehnung nach wie vor sehr hoch. über ein Drittel
der Bekagten äußert sich eindeutig negativ (vgl. Abb. 2).Zum anderen fehll - t 98O wie
auch 1984 - die Unterscheidbarkeit nach der Nationalität der Gastarbeiter bzw. der
Ausländer. Es lehlt damit auch die NIöglichkeit, die häulig aufgestellte Behauptung zu
überprüfen, das ,,Ausländerproblem" beschränke sich auf die Gruppen, die nach
Augenschein, Status und Quantität besonders ,,autlällig" sind, insbesondere die Türken
(vgl. auch Kap. 18).

Unterstellt man diese These, dann wäre es denkbar, daß die generelle AusländeF bzw.
Gaslarbeiterdiskussion und das entsprechende generelle Einstellungsmuster auf Kosten
dieser einen Gruppe ,,entlaslet" wird; sei es, daß man gegenüber ,,Ausländern im
allgemeinen" die relative Nähe und Ahnlichkeit angesichts der otfensichtlichen Ferne und
Unähnlichkeit einer einzelnen Gruppe wahrnimmt, seies, daß man der sozialen Norm der
Vorurteilslosigkeit - die ja schon im Terminus ,,Gastarbeitea' mitschwingt - zu genügen
trachtel, indem man ,,im allgemeinen" nichts gegen Ausländer zu haben vorgibt. Damit
würde dann die Ausnahme gerechtlertigt, was in diesem Fall um so praktikablerwäre, als
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die türkische ,,Ausnahme" die quantitativ bedeutsamste Gruppe darstellt. Tatsächlich

weisen die Angaben, die Türken über ihre eigene Situation machen, auf eine objektiv
vorhandene und selbst empfundene türkische Sonderstellung hin (vgl. dazu Kap. 18).

Es liegen auch empirische Befunde über eine zunehmende Konzentration von negativen

Vorurteil€n bzw. Antipathien gegenÜber Türken vor. So gaben 1983 46% der Befragten

an, dies€ Gruppe sei ihnen ,,nicht sympathisch". 1973 lag dieser Wert noch bei 14 % und

damit annähernd auf dem Niveau, das die sechs anderen großen Gastarbeiternationen

sowohl 1973 wie 1983 aufwiesen3.

Ein Teil dieser Vorurteilsbündelung wird allerdings darauf zurückuführen sein, daß bei

solchen Erhebungen die Beiragten zu nicht näher begründeten und begründbaren

Vergleichen, Urteilen und Wertungen aufgelorderl sind und dann vornehmlich diegerade
ahuellen Klischees aktiviert werden. DemgegenÜber sind die ALLBUS-Fragen - nicht
nur bei der Erhebung der Kontakte selbst, sondern auch beiden einzelnen Statements

stärker auf die alltägliche Handlungsebene bezogen lnsolern ist es kein Widerspruch,

wenn einerseits eine Zunahme stereotypel, vorurteilshafter Einstellungen gegenüber

eineranonymen Gruppe bzw. Sozialkategorie und gleichzeitig einAbbauvon Kontaktbar-

rieren und diskriminierenden Verhaltensweisen im Alltag beobachtet wird

Halten wir daher noch einmal die ALLBUS-Ergebnisse fesl: Bei weitgehend konstanten
Antwort- bzw. Beziehungsmustern zeigt sich 1984 gegenüber 1980 ein geringeres

Niveau von Ausländer- bzw. Gastarbeitgrablehnung. Es werden mehr Kontakte angege-

ben. vor all€m solche lrei gewählter Art. lnsbesondere diese sowie Kontakte im
allgemeinen gehen mit einem Abbau negativer Einslellungen einher'

(Annekattin Gehring / Ferdinand Böltken)

3 EMNID-lnstitut: Ausländische Arbeitnehmor: Sympathien, Antipathien und lntogrationsbereilschaft
der Deutschen. in: EMNID lnformation Nr' 5/6, Bieleleld '1983, S. 14-'16
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18 Assimilation von Ausländern

Der Begriff ,,Assimilation" bezeichnet den Zustand der Ahnlichkeit von Ausländern zur
deutschen Bevölkerung, den sie im Laufe ihres Aufenthalts in der Bundesrepublik
erreichen. Diese Ahnlichkeit umfaßt sowohl grundlegende Fertigkeiten und Kenntnisse,
insbesondere derdeutschen Sprache, als auch allgemeine Wertorientierungen bis hin zur
nationalen ldentität. ln einer weiter gefaßlen Definition beinhaltet ,,Assimilation" darüber
hinaus auch die sozialen Kontakie derzugewanderten Ausländer zurdeutschen Bevölke-
rung sowie ihre strukturellen Chancen, vor allem auf dem Wohnungs- und Arbeitsmarkt.
Die Eingliederung der hier lebenden Ausländer in die Sozialstruktur der Bundesrepublik
ohne Assimilation ist nur um den Preis der Entstehung einer neuen Unlerschicht
(,,Unterschichtung") möglich. lm folgenden werden zunächst die vorhandenen Deutsch-
kenntnisse, die Kontakte zur deutschen Bevölkerung und das Gefühl der nalionalen
Zugehörigkeit von Ausländern dargestelll. Anschließend werden die verschiedenen
Dimensionen der Assimilation miteinander kombiniert und dadurch typische Formen
identifiziert.

Die Ergebnisse dieses Beitrags wurden aui der Grundlage der ersten und insbesondere
der zweiten Welle des Sozio-ökonomischen Panels errechnet. Sie beziehen sich auf die
in Deutschland lebenden Ausländer ab 16 Jahren aus den fünf wichtigsten ehemaligen
Anwerbeländern für ausländische Arbeitskrättet Griechenland, ltalien, Jugoslawien,
Spanien und Türkei1.

1 8.1 Deutschkenntnisse, soziale Kontakte mit Deutschen
und nationale ldentität

Die Deutschkenntnisse von Ausländern in Worl und Schrift werden im Sozio-ökonomi-
schen Paneljeweils fünfstufig von ,,sehr gut" über ,,gul", ,,es geht", ,,eher schlecht" bis
,,gar nicht" erhoben. Nur jeweils knapp über die Hältte der Befragten schätzten ihre
Deutschkenntnisse in Wort (54%) und Schrift (52%) in beiden Jahren gleich ein.
Dagegen gaben rund 20% eine Verbesserung um eine Kategorie - beispielsweise von
,,gut" zu ,,sehr gut" und ein lastgleich großer Anteil eine entsprechende Verschlechte-
rung der Deutschkenntnisse an. Auch die stärkeren Veränderungen von mehr als einer
Kategorie halten sich die Waage; sie liegen zwischen 3% und 5%.
Während positive Veränderungen der Deutschkenntnisse von Ausländern als Folge des
allgemeinen Eingliederungsprozesses sowie entsprechender Bildungsmaßnahmen

Um repräsenlative Aussagen überdioson Teil der ausländischen Bovölkerung machen zu können,
wurdefürdiezweite Panelwelleeine Nationalitätengewichtung nachdenentsprcchenden Daten dor
amtlichen Ausländerstatislik vorgonommen.
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interpretiert werden können, erscheinen Verschlechterungen zunächst unplausibel. Sie
werden jedoch verständlich, wenn man bedenkt, daß die subiektive Einschätzung der
eigenen Deutschkenntnisse nicht nur von der objektiven sprachlichen Kompetenz
abhängt und damit relativ stabil ist, sondern auch von konkreten Alltagserfahrungen
beeinflußt wird und infolgedessen erheblichen Schwankungen unterliegen kann.

Wenn die Deutschkenntnisse von Ausländern zu drei Stufen der sprachlichen Assimila-
tion zusammengefaßt werden, können diejenigen mitguten oder sehr guten Sprech- und
Schreibkenntnissen als sprachlich gut assimiliert angesehen werden. Das waren sowohl
1984 als auch 1985 knapp 23 %. Bedingt sprachlich assimiliert waren 20 % bzw.21o/.,
d. h. diese Befragten können nach eigener Einschätzung zwar gut oder sogar sehr gut
Deutsch sprechen, haben aber beiden Schreibkenntnissen hÖchstens die l\rittelkategorie
,,es geht" angegeben. Jeweils rund 57% müssen als sprachlich schlecht assimiliert
gelten, weil sie auf die Frage nach den deutschen Sprechkenntnissen nur mil ,,es geht",
,,eher schlecht" oder sogar ,,gar nicht" geantwortet haben. Hier sind die vorhandenen
Schreibkenntnisse ohne Bedeutung, weil bereits die unzureichenden Sprechkenntnisse
die Handlungs- und lnleraktionsmöglichkeiten erheblich einschränken.

ln der zweiten Welle des Sozio-ökonomischen Panels im Jahr 1985wurden die beleiligten
Ausländer auch gefragt, ob sie in den lelzten zwölf Monaten Deutsche in deren Wohnung
besucht haben und obsie im gleichen Zeitraum von Deutschen in ihrereigenen Wohnung
besucht wurden. Fast 70% haben beide Fragen positiv beantwortet. Sie sollen im
folgenden als sozial assimiliert bezeichnet werden. Dagegen gaben knapp 20% der
Befraglen an, sie hätten keinerlei Besuchskontakte mit Deutschen gehabt. Die restlichen
rund 11 % hatten entweder nur Besuche von Deutschen oder machten lediglich selbst
Besuche bei Deutschen. Dabei kam die letztgenannte Kategorie etwas häuliger vor.

Zwei 1985 gestellte Fragen beziehen sich auf die nationale ldentität von Ausländern.
Zuerst wurde gefragt, wie sehr sie sich als Deutsche fühlen und dann wie sehr noch als
Angehörige der eigenen Nationalität. Zwischen den jeweiligen Antworten auf die beiden
Fragen besteht erwartungsgemäß ein starker negativer Zusammenhang, d. h. je ausge-
prägter das Gefühlist, ein Deutscher zu sein, desto niedriger ist die ldentifikation mitdem
Heimatland. Dieser Zusammenhang trittt lür fast 92% der befragten Ausländer zu.
Dagegen hat beiknapp 7% derAufenthalt in der Bundesrepublik zu einer unterschiedlich
stark ausgeprägten nationalen ,,Doppelidentität" gelührt. Demgegenüber fÜhlen sich
weniger als 2oÄ det Belßglen weder als Deutsche noch als Angehörige der eigenen
Nationalität.

lmJahr 1984wurde das Gefühl der nationalen Zuqehöriqkeit nur mit einer Frage erhoben.
Die Befragten sollten auf einer fünfstufigen Skala angeben, ob sie sich als Deutsche oder
als Angehörige der eigenen Nationalitätfühlen. Um die Antwoden von 1984 mit denen von
1985 besser vergleichen zu können, wurde diese Skala aul drei Ausprägungen kompri-
miert. Rund I % der befragten Ausländer fühlen sich dann ganz oderzumindest mehr als
Deulsche;ein Viertel lühlt sich in manchen Beziehungen als Deutsche, in anderen aber
nicht; und bei zwei Drittel überwiegt noch das Zugehörigkeitsgefühl zur eigenen Nationa-
tität.
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Ebentalls zum Zweck det besseren Vergleichbarkeit wurden die beiden Fragen zum
Getühl der nationalen Zugehörigkeit in der zweiten Welle des Sozio-ökonomischen
Panels zueinander in Beziehung gesetzt. Danach fühlen sich rund 8% stärker als
Deutsche denn als Angehörige der eigenen Nationalität. Bei knapp 12% sind die
nationalen ldentitäten gleichstark ausgeprägt; und 80% lühlen sich stärker als Angehö'
rige der eigenen Nationalität.

18.2 Soziodemographische Merkmale und
Determinanten der Assimilation

Diefünl untersuchten Nationalitäten weisen sowohlbeiden Deutschkenntnissen als auch
hinsichtlich ihrer Kontakte zu Deutschen und der nationalen ldentitätzum Teilerhebliche
Unterschiede auf. Sie sind am stärksten ausgeprägt bei den sozialen Kontakten zu
Deutschen. Die geringsten Unterschiede zwischen den einzelnen Nationalitäten beste'
hen beim Gefühlder nationalen Zugehörigkeit. Am wenigsten assimiliert sind dieTürken,
am besten dagegen die Jugoslawen und Spanier.

Von den 1985 beflagten Türken kÖnnen 20% als sprachlich gut assimiliert gelten,

dagegen aber 30% der Jugoslawen. Umgekehrt sind knapp zwei Drittel der Türken
sprachlich schlecht assimiliert, aber nur 41 % der Jugoslawen. Der Anteil der Befragten,
die in den letzten 12lvlonaten sowohl Deutsche in deren Wohnung besucht haben als

auch von Deutschen in ihrer eigenen Wohnung besuchtwurden, ist beiden Spaniern mit

84% am höchsten und bei den Türken mit 61 % am niedrigsten. 4% der türkischen
Befragten lühlen sich in stärkerem Maße als Deutsche denn als TÜrken Bei den

Jugoslawen dagegen ist dieser Anteil mit 15% mehr als dreimal so hoch

Zwischen dem Alter von Ausländern und den hier behandelten Dimensionen der
Assimilalion bestehen eindeutige Zusammenhänge: Je iünger die Befragten sind, desto
besser sind ihre Deutschkenntnisse, desto häufiger haben sie Kontakte zu Deulschen
und destogrößer sind die Anteile derer, die sich stärker als Deutsche denn als Angehörige
der eigenen Nationalität fühlen. Die altersspezifischen Unterschiede sind bei den

Deutschkenntnissen am stärksten und bei den sozialen Kontakten zu Deutschen am
schwächsten ausgeprägl.

Die geschlechtsspezifischen Unterschiede der Assimilalion sind demgegenüber ver-
gleichsweise gering. Dabei weisen die befragten ausländischen l\,iänner in allen unter-

suchten Dimensionen ein höheres LIaß an Assimilation auf als die Frauen. Die Unter'
schiede sind bei den Deutschkenntnissen am stärksten ausgeprägt Die geringsten

Unterschiede zeigen sich bei der nationalen ldentität

Die Zusammenhänge zwischen den verschiedenen soziodemographischen l\,4erkmalen

und der Assimilation von Ausländern können nicht als Kausalbeziehung intelpretiert
werden. Beispielsweise isl es kaum das Alter an sich, das die sprachliche Assimilation
beeinflußt, sondern die damit einhergehende unterschiedliche Häuligkeit des Schulbe-
suchs in Deutschland.
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Tab. 1: Deutschkenntnisse, Kontakte mit Deutschen
und nationale ldentität von Ausländern
nach soziodemographischen Merkmalen

Deutschkenntnisse

Belragte out bs- schlecht
dingt

assimiliert

Ge,ühl der nationalen
Zugehörigkeit

stärker gleich- slärker
als stark als

Deulscher Ausländer

Kontakte mil
Deulschen

vor- nichl
handen vorh.

Anzahl in%

Griechen
Italiener
Jugoslawen
Spanier
Türken

498
454
302
772

309 26
085 20

Männlich
Wdblich

49
65

24
15

59
56
41
53
64

2A
23
30
24
20

13
21
30
24
17

70
72
a2
84
61

30
28
18
16
39

12
12
16
14
10

6
12
15
1'l
4

83
77
69
76
86

70
80
a2

13
10

78
82

Bis 24 Jahre
25-34 Jahrc
35 44 Jahre
45 u. m. Jahre

18
26
22
17

24
52

74

471
499
690
735

58
23
16
I

't6
13
10
10

75
74
68
65

25
26

35

28
34

14
6
I
I
I
I

72
67

lnsgesamt 2 395 23 20 56 70 30 9 12 gO

oalenbasis: Oas Sozio-ökonomische Panel, Welle 2 (1985).

Die Übergänge von der Beschreibung zur Erklärung derAssimilation von Ausländern sind
fließend. Das zeigt sich beispielsweise bei der Nationalilät. Die Erklärungskraft dieser
Variable beruht vor allem daraul, daß die Einstellung der deutschen Bevölkerung zu den
einzelnen Nationalitäten zum Teil sehr unlerschiedlich ist (vgl. Kap. 17). Deshalb sind
auch die sozialen Barrieren gegenüber assimilativen Handlungen, wie insbesondere der
Konlaktaufnahme mit Deutschen, für die einzelnen Nationalitäten verschieden hoch.

Erhebliche Auswirkungen auf die Assimilation, die auch kausal eindeutig interpretiert
werden können, hat der Schulbesuch in Deutschland. Das wird vor allem bei der
sprachlichen Assimilation deutlich. Fast zwei Dritlelder 1985 bekagten Ausländer, die in
Deutschland eine Schule besucht haben, sind sprachlich gut assimiliert. Dagegen liegt
dieserAnteil beider Gruppe ohne schulische Ausbildung in Deutschland unter 12 %. Aber
auch die Kontakte zu Deutschen sowie das Gefühl, sich stärker als Deutsche zu fühlen-
werden durch den Schulbesuch in Deutschland positiv beeinflußt.
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Tab.2: Deutschkenntnisse, Kontakte mit Deutschen und nationale
ldentität nach Aufenthaltsdauer und Schulbesuch

Deutschkenntnisse

Befragte gut be- schlechl
dingt

assimiliert

Gelühl der nationalen
Zugehörigkeit

stärker gleich- stärker
als stark als

D€utscher Ausländer

Kontakte mil
Deutsch€n

vor- nicht
handen vorh.

Anzahl ir%

Aufenthallsdauer in Deutschland von
weniger als 10 419 22 12
10 bis 14 712 20 23
15 bis 19 709 22 21

20 und mehr 554 31 22

Jahren
56 63
57 69
57 70
47 76

12
10
12
14

a4
83
81
70

37
31
30
24

4
7
7

16
6

Schulbesuch in Deutschland
ja 538 64
nein 1 838 12

20
20

17
68

18
34

17
10

82
66

68
83

lnsgesamt 2 395 23 20 56 70 30 9 12 80

Dalonbasls: Das Sozo_Ökonomsche Panel, Welle 2 0985)

Zwischen den einzelnen Dimensionen der Assimilation bestehen vi€ltältige Zusammen-
hänge. Gute Deutschkenntnisse beispielsweise v€rbessern die MÖglichkeiten sozialer
Kontakte zu Deutschen und beide zusammen beeinflussen die nationale ldentität
Gleichzeitig sind aber auch entsprechende Rückkopplungsetfekte vorhanden. Von den

sprachlich gut assimilierten Ausländern gaben'1985 über 88% wechselseitige Besuchs-
kontakl€ mit Deutschen an. Bei den sprachlich schlecht assimilierten Ausländern
dagegen lag dieser Anteil unter 60%. Ahnlich stark ist der Zusammenhang zwischen

Deutschkenntnissen und nationaler ldentität. Während sich von den sprachlich gut

assimilierten Ausländern fast 22 % stärker als Deutsche denn als Angehörige der eigenen
Nationalität fühlen, sind das bei den schlecht assimilierten lediglich rund 3%.

18.3 Tvoische Formen der Assimilation und ihre
Värteilung nach soziodemographischen Merkmalen

Wenn man die betragten Ausländer nach ihren Deutschkenntnissen, den Kontakten zu

Deutschen und dem Geftihl ihrer nationalen Zugehörigkeit unterscheidet und die einzel'
nen lvlerkmale dann miteinander kombiniert, entsteht eine Typologie mit 18 Kategorien

Aufgrund der Zusammenhänge zwischen den verschiedenen Dimensionen derAssimila-
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tion sind die einzelnen Kategorien sehr unterschiedlich besetzt. Den fünf häufigsten
konnten 1985 fast 80 % der beiragten Ausländer zugeordnet werden. Diese Kategorien
kennzeichnen jeweils typische Formen der Assimilation von Ausländern.

ln allen hier behandelten Aspekten assimiliert (Typ 1) sind ungefähr 5 % der Befragten.
Sie haben mindestens gute Deutschkenntnisse in Wort und Schrift, pllegen wechselsei-
tige Besuchskontakte mit Deutschen und fühlen sich stärker als Deutsche denn als
Angehörige der eigenen Nationalität. Rund 12% sind zwar sprachlich und sozial
assimiliert, fühlen sich aber stärker als Angehörige ihrer eigenen Nationalität (Typ 2).

Dem Typ 3 gehören etwas über 11 % der befragten Ausländer an. Sie sind nur bedingl
sprachlich asslmiliert, haben wechselseitige Besuchskontakte mit Deutschen, und ihre
nationale ldentität ist stärker auf das Heimatland gerichtet. Dieser Typ charaklerisiert eine
Form der partiellen Anpassung an das Aufnahmeland, die insbesondere bei den
eigentlichen Gastarbeitern häufig vorkommt.

Tab. 3: Einfluß von Nationalität, Alter und Geschlechl
auf die Assimilationl von Ausländern

Befragte Typ 'l Typ 2 Typ 3 Typ 4 Typ 5 Zusammen

Anzahl

Griechen
Italiener
Jugoslawen
Spanier
Türken

374
498
454
302
772

3
I
I
6
2

12

3
3

16
I

14
13
12

79
81

I
12
17
15
I

80
7830

30

Bis 24 Jahre
25-34 Jahre
35-44 Jahre
45 u. m. Jahre

471
499
690
735

71
80
80
a2

30
12

4

I
17
13

13
9

12
30
3'l
37

l\rännlich
Weiblich

309
085

5
4

14
10

76
a2

25

lnsgesaml 2 395 5 12 11 29 21 79

1 Iyp 1:sprachlich gut ßsmilien, wsch§elseitige Besuche mit Oeutschen, stärkeres Zugehöigkoitsge,üh z!
Deuischland. - Typ 2: sprachlich gutassimllien, wechselsoitige Besuche mit Deutschon, stärke.es Zugehij gk€its,
gsfühlzum Heimatland. - Typ3:sp€chlich bedingt assimiiien, wechsetsettige Besuche mit D€urschen, slä*eres
Zugehö gkeitsgelijhl zum Heimatland. - Typ 4:sprachtich schtocht assimitied, wechsersoitige B€§rche mt
Deulschen, släi(eres Zugehörigkeitsgelühl zum Heimatland. Typ 5:splachtch schtechl assimitien, kotne
w*hsolsehigen Bssuche, stärke.es Zugehöigkeitsgelühl zum Heimalländ.

Oatenbasis: Das Sozio{konomische Panel, Welle 2 (1985).
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Fast 29% der befragten Ausländer sind sprachlich schlecht assimiliert und fühlen sich

stärker als Angehörige der eigenen Nationalität denn als Deutsche (T,yp 4) Gleichwohl

hat diese Gruppe wechselseitige Besuchskontakte mit Deutschen Uber 21 % sind in

allen hier behandelten Aspekten nicht assimiliert (Typ 5). lhre Deutschkenntnisse sind

unzureichend, sie haben keine wechsel§eitigen BesuchskontaKe mit Deutschen, und sie

fühlen sich stärker als Angehörige ihrer eigenen Nationalität.

Die Bedeutung der hier untersuchten fünf typischen Formen d-er Assimilation variiert

zwischen den;inzelnen Nationalitäten in erheblichem Umfang. Über 8% der behagten

Jugoslawen aber nur rund 2% der Türken gehören dem vollständig assimilieden Typ 1

an. Dieses Ergebnis war zu erwarten, wenn man die jeweiligen Positionen auf den

einzelnen Dimensionen der Assimilation berücksichtigt. Nicht zu erwarten war hingegen

die vergleichsweise große Bedeutung des weitgehend assimilierten Typs 2 für die

Griechen (fast 16 %) und die geringe Bedeutung, die er für die ltaliener (9 %) hat Damit

nehmen bei dieser Form der Assimilation die Griechen den ersten und die ltaliener den

letzten Platz ein.

Dagegen liegen beim Typ 3 mit über 17 % wiederum die Jugoslawen an der Spitze Die in

der Bundesrepublik lebenden Jugoslawen entsprechen damit noch am ehesten den nur
partiell angepaßlen Gastarbeitern der späten sechziger Jahre. Überraschend ist die

Tatsache, daß fast ein Drittel der befragten Spanier dem kaum assimilierten Typ 4
angehören. Beim Typ 5 zeigl sich wieder die vergleichsweise geringe Assimilation der in

Deutschland lebenden TÜ.ken. Über28% sind in dieser Weise nicht assimiliert;das sind

erheblich mehr als bei den anderen Nationalitäten.

Auch zwischen den verschiedenen Altersgruppen bestehen deutliche Unterschiede im

Hinblick auf die Formen der Assimilation Übet 12o/. der 16- bis 24jährigen Ausländer
gehören dem Typ 1 und über 29% dem Typ 2 an. Diese Anteile liegen weit über den

entsprechenden Anteilen bei den anderen Altersgruppen Je älter die Befraglen sind,

deslo niedriger sind die Anteile, die auf diese beiden Formen der Assimilation enttallen'
Bei den kaum bzw. nichl assimilierten Typen 4 und 5 dagegen ist es genau umgekehrt'

Hier weisen die '16- bis 24jährigen mit knapp 12% und 10% relativ geringe Anteile auf'
Dagegen gehören mehr als 37% bzw. fast 29% der über 45jährigen Ausländer diesen

beiden Typen an.
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18.4 Einflüsse von Aufenthaltsdauer und Schulbesuch
auf die Formen der Assimilation

Nichtnur beiden einzelnen Dimensionen (vgl 18 1), sondern auch dentypischen Formen

der Assimilation (vgl. 18.3) wird der Einfluß der Aulenthaltsdauer sichtbar' Das gilt

insbesondere lür den vollständig assimilierlen Typ 1 und den nicht assimilierten Typ 5 lm

Jahr 1985 gehörten mehr als 1O% der behagten Ausländer' die bereits 20 Jahre und

länger in der Bundesrepublik leben, dem Typ 1 an. Damit ist dieser Anteil genau sechsmal

so groß wie der entsprechende Anteil bei denjenigen' die noch keine zehn Jahre in der



Bundesrepublik leben. Umgekehrt ist bei mehr als 20jährigem Aufenthall der Anteil der
nicht Assimilierten mit rund 14% nur annähernd halb so groß wie bei einer Aufenthalts-
dauer von weniger als zehn Jahren.

Tab.4: Wirkung von Aufenthaltsdauer und Schulbesuch
in Deutschland auf die Form der Assimilationl

Bekagte Typ 1 Typ 2 Typ 3 Typ 4 Typ 5 Zusammen

Anzahl in%

Aufenthalisdauer in Deutschland von
weniger als 10 419 2
10 bis 14 712 4
15 bis 19 709 4
20 und mehr 554 10

Schulbesuch in Deutschland
ja 538
nein 1 838

10
35 27

70
81

. . Jahren
13
11

12
't4

27
23
21

14

79
82
79
74

6
13
13
10

31

14
2

10
12

432
6

lnsgesamt 2395 5 12 11 29 21 79

1 Zu dsn Typen siehe Tab. 3.
Oatenbasis: Oas Sozio-ökonomische Pane, Welle 2 (1985)

Deutlicher noch als eine lange Aulenthaltsdauer beeinflußt der Schulbesuch in Deutsch-
land die Form der Assimilation. Die Anteile der vollständig Assimilierten (Typ 1) und der
weitgehend Assimilierten (Typ 2) machen beiden Ausländern, die in Deutschland eine
Schule besucht haben,lasll4yo 6zw.32o/o aus. Wenn aber keine Schule in Deutschtand
besucht wurde, betragen sie nur rund 2 % bzw. 6 7o. Bei dem kaum assimilierten Typ 4
und dem nicht assimilierten Typ 5 isl es genau umgekehrt. Hierweisen die Befragten, die
in Deutschland eine Schule besucht haben, mit ungelähr 10% bzw. 4% wesentlich
niedrigere Anteile auf als diejenigen ohne Schulbesuch in Deutschland, von denen fast
35% bzw.27% diesen beiden Typen zuzurechnen sind.

Während 81 % der befragten Ausländer ohne Schulbesuch in Deutschland den hier
behandelten fünftypischen Formen der Assimilation zugeordnet werden können, sind es
bei denjenigen mil Schulbesuch in Deutschland nur rund 70%. Eine gleichmäßigere
Streuung über alle Formen der Assimilalion kann als lndiz vermehrter individueller
Wahlmöglichkeiten gewertel werden. Mil dem Schulbesuch in Deutschland wird eine
wichtige Ursache dafür sichtbar.

(Etich Wiegand)
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19 Bürger und Politik

Das Verhältnis der Bürger in der Bundesrepublik Deutschland zum Staat und zu
einzelnen Politikbereichen wird mit zahlreichen Schlagworten beschrieben: Die
Anspruchshallung oder die Empfängermentalität wird beklagt, von der Entfremdung der
Politiker von ihrem (Wahlrvolk ist die Rede, der Rückzug ins Private ist ebenso ein
Thema wie die Bevormundung der Bürger durch den Wohlfahrtsstaat.

Mit einigen zentralen lndikatoren soll dokumentiert werden, welche Einstellungen die
Bevölkerung gegenüber Politik und Wohlfahrtsstaat zeigt, und wie damit verbunden
öllentliche Leistungen und Aufgaben wahrgenommen und bewertet werden.

19.1 lnnovationsbereitschaft, Wertewandel
ln der Bundesrepublik Deutschland hatsich wie in anderen westlichen lndustriestaaten in
den letzten Jahrzehnlen ein Wertewandel vollzogen. Dieserfindet seinen Ausdruck auch
in einer veränderten politischen Kultur. Die verfügbaren Daten machen diesen Einstel-
lungswandel nur begrenzt sichlbar. Anhand zweier lndikaloren wird jedoch deutlich, daß
,,neue" Werte inzwischen realtiv stabil bei bestimmten Bevölkerungsschichten verankert
sind.

Die iraterialismus-Postmaterialismus-Dimension bezieht sich daraul, welchen gesell
schattlichen Zielen die Priorität eingeräumtwird. Als postmaterialistisch soll dabei gelten,
wenn ,,Meinungsfreiheit" und ,,Einfluß der Bürger auf politische Entscheidungen" als
vorrangig vor ,,Preisstabilitäl" und ,,Aufrechterhallung von Ruhe und Ordnung" eingestuft
werden. Die umgekehrte Ranglolge der Ziele soll als materialistisch gekennzeichnet
werden. Eine lnnovationsbereitschatl vermuten wir dann, wenn Personen angeben, daß
sie sich im Hinblick auf die Politikzu denen zählen, ,,die gern einmaletwas Neues wagen".
Die konservative Gegenposition ergibt sich beiden Personen, die in der Politik,,gern am
Alten und Bewährten festhalten".

An den lndikatoren isl abzulesen, daß zwar eine lrehrheit der Bevölkerung als politisch
innovationsbereit zu bezeichnen ist, daß aber lediglich eine lrinderheit, etwa jeder
Sechste bis jeder Zehnle, eine postmaterialistische Wedorientierung aufweist. Beide
Einstellungen sind insofern gut in der Bevölkerung verankert, als wesentliche Verschie-
bungen im Zeitverlauf 1978 bis 1984 kaum zu erkennen sind. lnsgesamt zeichnet sich
erlvartungsgemäß eine leichte Zunahme der Mischtypen sowie der Postmaterialisten ab,
während in der anderen Dimension nur unbedeutende Verschiebungen zu verzeichnen
sind.
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Tab. 1 : Wertorientierung und politische lnnovationsbereitschaft

lnsgesamt Geschlecht
Männer Frauen

1978 1980 1984 1978 1980 1984 1978 1980 1984

in Y.

Wertorientierung
Materialistisch
Mischtypen
Postmaterialistisch

lnnovationsbereitschatt
,,Neues wagen"
,,Am Alten und Bewährten

festhalten"
,,Weiß nicht"

41
47
12

34
50
16

49
16

48
42
11

40
4a
12

42
48
11

54 51

10
42

53
14

27
51

22

43
48

9

58

38
5

60

7

48 45

7
40 47

I

Darenbas s: Wohllahr6sutuey 1978 (N = 2012), 1980 (N = 2427),1944 \N = 2064)

Faßt man beide Wertdimensionen zusammen, ergibt sich ein breites Spekkum geselF

schaftspolitischer Einstellungen, deren Endpunkte von besonderem lnteresse sind.
Diese stellen eindeutig gegensätzliche Positionen dar; wir wollen sie als ,,traditionelle"
und ,,progressive" politische Einstellungen benennen. Während insgesamt ieder vierte
Bundesbürger in diesem Sinne traditionellen Werten verbunden ist (konservativ und
zugleich materialistisch), äußert bereits jeder zehnte eine ,,neue" Werteinstellung (vgl
Tab.2).

zwischen diesen Polen liegt ein breiter und diffuser Mittelbereich, in dem,,alte" und

,,neue" Werte gleichermaßen vertreten werden. Es bereitet dabei vielen Personen
keinerlei Schwierigkeiten, materialistisch zu sein und lnnovationsbereitschatt zu zeigen,
während in deutlichem Gegensatz dazu die postmaterialistischen Orienlierungen mit
einer konservativen Grundhaltung ofienbar nicht in Übereinstimmung zu bringen sind;
diese Wertekombination ist praktisch nicht vorhanden.

Welche Bedingungen und Lebensumstände fÜhren zu den entgegengesetzten Einstel-
lungen? Für beide Positionen sind in erster Linie die Zugehörigkeit zu bestimmten
Altersgruppen und das Bildungsniveau entscheidend. Dies deutet auf eine Wertever
schiebung zu neuen Einstellungen hin, die von jüngeren Personen und von den besser
Gebildeten getragen wird. Altere Personen, Bevölkerungsgruppen mit niedrigen Bil-
dungsabschlüssen und Frauen sind mehr als andere Bevölkerungsgruppen traditionellen
Wertorientierungen verhaftet. lm Gegensatz dazu gibt e§ etwa gleichviel Männer und
Frauen mit der progressiven Werteinstellung. Auch die materiellen Lebensverhältnisse
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wrrken sich bezeichnenderweise nur in eine Richtung aus: Personen mit einem niedrigen
Haushaltseinkommen sind, sicherlich durch den engen finanziellen Handlungsspielraum
bedingt, deutlich stärker konservativ-materialistisch orientiert. Aufschlußreich ist aber
auch, daß Personen mit neuen Werten in praktisch allen Einkommensgruppen zu finden
sind. Progressive Einstellungen hängen demnach nicht unmittelbar von einer materiell
überdurchschnittlich sicheren Existenz ab.

Tab. 2: Traditionelle und progressive politische Einstellungen

Traditionell
,,Am Alten und Bewährten

festhalten" und
materialistische

Orientierunq

Progressiv
,,Neues wagen" und
poslmaterialistische

Orientierung

in 'k

lnsgesamt
Männer
Frauen

25
18
31

2
7

19
40

11

12
I

Altersgruppen
18-24 Jahrc
25-34 Jahre
35-44 Jahre
45 Jahre und älter

Bildungsniveau
Ohne Abschluß
Hauptschulabschluß
Mittlere Reife
Fachhochschulreif e, Abitur

30
7
8
4

34
31
15
8

3
4

17
34

oatonbasis wohllahrts§rrvey 1980 (N = 2427)

'1 9.2 Gesellschaftspolitisches lnteresse
Die Fähigkeit, sich politisch zu äußern, seine lnteressen und Rechte oflensiv zu vertreten,
ist eine wichlige Wohlfahrtskomponente. Verbunden mit dem lnteresse an politik zeigt
sich hier, welche Gruppen ein gesellschattspolitisches Engagement aufweisen und
welche in diesem Sinne politisch,,arm" sind.
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Das lnteresse der Bundesbürger an Politik kann man insgesamt als groß bezeichnen'

Lediglich drei von zehn Bürgern sind wenig oder gar nicht an Politik interessiert Bei den

restlLhen 70% üb€rwiegt ein mittleres lnter€sse (vgl. auch Kap 16) Aber ebenso wie

das starke oder sehr starke lnteresse ist dieses letztlich ein unverbindliches lnteresse,

wenn gleichzeitig die iröglichkeit, auf politische Entscheidungen Einfluß zu nehmen' als

unwichtig bewertet wird.

Ein ausgeprägtes gesellschattspolitisches Engagement dürfte deshalb in erster Linie

dann zu vermuten sein, wenn zwei Bedingungen erlüllt sind: das allgemeine politische

lnteresse ist hoch und die Einllußnahme auf politische Entscheidungen bzw die

lröglichkeit dazu wird als wichtig angesehen. Jeder sechste Bundesbürger hat so

gesihen ein hohes gesellschattspolitisches Engagement, wobei sich immerhin ieder
ui"rt" Mann, aber nur jede zehnte Frau entsprechend äußern' Frau€n sind nicht nur

wenigeran Politik interessiertals l,ränner, siestufen zudem die Wchtigkeit der möglichen

Einflußnahme geringer ein.

Gesellschaflspolitisches Engagement bei Männern und Frauen:
lnteresse an Politik und Wichtigkeit des Eintlusses auf politische
Entscheidungen

Männer Frauen

Abb. 1
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Dalenbasis: wohllahd§survsy 1984 (N = 2064).
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lm allgemeinen vermutet man das höchste gesellschaftspolitische Engagement bei d€n
besser Gebildeten, weil sie wohl am ehesten ihre lnteressen auch formulieren und
anikulieren, und, aufgrund der in den letzten Jahren massiv auch in der Öfientlichkeit
vorgelragenen Proteste, bei den jüngeren Bevölkerungsgruppen. Unsere Ergebnisse
zeigen, daß diese Vermutungen nur mit Einschränkungen zutreffen. Erwartungsgemäß
sind Personen mit Abitur oder mit Fachhochschulreife stärker engagiert als etwa
Personen, die über keinen Bildungsabschluß oder über den Hauptschulabschluß ver-
fügen.

Tab. 3: Gesellschaftspolitisches Engagement - lnteresse an Politik
und Wichtigkeit des Einllusses auf politische Entscheidungen

lnteresse an Politik

in%

lnsgesamt

Bildungsniveau
Ohne Abschluß
Hauptschulabschluß
irittlere Reife
Fachhochschulr., Abitur

Wertorientierung nach Alter
Materialistisch
18 29 Jahre
30-39 Jahre
40-49 Jahre
50 Jahre u. älter

12 1417 31

51

21
13

11

10
18
40

I
I

17
't9

10
14
20
10

20
30
25
19

8
11

9
I

7
8
4
7

37
37
48

8
17
12
11

18
17
14
'12

53
JC
41

48

30
34
26

Postmaterialistisch
18-29 Jahre
30 39 Jahre
40-49 Jahre
50 Jahre u. älter

17
13
18

12
25

13

14
4

12
4

Datenbasisi woh fahrlssurvey 1 984 (N = 2064).
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Unterden Personen, die jünger als 30 Jahre sind, finden wir aber nur dann höhereAnteile
mil einem ausgeprägten gesellschaftspolitischen lnteresse, wenn wir die jeweilige

Wertorientierung unberücksichtigt lassen. Unterscheidet man verschiedene Altersgrup-
pen danach, ob sie eine materialistische oder eine postmaterialistische Werleinstellung
zeigen, dann wird gerade das Gegenteil sichtbar: Bei den lvlaterialisten ist meist ein

slarkes politisches Desinteresse vorhanden und jüngere Bürger mit materialistischer
Wertorientierung unterscheiden sich in dieser Hinsicht nichivon ihren älteren Mitbürgern.

Bei den Postmaterialisten äußern ältere Personen im Vergleich zu jüngeren lrilbürgern
ein deutlich stärker ausgeprägtes hohes gesellschaltspolitisches Engagement.

Jüngere sind zwar häufiger als Altere die Träger neuerWerte, ein verstärktes politisches

Bewußtsein scheint damit allerdings nicht unmittelbar verbunden. Ob darin eine Distan-

zierung von Staat und Polilik zu sehen ist, läßt sich nicht zuverlässig beurleilen

19,3 lnteresse an Politik und politische Teilhabe
Jedes lnteresse an politischen Ereignissen und Themen spieltsich in gewissem Sinne nur

im Privatbereich ab, wenn damit nicht ein Ötfentliches Engagement, z.B durch die
iritgliedschaft in Verbänden, Parteien und Gewerkschaften, verbunden ist. Die Mitglied-

schaft in solchen Organisationen erötfnet in unserem Parteienstaat die institutionellen
lröglichkeiten der politischen Einflußnahme. Daneben zählen auch andere, nichtkonven-

lionelle Aktivitäten - von der Unterschriftenaktion biszur politischen Demonstralion - zu

den gesellschaltlich relevanten lrÖglichkeiten, lnteressen wahrzunehmen und ötlentiich
zu vertreten.

Beide Arten, polilisch aktiv zu sein, hängen auch entscheidend vom gesellschaftspoliti-

schen Engagement und der jeweiligen Wertorientierung ab: Postmaterialisten und
politisch lnteressierte sind häufigerals andere Mitglieder in Parteien und Gewerkschaften
und nutzen zudem das Potential nichtkonventioneller lröglichkeiten in beachtlichem
Umlang (vgl. Tab. 4).

Obwohl die Frage nach Ljrsache und Wirkung auch in diesem zusammenhang nicht

eindeutig beantwortet werden kann treten z.B. politisch lnteressierte aus d,esem

Grund der Gewerkschatt beioder sind sie mehr als andere an Politik interessierl, weil sie
Gewerkschaltsmitglieder sind -, sind einige Unterschiede aufschlußreich. So ist festzu-
stellen, daß unter den Erwerbstätigen Angestellte ein stärkeres politisches lnteresse
äußern als Arbeiter. Dies wirktsichjedoch beiden beiden Berufsgruppen unterschiedlich
aus: Das lnteresse der Arbeiter ist zwar geringer, sie sind aber verglichen mit den
Angestellten bei gleich starkem Interesse wesentlich häufiger in Gewerkschaften und

auch in Parteien organisiert. Der Wandel des Beschäftigungssystems, der sich u a. in
einer Zunahme der Angestelltentätigkeiten zeigt, könnte damit dazu lühren, daB das
lraditionelle Reservoir der Gewerkschaften allmählich schrumptt. Es wird deshalb auch
für die Gewerkschaften immer mehr darauf ankommen, das an sich vorhandene
politische lnteresse der Angestellten für sich durch zusätzliche Mitgliedschaften zu

gewinnen.
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Tab. 4: Politische Teilhabe und gesellschaftspolitisches Engagement

lnsge- Wertorientierung
samt

Gesellschaft spolitisches
Engagementl

Mate- Misch- Post- Hoch
rialist typ mate- (1) (2)

rialist

Niedrig
(3) (4) (5)

in a/.

20
8

20
5

13
3

25

14

3

20
10

23 30
19I

16 12
22

20
7

39

18

I

44

19

7

71

34

30

l zu den lünf Gruppen, die im H nblck auf ,hleresse an Poltik" unlerschieden werden, vgl. Tab.3
2 1944.
3 1980.

Dalenbasis: Wohl,ahnssurvsy 1980 (N = 2427) 1984 (N = 2064).

Zu hagen ist schließlich, ob die Träger neuer Werte, d. h. die iunge und besser gebildete
Generalion, ein anderes Rollenverständnis der polilischen Teilnahme besitzen. Sie
unlerscheiden sich zwar auch in Hinblick auldie kaditionellen i,4itwirkungsmöglichkeilen,
nichlkonventionelle lnteressenvertretung steht aber deutlich im Vordergrund.

19.4 Offentliche und private Lebensbereiche im Urteil
der Bürger

Es ist wiederholt daraul hingewiesen worden, daß auch und gerade bei der Zufrieden-
heitsbewertung markante Unterschiede zwischen öffentlichen und privaten Lebensberei-
chen auftreten. Zu fragen isl deshalb: Gibtes bestimmte Gruppen in derBevölkerung, die
den öffentlichen Bereich durchgängig negativ, ihre privaten Angelegenheiten dagegen
,,einheitlich" positiv bewerten? Läßtsich die Anspruchshaltung an Staatund Politik indem
Sinne nachweisen, daß gerade die politisch lnteressierlen und die Träger neuer werte
den wohlfahrtsstaatlichen Aulgabenbereichen besonders kritisch gegenüberstehen?
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Mitgliedschaft in'?

Gewerkschaft
Partei

Nichtkonventionelle
Möglichkeiten3

Unterschriftenaktion
Entscheidung zu
beeinflussen versucht
Teilnahme
an Demonstration



Tab. 5: Zufriedenheitl mit Lebensbereichen

Eher
Zultiedene

Hoch- Eher
zufriedende Unzufriedene

Mittel-
wert
o

Ehe/Partnerschatt'?

Familienleben3

Haushaltsführung

Arbeitsplatza

Hausfrauendaseins

Arbeitsteilung

Lebensstandard

Wohnung

Freizeit

Haushaltseinkommen

Gesundheit

Soziale Sicherung

Ausbildung

Kirche

Ötf entliche Sicherheit

Umweltschutz

1978
1984
1978
1984
1980
1984
1980
1984
1978
1984
1980
1984
1978
1984
1978
1984
1978
1984
1978
1980
1984
1978
1984
1978
1984
1978
1984
1978
1984
1978
1984
1978
1984

97,4
95,1

93,4
93,6
93,9
89,1
90,1
86,9
85,1
85,6
85,4
84,6
80,8
83,2
85,4
82,7
81,5
a2,2
77,3
74,1
79,0
74,1
76,6
74,2
70,9
72,2
56,8
54,8
43,7
46,5
40,4
22,2

48,4
43,7
38,6
29,6
34,8
38,9
12,0

24,9
27,O
28,4
29,6
14,5
16,2

35,8
25,8
26,9
13,3
14,7
14,0
16,3
18,5
9,7

11 ,2
14,7
19,0
8,6

1,9

1,6
0,9

0,8
2,4
2,0
1,8

2,8
5,4
5,4
5,'1

7,6
6,9
4,4
6,6

6,8
5,6

10,4
9,6

10,0
11,0
14,5
11,6
14,9
13,6
13,7
17,1
15,5
24,6
25,1
40,0
31,4
38,7
58,3

9,0
8,8
8,7
8,4
8,5
8,6
7,6

7,8

7,9
7,4
7,4
7,8
8,0
7,6
7,7
7,2
7,1
6,9
7,3
7,1
6,9
6,8
6,7
7,0

5,8
5,0
5,2
5,0
3,8

I Zuhedsnhoitsskala: 0 10i ,,Eher Zulriodene = 6-10i ,Hochzuiiiedene = 10i ,,Eher UnzLlriedon€" = 0 4
2 Nur BelEgte mit Parh€r oder Ehepanner.
3 Nur Belßgte m[ Panner und Krndem unler 18 Jahßn.
4 Nur Berutslätige (gänz- und halblags).

Dätenbäsis: Wohl,ahnssu ey 1978 (N = 2012), 1980 (N = 2427), 1984 (N = 2064).
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Das Netz der sozialen Sicherung, die innere Sicherheit und der Umweltschulz sind
Bereiche,lürdie der Wohlfahrlsstaatverantwortlich ist. Die individuelle Beurteilung dieser
Bereiche dokumentiert deshalb auch, inwieweit wohlfahrlsstaatliche Einrichtungen in der
Wahrnehmung der Bürger ihren Aufgaben gerecht werden. lnsgesamt scheint sich dabei
tatsächlich ein erhebliches Maß an Kritik zu manifestieren, wenn in bestimmten Berei-
chen, wie vor allem beim Umweltschutz, derart massiv Unzufriedenheit geäußert wird.

Verglichen mit Aspekten des privaten Lebensraumes, schneiden ötfentliche Bereiche
schlechter ab - eine eindeutige Polarisierung zwischen ,,öffentlich" und,,prival" läßtsich
allerdings nicht aufrechterhalten. Vielmehr zeichnet sich innerhalb der drei ötfentlichen
Aufgabenbereiche eine klare Rangordnung ab. Während das Netz der sozialen Siche-
rung insgesamt positiv beurteilt wkd und im Vergleich mit den ausgewählten plivaten
Bereichen nicht generell negativer abschneidet, trittt dies für den Bereich der inneren
Sicherheit nur bedingt und für den Umwellschutz überhaupt nicht zu.

Die Unzufriedenheit mit dem Umweltschutz ist besonders groß, wobei die postmateiali-
slische Wertorientierung und ein ausgeprägtes gesellschaftspolitisches lnteresse dies
zusätzlich verstärken. Weniger eindeutig ist die Lage beider sozialen Sicherung und der
inneren Sicherheit. Für den Bereich der inneren Sicherheit läßt sich zeigen, daß die
Träger neuer Werte und die politisch lnteressierten ditferenzierter als andere ihre
Einschälzungen abgeben: Die Privatsphäre rangiert nicht eindeutig überdem öffentlichen
Bereich.

lnsgesamt spricht somit einiges dafür, daß die beiden Lebenssphären öflentlich bz\,v.
privat nicht mit der Dimension Unzufriedenheit - Zufriedenheit zusammenlallen. Unzu-
friedenheit in der einen Sphäre scheint nicht durch Zutriedenheit in der anderen
ausgeglichen werden zu müssen.

(Roland Habich)
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20 Allgemeine Kulturfertigkeiten

ln jeder Gesellschaft sind zur Bewältigung der vielfältigen Anforderungen des täglichen
Lebens unterschiedlichste Fertigkeiten erforderlich. Welcher Art diese sind, hängt im
weitesten Sinn mit der Kultur der Gesellschaft zusammen, weshalbwir im folgenden kurz
von,,Kulturfertigkeiten" sprechen. Diese Kulturfertigkeiten umfassen in modernen
Gesellschaften wie der Bundesrepublik z. B. das Annähen eines Knoptes ebenso wie die
Bedienung eines Taschenrechners oder das Ausfüllen eines Steuerrormulars. Erst die
Verfügung überdiese kulturellen Techniken ermöglichtes dem einzelnen, in angemesse'
ner Weise am gesellschafllichen Leben teilzunehmen. Aus diesem Grund wird die
Beherrschung solcher Kulturfertigkeiten auch in unterschiedlichem l\,raß von den
erwachsenen Gesellschattsmitgliedern oder zumindest von den AngehÖrigen bestimmter
Bevölkerungsgruppen erwartet.

ln den institutionalisierten Zusammenhängen der Schul- und Berufsausbildung werden
diese Fertigkeiten nur zum Teil gelernt; häufiger ist ihr Einüben ein Bestandteil des
täglichen Lebens. Empirische Daten lagen bisher jedoch nur über die Verteilung der
formalen schulischen und beruflichen Qualifikationen in der Bundesrepublik vor, während
darüber hinausqehende lnformalionen über die Verbreitung verschiedener Kulturfertig-
keiten in derdeutschen Bevölkerung weitgehend fehlten. Deshalb wurde in der Allgemei-
nen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) 1986 ein erster Schritt
zur Erforschung allgemeiner Kulturfertigkeiten unternommen, indem die Beherrschung
einiger ausgewählter Fertigkeiten aus den Bereichen Handwerk, Haushalt, Technik,
Freizeit und ötfentliches Leben erlragt wurde.

Neben der Verbreitung der verschiedenen Fertigkeiten insgesamt wird im folgenden
untersucht, ob bestimmte Teilgruppen der Gesellschatl in unterschiedlichem Umlang
über sie verfügen. Dabei werden wir uns auf die Unterschiede zwischen lvlännern und
Frauen, verschiedenen Alters- und verschiedenen Bildungsgruppen konzentrieren, um
lestzustellen, ob diese fundamentalen gesellschaftlichen Differenzierungslinien auch auf
dem Gebiet der Kulturfertigkeiten wirksam sind. Einschränkend muß angemerkl werden,
daß die wenigen Fertigkeiten, die berücksichtigt werden konnten, natürlich nicht ,,reprä'
sentaliv" für atle Kulturfertigkeiten in den jeweiligen Bereichen sein können. Die geschil-

derten Ergebnisse sollten deshalb auch nicht vorschnell auf andere, nicht erfaßle
Fertigkeiten übertragen werden.

20.1 Handwerkliche Fertigkeiten
Die handwerklichen Fertigkeiten, dieieweilsvon etwader Hältteder Belragten beherrscht
werden, sind eindeutig ,,Irännersache" (vgl lab. /r: Während fast alle l\4änner - jeweils
mindestens 80% - eine Deckenlampe anschließen, Zündkerzen wechseln oder einen
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Fahrradreifen flicken können, besitzt nur eine l\rinderheil der Frauen - zwischen 13%,
die zündkerzen wechseln, bis zu immerhin 36%, die einen Fahrradreifen flicken kön-
nen - diese handwerklichen Fertigkeiten. Lediglich das Tapezieren ist keine derart
ausgeprägte Domäne der Männer.

Tab. 1: Beherrschung von handwerklichen Fertigkeiten

Kulturfertigkeit Gesamt Geschlecht
männl. weibl

Alter in Jahren
18 34 35 49 50 64 ü.64

in Ya

Deckenlampe
anschließen 54
Tapezieren 57
Zündkerzen wechseln 45
Fahrradreifenflicken 62

45
13
36

57
65
49
64

88
70
81

60
61

37
38

44

54
54
42
60

Datenbas s: ALLBUS 1986 (N = 3095).

lm Vergleich zu diesen Unterschieden zwischen lrännern und Frauen sind die Ditferen-
zen zwischen den verschiedenen Altersgruppen im allgemeinen relativgering. Starkvom
Durchschnitt der Befragten weichen jedoch die über 64iährigen ab. Der Anteil der
Befragten, die die einzelnen handwerklichen Fertigkeiten beherrschen, liegt in dieser
Altersgruppe jeweils knapp 20 Prozentpunkte unter dem Durchschnitt. Dies kann zum
einen daraus resultieren, daß ein Teil der älteren Betragten diese Fertigkeiten zwar
einmal beherrscht hat, sie aberietzt aufglund von körperlicher Gebrechlichkeit nicht mehr
ausüben kann. Zum anderen spielt auch der überproportional hohe Anteil von Frauen
(60%) in dieser Altersgruppe für dieses Ergebnis eine Rolle.

Untersucht man, ob neben Geschlecht und Alter auch die Bildung der Befragten einen
Einfluß auf ihre handwerkliche Kompetenz hat, so zeigt sich, daß dies im großen und
ganzen nichtder Fallist. Letztlich erweist sich damitdas Geschlecht als die ausschlagge-
bende Variable lürdie Beherrschung der handwerklichen Fertigkeiten. Die Dominanzder
lvänner kann dabei auf dem Hintergrund der Arbeitsleilung zwischen l\rann und Frau im
Haushalt verstanden werden: Für kleinere Reparaturen sind die l\rännel, für die stärker
haushälterischen Täligkeiten (vgl. unten 20.2) die Frauen zuständig. Unterschiedliche
Zusländigkeitsdefinitionen und unterschiedliche Fertigkeiten sind wechselseitig aufein-
ander bezogen und verstärken sich gegenseitig.

Angesichts der Diskussion um die Gleichberechtigung der Frau drängt sich in diesem
zusammenhang die Frage aul, ob es denn zu einer Abschwächung dieser Geschlechter
lypisierung kommt. Vergleicht man die Unterschiede zwischen den Geschlechtern in den
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Tab.2: Angleichung der Unterschiede zwischen den Geschlechtern
bei den handwerklichen Fertigkeiten

Alter
Kulturfertigkeit 18 -34 35-49 50-64 ü. 64 Jahre

in%

Tapezieren
Männer
Frauen

Differenz

71
53
18

75
54
21

58
25

69
40

Fahrradreilen flicken
Männer
Frauen

Differenz

90
31

59
18
64

93
34

96
50
46

Oatsnbasis: ATLBUS 1986 (N = 3095).

vier Altersgruppen, so zeigen sich nur beim Tapezieren und Reifen flicken Veränderun-
gen in dieser Richtung: Je iünger die Befragten, um so geringer wird der Vorsprung der
Männet (vgl. Tab. 2).lnbeiden Fällen resultiert dies daraus, daß beiden Frauen größere
Fertigkeitsunterschiede zwischen den verschiedenen Altersgruppen zugunsten der
jüngeren Befragten bestehen als bei den Männern.

20.2 Fertigkeiten im Haushaltsbereich
Gemessen am Kochen und am Annähen eines Knopfes, zu dem sich fast drei Viertel bzw.
last 90% der Befragten in der Lage sehen, sind die Ferligkeiten im Haushaltsbereich
weiter in der Bevölkerung verbreitet als di€ handwerklichen Fertigkeiten (vgl. Tab.3).
Über die beiden anderen Ferligkeilen, Stricken und Hos€n umnähen, verfügen mit ca.
50 60% der Befragten allerdings ungefähr genauso viele Personen wie über die
einzelnen handwerklichen Fertigkeiten.

Belrachtet man wiederum zunächstdie Unterschiede zwischen Männern und Frauen, so
erkennt man soforl, daß man es hier mil den ,,typisch weiblichen" Fertigkeiten zu tun hat.
Die aufgeführten Fertigkeiten aus dem Haushaltsbereich sind tür die befragten Frauen
nahezu selbstverständlich. Männer verfügen dagegen in stark unterschiedlichem l\4aß
über dies€ Fertigkeiten. So kann nur ein verschwindend geringer Anteil der Männer
stricken; ein Hosenbein umnähen kann jeder vierte und kochen jeder zweito Mann.
Lediglich das Annähen eines Knopfes beherrschen beinahe 80% der Männer.
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Tab. 3: Beherrschung von Fertigkeiten im Haushaltsbereich

Kulturlertigkeit Gesamt Geschlecht
männl. weibl

Alter in Jahren
'18 34 35-49 50-64 ü.64

in%

Stricken
Kochen
Knopf annähen
Hosenbein umnähen

77
90
67

45
71
87
60

46
70
88
63

86
94

94

4
45
78
26

48
71
89
63

50
69
91
64

Dalenbasls: ALLBUS 1986 (N = 3095)

lm Vergleich zu diesen ausgeprägten Unterschieden z\,vischen den Geschlechtern sind
die Differenzen zwischen den verschiedenen Altersgruppen ausgesprochen gering.
Autfallend ist, daß bei den Haushaltsfertigkeiten der Anteil der über 64iährigen, die über
die beketfenden Fertigkeiten verlügen, nicht wie bei den Fertigkeiten aller anderen vier
Bereiche unter dem Durchschnitt liegt, sondern im Gegenteil sogar leicht darüber. Die
berücksichtigten Tätigkeiten im Haushaltsbereich können von den Frauen otfensicht-
lich - im Gegensatz zu den handwerklichen Fertigkeiten bei den Männern - auch im
hohen Alter ausgeübtwerden. Beidem überproportional hohen Anteilvon Frauen beiden
über 64jährigen (60%) führt dies zu dem dargestellten Ergebnis.

Tab.4 Angleichung der Unterschiede zwischen den Geschlechtern
bei den Fertigkeiten im Haushaltsbereich

Kulturfertigkeit Alter
18 -34 35-49 50 64 ü. 64 Jahre

in o/.

Stricken:
l\,4änner
Frauen

Ditferenz

7
80

-73
85
a2

Kochen:
iIänner
Frauen

Dillerenz

4
92

_88

3
90

-47

44
98
54

39

-58

44
99
55

Dalenbas s: ALLBUS 1986 (N = 3095)
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Ahnlich gering wie der Elfekt des Alters ist auch der Einfluß, den der Bildungsabschluß der
Befragten auf ihre Kompetenzen im Haushaltsbereich hat. Somit istfürdie Beherrschung
der untersuchten Fertigkeiten im Haushaltsbereich wie beiden handwerklichen Fertigkei-
ten die Geschlechlszugehörigkeit entscheidend wenngleich mit umgekehrtem Vorzei-
chen. Untersucht man auch hier, ob die ausgeprägten Geschlechtsunterschiede in allen
Altersgruppen bestehen, so zeigen sich nur beim Stricken und Kochen Tendenzen zur
Annäherung bei den jüngeren Altersgruppen (vgl. Tab. 4). ln beiden Fällen sind die
Unterschiede zwischen den Geschlechtern beiden 18- bis34jährigen geringerals beiden
älteren Altersgruppen. Oies liegt jeweils daran, daß einerseits dae jüngeren Männer in
größerem Umfang als die älteren angeben, diese Fertigkeiten zu beherrschen, während
andererseits beidenjüngeren Frauen diese Fertigkeiten in geringerem Ausmaß verbreitet
sind als bei den älleren.

20.3 Fertigkeiten im Umgang mit technischen Geräten
lrit der zunehmenden Technisierung im Berulsleben und in der Freizeit gewinnen
Kenntnisse über die Bedienung verschiedenster technischer Geräte immer mehr an
Bedeutung. Wie lab.5zeigt, sind die einzelnen Fertigkeiten im Umgang mittechnischen
Geräten in der Bevölkerung in sehr unterschiedlichem Ausmaß vorhanden. Die Spann-
weite reicht von 20% der Befragten, die angeben, einen Computer bedienen zu können,

Tab.5: Beherrschung von Fertigkeiten im Umgang
mit technischen Geräten

Kulturfertigkeit Gesamt Geschlecht
männl. weibl

Alter in Jahren
18-34 35-49 50 64 ü.64

in Ya

Quarzuhr einstellen
Computer bedienen
Mit Taschenrechner
umgehen
Fernsehsendung
mit Videogerä
aufnehmen
Rundfunksendung
mit Tonbandgerät
aufn€hmen

57
20

75
27

41
14

59
25

46
13

73
30

92

66

88

2

4276 85 68

40 53 2A

64 78 s2

a4 65

42 23 B
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bls zu 76o/., die mit einem Taschenrechner umgehen können. Dies entspricht auch
weitgehend dem Verbreitungsgrad der Geräte.

Wiederum sind Unterschiede zwischen den Geschlechtern zu erkennen, wenngleich
nicht so deutlich ausgeprägtwie beiden Handwerks- und Haushaltsfertigkeiten. Beiallen
genannten technischen Geräten geben mehr lränner als Frauen an, daß sie damit
umgehen können. Lediglich im Fall der Taschenrechner- und der Tonbandgerätbedie-
nung verschwinden diese Unterschiede zwischen den Geschlechtern bei den jüngeren
Befragten weitgehend (vgl. Tab. 6).

Der Vorsprung der lränner auf technischem Gebiet ist jedoch weniger autfällig als der
klare Einfluß des Alters. Die Fertigkeiten im Umgang mit technlschen Geräten stellen in
stärkerem Maße als die der vier anderen Bereiche ein altersabhängiges Phänomen dar
(vgl. Tab. 5). Kontinuierlich steigt der Anteil der Personen, die den Umgang mit den
jeweiligen technischen Geräten beherrschen, von der ältesten bis zur jüngsten Alters-
gruppe an.

Tab.6: Angleichung der Unterschiede zwischen den Geschlechtern
bei der Bedienung technischer Geräte

Kulturfertigkeit A ter
18- 34 35-49 50-64 ü. 64 Jahre

in Y.

Mit Taschenrechner umgehen:
Männer 94
Frauen 90

Diflerenz 4

89
79
10

64
27
37

77

22

Rundfunksendung mit Tonbandgerät aufnehmen
Männer 95 86
Frauen 81 56

Differenz 14 30

65
33

39
14
25

Dalenbas s: ALLBUS 1986 (N = 3095)

Geht man der Frage nach, ob neben dem Alter und dem Geschlecht der Bekagten auch
ihr Bildungsabschluß einen Einfluß auf die Kompetenz im Umgang mit technischen
Geräten hat, so zeigt sich ein solcher Einfluß nur bei der Bedienung eines Computers.
Während von den Personen ohne Schulabschluß bzw. mit Hauplschulabschluß sich nur
11 % zur Bedienung eines Computers in der Lage sehen, sind es bei den Befragten mit
höheren Bildungsabschlüssen jeweils zwischen 30 % und 40 %.
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20.4 Fertigkeiten im Freizeitbereich
ln modernen Gesellschatten wie der Bundesrepublik existieren viele verschiedene Stile
der Freizeitgestaltung nebeneinander. Die im Freizeitbereich erlragten Fertigkeiten
bilden daher eine weniger homogene Gruppe als die vorangegangenen. So ist es nicht
weiterverwunderlich, daß sieden Befragten in stark unterschiedlichem lraße von23%
beim Schachspielen bis zu 93% beim Radlahren - vertraut sind (vgl. Tab. 7).

Tab.7: Beherrschung von Fertigkeiten im Freizeitbereich

Kulturlertigkeit Gesamt Geschlecht
männl. weibl. 18-34

Alter in Jahren
35-49 50-64 ü. 64

in Y"

Walzgr tanzen
Schach spielen
Musikinskument
spielen
Fotografieren
Schwimmen
Radfahren
zu Popmusik tanzen

61 67
20

24
80
81
96
45

21

70
68
94
25

44
30

30
79
93
98
76

50
38

81
84
96
40

24
73
77
93

71
10

66
71

91
51

17
53
51
78
11

75 69
14

Dstsnbasis: ALLBUS 1986 (N = 3095)

Die Differenzen zwischen den Geschlechtern sind hier schwächer als bei den bisher
angesprochenen Bereichen. Mit den Ausnahmen des Tanzens, das mehr Frauen
beherrschen, und des Spielens eines lvlusikinstrumentes, bei dem praktisch keine
Unterschiedezwischen Männern und Frauen bestehen, istfestzustellen, daß Männersich
in den Freizeitfertigkeiten etwas häufiger für kompetent erklären als Frauen. Ein großer
Unterschied zugunsten der Männer besteht lediglich beim Schachspielen.

Was die Altersunterschiede b€trifft, so verfügen dieiüngeren Befragten häufiger überdie
hier erlaßten Fertigkeiten im Freizeitbereich - mit Ausnahme des Walzertanzens, das
etwas aus der l\rode gekommen ist. Die unterproportionale Beherrschung der Freizeitfer
tigkeiten bei den älteren Altersgruppen, vor allem bei den über &jährigen, zeigt sich
besonders bei den letzten vier Fertigkeiten in Iab. z
lnsgesamt kann man feststellen, daß das Alter bei den Fertigkeiten im Freizeitbereich
eindeutig ein€ wichtigere Rolle spielt als das Geschlecht. Dabei sind die Altsrsunter-
schiede zugunsten derjüngeren Befragten häufig beiden Frauen vielstärker ausgeprägt
als bei den irännern /vgl lab. 8). ln der jüngsten Altersgruppe ist daher der Anleil der
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Tab.8: Angleichung der Unterschiede zwischen den Geschlechtern
bei den Fertigkeiten im Freizeitbereich

Kulturfertigkeit Alter
18 -34 35 49

in Yo

Fotografieren
iränner
Frauen

Differenz

82
77
5

86
73
13

81

22

69
42
27

Schwimmen:
lränner
Frauen

Ditlerenz

Radlahren
Männer
Frauen

Dilletenz

94
92

2

99
98

1

83
78

5

79
58
21

68

29

87
71

16

23
14
I

lvlusikinstrument spielen
Männer
Frauen

Ditferenz

25
35

- 10

98
95

3

22
25

3

96
91

5

18
5

Dalenbasis: ALLBUS 1986 (N = 3095)

20.5 Fertigkeiten des öffentlichen Lebens
Der Anteil der Personen, die angeben, die erfaßten Fertigkeiten des ötfentlichen Lebens
zu beherrschen, variiert von etwas unter 50% beim ,,Steuerlormular ausfüllen" oder
,,Schreibmaschine schreiben" bis zu knapp 90% beim,,Stadtplan lesen" (vgl. Tab.9).

Die Unterschiede zwischen den Geschlechtern sind insgesamt relativ gering. Frauen
können häufiger als Männer Schreibmaschine schreiben ein Ergebnis, das sich mitder
zunehmenden Beteiligung der Frauen am Erwerbsleben, vor allem mit ihrem Einzug ins
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Frauen, die angeben, die jeweilige Fertigkeit zu beherrschen, im allgemeinen nicht
geringerals der beiden gleichaltrigen Männern. Allein beim Schachspielen schneiden die
Frauen in jeder Altersgruppe schlechter ab. Dies gilt übrigens auch dann, wenn man das
Bildungsniveau - das nur bei dieser Freizeitfertigkeit von Bedeutung ist - konstant hält.

50-64 ü. 64 Jahre



Büro, erklären läßt. Bei den anderen Fertigkeiten des ötfentlichen Lebens haben
allerdinqs wiederdie lvlännereinen Vorsprung. Dieser beträgtca. 15 Prozentpunkte beim

,,steuerlormular ausfüllen", ,,Sladtplan lesen" und ,,Kursbuch der Bundesbahn lesen"
Einen Pkw-Führerschein besitzen sogar etwa 25% mehr Männer als Frauen

Tab.9: Beherrschung von Fertigkeiten des öffentlichen Lebens

Kulturfertigkeil Gesamt Geschlecht
männl. weibl

Allgemeinbildender Schulabschluß
kein Ab- Real- Fach- Abitur
schluß/ schule hoch-
Haupt- schul
schule reife

Steuerformular
ausfüllen
Stadtplan lesen
Kursbuch der
Bundesbahn lesen
Schreibmaschine
schreiben
Pkw-Führerschein
Fremdsprachen-
kenntnisse
Einspruch gegen
Bußgeldbescheid
lormulieren

58
99

54
97

50
89

37
8079

52
94

43
86

64

47
74

58

72

42
88

60

58

51

55

56

30
64

31

70

71

82

79

95

93

81

67
94

98

53 47 65 80 75

Oatenbasis: ALLBUS 1986 (N = 3095)

Diese Unterschiede passen zu dem traditionellen Bild der Frau, die zu Hause bleibt, sich
um Heim und Familie kümmert und die Kontakte außerhalb der Familie dem l\rann
überläßt. Dieses Bild könntejedoch bald überholt sein. Auch hier sind nämlich speziellbei
den Frauen starke Alterseffekte zu beobachten, die aul einen gewissen Wandel in der
Rolleder Frau hindeuten(vgl. Tab.70). Die Unterschiede zwischen Männern und Frauen,
die in der ältesten Altersgruppe oft beträchtlich sind, betragen beiden 18- bis 34jährigen
Befragten - außer beim Sonderfall ,,Schreibmaschine schreiben", das deutlich mehr
junge Frauen als junge Männer beherrschen höchstens 10 Prozentpunkte Vor allem
die jüngeren Frauen holen also bei den Fertigkeiten im Bereich des ölfentlichen Lebens
auf.
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Kullurlertigkeit Aller

in o/.

Stadtplan lesen
lränner
Frauen

Ditferenz

95
85
10

93
72
21

95
85
10

94
78
16

89
66

Pkw-Führerschein
lvlänner
Frauen

Differenz

70
17

54
3

49
41

8

45
29
16

63
52
11

29
2A

86
44
42

92
85

7

Fremdsprachenkenntnisse
Männer 83
Frauen 81

Ditferenz 2

Einspruch gegen Bußgeldbescheid formulieren
Männer 63 60
Frauen 56 66

Differenz 7 - 6

Oalonbasis: ALLBUS 1986lN = 3095)

Noch deutlichere Unterschiede bestehen nach schulischem Ausbildungsabschluß. Je
höher die Schulbildung, desto eher werden die erhobenen Fertigkeiten des öffentlichen
Lebens beherrscht. Dieser Zusammenhang bleibt auch dann bestehen, wenn man die
Faktoren Geschlechl und Alter konkolliert. Der Einfluß der formalen Schulbildung ist bei
den Fertigkeiten des ötfentlichen Lebens - anders als bei den Fertigkeiten der anderen
vier Bereiche - sehr stark. Nur die wenigsten der Unterschiede zwischen den Angehöri-
gen verschiedener Bildungsgruppen lassen sich wie es z. B. bei den Fremdsprachen-
kenntnissen der Fall ist - eintach auf die unterschiedlichen Lerninhalte der betretlenden
Schulformen zurückführen. Eher scheint hier die Vermittlung allgemeiner kognitiver und
sprachlicher Fähigkeiten in den verschiedenen Schultypen eine ausschlaggebende Rolle
zu spielen. Geht man überdies davon aus, daß Personen mit Hauptschulabschluß oder
ohne Schulabschluß im Erwerbsleben überwiegend Berule ausüben, in denen Handar-
beit zu leisten ist, und Personen mit höherem Bildungsabschluß überwiegend Büroberute,
so ist es wahrscheinlich, daß die Unterschiede in der Beherrschung dieser Fertigkeiten
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Tab. 10: Angleichung der Unterschiede zwischen den Geschlechtern
bei den Fertigkeiten des öffentlichen Lebens

18-34 35-49 50-64 ü. 64 Jahre



auch mit der jeweils typischen Arbeitssituation der verschiedenen Bildungsgruppen
zusammenhängen.

Betrachtet man alle lünf Bereiche, so läßt sich folgendes Fazit ziehen. Die hier
betrachteten Kulturfertigkeiten gehÖren größtenteils nicht zur ,,Grundausstattung" aller
G€sellschattsmitglieder, lhre Beherrschung ist nur lür bestimmte Gruppen eine Selbst-
versländlichkeit. ln starkem lraße ist der Besilz dieser Kulturfertigkeiten abhängig von
den soziologischen Grundmerkmalen Alter, Geschlecht und Bildung. Allerdings variiert
das jeweilige Gewicht dieser Variablen in den von uns unlerschiedenen lünt Bereichen
beträchtlich. Bei den Bereichen Haushalt und Handwerk war das Geschlecht der
entscheidende Faklor, beiTechnik und Freizeit spielle dasAlter die wichtigere Rolle, und
im Fall der Fertigkeiten des öffentlichen Lebens war schließlich eine deutliche Bildungs'
abhängigkeit zu erkennen.

(Achim Koch / Manina Wasmet)
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21 Private Netzwerke
und Unterstützungsbeziehungen

Zur Bewältigung einer Vielzahl von Problemen des Alllags benötigt man oft die Hilfe
anderer Menschen. Bestehende soziale Kontakte, aber auch die Art des Problems
entscheiden darüber, an wen man sich dabei wendet. ln der Allgemeinen Bevölkerungs-
umlrage von 1986 (ALLBUS 1986) wurde ein spezieller Fragenkomplex der Erhebung
und Untersuchung dieses Zusammenhangs gewidmet. Anhand einer Auswahl von
Problembereichen bzw. Situationen soll ein erster grober Überblick über einige Aspekte
privater Netzwerke und die Art sozialer Unterstützungsbeziehungen gegeben werden.
Ausgewählt werden zu diesem Zweck die folgenden Probleme und Situationen, die
Hilfeleistung bzw. Unterstützung durch eine zweite Person erforderlich machen können:

- Arbeiten in der Wohnung oder im Garten, die man nicht allein erledigen kann, z. B. eine
Leiter halten oder lröbel rücken;

- Erledigung von Einkäufen und Betreuung, wenn man wegen einer Grippe ein paar
Tage im Bett bleiben muß;

- Ausleihen einer hohen Geldsumme;
- Probleme mit dem Ehepartner oder Partner, ohne mit ihm selber darüber reden zu

könnenl
- Depressionen und Niedergeschlagenheit;

- Rat wegen einer wichtigen Veränderung im Leben, z. B. im Beruf oder wegen des
Umzugs in eine andere Gegend.

Dies isl nur eine kleine Zahl möglicher Alltagsprobleme. Bei der Auswahl wurde aber
darauf geachtet, daß sie sich hinsichtlich ihres lntimitätsgrades und der Zumutbarkeit lür
einen möglichen Helfer unterscheiden. Padnerprobleme, Depressionen und auch das
Bedürfnis nach Rat bei einer wichtigen Lebensveränderung sind sehr persönliche
Probleme. Von einem Helfer wird hier Rat und viel Verständnis erwartet, so daß er dem
Hilfsbedürftigen nahestehen sollte.

Die anderen Probleme sind in diesem Sinneweniger persönlich, unterscheiden sich aber
deutlich hinsichtlich der zumutbarkeit für den Helfer: Das Entleihen einer größeren
Geldsumme setzt neben der Verfügbarkeit derselben ein großes Vertrauen dem Hilfesu-
chenden gegenüber voraus. Die Erledigung von Einkäufen und die Betreuung bei
Krankheit sowie die Hilfe in Wohnung und Garten erfordern einen Helfer, derräumlich nah
und schnell verfügbar ist.



21 .1 Häufigkeit von Alltagsproblemen
Wie häutig treten diese Probleme auf, bei denen man aul Hilfe und Unterstützung
angewiesen ist? Besonders selten kommt es nach den Angaben der Bekagten zu
Partnerproblemen, über die man mit dem Partner selbst nicht reden kann, oder zur
Notwendigkeit, eine hohe Geldsumme ausleihen zu müssen (vgl. Tab. 1).

Problem früher noch nieim letzten im letzten im letzten
Monat halben Jahr Jahr

in '/.

Wohnung, Garten
Grippe
Entleihen größerer
Geldsumme
Partnerprobleme
Depressionen
Wichtiger Rat

't8
18

16
18

15

5
5
2
0

3
3
2
I

30
20
22
39

Depressionen hingegen hat im letzten Jahrschongutein Drittelder Befragten gehabt. Sie
kommen übrigens häuliger beijüngeren und weiblichen Personen vor. Auch die anderen
Probleme werden am meisten von jüngeren Personen angesprochen; dies kann am
höheren Aktivitätsniveau dieserAllersgruppe liegen: Hier finden stärkere Veränderungen
undwichtige Lebensereignisse statt und deshalb tauchen auch eher Probleme auf, fürdie
man dann gegebenenfalls einen Helfer braucht. Lediglich Geldprobleme bestehen in den
mittleren Generationen besonders häulig: Erst wenn man etwa ein Haus bauen oder sich
einon Neuwagen kaulen will, ist es erforderlich, größere Geldbeträge zu enlleihen.

21 .2 Mögliche Helfer bei Alltagsproblemen
Die meisten Menschen \,ürden andere um Hilfe bitten, wenn sie bestimmte Probleme
haben (vgl, Tab. 4. Dies gilt insbesondere lür Arbeiten in Wohnung und Garten oder bei
einer Krankheit. Bei linanziellen Problemen, Depressionen und einem Bat wegen einer
wichtigen Lebensveränderung ist man jedoch etwas zurückhaltender, andere anzuspre-
chen. Aber auch Partnerprobleme, über die man mit dem Partner selbsl nicht sprechen
kann, würde nur etwa jeder Füntte alleine zu lösen versuchen.

Tab. 1 : Zeitraum des letzten Auftretens ausgewählter Alltagsprobleme

29

1

2
12
5

22
20

71
42
38

Oalsnbasis: ALTBUS 1986 (N = 2809).
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Tab. 2: Mögliche Helfer bei ausgewählten Alltagsproblemen

Helfer Wohnung, Grippe
Garten

Geld-
sorgen

Partner-
probleme

Depres-
sionen

Wichtiger
Rat

in%

Pädner
Familie
Verwandtschaft
Freunde
Nachbarn.
Arbeitskollegen
Externe lnstanzen
Kein Ansprechpartner

59
22

2
I

4
30

54

3
8

16

2
2

0
48
I

57
29

2
7

4
1
,|

17
2

17

,|

,|
1

4
6

7
2
1

1

Oatsnbasis: ALLBUS 1986 (N = 2809).

Grundsätzlich sprechen die meisten Menschen zunächst dieienigen an, die ihnen
persönlich sehr nahestehen: den eigenen (Ehe-)Partner oder Familienangehörige.
Lediglich beifinanziellen Problemen wendet man sich überwiegend an Einrichtungen, die
dalür spezialisiert sind, nämlich die Banken.

Die weitere Verwandtschaft - Großeltern, Enkel, Tante und Onkel, Schwiegereltern,
Schwägerin und Schwager - wird nur von sehr wenigen um Hilte gebeten, je nach
Problem zwischen 2% und 4"/o. Eine ähnlich geringe Bedeutung haben in diesem
Zusammenhang Nachbarn und Arbeitskollegen, sofern sie nicht gleichzeitig enge
Freunde sind. Nur bei Problemen in Wohnung und Garten würde sich ein - iedoch noch
immer sehr kleiner - Teil der B€fragten an Nachbarn wenden.

Enge Freunde spielen beiallen Problemen eine größere Rolle als Nachbarn, Arbeitskolle-
gen und Verwandte. Besonders bei Partnerproblemen und Depressionen erhottl man
sich von ihnen Unterstülzung. Fast30% würden sich bei Partnerproblemen als erstes an
einen engen Freund (bzw. eine enge Freundin) wenden, bei Depressionen 17 %.

Personen und Einrichtungen außerhalb des engeren persönlichen Netzwerks (in den
Tabellen als ,,exlerne lnstanzen" bezeichnet) haben - bis auf die Banken - nur eine
untergeordnete Bedeutung. Auch hier gibt es jedoch Unterschiede zwischen den
Problemen: Während nv 1-2y" bezahlte Helfer oder soziale Einrichtungen um Hilfe in
Wohnung und Garten oder bei Grippe ersuchen, denken 5% bei Depressionen und
Partnerproblemen an den Ptarrer, den Arzt und besonders an eine psychologische
Beratungsstelle.

Otfensichtlich besleht die Tendenz, beiwirklich intimen persÖnlichen Problemen entwe-
derniemanden um Hilfezu biüen, an enge Familienangehörige oder Freunde heranzutre-
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ten oder sich an spezialisierle, relativ anonyme Einrichtungen zu wenden. Sehr gering ist
jedoch die Neigung, mit Arbeitskollegen und Nachbarn über solche persönlichen Angele-
genheilen zu sprechen. Dies gilt auch bei finanziellen Problemen.

Deutliche Unterschiede bei der Wahl bestimmter Helfer bestehen hinsichtlich des Alters
des Befragten. Junge Personen haben häufig noch keinen Partner, ältere Menschen
haben ihnteilweise bereits verloren: Somit gewinnt bei beiden Gruppen die übrige Familie
an Bedeulung, bei den Jüngeren sind es eher die eigenen Eltern, und beiden Alteren die
Kinder. Außerdem würden sich die Jüngeren häufiger an Freunde, die Alteren an
Nachbarn wenden. Viele ältere Menschen suchen iedoch mit ihren Problemen bei
niemandem um Hilfe nach.

Wen die Angehörigen verschiedener Altersgruppen um Hilfe bitten, hängt auch von der
Art des jeweiligen Problems ab. So wenden sich junge lrenschen weniger an die Bank,
sondern an die Eltern, wenn sie größere Geldbekäge enlleihen wollen.

Ernste Partnerprobleme würde kaum ein jüngerer Befragter ohne Hilfe von außen lösen,
wobei hier die Freunde eine ebenso große Bedeutung haben wie Familienmilglieder. Die
herausragende Bedeutung von Freunden bei jüngeren lrenschen zeigt sich besonders
bei Depressionen (vgl lab. 3), Freunde rangieren hier vor der Familie. ln den mittleren
Jahrgängen dominiert eindeutig der Partner als möglicher Helfer, ersl im Alter - nach
dem Tod des Ehepartners gewinnt insbesondere die weitere Familie wieder an
Bedeutung. Externe lnslanzen sind beijungen lllenschen fast ohnejede Bedeutung und
gewinnen erst mit dem Alter zunehmend an Gewicht. Bei Partnerproblemen werden sie
jedoch besonders häufig von den miüleren Generationen, die am häutigsten mit einem
Padner zusammenleben, angegeben.

Tab. 3: HelJer bei Depressionen in Abhängigkeit vom Alter
des Befragten

Helfer
18 29

Alter des Befragten
30-39 40-49 50- 64 65 u. älter

in%

Partner
Familie
Verwandtschaft
Freunde
Nachbarn, Arbeitskollegen
Externe lnstanzen
Kein Helter

44
18

1

1

4

J5
30

2
13
2
8

11

66
9
2

15
1

3
3

63
12

1

11

1

6
5

57
17

1

10
1

6
8

Oatenbasis: ALLBUS 1986 (N = 2809).
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21.3 Freundschaftsbeziehungen
Neben dem Parlner und Familienangehörigen sind Freunde die wichtigsten Personen,
die man bei Problemen um Hilfe bittet. Es ist deshalb eine wichtige Frage, ob man
überhaupt einen guten Freund besitzt, d. h. eine Person, mil der man sich besonders gul
versteht und alle Probleme besprechen kann. Dies isl keineswegs selbstverständlich.
lnsgesamt geben 27% der Befragten an, daß sie zur Zeit keinen besten Freund haben.
Dabei nimmt der Anteil der Personen, die (zurZeit)keinen beslen Freund haben, mitdem
Alterslarkzu. Während etwa von den unter30jährigen 11 % derzeitkeinen besten Freund
haben, sind dies bei den über 64jährigen 43%. Es ist zu vermuten, daß die Lage der
älteren Generation noch ungünstiger ist, als aus diesen Zahlen hervorgeht: Viele Altere,
die keinen besten Freund haben, werden kaum noch die Gelegenheit zum Aufbau einer
solchen Beziehung haben. Die Jüngeren dagegen linden leichter neue Freundschatten,
wenn alte zu Ende gehen.

Besondere Vorlieben für Personen eines bestimmten Geschlechts zeigen sich sowohlbei
der Wahlvon Freunden als auch beider von Helfern innerhalb der Familien. Bei der Wahl
eines ,,besten Freundes" bevorzugt der überwiegende Teil der Personen Angehörige des
gleichen Geschlechts, d. h. Männer wählen andere Männer als ,,besten Freund", Frauen
wählen Frauen.

Tab.4: Geschlecht des besten Freundes in Abhängigkeit
Geschlecht und Partnerstatus des Befragten'

Bester
Freund

von

Partnerstatus des Belragten:
ohne Parlner mit Partner

Geschlecht des Geschlecht des
Befragten Befragten

männlich weiblich männlich weiblich

in Y.

gleichgeschlechtlich
gegengeschlechtlich 37

84 88
12

I Bedckschligt sind nur Peßonen, die €inen beslen Freund aigeben.
Dal€nbasis: ALLBUS 1986 (N = 2s09).

Diese Tendenz ist besonders stark ausgeprägt, wenn man einen Padnet hal (vgl. Tab. 4).
Allerdings bevorzugen auch Personen ohne Partner bei der Wahl des besten Freundes
Anqehörige des gleichen Geschlechts. Bei lvännern ist diese Tendenz dabei schwächer
ausgeprägtals beiFrauen:63% der l\ränner, aber 84% der Frauen ohne Partnerwählen
gleichgeschlechtliche Freunde. Bei Personen, die einen Partner haben, sind dies 88%
bei den l\rännern und 92% bei den Frauen.
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21.4 Geschlechtliche Differenzierung von Hilfeleistungen
in der Familie

Das Geschlecht anderer Personen spielt aber nicht nur bei der Wahl von Freunden,
sondern selbst innerhalb der Familien eine Rolle, wenn es darum gehl, jemanden um Hilfe
bei einem Problem zu bitten. Man kann dies deutlich sehen, wenn man für die Personen,
die sich Unlerstützung von einem Familienmitglied wünschen, untersucht, ob sie sich an
ihren Partner, an eine weibliche oder an eine männliche Person wenden würden. Wie
Tab. 5 zeigl, wird je nach Problem eher ein irlann oder eine Frau um Hilfe gebeten.

Tab. 5: Geschlecht von möglichen Helfern aus der Familie
in Abhängigkeit vom Geschlecht des Befragtenr

Wohnung, Garten
männl. weibl.

Befragter

Grippe
männl. weibl

Befragter

Geld leihen
männl. weibl

Befragter

in%

Partner
Weiblicher Helfer
Männlicher Helfer

67
14
18

18
3

38
7

66
7

46
29
24

31
26
43

Partnerproblem€
männl. weibl.

Befragtsr

Depressionen
männl. weibl

Bekagter

Wichtiger Rat
männl. weibl,

Befragler

in o/.

Partner
Weiblicher Helfer
Männlicher Helfer

67
33 18

86
10
4

79
10
12

1 B€dcksichligl sind nur solch€ Belragle, di€ enlw€der den Panner od8. €in Famirisnmilglied als Helfsr angebon.

Dalenbasis: ALLBUS 1980 (N : 2809).

Bei Problemen in Wohnung oder Garten wird zwar von männlichen und weiblichen
Befragten etwa gleich häufig der Partner als Helfer angegeben;von diesem abgesehen,
wenden sich aber die meisten an ein männliches Familienmitglied. Hier bestehen iedoch
zusälzliche Unlerschiede nach dem Geschlecht des Befragten: Frauen wenden sich
weniger an männliche Familienmitglieder, sondern bitten eher andere Frauen um Hilfe.

66
29

5
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Hilfe bei Grippe wird von zahkeichen Personen als ,,weibliche" Tätigkeil verstandenl
Männer wenden sich eher an ihre Partnerin als Frauen an ihren Partner. Ein großer Teil
der Frauen dagegen sucht nicht bei ihrem Partner, sondern beieiner anderen weiblichen
Familienangehörigen um Hilfe nach. Ganz ähnlich verhält es sich, wenn Hilfe bei
Depressionen oder Rat bei einer wichtigen Lebensveränderung benötigt wird. Auch in
diesen Fällen wenden sich Frauen etwas weniger an ihren Partner als die Männer an ihre
Partnerin; sie bitten dafür eher weibliche Familienangehörige um Hilfe.

Umgekehrt ist es, wenn ein größerer Geldbetrag entliehen werden soll. Hier wenden sich
die Frauen am häufigsten an ihren Partner, die Männer dagegen an andere männliche
Familienmitglieder. Bei Partnerproblemen werden insgesamt vor allem weibliche Fami-
lienangehörige um Unterstützung gebeten; allerdings wenden sich hier doppell soviel
männliche wie weibliche Befragte an männliche Familienangehörige.

Sowohl bei der Wahl des besten Freundes als auch bei der Wahl von Helfern in der
Familielällt also auf, daßdie Befragten große Unterschiede zwischen den Geschlechtern
machen. Die in der Gesellschatt bestehende Arbeitsteilung kommt dabei deutlich zum
Ausdruck. lnwieweit einezunehmende Gleichstellung der Frau in Familie und Beruldazu
führen wird, daß zwischen Männern und Frauen weniger Unterschiede bei der Freund-
schattswahl und besonders bei der Wahl von Hellern in der Familie gemacht werden,
kann aulgrund dervorliegenden Daten nicht entschieden werden. Es ist aberzu erwarten,
daß eine veränderte Slellung der Frau jn Familie und Beruf zu einem Abbau der
wahrgenommenen Kompetenzunterschiede beider Lösung von Problemen führen wird.

lMichael Braunl
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Veröffentl ichungsverzeich nis
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1. Publikationen des Statistischen Bundesamtes
Bei den im Teil I enthaltenen Angaben handelt es sich überwiegend um Ergebnasse der
amtlichen Statistik. Als grundlegende Quellen dienlen folgende allgemeine Verötfentli-
chungen des Statistischen Bundesamtes:

Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland o
Wirlschaft und Statistik - l\ronatszeitschritt
Lange Reihen zur Wirtschatlsentwicklung (2j)
Bevölkerung gestern, heute und morgen 1985
Bevölkerungsstruktur und Wirtschaltskraft der Bundesländer ü)
Bevölkerung und Wirtschall 1872 - 1972
Bildung im Zahlenspiegel ü)
Die Situation d€r Kinder in der Bundesrepublik Deutschland 1979
Das Wohnen in der Bundesrepublik Deutschland 1981
Zur Situation der Behinderten in der Bundesrepublik Deutschland 1981
Frauen in Familie, Beruf und Gesellschalt 1987
Strukturdaten über Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland 1983
Zur Situation der Jugend in der Bundesrepublik Deutschland 1985
lm Blickpunkt: Der l\,lensch. Ausgabe 1985

Fachserien:
1 Bevölkerung und Erwerbstätigkeit
2 Unternehmen und Arbeilsstätten
3 Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
4 ProduzierendesGewerbe
5 Bautätigkelt und Wohnungen
6 Handel, Gastgewerbe, Reiseverkehr
7 Außenhandel
I Verkehr
9 Geld und Kredit

10 Ftechtspflege
11 Bildung und Kultur
12 Gesundheitswesen
13 Sozialleistungen
14 Finanzen und Steuern
15 Wrtschaflsrechnungen
16 Löhne und Gehälter
17 Preise
18 Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
19 Umweltschutz
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2. Ergänzende Literatur
Arbeitsgemeinschafl Energiebilanzen (Hrsg.): Energiebilanzen der Bundesrepublik
Deutschland ü).
Blab, J. u. a. (Hrsg.): ,,Role Liste der gefährdeten Tiere und Pflanzen in der Bundesrepu-
blik Deutschland". Greven 1984.

Bolte, K. M. u. a. (Hrsg.): Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (vj).

Bundesanstalt lür Arbeit (Hrsg.): Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit (m).

Dies. (Hrsg.)r Arbeitsstatistik-Jahreszahlen ü).
Bundesaulsichtsamt lür das Versicherungswesen (Hrsg.): Geschäftsbericht (j).

Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (Hrsg.): BIB-Mitleilungen (unregelmäßig).

Dass. (Hrsg.): Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft - Demographie (vj).

Bundesministerium der Finanzen (Hrsg.): Finanzbericht 0).
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (Hrsg.): Arbeits- und Sozialstatistik Ü).

Dass. (Hrsg.): Sozialbericht 0).
Dass. (Hrsg.); Materialband zum Sozialbudget Ü).

Bundesminister für Bildung und Wissenschatt (Hrsg.): Berufsbildungsbericht ü).
Dass. (Hrsg.):Bildung - Wissenschaft - Aktuell, Berichtssyslem Weiterbildungsverhal-
ten '1982.

Dass. (Hrsg.): Grund- und Skukturdaten 1986/87.

Dass. (Hrsg.): lnformationen Bildung - Wissenschafl (m).

Bundesministerium lür das Post- und Fernmeldewesen (Hrsg.): Geschättsbericht 0.
Bundesministerium lür Ernährung, Landwidschaft und Forsten (Hrsg.): Statislisches
Jahrbuch über Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, [Iünster-Hilkup ü).
Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit (Hrsg.): Daten des
Gesundheitswesens, Bonn (j).

Bundesminislerium für Baumordnung, Bauwesen und Städtebau (Hrsg.)r Bundesbau-
blatt (m).

Bundesministerium für Verkehr (Hrsg.): Verkehr in Zahlen 0).
Bundesministerium für Wirtschatt: Die wirtschattliche Lage in der Bundesrepublik
Deutschland (m).

Dass. (Hrsg.): Jahreswirtschaftsberichi ü).
Deutsche Bundesbank (Hrsg.): Geschättsbericht (j).

Dies. (Hrsg.): N4onatsbericht, Stalistische Beihefte zu den Monatsberichten, Reihe 1 bis 5.

Deutscher Städtetag (Hrsg.): Slatislisches Jahrbuch Deulscher Gemeinden (j).

lnternalional Energy Agency (Hrsg.): Energy Balances of developing Countries, Paris 0.
Kraftfahrl-BundesamuBundesanstalt für den Güterfernverkehr (Hrsg.): Slatistische Nrit-
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teilungen des Krattfahrt-Bundesamtes und der Bundesanstalt lür den Güterfernverkehr
(m).

Dies. (Hrsg.): Gemeinsamer Jahresbericht des Kraftfahrt-Bundesamtes und derBundes-
anstalt lür den Güterfernverkehr Ü).

Lexikon-lnstitut Bertelsmann (Hrsg.): Tatsachen über Deutschland,5. Auflage, Gütersloh
't986.

Luttfahrt-Bundesamt (Hrsg.): ironatsbericht (m).

Organisation for Economic Cooperation and Development (Hrsg.): Energy Balances of
OECD Countries, Paris 0).
Rat von Sachversländigen für Umweltfragen: Energie und Umwelt, Sondergutachten
März 198'1, Stuttgarvlilainz 1981.

Ders,: Waldschäden und Luttverunreinigungen, Sondergutachten März 1983, Stuttgarv
iilainz '1983.

Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: Jahres-
gutachten Ü).

Umweltbundesamt (Hrsg.): Daten zur Umwelt 1986/87, Berlin 1986.

Abkürzungen:
Herausgeber
erscheint iährlich
erscheinl vierteljährlich
erscheint monatlich

Hrsg
j
vj
m
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Abkeibungen 180f.
Abwässer 337f.
Aids 171
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Amtsgerichte 203ff.
Angestellte 86tt., 101 ll., 224
Angestelltengehälter 304ti.
Anleihen 288f.
Anwallsnotare 205
Apotheker 175
Arbeiter 86tf., 10111., 224
Arbeiterlöhne 304tf.
Arbeitgeberleistungen 191
Arbeitgeberverbände 158, 160f.
Arbeitnehmervereinigungen 158tf.
Arbeitsförderung 197f.
Arbeilsgerichte 203tf.
Arbeitskämpfe 163f.
Arbeitskollegen 535
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Kreditgewerbe 287
- Versicherungen 290
Arbeitskrätte, Landwirtschaft 249f.
Arbeitslose 64, 79f., 88ff., 102f.,

197 t.
Arbeitslosengeld, -hilfe 81, 97f., 197f
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436 ff.
Arbeitsmarkt 79t1., 377 ll., 3q3fi ., 4241

- Problemgruppen 92ff.
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Arbeitsproduktivilät 232f., 262
Arbeitssuchende 386t.
Arbeitsunfähigkeit 168f.
Arbeitsunfälle 170tf.
Arbeitszeit 134,305
Arbeitszufriedenheit 459
Architekten 292f.
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6, a. Schul- und Berulsausbildung
Ausbildungsdauer 393tf.
Ausbildungsförderung 76ff.
Ausfuhr 239tf., 256f., 265, 359
Ausluhrpreise 243f.
Ausgaben
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- Bildungsniveau 74f.
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- nationale ldentität 505tf.
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gesetz) 76ff.

Banken 286ff.
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Baufertigstellungen 13111.

Baugenehmigungen 131

Baugewerbe 260,261ll.
Baukosten 132f.
Baupreisentwicklung 300f.
Bausparen 117, 120
Bausparkassen 287t.
Bautätigkeit 130fi.
Beamte 86t1.,224
- Altersversorgung 190

- Haushaltseinkommen 101ti.
Beherb€rgungsgewerbe 282ff.
Behinderte 181 f., 435f.,
Bergbau 260ti.
Berufe 841.
Berufsanfänger 93ff., 98
Berufsausbildung 58tf., 61fl., 94tf.

Berufskrankheiten 171,.

Berufsschulen 58ff.
Berufslätige 79tf.
B€schäftigte s. a. Erwerbstätige

- Frcie Berule 2921.

- Gastgewerbe 284f.
- Handel 2771.

- Kreditgewerbe 287

- Landwirtschaft 249f.
- Öffentlicher Dienst 223fi.

- Produzierendes Gewerbe 260tf,
2681., 271 lt .

- Versicherungen 290
Bestattungen, kirchliche 166f.
Beteiligung,soziale 149fl.
Betriebe s.a. Untemehmen
-forstwirtschattliche 257

-landwirtschatlliche 248f.
Betriebsergebnis 281 t., 285,

s. a. Kostenstruktur
Botten in Krankenhäusern 176,357
Bevölkerung 33tf.354
Bevölkerungsdichte 37if.
Bevölkerungsentwicklung 3411.

Bevölkerungsverteilung, räumliche 37tf
Bevölkerungsvorausschätzungen 52f.
Bewährungshilfe, -aufsicht 21 1

Bibliotheken 143
Bierkonsum 110, 178
Bilanz (Kreditinstitute) 2871.
Bildung 54 tf., 355, 42211.,42611.,4701t.

47gfl.
Bildungsabschluß 72f1., 87, 9411,

s.a. Schul- und Berulsausbildung
Bildungsbereiche 55
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Bildungschancen 470ff.
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Bildungsniveau 72t|.
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Bodennutzung 248
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Einschulung 56
Einstellungen 42811., 47511., 4861t.,
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Einwohner 354
Einzelhandel 276ff.
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Eisenbahnverkehr 315if.
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Ernte 251f.
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Produzierendes Gewerbe 230tt.. 260fl

- Arbeitskosten 309f.
- Umweltschutzinvestitionen 3481.
Prüfungen

-Berufsausbildung 62tf.

- Hochschulen 67t1.

Raucher, Rauchgewohnheiten 179f
Reallöhne 307f.
Realschulen 56tf.
Rechtsanwälte 205, 292f.
Behabilitation 183
Reisen 114, 144tf.
Religionszugehörigkeit 164t|.
Renten 192if.
Rentenversicherung, gesetzliche 192tf.
Rentner 1021.. 192ff.
Bichter 205
Rinderbestand, -schlachtungen 253ti.
Rohrfernleitungen 31 1 1., 317f.
Rohstahl 360
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Ruhesland 388tf.
Rundlunk
- Programm '139

- Teilnehmer 312

- wirtschattliche Entwicklung 443tf.
Sozialbeiträge 194, 196f., 2371., 308f
Sozialbeziehungen 47811., 5371.
Sozialbudget 187tf.
Soziale Herkunft 452ff.
- und Bildung 74f.
Soziale Schichtung 449tf., 488f.
Soziale Sicherung
- Ausgaben 187tf.
- Bewertung der 5'19

- Zufriedenheit mit 519
Sozial€ Ungleichheit 449t1.
SozialerWohnungsbau 131f.
Sozialgerichte 203tf.
Sozialhilfe 197fi.
Sozialprodukt 22811., 23311., 324t.
Sozialversicherung 1A7, 19211.

Sozio-ökonomisches Panel 365f.
Sparbücher 1'l7ff.
Spareinlagen 287f.
Sparkassen 286f.
Sport i35, 147
Staat 513tf.
Staatsanwälte 205
Staatsquote 212fi.
Staatsschulden 221ft.
Staatsverbrauch 233tf., 358
Stahl 360
Stalus 449ff.
- sozialer Status 451f.
- Statuslagen 449tf.
Stäube 172, 389f., 348
Steinkohle 326tt..360
Stellung im Berul 86tf., 101ff.,400,

423, 449t.
Sterbefälle 36, 41f.
Sterblichkeit 35
Steueöelaslung 216, 308f.
Steueöerater 292f.
Steuereinnahmen 2'l6tf.
Steuerermäßigungen 190
Steuerpllichtige 217tf,
Steuerquole 216

Saisonverläufe (Handel) 281
Säuglingssterblichkeit 35, 173f., 357
Schadstotf arme Personenkraft-

wagen 350f.
Schadstoffemissionen 339tf.
Scheidungen 45ff.,375f.
Schichtzugehörigkeit,subjeKive 425,

449fi.,488
Schienennetz 311 f.
Schienenfahrzeuge 313f.
Schiffahrt 317f.
Schiffe 314
Schlachtungen 253ff.
Schlepper 249
Schmuck '117f.

Schulabgänger 58f.
Schul- und Berulsausbildung 54tf.,

388fi., 476t.,474fi.
Schulden der öffentlichen Haus-

halte 220ff.
Schulden der privaten Haushalte 121f
Schuldendienst 214,223
Schul€n 56ft.
Schüler 56tf., 72fi., 355
Schwangerschattsabbrüche 180f.
Schwefeldioxid 339tf.
Schweinebestand,

-schlachtungen 253tf.
Schwerbehinderte 181f.

- Arbeitslose 93tf.
Selbständige 86ff., 101f.
Selbslmordlälle 173
Selbstversorgungsgrad 255f.
Sonderschulen 58
Sorgen 463fi.
- Arbeitsplatz 463tf.
- Frieden 463tf.
- Umwelt 463tf.
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Tabakst€uer 217
Tabakwaren (Konsum) 110
Tanker 314f.
Taritpartner 158ff.
Taufen 166f.
Taxi- und l\rietwagenverkehr 315
Teilzeitarbeit 94f.
Teilzeitbeschäftigte
- Gastge,r'lerbe 285
- Handel 278
- Ötlentlicher Dienst 224
Telefonanschlüsse 1 15f., 312
Telexanschlüsse 3'12
Theater 136f.
Tiere, gefährdete 346f.
Ti€rhaltung 253tf.
Tierische Produktion 253tf.
Todesursachen 173f.
Totschlagsdelikle 207,209
Tourismus 144f.
Transferleistungen des Staates 99

103f.
Trauungen, kirchliche 1661.
Tuberkulose 170f.

Übertragungsbilanz 244fi.
[.Jmsatz

- Baugewerbe 268f.
- Bergbau und Verarbeitendes

Gewerbe 261, 2641.

- Energie- und Wasserversorgung 271

- Gastgewerbe 285

- Handel 27811.

- Handwetk 2741.
Umsatzsteuer 217ti.
Umwellbelaslung 335tf.
Umwellschutz 348tf.
- lnvestitionen 348f.
- Zulriedenheil mit 5191.
Unlälle 168f., 171tf., 318, 320tf.
Unfallursachen 320ti.
Unfallverlelzte Personen 168f.,'171 tf.,

3201.
Unlallversicherung 188,291
Universitäten 65ff.
Unternehmen
- Baugewerbe 268f.
- Bergbau und Verarb€itendes

Gewerbe 261f.
- Energie- und Wasserversorgung 271

- Gaslgewerbe 283t1.

- Handel 276ff.
- Handwetk 272

- Krsditinstitut€ 286f,
-Versicherungen 289tf.
Urlaub l'l2tf., 134t., 14411.

Stickoxide 339tf.
Strafgefangene 210f.
Strafgerichte 203ff.
Straftaten 207fi.
Strafvollzug 210f.
Straßennetz 311f.
Straßenverkehr 315tf.
Straßenverkehrsdelikte 209
Straßenverkehrsunfälle 318, 320f.
Streiks 163f.
Streusalz 343
Stromverbrauch 328
Studenten 65t1.,75,355
Studienabsichten 64f.
Studienfächer 66f.
Stund€nlohn (lndustriearbeiter) 305f.
Subvontionen 216

Verarbeitendes Gewerbe 260fl.
Verbraucherpreise 295if.
Verbrauch, privater 99f., 104tf.,233ff.,

358
Verbrauchsgüter produzierendes

Gewerbe 261ti.
Verdiensle 304tf.
Vereinsmitgliedschalt'147
Verlahren bei Gerichten 205r.
Verkehr 311f.



- Energieverbrauch 318f., 331

- lnlrastruktur 311f.
- Luttverschmutzung 339ff.
- Unfälle 173, 318, 320tf.
- Verkehrslärm 342f.
- W€rtschöptung 230ti.
Vermögen 103f., 116fi.
Vermögensbildung(Förderung) 191

Vermögensdelikte 207,209
Verschuldung s. Schulden
Versicherungen 289tf.
Vertriebene 36
Verurteilte 208fl.
Very!,altungsgerichte 203tf.
Verwandte 5341.
Videogeräte (in Haushalten) 1 14 tf.
Viehbestand 253f.
Volkseinkommen 235ff.
Volkshochschulen 70fl.
Volkswirtschafl liche Gesamt-

rechnungen 226ff.
Volkszählung 33f.
Vorsorgeuntersuchungen 1771.
Vorstrafen 211

Wachstumsraten 230
Wahlberechtigte 150f.
Wahlb€teiligung 149t|.
Wahlen 149tf.
Waldfläche 257f.
Waldschäden 344fi.
Warenkorb 295fl.
Wassergef ährdende Stotf e

- Transport 339
Wassergewinnung, -versorgung
Wehrdienstzeit 388tf.
Weinanbau 2511.
Weinkonsum 110, 179
Weiterbildung 70ti.
Werte 513ti.

Wertewandel 513tf.
Wsrtpapiere 116tf., 288f.
Werlschöpfung 230ff.
Wirtschattliche Lage

- allgemein 44311., 46311.

- persönlich 443tf., 463t1.
Wirtschaflskreislaul 227
Wirtschaftsordnung 226
Wirtschaft$ ,achstum 230, 324f.
Wohlbefinden 465tf.
wohllahrtsstaat 519t.
Wohnbedingungen 123ff.
Wohngeld 19'l
Wohnkosten 408tf.
Wohnraumversorgung 123t., 12811.

Wohnumfeld

- Lärmbelästigung 342f.
Wohnungen 123tf.

- Ausstattung 1251., 4OOtl.

- Belegung 128f.

- Belegungsdichte 406tf.
- Bestand 123f.

- fertiggestellte 131tf., 360

- Gtöße 124t.,128fi.
- irieten 106tf., 126ff.
Wohnungsbautätigkeit 130tf.
Wohnungswechsel 412ff.
Wohnungszufriedenheit 410ff., 458ti
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Zahlungsbilanz 244ff.
Zahn*zle 175
Zeitungen, Zeitschriften 140tf.
Zeitven endung 402tl., 42611.

Zigarenenkonsum 110, 178ti.
Zivilverfahren bei Gerichten 205f.
Zulriedenheit
- in Lebensbereichen 458ff.
Zukunltserwartungen 446t1., 4681.
Zulassungen von Krattf ahr-

zeugen 312tf.,350



Zeichenerklärung
ln den Tabellen wurden folgende Zeichen verwendet:
- = nichts vorhanden. : Zahlenwert unbekannt oder geheimzuhalten
... : Angaben fallen später an
x = Nachweis ist nicht sinnvoll bzw. Frageslellung trifft nicht zu
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